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Die vorliegende Forschungsarbeit beschäftigt sich mit der theoretisch und 
methodisch fundierten Ermittlung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung von 
Nebenbahnen, in der Öffentlichkeit auch Regionalbahnen genannt.  Dieses 
Thema wurde deshalb gewählt, weil in Österreich immer wieder verkehrs-
wirtschaftliche und verkehrspolitische Entscheidungen im Raum stehen, die 
solche Bahnen betreffen. Bei diesen verkehrspolitischen und verkehrswirt-
schaftlichen Entscheidungen kann es sich zum Beispiel um Verkehrseinstel-
lungen, Verkehrsverlagerungen von der Schiene auf die Straße oder infrastruk-
turelle Investitionen handeln. Sie können aber auch rechtliche Übertragungen auf 
andere Eigentümer sein.  Alle derartigen Entscheidungen stehen in multiplem 
Zusammenhang mit der Regionalentwicklung und üben gegenseitigen Einfluss 
aus. Dadurch betreffen und gestalten sie ein System aus Raumordnung, 
Siedlung, Wirtschaft, Verkehr und Umwelt.  Diese Systemelemente beeinflussen 
die regionale Entwicklung in sozialer, wirtschaftlicher und ökologischer Richtung. 
Ein Teil des Systemelements Verkehr sind die Nebenbahnen. Daher  sind durch 
verkehrswirtschaftliche und/oder verkehrspolitische, die Nebenbahnen betreffen-
de  Entscheidungen nicht nur  positive oder negative Auswirkungen auf die 
beteiligten Verkehrsunternehmen zu erwarten, sondern es können dadurch auch 
externe Effekte für die betroffenen Regionen auftreten, die sowohl die regio-
nalwirtschaftlichen wie auch die sozialen und  ökologischen Gegebenheiten der 
Region positiv oder negativ beeinflussen. Darüber hinaus sind aber auch über 
die betroffene Region hinausgehende Auswirkungen auf Gesamtösterreich nicht 
auszuschließen. Daher sollten solche Entscheidungen über geplante verkehrs-
wirtschaftliche und/oder verkehrspolitische Maßnahmen auf Nebenbahnen auf 
der Grundlage standardisierter Bewertungsverfahren der regional- und gesamt-
wirtschaftlichen Bedeutung der betroffenen Nebenbahn erfolgen und  die 
Auswirkungen der geplanten Maßnahmen auf die ökonomischen, sozialen und 
ökologischen Gegebenheiten objektiv aufzeigen.  
 
Die vorliegende Arbeit verfolgt zunächst  allgemein das Ziel, auf der Basis einer 
Analyse der Determinanten der Regionalentwicklung  die theoretischen Grund-
lagen und methodischen Möglichkeiten  zur standardisierten Ermittlung der 
regionalwirtschaftlichen Bedeutung von Nebenbahnen in ihren ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Ausprägungen zu untersuchen. Dabei sollen die 
möglichen Theorien und Methoden, die für die Ermittlung der regionalwirt-
schaftlichen Bedeutung von Nebenbahnen relevant  sein können, beschrieben  
und hinsichtlich ihrer Eignung für das vorliegende Forschungsvorhaben beurteilt 
werden. Den theoretischen Hintergrund bilden vor allem Grundlagen und 
Erkenntnisse der Wohlfahrtsökonomik und der Regionalwirtschaft als Teil der 
Gesamtwirtschaft, aber auch Methoden der Alternativenbewertung. Auf dieser 
Basis sollen auch relevante Fragen im Zusammenhang mit der Produktion und 
dem Konsum öffentlicher und privater Güter im Spannungsfeld zwischen den 
Zielen der Eisenbahnverkehrs- und Eisenbahninfrastrukturunternehmen sowie 
den regionalpolitischen Zielen der betroffenen Region betrachtet werden. 
 
In der Folge werden auf der Grundlage einer beispielhaften Untersuchung der 
regionalwirtschaftlichen Bedeutung zweier niederösterreichischer Nebenbahnen 
die ökonomischen, sozialen und ökologischen Auswirkungen konkreter 
Maßnahmen festgestellt und beurteilt. Dabei sollen auch Möglichkeiten und 





1.      Einführung und Problemstellung 
  
1.1    Begriffsdefinitionen 
 
1.1.1 Nebenbahn und Regionalbahn  
 
Das österreichische Eisenbahngesetz (BGBl. 60/1957 i.d.F. BGBl. 125/2006) mit 
dem die Tätigkeiten von  Eisenbahnunternehmen in Österreich geregelt werden, 
kennt unter dem Oberbegriff „öffentliche Eisenbahnen“ nur die Begriffe „Haupt-
bahnen“, „Nebenbahnen“ und „Straßenbahnen“. Hauptbahnen werden dabei als 
„für den öffentlichen Verkehr bestimmte Schienenbahnen von größerer Verkehrs-
bedeutung“ definiert. Zu Hauptbahnen gehören alle Strecken, die im Hoch-
leistungsstreckengesetz BGBL 135/1989 als Hochleistungsstrecken bezeichnet 
sind oder andere Strecken, die vom Verkehrsminister durch Verordnung zu 
Hauptbahnen erklärt wurden. Als Nebenbahnen werden hingegen im § 4 (2) des 
Eisenbahngesetzes  alle für den öffentlichen Verkehr bestimmte Schienen-
bahnen  bezeichnet, sofern sie nicht Hauptbahnen oder Straßenbahnen sind. Der 
Begriff Nebenbahnen ist daher im Gesetz nur durch eine ausschließende 
Beschreibung abgegrenzt (vgl. Catharin, „Eisenbahngesetz 1957“, in Catha-
rin/Gürtlich, „Eisenbahngesetz“. 2007, S.208/5). Für Nebenbahnen gelten andere 
technische Paramter. Gürtlich („Die ökonomischen Grundlagen der Eisen-
bahnen“, in Catharin/Gürtlich, Eisenbahngesetz, 2007, S.49) definiert den Begriff 
Nebenbahnen wie folgt:  
      „Allgemein definiert sind Nebenbahnen Eisenbahnstrecken mit geringer, nur   
     regionaler Verkehrsbedeutung. Ihr Zweck ist die Zubringerfunktion zu Haupt-  
     bahnen“1). 
Worin die nur regionale Verkehrsbedeutung liegt, wird von Gürtlich nicht näher 
erklärt. Der heute in der Öffentlichkeit und in der Politik verwendete Begriff Regio-
nalbahn wird im Gesetz nicht explizit verwendet. Vom Gesetzgeber wird nur der 
Begriff Regionalverkehr definiert. Er hat die Aufgabe, den Verkehrsbedarf einer 
Region zu decken (BGBl 125/2006 § 1. f). Daraus kann abgeleitet werden, dass 
die Bedeutung einer Nebenbahn auf der ja Regionalverkehr stattfindet, in der 
Deckung des regionalen Verkehrsbedarfs liegt. Auf die mögliche Frage, ob die 
Aufgabe einer Nebenbahn über die Deckung des regionalen Verkehrsbedarfs  
hinaus auch regionalwirtschaftliche, soziale und ökologische  Aufgaben für die 
jeweilige Region umfasst, wird vom Gesetzgeber nicht  eingegangen.  
 
Jedenfalls ist aus der gesetzlichen Aufgabenstellung für Nebenbahnen  ableitbar, 
dass für solche Bahnstrecken auch der Begriff Regionalbahn herangezogen 
werden kann. Beide Begriffe werden daher in der gegenständlichen Arbeit 
synonym gebraucht. Zumeist wird jedoch der Begriff Regionalbahn verwendet, 
um dem Thema der vorliegenden Arbeit verbal besser zu entsprechen. Dadurch 
soll  auch der Frage ein höheres Gewicht gegeben werden, welche Bedeutung 
eine Nebenbahn für die Region, in der sie sich befindet und betrieben wird, 
besitzt, wodurch ihr auch eine durchaus höhere Relevanz zukommen kann, als  
der Begriff Nebenbahn gesetzlich vermuten lasst. 
 
Alle im § 1 des bereits zitierten Eisenbahngesetzes definierten öffentlichen Eisen-
bahnen umfassen sowohl die Eisenbahninfrastruktur als auch den Eisenbahnver- 
kehr auf dieser Infrastruktur. Die Gültigkeit des Eisenbahngesetzes erstreckt sich  
 
1) Diese Zweckbestimmung  darf allerdings als nicht hinreichend angesehen werden,     
    weil  sie  gewissermaßen die Aufgabe des öffentlichen Personennahverkehrs auf    
    Nebenbahnen ausschließt,  wenn der Verkehr  nicht auf eine Hauptbahn übergeht,  
    sondern ausschließlich  auf der Nebenbahn stattfindet. 
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somit nicht nur bei Hauptbahnen, sondern auch bei allen Nebenbahnen auf die 
dort   tätigen  Eisenbahninfrastruktur- und  Eisenbahnverkehrsunternehmen  
(vgl.Wappel/Scheyhing/Catharin, 2005, S.10 u.29). Dabei  ist   es  gleichgültig,  
ob sie  sich in öffentlichem, in privatem oder gemischten Besitz befinden.  Diese 
Klarstellung ist erforderlich, weil in der Öffentlichkeit beim Thema Nebenbahnen 
fälschlicherweise oft Infrastruktur- und Verkehrsunternehmen vermischt  werden  
und nur die Nebenbahnen gemeint sind, die von den Österreichischen Bundes-
bahnen betrieben werden.  Bei der Ermittlung der Bedeutung der ÖBB-Neben-
bahnen ist jedoch aufgrund der gegebenen Rechtslage (BGBl.138/2003, § 2, 
8,12, 28 u. 30) zwischen der ÖBB-Infrastruktur AG (vgl. BBGl. 95/2009) und den 
auf Nebenbahnen tätigen Eisenbahnverkehrsunternehmen ÖBB-Personen-
verkehr AG und ÖBB-Rail Cargo Austria AG [letztere für den Güterverkehr] zu 
unterscheiden. Auch die  strategische Kompetenz für die Behandlung der Neben-
bahnen durch die über den genannten Gesellschaften angesiedelte ÖBB-Holding 
AG ist hier zu berücksichtigen.  
 
Weil in der Öffentlichkeit fast immer nur von defizitären ÖBB-Nebenbahnen 
gesprochen wird, muss hier noch auf die in Österreich gegebene Existenz von 
Privatbahnen  hingewiesen werden. Obwohl als Privatbahnen bezeichnet, stehen 
sie entweder zur Gänze oder teilweise im Bundes- oder Landeseigentum und 
sind überwiegend als Kapitalgesellschaften mit öffentlichen und/oder privaten 
Beteiligungen organisiert sind (vgl. www.bmvit.gv.at).  Privatbahnen im Sinne des 
Privatbahngesetzes (BGBl  Nr. 39/2004 i.d.F.BGBl.95/2009) sind Haupt- und 
Nebenbahnen, deren Betreiber ein im Bundesbahngesetz (BGBl 80/2005) nicht 
angeführtes Eisenbahnverkehrsunternehmen ist. Catharin stuft dabei die in 
Österreich bestehenden Privatbahnen als Nebenbahnen ein (vgl. Catharin, 
„Eisenbahngesetz 1957“, in Catharin/Gürtlich Eisenbahngesetz, 2007, S. 208). 
Soweit Privatbahnen den Charakter öffentlicher Eisenbahnen besitzen, demnach  
solche Eisenbahnen sind,  
     „die  dem  allgemeinen Personen-, Reisegepäck oder Güterverkehr zu dienen  
     bestimmt  sind  und  auf  diesen  die  Verpflichtung  zur Erbringung von Eisen-     
     bahnverkehrsleistungen nach Maßgabe der hierfür geltenden Rechtsvorschrif- 
     ten und der Beförderungsbedingungen besteht“  
(vgl.Catharin, 2007, S. 204),  gelten auch für diese österreichischen Privatbahnen 
die Bestimmungen des Eisenbahngesetzes. Beispielhaft sei hier auf die im 
Eigentum des Landes Salzburg, der Stadt Salzburg und der Energie Ober-
österreich befindliche Salzburger Lokalbahn (vgl. www.salzburg-ag.at), auf die im 
Besitz des Landes befindlichen Steiermärkischen Landesbahnen (vgl. 
www.stlb.at) und auf die zur Gänze im Bundesbesitz befindliche Graz- Köflacher 
Bahn- und Busbetrieb GmbH (vgl. www.gkb.at) hingewiesen.    
 
Auch auf den österreichischen Privatbahnen findet regionaler Güter- und/ oder 
Personenverkehr sowie zumeist auch Verkehr statt, der über die Region der 
Privatbahn hinausgeht. Weil auch von bzw. auf Privatbahnen primär der regio-
nale Verkehrsbedarf gedeckt wird,  kann bei diesen Bahnen ebenso wie bei den 
Nebenbahnen der ÖBB von Regionalbahnen gesprochen werden. Dabei ist bei 
allen Privatbahnen so wie auch bei den Nebenbahnen der ÖBB im Hinblick auf 
das Hauptbahnnetz eine Zubringer- und Verteilungsfunktion gegeben. Während 
aber bei den ÖBB, was die Haupt- und Nebenbahnen betrifft, sowohl die Kompe-
tenzen für die Erbringung von Verkehrsleistungen sowie für die Erhaltung und 
den Bau der Eisenbahninfrastruktur gesellschaftsrechtlich in mehrere Kapital-
gesellschaften getrennt sind, handelt es sich bei allen Privatbahnen um Eisen-
bahnverkehrsunternehmen, bei denen diese Trennung nicht gegeben ist. Da-
durch können nach Meinung der privaten Bahnbetreiber Verkehrs- und Trans-
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portlösungen aus einer Hand (vgl. Mackinger, 2009, S. 42) angeboten und 
Synergien genützt werden. Der Umstand, dass bei allen österreichischen 
Privatbahnen keine Trennung zwischen Verkehrs- und Infrastrukturunternehmen 
gegeben ist, kann als Indiz dafür angesehen werden, dass von Privatbahnen die 
ungetrennte Organisation als Gesamtunternehmen für die erfolgreiche Führung 
der Privatbahngesellschaft als besser geeignet angesehen wird. Eine Privatbahn-
gesellschaft kann, soweit sie als Eisenbahnverkehrsunternehmen entsprechend 
zugelassen ist, nicht nur auf der eigenen Infrastruktur, sondern auch außerhalb 
ihrer eigenen Infrastruktur Verkehrsleistungen  anbieten  und abwickeln. Als Fol-
ge der liberalisierten, diskriminierungsfreien Zugangsmöglichkeiten aller zugelas-
senen Eisenbahnverkehrsunternehmen zur Benützung der europäischen Eisen-
bahninfrastruktur (vgl www. europarl.europa.eu) gewinnt die Geschäftstätigkeit 
von Privatbahnen auch auf anderen als ihrer eigenen Infrastruktur an Bedeutung. 
 
1.1.2    Region 
 
Um der Aufgabenstellung der vorliegenden Arbeit zu entsprechen, bedarf es 
auch der Definition des Begriffs Region. 
 
Der Begriff Region wird im allgemeinen Sprachgebrauch in verschiedener Hin-
sicht verwendet. Heintel (1998, S. 23) zitiert eine aus der Raumordnung über-
nommene Begriffserklärung. Hier wird unter Region 
     „eine räumliche Einheit verstanden, die gemeinsame historische, kulturelle   
     und wirtschaftliche Eigenheit aufweist“ 
und als Aktionsebene zwischen Staat und Kommunen anzusehen ist. In Gablers 
Wirtschaftslexikon wird unter einer Region ein  
     „zusammenhängendes geographisches Gebiet von zumeist mittlerer  Größen- 
     ordnung  zwischen  aggregierter  Volkswirtschaft und disaggregierten  Raum - 
     punkten  (Lokalitäten) als  Kennzeichnung einer  bestimmten  Maßstabsebene 
     der räumlichen Analyse“  
verstanden (vgl. Gabler, CD 98). Diese Definition sagt aus,  dass es sich bei 
einer Region  um ein geographisches Gebiet handelt, welches sich innerhalb 
einer Volkswirtschaft, also innerhalb eines Staates befindet, aber kleiner ist als 
das Staatsgebiet. Eine weiter gefasste Definition wird von Maier/Tödtling/Trippl  
(2006, S. 13) vorgenommen. Als Region werden hier verschiedene Arten 
räumlicher Gebilde in der Form sub-nationaler, supra-nationaler und trans-
nationaler Territorien bezeichnet, ohne den Begriff Territorium näher zu 
definieren. Letzterer Begriff kann nach Schwarz (Wie1996, S. 33) sinnverwandt 
mit den Begriffen Gebiet und Raum verwendet werden  Der aus dem 
Lateinischen stammende Begriff versteht unter Territorium allgemein ein aus 
Grund und Boden bestehendes Gebiet im Sinne eines Hohheitsgebietes. 
Historisch gesehen handelt es sich dabei um das Gebiet eines Landesherrn oder 
einer Reichsstadt. Der Begriff Territorium hat also geschichtlich eine politische 
Dimension, was nicht unbedingt für die Deutung des Begriffs Region zutreffen 
muss. In diese Richtung geht auch die folgende Definition, die unter einem 
Territorium „…einen Raumausschnitt, der Machtverhältnisse, konkrete Regeln 
und Befugnisse zum Ausdruck bringt“ versteht (vgl.Zdrowomyslaw/Bladt, 2009, 
S.103). Dabei kann es sich nach den beiden Autoren sowohl um ein 
nationalstaatliches Territorium als auch um ein unternehmerisches Territorium 
handeln. In Österreich könnte zum Beispiel die VOEST Linz mit zahlreichen 
Gebäuden, Anlagen, eigenem Straßen- und Schienennetz als Territorium eines 
Unternehmens bezeichnet werden. Für die Problemstellung der vorliegenden 
Arbeit ist der Begriff Region jedoch nicht als Territorium zu verstehen, sondern 
als ein nach bestimmten Kriterien abgegrenztes sub-nationales Gebiet.   
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Die Problematik und Komplexität einer eindeutigen Klarstellung des Begriffs 
Region kommt auch in den Definitionen der Europäischen Union zum Ausdruck. 
Nach Artikel 1 vom 18.11.1988 der Gemeinschaftscharta der Regionalisierung 
wird unter Region ein Gebiet verstanden,  
„…das aus geopolitischer Sicht eine Einheit bildet oder einen Komplex von  
Gebieten darstellt, die ein in sich geschlossenes Gefüge darstellen und deren 
Bevölkerung durch bestimmte gemeinsame Elemente gekennzeichnet ist, die 
die daraus resultierenden Eigenschaften bewahren und weiterentwickeln 
möchte, um den kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt 
voranzutreiben“.  
Zu den gemeinsamen Elementen werden dabei bestimmte Merkmale hinsichtlich 
der Gemeinsamkeit von Sprache, Kultur, Tradition und den Interessen verschie-
dener Bereiche (z.B. der Wirtschaftsbereich oder das Verkehrswesen) gezählt. 
Dass diese Definition  zahlreiche Abgrenzungsprobleme insbesondere auch im 
Hinblick auf gezielte Förderungen durch die EU aufwirft, liegt auf der Hand. 
 
Die regionale Abgrenzung räumlicher Gebilde kann nach Maier/Tödtling (2006, 
S.15) besser aufgrund von Homogenitäts- und/oder Funktionalitätskriterien 
erfolgen. In diesem Sinn können Gebiete, die aufgrund bestimmter Indikatoren 
homogen sind, also z.B. ähnliche geographisch landschaftliche Charakteristiken 
oder Wirtschaftsstrukturen aufweisen, als Region zusammengefasst werden [z.B. 
wegen des Waldreichtums als Region Waldviertel]. Oder Räume können etwa 
aufgrund ähnlicher Beschäftigungs- oder Einkommensverhältnisse zu Regionen 
aggregiert werden (Homogenitätsprinzp). Demgegenüber kann die funktionale 
Ab- und Eingrenzung von Regionen  auch aufgrund der Beziehungen oder Ab-
hängigkeiten zwischen räumichen Gebilden  vorgenommen werden (Funktionali-
tätsprinzip). Dabei ist zu beurteilen, ob ein Teilraum zu anderen Teilräumen eine 
stärkere Beziehung hat als zu Räumen außerhalb dieser Teilräume. Solche 
Beziehungen können auch durch Pendlerströme zum Ausdruck kommen. 
 
In der Literatur findet sich auch eine Abgrenzung des Begriffs Region nach 
Planungsprinzipien (vgl. Lauschmann, 1976, S 28). Dabei handelt es sich um 
eine Abgrenzung nach Raumordnungskriterien, nach denen  für ein bestimmtes 
Gebiet ordnungspolitische Ziele erreicht werden sollen. Auf die manchmal 
erforderliche Abgrenzung nach administrativen Kriterien wird weiter unten 
eingegangen. 
 
Aufgrund der verschiedenen Aggregierungs- und Betrachtungsmöglichkeiten von  
Gebieten stellt Jalsovec (2000, S. 12) fest, dass kein einheitlicher Begriff für 
Region existiert, sondern dass  damit räumlich unterschiedliche Dimensionen be-
nannt werden. Das Verständnis des Begriffs Region reicht somit von lokaler über 
sub-nationaler, supra-nationaler bis zu trans-nationaler Dimensionierung. Nach 
Jalsovec  (vgl. 2000, S.13) sind somit Regionen  „(…) geographische  Einheiten,  
innerhalb   derer   oder   zwischen  denen   wirtschaftliche Aktivitäten stattfin-
den“, wobei die Abgrenzung mit dem Untersuchungsgegenstand variiert. Auch 
Zdrowomyslaw/Bladt bezeichnen den Begriff Region als mehrdeutiges 
Betrachtungsobjekt unter dem im Sprachgebrauch Gegenden, Gebiete, Räume, 
politisch-administrative Gebietseinheiten oder Zusammenfassungen von lokalen 
Verwaltungsgebieten verstanden werden.  
 
Der Begriff Region wird also in vielfältiger Hinsicht verwendet und interpretiert.  
Zumeist wird er aber zwischen lokal und national als Teilraum einer Volks-
wirtschaft angesiedelt. Im niederösterreichischen Raumordnungsgesetz 1976 
(vgl.LGBl 8000-23, 17.Novelle), das für die beiden zu untersuchenden Neben-
bahnen relevant ist, wird Region als „…ein zusammenhängendes Gebiet, das 
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durch gleichartige Probleme oder funktionelle Zusammengehörigkeit gekenn-
zeichnet ist…“ definiert. 
 
Im Hinblick auf die Aufgabenstellung, die regionalwirtschaftliche Bedeutung von 
Nebenbahnen zu ermitteln, kann der Begriff Region  grundsätzlich aber nur den 
Teilraum umfassen, in dem diese Bahnstrecken liegen und in der Lage sind, den 
regionalen Verkehrsbedarf zu decken, wodurch sie regionalwirtschaftliche Be-
deutung besitzen.  Die Grenzen dieses Teilraums werden dabei funktionell  durch 
die Erreichbarkeit der jeweiligen Nebenbahn gebildet (vgl. Abschn. 3.2.1, S.20).  
 
Ein wesentliches Kriterium für die Ermittlung der regionalwirtschaftlichen Bedeu-
tung von Nebenbahnen ist allerdings die Existenz von regional abgegrenzten 
Daten aufgrund derer die Bedeutung einer Region und einer Regionalbahn 
untersucht und bewertet werden kann. Deshalb erscheint  für die vorliegende 
Arbeit neben den anderen Faktoren auch die Abgrenzung nach administrativen 
Kriterien erforderlich. Darauf  wird auch von Richardson  (1973, S. 8)  ver-wiesen. 
Er macht darauf  aufmerksam, dass die Datenbasis oft für eine rein funktionale 
Abgrenzung von Regionen nicht oder nur unzureichend vorhanden ist, sondern 
von administrativen Gegebenheiten abhängt. Deshalb wird sich in der 
gegenständlichen Arbeit die Abgrenzung der von einer Regionalbahn tangierten 
Region auch an administrativen Kriterien orientieren müssen. Dies deshalb, weil 
der regionale Untersuchungsraum für die Feststellung der Bedeu-tung einer 
Regionalbahn einerseits von der empirisch zu ermittelnden Erreich-barkeit der 
Bahn und anderseits von der verfügbaren Datenbasis für die Bewer-tung 
bestimmt wird. Die dabei maßgebenden administrativen Einheiten, die dem 
regionalen Untersuchungsraum zugerechnet werden können, sind damit in erster 
Linie die betroffenen Gemeinden und die zuständigen Bezirkshauptmann-
schaften, soweit regionale Daten für die Bewertung der Bedeutung einer 
Regionalbahn vorhanden sind und genützt werden können. 
 
1.1.3    Regionalökonomie und Gesamtwirtschaft  
 
Im Hinblick auf die Aufgabenstellung dieser Arbeit bedarf es auch einer 
definitorischen Klarstellung und Abgrenzung der Begriffe Regionalökonomie und  
Gesamtwirtschaft.  
 
Eckey (2008, S.7 ff). versteht unter Regionalökonomie allgemein die wissen-
schaftliche Beschäftigung mit der Verteilung menschlicher (zumeist wirtschaft-
licher) Aktivitäten im Raum. Konkret definiert Eckey  (2008, S.13) Regio-
nalökonomie als  „(…) jenen Teil der Volkswirtschaftslehre, der sich schwer-
punktmäßig mit der  räumlichen Dimension ökonomischen Handelns beschäftigt“. 
In Bezug auf die Regionalökonomie  als Wissenschaft unterscheidet Eckey zwi-
schen den theoretischen Grundlagen des regional-ökonomischen Handelns und 
der politischen Dimension der Einflussnahme auf die menschlichen Aktivitäten in 
und zwischen den regionalen Räumen. Die politische Dimension [vgl. S. 28 f] 
bedeutet dabei die Beschäftigung mit der Einflussnahme auf die 
regionalwirtschaftliche Entwicklung von Gebieten, in erster Linie also mit den 
Fragen der Regionalpolitik durch die öffentliche Hand. Der Begriff Regional-
ökonomie ist daher auch  eng mit dem Begriff Raumordnung verwandt [vgl. Pkt. 
3.2.2, S. 22 ff].  
 
Wenn beim Wirtschaftsbegriff von der Unterscheidung in Einzelwirtschaft und 
Gesamtwirtschaft ausgegangen wird, dann ist Regionalwirtschaft ein Teil der 
Gesamtwirtschaft, die von den Dimensionen lokaler Wirtschaft, Regionalwirt-
schaft  über Volkswirtschaft, Großraumwirtschaft bis zu Weltwirtschaft reicht. Der 
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Begriff Regionalwirtschaft beschreibt dabei den Teil einer  Volkswirtschaft, bei 
dem es allgemein um wirtschaftliche Handlungen in einer Region geht, 
wissenschaftlich aber auch um die Erzielbarkeit eines optimalen regionalen 
Zustandes an Wohlfahrt gehen kann. Dabei kann zunächst  allgemein  von  der  
Definition des Begriffes Wirtschaft ausgegangen werden. Wöhe (2008, S. 2) 
versteht etwa unter Wirtschaft  den   
 „(…) Inbegriff aller planvollen menschlichen Tätigkeiten, die unter Beachtung 
des ökonomischen Prinzips (Rationalprinzips) mit dem Zweck erfolgen, die    
- an den Bedürfnissen der Menschen gemessen -  bestehende Knappheit der 
Güter zu verringern“.  
Das generelle ökonomische Prinzip ist daher auch für die Regionalwirtschaft 
gültig, deren zentrale Aufgabe - wie auch in der Volkswirtschaft - das optimale 
Haushalten mit knappen Gütern im Hinblick auf die Erzielung eines optimalen 
oder bestmöglichen wirtschaftlichen Zustands darstellt. Das bedeutet auch für 
eine Region entweder mit einem bestimmten Input ein Maximum an Output zu 
erzielen oder ein bestimmtes Ziel mit einem Minimum an Einsatz zu erreichen. 
Das Ausmaß mit dem dies erreicht wird, wird als  Wirtschaftlichkeit bezeichnet. 
Es wird volkswirtschaftlich durch das  monetäre Verhältnis von Ausgaben und 
Einnahmen bestimmt und im betrieblichen Rechnungswesen durch das Verhält-
nis von Aufwand und Ertrag bzw. Kosten und Erlös ausgedrückt. Diese Wirt-
schaftlichkeitskriterien gelten ebenso für den Begriff der Regionalwirtschaft, 
wobei in der vorliegenden Arbeit von einer über die monetären betriebswirt-
schaftlichen Größen Aufwand, Ertrag, Kosten und Erlös hinausgegangen wird 
und eine gesamthafte Betrachtung erfolgt [vgl. weiter unten].   
 
Die Feststellung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung einer  Regionalbahn als 
potenzieller Einflussfaktor auf die zugehörige regionale Entwicklung muss unter 
all den genannten  Aspekten betrachtet werden. Einerseits, weil derartige 
Bahnen einen mehr oder weniger großen Beitrag zur regionalen wirtschaftlichen 
Entwicklung leisten bzw. leisten können, anderseits aber dadurch auch die 
Beziehungen zu anderen Räumen und Regionen beeinflusst werden. Die 
Bedeutung von Regionalbahnen muss daher auch unter dem Aspekt der Raum-
ordnung gesehen werden. Dabei geht es grundsätzlich um die Gestaltung einer 
räumlich ausgewogenen und wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstruktur mit einem 
ausreichenden Angebot an Arbeits- und Ausbildungsplätzen. Es geht dabei aber 
auch um die gezielte Verbesserung der Lebensbedingungen in struktur-
schwachen Gebieten. Entsprechend dieser raumordnungspolitischen Aufgaben-
stellung können Regionalbahnen dazu beitragen, eine optimale oder best-
mögliche Verteilung der menschlichen Tätigkeiten und eine nachhaltige Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse zwischen den Regionen als Teilräume eines 
Staates zu erzielen. Im Hinblick auf diese erweiterte Aufgabenstellung von 
Regionalbahnen soll daher noch auf den Begriff der Gesamtwirtschaftlichkeit 
eingegangen werden, weil auch er für die Feststellung der regionalwirt-
schaftlichen Bedeutung von Nebenbahnen Bedeutung besitzt. 
 
Der Begriff Gesamtwirtschaftlichkeit wird zwar in vielen Publikationen verschie-
denster Bereiche verwendet, aber nur unzureichend  und wenn überhaupt, dann 
jeweils aus subjektiver  Sicht definiert. Dies gilt auch im Zusammenhang mit der 
Eisenbahn, also auch für eine regionale Nebenbahn. Catharin/Gürtlich ( 2007, S. 
126) verwenden diesen Begriff bloß im Zusammenhang mit der Berechnung des 
Infrastrukturbenützungsentgelts, dessen Grundlage eine kameralistische, eine 
betriebswirtschaftliche, eine volkswirtschaftliche und eine gesamtwirtschaft-liche 
Wegekostenrechnung sein kann, wobei die Autoren unter gesamt-wirtschaftlich 
nur die Zusammenfassung von betriebs- und volkswirtschaftlichen Rechnungen 
verstehen.  
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In der gegenständlichen Arbeit wird aber von folgenden Überlegungen ausge-
gangen: Wenn unter Wirtschaft allgemein der rationale Umgang mit - an den 
Bedürfnissen der Menschen gemessenen - knappen Ressourcen [vgl. S. 11] und 
unter Wirtschaftlichkeit das monetäre Verhältnis von Input und Output zu 
verstehen ist, so drückt sich im Begriff Gesamtwirtschaftlichkeit das messbare 
Verhältnis zwischen den gesamten mit wirtschaftlichem Handeln verbundenen 
Vorteilen (Nutzen) und den Nachteilen  (Kosten) aus.  Die gesamtwirtschaftlichen 
Bewertungskriterien sind daher Kosten und Nutzen in all ihren messbaren 
Ausprägungen. Durch Einfluss nehmende Maßnahmen, die eine Regionalbahn 
tangieren, werden  sowohl betriebswirtschaftliche als auch volks- und regional-
wirtschaftliche, aber  auch soziale und  ökologische  Gegebenheiten  berührt,  die  
unterschiedliche Kosten- und Nutzenänderungen bei den Betreibern der Regio-
nalbahn, aber auch bei den Benutzern und bei der Allgemeinheit hervorrufen 
können. Der Begriff Gesamtwirtschaftlichkeit umfasst daher in dieser Arbeit mehr 
als die Zusammenfassung betriebs- und volkswirtschaftlicher Rechnungen. Er 
umfasst  die Einbeziehung aller von der Regionalbahn verursachten Kosten  und 
Nutzen sowie alle durch bestimmte auf der Regionalbahn geplante oder 
getroffene Maßnahmen hervorgerufenen Kosten- und Nutzenänderungen soweit 
sie erfass- und messbar sind. In diesem Sinn  berücksichtigt der Begriff 
Gesamtwirtschaftlichkeit in dieser Arbeit auch die Wirkungen einer  Regionalbahn 
auf  die soziale Wohlfahrt und auf die Umwelt der betreffenden Region und der 
mit der Region verflochtenen  Räume. In diesem Sinn wird die regional-
wirtschaftliche Bedeutung von Regionalbahnen als eine gesamtwirtschaftliche 
Bewertung verstanden, bei der alle Vor- und Nachteile der von einer Regional-




Die zumeist für den öffentlichen Personennahverkehr im ländlichen Raum aber 
teilweise auch für den Güterverkehr betriebenen Nebenbahnen sind wegen des 
ständigen Zuschussbedarfs durch Bund  bzw.  Länder immer  wieder  Gegen-
stand politischer Diskussion. Besonders gilt dies für die zur Gänze im Eigentum 
des Bundes befindlichen defizitären Nebenbahnen der ÖBB. Aufgrund der in der 
Vergangenheit permanent gegebenen budgetären Knappheit und der dadurch 
nur unzureichend  vorhandenen Finanzmittel für eine Erneuerung ist die Eisen-
bahninfrastruktur der regionalen Nebenbahnen überwiegend veraltet und das 
Leistungsangebot entspricht zumeist nicht mehr den Anforderungen eines 
modernen Verkehrswesens. Daher sind auf den meisten Regionalbahnstrecken 
der ÖBB die Anzahl der beförderten Personen und oft auch die beförderte 
Tonnage der Gütertransporte rückläufig. Die Erlöse aus diesen Verkehren kön-
nen daher die betrieblichen Verkehrskosten,  aber auch die Kosten für die Erhal-
tung und Erneuerung der Infrastruktur bei weitem nicht decken. Vor der Umwand-
lung des Wirtschaftskörpers ÖBB in getrennte Kapitalgesellschaften (vgl. BGBl. 
138/2003) wurde der Verlust allein aus Betrieb und Erhaltung der Nebenbahn-
infrastruktur mit 1,2 Mrd. ATS [87,2 Mio. €] angegeben (vgl. BMVIT, Kukacka, 
parl. Korrespondenz 6.6.2000/Nr.340). Dieser jährliche Fehlbetrag muss 
aufgrund aktueller Gesetzesbestimmungen im Rahmen von Verträgen zwischen 
dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie, dem Finanz-
minister und der ÖBB-Infrastruktur AG im Wege von Zuschüssen aus dem 
Bundesbudget und damit aus Steuergeldern durch die Allgemeinheit finanziert 
werden. In den Rahmenverträgen über den Zuschussbedarf müssen Gegenstand 
und Höhe des Zuschusses, Zuschussbedingungen und Zahlungsmodalitäten 
festgelegt sein (vgl. BGBl. 95/2009, § 42(3)). Die Gewährung von Zuschüssen für 
Infrastrukturbereitstellung und Infrastrukturvorhaben im besonderen regionalen 
Interesse kann aber davon abhängig gemacht werden, dass entsprechende 
14 
Kostenbeiträge durch Dritte, insbesondere von Gebietskörperschaften geleistet 
werden (vgl. BGBl. 95/2009, § 44). Im Hinblick auf diese aktuelle gesetzliche 
Bestimmung müssten Fehlbeträge aufgrund von ungedeckten Infrastrukturkosten 
für Regionalbahnen künftig in den Verträgen für Zuschüsse enthalten sein, 
insoferne die Gewährung der Zuschüsse nicht von Beitragszahlungen der 
Gebietskörperschaften abhängig gemacht wurde. 
 
Zusätzlich zu den infrastrukturbedingten Fehlbeträgen belasten die Kosten aus 
der Beförderungstätigkeit auf Nebenbahnen das Geschäftsergebnis der Perso-
nenverkehr AG und der Rail Cargo Austria AG, die beide versuchen müssen, 
monetäre Verluste  durch den Eigentümer finanziell ausgeglichen zu bekommen.  
 
In einer Analyse des Regionalbahnproblems für den Personenverkehr beurteilt 
Sammer (vgl. ÖVG, Bd.93, S. 5) die Situation der Regionalbahnen als eine Folge 
der gegebenen Rahmenbedingungen. Durch die Zersiedelung und den Ausbau 
der Straßen kam und kommt es durch die gegebene Lage der Bahnhaltestellen 
zu einer verschlechterten Anbindung der Ortschaften an die Regionalbahn. Die 
Folge war und ist neben dem auch dadurch zunehmenden motorisierten Indivi-
dualverkehr die Existenz von bahnparallelen öffentlichen Busverkehren mit 
bedarfsgerechter liegenden örtlichen Haltepunkten. Dadurch ist für die Bevölke-
rung gegenüber der Lage der Bahnhaltestellen eine bessere Erreichbarkeit ge-
geben, deren Folge wiederum eine geringer werdende Nachfrage nach Bahnlei-
stungen ist. Abnehmende Erlöse und eine geringe Kostendeckung begründen 
den hohen finanziellen Zuschussbedarf, was seit Jahren die Modernisierung der 
Bahn verhindert und gleichzeitig die zur Wirtschaftlichkeit verpflichteten ÖBB-
Gesellschaften zu Fahrplanausdünnungen und Angebotsreduzierungen zwingen. 
Dies wiederum führt zu einem weiteren Nachfragerückgang und setzt die 
Negativspirale  fort. Eine ähnliche Situation ist in einigen Fällen auch im Güter-
verkehr anzutreffen. Mangels ausreichender finanzieller Mittel führen zu geringe 
Investitionen in die Erhaltung und Leistungsfähigkeit von Regionalbahnen zu 
Aufkommens- und Erlösrückgängen und verstärken die negativen Auswirkungen 
auf die Wirtschaftlichkeit der Eisenbahnverkehrsunternehmen.  
 
Zur Lösung dieses Problems wurde in den Jahren 2005 und 2006 unter der 
Leitung der ÖBB-Holding AG von den ÖBB-Gesellschaften und Vertretern des 
Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie ein Regionalbahn-
konzept erstellt aber nicht veröffentlicht [dem Verfasser wurde allerdings Einsicht 
gewährt). Darin wurden alle Regionalbahnen aus der Sicht der ÖBB-Gesell-
schaften beurteilt und in die Kategorien W, Y und Z eingeteilt: 
 
• Regionalbahnen der Kategorie W  (1620 km) sind  vom Personen- und 
Güterverkehr benötigte, aber durch Mobilitätskonzepte hinsichtlich 
Effizienz und Attraktivität zu verbessernde Bahnstrecken,  
• Unter Kategorie Y    (293 km) fallen Regionalbahnen, die an einen Nach-
folgebetreiber übertragen werden sollten, aber nicht unbedingt einzu-
stellen wären und  
• als Kategorie Z   (332 km) wurden alle nicht mehr befahrbaren oder nicht 
mehr befahrene  Strecken oder solche zusammengefasst, von denen sich 
der Personen- und Güterverkehr kurzfristig zurückziehen möchte. 
  
Im internen Umsetzungskonzept Regionalbahnen der ÖBB-Holding AG vom 
10.01.2007 wurde bei Einstellung oder Abtretung der unwirtschaftlichsten 
Regionalbahnen (Kategorien  Y und Z mit einer Streckenlänge von 625 km) für 
den Zeitraum 2007 – 2012 ein Einsparungspotenzial  von jährlich 48,29 Mio. 
Euro errechnet. In diesem Zusammenhang ist aber auf die besondere Proble-
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matik der Erlös- und Kostenzuscheidung für Nebenbahnen hinzuweisen [vgl.  S. 
84 f].  
 
Für regionale Privatbahnen, wie es zB. die Graz-Köflacher Bahn oder die Monta-
foner Bahn sind,  gilt - wie bereits erwähnt - das Privatbahngesetz (BGBl. 
39/2004) und gelten damit etwas andere Rahmenbedingungen. Gemäß  § 4 
dieses Gesetzes kann der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie  
     „(…) im  Einvernehmen  mit  dem  Bundesminister  für  Finanzen auf der Basis  
     von Unterstützungsansuchen und  vorgelegter mehrjähriger Pläne im Rahmen  
     mittelfristiger  Investitions-  und  Erhaltungsprogramme  Finanzierungsbeiträge  
     gewähren,  die  für  die Erfüllung der eisenbahnrechtlichen Verpflichtungen er- 
     forderlich  sind  und mit  den  Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit  
     und Zweckmäßigkeit im Einklang stehen“. 
  
Die Gewährung dieser Finanzierungsbeiträge kann von der mindest gleich hohen 
Beteiligung anderer Gebietskörperschaften, wie Länder oder Gemeinden, oder 
sonstiger am Betrieb der Privatbahn interessierter Rechtsträger abhängig ge-
macht werden. Dadurch ist die Situation der privaten Regionalbahnen in 
Österreich finanziell besser als bei den ÖBB- Nebenbahnen. Bei diesen erfolgt 
die Beteiligung von Gebietskörperschaften nur im Rahmen von geschlossenen 
Verkehrsdiensteverträgen für bestellte Leistungen. Derartige Verträge zwischen 
der Personenverkehrs AG und dem Bund bzw. den Landesregierungen existie-
ren zwar, doch decken die Erlöse daraus nicht zur Gänze die anfallenden Ko-
sten.  
 
Dass in der Vergangenheit  trotz der von den ÖBB-Nebenbahnen hervorgeru-
fenen Fehlbeträge nur in relativ geringem Umfang Betriebs- oder Strecken-
einstellungen beantragt wurden, könnte auch auf die Befürchtung zurückzuführen 
sein, dass mit der Einstellung einer Strecke gemäß Eisenbahngesetz § 29 (2) die 
mit hohen Kosten verbundene Möglichkeit bestünde, vom zuständigen Landes-
hauptmann (vgl. Eisenbahngesetz 1957, BGBl. 125/2006) den Rückbau der ein-
gestellten Bahnstrecke auferlegt zu bekommen. Dem zitierten Regionalbahn-
konzept der ÖBB-Holding AG ist zu entnehmen, dass bis Ende des Jahres 2006 
von den ehemals 113 Nebenbahnen der ÖBB mit einer Streckenlänge von 2559 
km  nur 22 Strecken mit einer Länge von 306 km eingestellt, verkauft oder an 
Dritte abgetreten wurden. Durch den mittlerweile gegebenen schlechten   
Streckenzustand sind weitere 17 Regionalbahnen mit einer Länge von 254 km 
unbefahrbar und sollten sowohl aus Sicht des ÖBB-Personen- und Güterverkehrs 
wie auch aus der Sicht  der ÖBB- Infrastrukturgesellschaften dauerhaft eingestellt 
werden.   
 
Auf der Basis dieses Regionalbahnkonzepts wurde aufgrund eines Vertrags 
zwischen dem Verkehrsministerium und dem Land Niederösterreich 
(www.noe.gv.at) mit Wirksamkeit vom 12.12.2010 (Fahrplanwechsel) die 
Infrastruktur von Nebenbahnen mit einer Gesamtstreckenlänge von 620 km  ins 
Eigentum des Landes Niederösterreich übertragen. Darunter auch die der 
Thayatalbahn, die in dieser Arbeit Gegenstand der beispielhaften Ermittlung der 
regionalwirtschaftlichen Bedeutung von Nebenbahnen ist. Der Weiterbetrieb 
dieser Strecken würde dann nach dem Privatbahngesetz erfolgen.  
 
Die Einstellung oder Teileinstellung des Betriebs auf einer ÖBB-Nebenbahn-
strecke  hätte  - je  nach  Bahnstrecke -   unterschiedliche  betriebswirtschaft-
liche Auswirkungen auf die ÖBB-Gesellschaften.  Während dadurch bei der 
Personenverkehrs AG auf manchen Strecken eine Geschäftsverbesserung mög-
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lich sein dürfte, könnte die Streckeneinstellung für RailCargo Austria auch zu 
einer Ergebnisverschlechterung führen, da die betroffenen Transporte, die oft 
weit über die Regionalbahn hinaus ins österreichische und europäische Bahn-
netz erfolgen oder von dort kommen, zur Gänze wegfallen würden und den 
Verlust von Deckungsbeiträgen zur Folge hätte. Während im Falle einer 
Auflassung durch Bescheid des  zuständigen  Landeshauptmannes  für  die  
Infrastruktur  Bau AG - falls keine Nachnutzung möglich ist - unter  Umständen  
hohe  Rückbaukosten  anfallen  könnten, dürften  bei Betriebseinstellungen die 
größten Einsparungen bei der ÖBB-Infrastruktur AG zu erwarten sein. Sie hat 
daher aufgrund der bei Einstellungen oder Abtretungen zu erwartenden Einspa-
rungen  das relativ größte  betriebswirtschaftliche Interesse an Streckenein-
stellungen oder Abtretungen an Dritte.  
 
Als Folge der oben beschriebenen Umstände kann sich für manche Strecken 
auch ein Interessenkonflikt zwischen den einzelnen ÖBB-Aktiengesellschaften. 
ergeben. Dies gilt besonders für Regionalbahnstrecken, die aus der Sicht der 
Eisenbahnverkehrsunternehmen und der Infrastruktur unterschiedlich beurteilt 
werden. Während die ÖBB-Infrastruktur AG solche Strecken zur Disposition 
(Stilllegung, Auflassung, Verkauf)  zu stellen beabsichtigt, können die Personen-
verkehr AG und die Rail Cargo Austria AG teilweise gegensätzliche Vorstel-
lungen haben. Sie reichen vom Rückzug aus dem Markt im  Personenverkehr bis 
zu Verbesserungswünschen des Güterverkehrs für bestimmte Strecken.  
 
Bei beiden für die gegenständliche Arbeit als Beispiel ausgewählten Regional-
bahnstrecken kommen diese unterschiedlichen Interessen der ÖBB-Aktienge-
sellschaften besonders zum Ausdruck. So wird für den Streckenabschnitt 
Schwarzenau - Waidhofen an der  Thaya [der ab 12.12.2010 ins Eigentum des 
Landes Niederöstereich überging] und für den Streckenabschnitt Schwarzenau - 
Zwettl von der ÖBB-Personenverkehrs AG, die Personenbeförderung statt auf 
der Schiene auf der Strasse mit dem Bus durchgeführt. Von der Rail Cargo 
Austria AG  wird jedoch für beide Strecken und insbesondere für den 
Streckenabschnitt  Zwettl - Martinsberg Gutenbrunn zumindest bis zum Bahnhof 
Waldhausen die Beibehaltung der Transportleistungen auf dieser Nebenbahn als 
erforderlich angesehen. Auf der Strecke Zwettl - Martinsberg Gutenbrunn wurde 
der Personenverkehr auf der Schiene trotz eines Expertengutachtens aus dem  
Jahr 1980 (ÖROK, Schriftenreihe 22)  bereits 1986 (vgl. Liebhart, 2004, S. 31) 
eingestellt. Gegenwärtig wird auch eine teilweise Streckenstilllegung erwogen. 
 
Sollten seitens einer oder mehrerer ÖBB-Aktiengesellschaften auf Regio-
nalbahnstrecken derartige Initiativen konkretisiert werden, so stellt sich die Frage, 
auf welcher theoretischen und methodischen Grundlage diese Entscheidungen 
vorbereitet und getroffen werden. Genügen hier die betriebswirtschaftlichen 
Beurteilungen durch die ÖBB-Aktiengesellschaften oder  ist auch unter Berück-
sichtigung regionalwirtschaftlicher sowie sozialer und ökologischer Ziele eine 
übergeordnete, also über die eigentliche Region hinausgehende  gesamtwirt-
schaftliche Beurteilung durch den Bund und die Länder wünschenswert oder 
sogar erforderlich. Es ergibt sich daher die Frage, ob und wie der Staat als 
öffentlicher Eigentümer der ÖBB-Gesellschaften  aufgrund  einer gesamthaft 
festgestellten regionalwirtschaftlichen Bedeutung der Bahnen  bewusst in die 
Entscheidung eingreifen soll oder sogar muss. Eine derartige umfassende 
Bewertung aus regional- und gesamtwirtschaftlicher Sicht, also unter Betrachtung 
und Einbeziehung  ökonomischer, sozialer und ökologischer Kriterien ist  bis dato 
nicht durchgeführt worden. Auch nicht im unter Mitwirkung des Bundesmi-
nisteriums für Innovation und Technologie, des Bundesministeriums für 
Finanzen, der Bundesländer und der ÖBB-Gesellschaften erstellten Regional-
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bahnkonzepts der ÖBB-Holding (vgl. ÖBB-Holding, 2006). Nur im Jahre 1980 
wurde für die Österreichische Raumordnungskonferenz (vgl. ÖROK, 1980, 
Schriftenreihe 22) durch eine Expertengruppe unter der Leitung von Univ. Prof. 
Dr. Peter Faller (WU Wien)  die verkehrs- und raumwirtschaftliche Bedeutung von 
44 ÖBB-Nebenbahnen in Österreich untersucht  und deren Erhaltungswürdigkeit 
nach bestimmten Kriterien und Indikatoren  beurteilt.  
• Die verkehrswirtschaftliche Bedeutung der Nebenbahnen im Wagenla-
dungs- und Stückgutverkehr sowie im Personenverkehr wurde aufgrund 
des Aufkommens und der möglichen Nachfrage festgestellt.  
• Bei der raumwirtschaftlichen Bedeutung kamen auch gesellschaftliche 
und regionalwirtschaftliche Indikatoren  zur Anwendung, wurden aber 
nicht monetär bewertet.   
• Als gesellschaftliche  Indikatoren wurden die Wohnbevölkerung, die 
Bevölkerungsdichte, die Zahl der wohnhaft Beschäftigten und die 
Schulpendler berücksichtigt.  
• Wirtschaftliche Indikatoren waren die Arbeitsbevölkerung, die 
Berufspendler, die land- und forstwirtschaftlichen Betriebsstätten, nicht 
landwirtschaftliche Arbeitsstätten, die Fremdenverkehrsbedeutung und 
die effektive Schienenverkehrsnachfrage.  
 
Zur Beurteilung der einbezogenen Indikatoren wurde ein Fragebogen an die 
Landesplanungsstellen aller für die Nebenbahnen relevanten Bundesländer 
versendet, der allerdings nur von drei Ländern beantwortet wurde. Auf  dieser 
Grundlage wurde die Bewertung der Nebenbahnen im Wege einer Nutzwert-
analyse [vgl. S. 80 f] durchgeführt. Befragungen der betroffenen Benutzer oder 
der potenziellen Kunden im Personen- und Güterverkehr erfolgten nicht. Ebenso 
wenig gab es  eine Bewertung durch die betroffenen Gemeinden. Ökologische 
Indikatoren blieben in dieser Studie unberücksichtigt. 
 
Im Rahmen der  nutzwertanalytischen  Untersuchung wurden   auch   die  beiden   
für  die  vorliegende  Arbeit ausgewählten   Strecken  bewertet (vgl. ÖROK Bd. 
22a, S. 212). Für  die Strecke Schwarzenau - Waidhofen an  der  Thaya,  die  
damals  noch  bis  Fratres an der damaligen tschechoslowakischen  Grenze  
führte, wurde  aus  Gründen der  Krisenvorsorge, des gegebenen Nachfrage-
potenzials und aus Raumordnungsgründen die  Aufrechterhaltung  des   Gesamt-
verkehrs  empfohlen.  Aus  den  - bis auf die Krisenvorsorge -  gleichen Gründen 
wurde  auch für die Strecke Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn die Auf-
rechterhaltung  des Gesamtverkehrs vorgeschlagen. Bei der späteren Einstel-
lung des Personenverkehrs zwischen Zwettl und Martinsberg Gutenbrunn im 
Jahre 1986 wurde dieser Empfehlung jedoch nicht gefolgt und die Entscheidung 
nur aufgrund  betriebswirtschaftlicher Berechnungen der ÖBB und budgetärer 
Gründe des Bundes getroffen. 
 
Der Frage, aufgrund welcher Entscheidungsgrundlagen die per 12.12.2010 
erfolgte Übertragung der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen an der Thaya – 
Fratres ins Eigentum des Landes Niederösterreich erfolgt ist, wird in dieser Arbeit 










2.    Forschungsfrage  
 
Aus  der  beschriebenen  Problemstellung  heraus,  stellen  sich folgende wissen-
schaftlich zu untersuchende Fragen:  
• Wie kann die regionalwirtschaftliche Bedeutung von Nebenbahnen in 
Österreich unter Berücksichtigung aller relevanten ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Kriterien theoretisch und methodisch fundiert 
ermittelt werden?  
• Welche regionalwirtschaftlichen Auswirkungen haben  - gesamthaft gese-
hen - konkret erwogene oder gesetzte verkehrswirtschaftliche und/oder 
verkehrspolitische Maßnahmen, wie etwa die Umstellung vom Zug- auf 
Busbetrieb auf den als Beispiel dienenden Regionalbahnen?  
• Wieweit ist die verwendete Bewertungsmethodik   auch   für   eine   stan-
dardisierte  Bewertung  anderer  Nebenbahnen geeignet. 
 
 
3. Die regionalwirtschaftliche Bedeutung von  Nebenbahnen im 
Zusammenhang  mit den Determinanten der Regionalentwicklung 
 
Da hypothetisch angenommen werden kann, dass die Existenz von Neben- bzw. 
Regionalbahnen als Teil der Verkehrsinfrastruktur die Entwicklung der davon 
betroffenen Regionen mitbestimmt, ist die Beschäftigung mit der Frage 
naheliegend, wodurch und wieweit diese Nebenbahnen die regionale Ent-
wicklung tatsächlich beeinflussen oder beeinflussen können.  Dies ergibt sich 
auch unmittelbar aus der Forschungsfrage. Hierfür ist  jedoch zunächst die 
definitorische  Klärung des vielschichtigen Begriffs Entwicklung insbesondere  im 
Zusammenhang mit der ökonomischen, sozialen und ökologischen Situation 
einer Region und deren Determinanten erforderlich. 
 
3.1  Begriffliche Klarstellungen  
 
Maier/Tödtling (2006, S. 17ff) setzen sich im Zusammenhang mit Regionalent-
wicklung nicht nur mit dem Begriff „Region“ auseinander [vgl. S. 8 f], sondern 
auch mit dem „unsäglichen Konglomerationsbegriff Entwicklung“ (vgl. Dirmoser, 
1991, S. 31), der insbesondere im Zusammenhang mit Entwicklungshilfe  für die 
Dritte Welt hinsichtlich seiner Bedeutung und Werturteilsfreiheit diskutiert wurde. 
Maier/Tödtling/Trippl (2006, S.17) meinen, dass der Begriff „Entwicklung“ 
mangels einer besseren Definitionsalternative einen Prozess beschreibt,  
 „(…) der auf ein bestimmtes Ziel hin ausgerichtet ist, das von den in Raum 
und Zeit variierenden Wertvorstellungen abhängt und dass dieser Prozess 
einer ständigen Veränderung unterliegt (…)“. 
 
Vielfach wird der Begriff  Entwicklung mit dem Wachsen der Wirtschaft gleichge-
setzt und  im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung durch das 
Bruttosozialprodukt eines Landes ausgedrückt. Wie noch auszuführen sein wird, 
ist diese Sicht des Begriffs  Entwicklung einseitig und berücksichtigt nur einen 
Wertzuwachs, der nicht nur unvollständig ist, weil er nur formell gemessene 
Werte berücksichtigt, sondern auch Wertsteigerungen inkludiert, die zum Beispiel 
aus Schäden an der Umwelt oder an der menschlichen Gesundheit  resultieren. 
Wirtschaftswachstum, ausgedrückt im durchschnittlichen Bruttosozialprodukt pro 
Kopf oder im Pro-Kopf-Einkommen, kann daher nur ein Aspekt und eine 
Komponente des Begriffs Entwicklung sein. Maier/Tödtling/Trippl (vgl. 2006, S. 
19)  betonen zwar in Bezug auf die anderen Komponenten  die Abhängigkeit von 
Wertvorstellungen, verweisen allerdings auch auf bestimmte Ziele, die trotz der 
Wertbehaftung Entwicklung repräsentieren können. 
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Von Nohlen/Nuschler (vgl. 1992, S. 67 ff) werden solche ökonomischen und ethi-
schen Ziele  genannt und beschrieben: 
• Wirtschaftswachstum  
• Arbeit im Sinne produktiver, ausreichend bezahlter Beschäftigung 
• Gleichheit/Gerechtigkeit im Sinne einer sozial gerechten Verteilung des 
 Wirtschaftswachstums 
• Partizipation im Hinblick darauf, dass Entwicklung nur durch die 
 Betroffenen erfolgen kann und 
• Unabhängigkeit/Eigenständigkeit  als Zielsetzung gegen die Bevormundung 
 Schwächerer durch Stärkere 
 
Aus dem bisher Gesagten kann abgeleitet werden, dass die Definition des 
Begriffs Entwicklung nicht nur eine wirtschaftliche, sondern auch eine soziale und 
ökologische Dimension besitzt. Wenn also die regionalwirtschaftliche Bedeutung 
von Nebenbahnen für die betreffende Region und darüber hinausgehend unter-
sucht werden soll, werden darunter in der gegenständlichen Arbeit nicht nur die 
wirtschaftliche Bedeutung im engeren Sinn, wie sie sich als regionales Wirt-
schaftswachstum manifestiert, verstanden, sondern es wird auch versucht, die 
sozialen und ökologischen Dimensionen der regionalen Entwicklung mit einzube-
ziehen. 
 
3.2    Determinanten der Regionalentwicklung 
  
Um Strukturzusammenhänge größerer Problemfelder besser herauszuarbeiten, 
wird von verschiedenen Regionalökonomen ein systemorientierter Denkansatz  
empfohlen. Dieser Empfehlung kann aufgrund der komplexen Materie auch in 
Bezug auf die Ermittlung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung von Neben-
bahnen in Österreich  deshalb gefolgt werden, weil diese Aufgabe  im multiplen 
Zusammenhang mit den Determinanten der Regionalentwicklung zu sehen ist.  
 
Aufgrund der  komplexen Faktoren- und Beziehungsstruktur der Regionalent-
wicklung sprechen Höfler/Platzer  (2000, S. 24) vom System Raum/Siedlung - 
Wirtschaft - Verkehr, die in einem Naheverhältnis zueinander stehen und ge-
meinsam, aber in unterschiedlicher Weise die regionale Entwicklung bestim-
men1). Auch Maier/Tödtling/Trippl  (vgl. 2006, S. 10f) verweisen auf die multiplen 
Zusammenhänge der regionalen Entwicklungsdeterminanten, deren Komplexität  
ein vereinfachendes modellhaftes Herangehen an die Erforschung der Regional-
entwicklung erfordert. Sie stellen im Hinblick auf die gegenseitigen Abhän-
gigkeiten von Standort, Raumstruktur, Regionalentwicklung und Regionalpolitik, 
fest, dass 
     „(…) die vorhandene Raumstruktur die möglichen Richtungen der Entwicklung  
     beeinflusst,  während  durch  die  Entwicklung anderseits die Struktur verän- 
     dert wird.  Dieselben  Faktoren,  die  gemeinsam  die  Struktur einer Region  
     prägen, wirken  auch in  dynamischer Weise zusammen und beeinflussen ihre  
     Entwicklung“.  
 
Die genannten Autoren führen beispielhaft als weitere Einflussfaktoren der 
Regionalentwicklung  die  Wirtschaftsstruktur  sowie die räumlichen Gegebenhei- 
ten, die sozioökonomische Struktur der Bevölkerung und die gesellschaftlichen 
Normen an.   
 
1)   Nach Meinung des Verfassers ist dieser Systemansatz noch um die Kompo-  
    nente Umwelt zu erweitern, weil auch dadurch Einfluss auf das Erreichen der         
             regionalen Zielsetzungen und damit auf die Regionalentwicklung genommen     
             wird oder genommen werden kann.  
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Nach Maier/Tödtling/Trippl (2006, S. 21f) ergibt sich  [bei den jeweils gegebenen 
Bodenverhältnissen, d. Verf.] die Regionalentwicklung im Grunde aus dem 
regionalen und überregionalen Zusammenspiel der Determinanten Arbeit, Pro-- 
duktion und Kapital. Innerhalb der Region und mit anderen Regionen finden 
dabei vielfältigste Austauschprozesse statt. Es werden Güter, Dienstleistungen, 
Arbeitskräfte, Kapital und Informationen ausgetauscht, die in der Folge zur Ent-
wicklung von einzelnen Siedlungs- und Wirtschaftsstandorten, zu Agglomera-
tionen und zentralen Orten führen. Die realen Austauschbeziehungen an Gütern 
und Waren rufen konkrete Mobilitätsbedürfnisse hervor, aber auch der Austausch  
von Dienstleistungen erfordert Verkehrskapazitäten und Verkehrsleistungen. Das 
heißt, dass sie für ihre Entwicklung eine entsprechende Verkehrsinfrastruktur und 
andere Teile der Infrastruktur, z.B. eine entsprechende Kommunikationsstruktur 
benötigen, auf die hier jedoch nicht näher eingegangen werden soll.  
 
Im  Sinne der Austauschprozesse, die nach Maier/Tödtling/Trippl zwischen den 
Determinaten Arbeit, Produktion und Kapital stattfinden oder die nach 
Höfler/Platzer im System Raum/Siedlung - Wirtschaft - Verkehr  erfolgen, kann 
die Existenz einer regionalen Eisenbahn durch ihre Leistungsangebote für die 
Personen- und/oder die Güterbeförderung dazu beitragen, wie sich der Einfluss 
der Komponente Verkehr in der Region auswirkt, um in Verbindung mit den 
sozialen, ökonomischen und ökologischen Komponenten die Regionalentwick-
lung mitzugestalten und zu beeinflussen.  
 
Sowohl beim modell- wie auch beim systemorientierten Ansatz zur Feststellung 
der Regionalentwicklung  kann grundlegend davon ausgegangen werden, dass 
sowohl  die Entwicklung der einzelnen Modell- oder Systemkomponenten  als 
auch die Zusammenhänge zwischen den Komponenten im Hinblick auf die 
Entscheidungsstrukturen von ökonomischen Gesetzmäßigkeiten geprägt werden 
(vgl. Höfler/Platzer, 2000, S. 24). Dies ist verständlich, da bei allen genannten 
Systemkomponenten Knappheiten bestehen, die entsprechend den Bedürfnissen 
der Menschen zu ökonomischem Entscheidungen zwingen. Dies gilt sowohl für 
die Systemkomponente Raum in ihren Ausprägungen als Siedlungsraum, als 
Erholungsraum oder als Raum für Standorte von Unternehmen, denn alle diese 
Räume stehen im Hinblick auf die menschlichen Bedürfnisse nicht unein-
geschränkt zur Verfügung, was wiederum wirtschaftliches Verhalten erfordert.  
 
Die Systemkomponente Wirtschaft hat sich wiederum an den Knappheiten für 
geeignete Standorte, an der Arbeitskräfteknappheit, an beschränkt zur Verfügung 
stehenden Ressourcen oder an unzureichenden Absatzgebieten zu orientieren, 
was ebenfalls in zwingender Weise ökonomisches Handeln erfordert. Auch die 
Komponente Verkehr in ihren Ausprägungen als Verkehrsinfrastruktur und in 
Form von Verkehrsunternehmen ist durch Knappheiten an verfügbarem Grund 
und Boden oder durch die bereits erwähnten Knappheiten als Wirtschaftsbetrieb 
gekennzeichnet. Letztlich ist aber auch die vom Verfasser als notwendig 
erachtete Systemkomponente Umwelt durch die Bedürfnisse nach umweltbe-
zogener Lebensqualität einerseits und anderseits durch Umweltver-
schlechterungen in Form von  Emissionen und Immissionen ein knapper werden-
des Gut, das wirtschaftliches Vorgehen verlangt. Der existierende Handel an 
limitierten CO2 -Zertifikaten bestätigt dieses Erfordernis.  
 
Nach Höfler/Platzer (2000, S. 24) sind die Determinanten für die regionale Ent-
wicklung des Systems Raum/Siedlung - Wirtschaft -  Verkehr  
• die jeweils gegebene nationale und internationale Arbeitsteilung, 
• die Zentrenbildung in den Räumen, 
• die Kapazität, Vernetzung und Attraktivität der Verkehrs-  und   
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Kommunikationsinfrastruktur, 
• die Standortqualität der Wirtschaftsräume sowie 
• die Liefer- und Bezugsverflechtungen bei Internationalisierung der 
Entscheidungsprozesse  
 
Bei einer Systemerweiterung um die Determinante Umwelt über die vorher 
genannten Faktoren hinaus, sind auch  die nationalen und internationalen Um-
weltschutzbestimmungen zu berücksichtigen. Ebenso wären bei besonderer  
Betrachtung der sozialen Komponente  soziale Schutzbestimmungen mit einzu-
beziehen, wie die von Nohlen/Nuschler (1992, S. 67) angeführten ethischen 
Ziele. 
 
Ein allen genannten Determinanten vorgegebenes Faktum für die Entwicklung 
des   Systems   und   seiner  Komponenten  ist  nach  Meinung von Höfler/Platzer  
(2000, S. 24) die gesellschaftliche Bedeutung des Autos. Bei ungenügenden 
politischen Ordnungsmaßnahmen beeinflusst das Auto die Entwicklung von 
Siedlungsstrukturen, die in ihrer Funktionsfähigkeit teilweise oder auch  zur 
Gänze vom Auto abhängig sind. Durch diese Abhängigkeit entwickelte sich auch 
die Straßeninfrastruktur als Teil des Systemfaktors Verkehr zu einem knappen 
Gut, wodurch entsprechende Ausbauprogramme induziert wurden. Dadurch 
wurde und wird wiederum  der Güterverkehr mit LKW auf der Straße begünstigt 
und  die Standortqualität von regionalen Wirtschaftsunternehmen positiv beein-
flusst. Die Abhängigkeit vom Straßenverkehr war und ist dort besonders spürbar, 
wo es keine oder keine ausreichende Schienenverkehrsinfrastruktur gab und 
gibt. Insbesondere im ländlichen Raum wird dadurch die Entwicklung der 
Systemkomponente Verkehr besonders durch den Verkehr auf der Straße 
bestimmt. Das aber hat wiederum gravierenden Einfluss nicht nur auf die 
regionale, sondern auch auf die nationale und darüber hinaus gehende 
Umweltentwicklung, weil durch den zunehmenden LKW-Verkehr negative 
Umweltfolgen auftreten.  Die Bedeutung einer Regionalbahn ist daher auch aus 
diesem Blickwinkel zu betrachten und zu beurteilen. 
 
3.2.1 Mobilität und Erreichbarkeit als Basisdeterminanten der Regionalent-  
 wicklung 
 
Aufgrund der bisherigen Ausführungen ist festzustellen, dass Regional-
entwicklung kein statischer Vorgang ist, sondern einen dynamischen, von 
internen und externen Faktoren bestimmten Prozess darstellt, der Austausch-
beziehungen erfordert, Mobilität und gegenseitige Erreichbarkeit benötigt, die 
wiederum durch ein adäquates Verkehrssystem gewährleistet werden. Nach 
Kummer (2006. S. 35ff) drückt Mobilität sowohl Beweglichkeitswünsche als auch 
Beweglichkeitsgrade aus. Aus den Bedürfnissen nach Mobilität leiten sich sowohl 
die Verkehrsnachfrage als auch die Verkehrsangebote ab. Der Mobilitätsgrad 
ergibt sich für Personen in der Anzahl an Wegen, die sie außerhalb ihrer 
Wohnstätte zurücklegen.  
 
Die gegebenen Möglichkeiten, Wohnort, Arbeitsstätte, Versorgungseinrichtungen 
und Freizeiträume zu trennen, haben ein enormes Wachstum der Mobilitäts-
bedürfnisse bewirkt, wobei die zunehmende Schnelligkeit der Verkehrsmittel 
ebenfalls zu einem Ansteigen der Mobilität geführt hat. Auf die Theorie des 
konstanten individuellen Zeitbudgets von Menschen (vgl. Zahavi, 1979) soll hier 
nicht näher eingegangen werden.  Die Mobilitätsnachfrage von Menschen ergibt 
sich aus den Mobilitätszwecken. Demnach bestimmen die Wege zu Bildungs- 
und Versorgungseinrichtungen, die Wege zur und von der Arbeit und zu 
Freizeitzielen  die Nachfrage nach Mobilität (vgl. Kummer, 2006, S. 3).  
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Im Güterverkehr stellt laut Maier/Tödtling  (2006. S. 37) Mobilität die Möglichkeit 
dar,  Güter und Waren zu bestimmten Kosten transportieren zu können. Der 
Mobilitätsgrad ergibt sich aus der Zahl an Beförderungsfällen zwischen 
Wirtschaftssubjekten, wobei die Durchführung von Transporten und die Trans-
portweite wesentlich von der Höhe der Transportkosten bestimmt wird und damit 
die preisliche Wettbewerbsfähigkeit auf den Absatzmärkten bestimmt (vgl. 
Maier/Tödtling, 2006, S. 43 ff). Wie noch auszuführen sein wird, haben die 
wachsenden Mobilitätsbedürfnisse und die dadurch bedingte Verkehrszunahme, 
vor allem auf der Straße, eine Reihe von negativen, insbesondere umweltschä-
digende  Auswirkungen. Daher zielen die regionalen und nationalen Verkehrs-
konzepte auf Verkehrsvermeidung und auf die Verlagerung des Verkehrs zu 
umweltfreundlicheren Verkehrsmitteln.  
 
Im Hinblick auf die Determinante Erreichbarkeit beschreiben ältere  Definitionen 
den Begriff Erreichbarkeit als das Maß der Nähe regionaler Standorte zu Res-
sourcen und Absatzmärkten. So definieren Bruinsma und Rietveld (vgl. Höfler/ 
Platzer, 2000, S. 4) Erreichbarkeit als  „Attraktivität eines Knotens in einem Netz 
unter Berücksichtigung der Masse  anderer Knoten und der Interaktionskosten zu 
diesen über das Netz zu gelangen“. 
 
Da sich diese Definition ausschließlich auf die Erreichbarkeit von Knoten bezieht 
und sich in erster Linie an den Erreichbarkeitskriterien für die Wahl von Wirt-
schaftsstandorten in Bezug auf minimale Bezugs- und Vertriebskosten orientiert, 
bleiben andere  Orientierungen unberücksichtigt. Konsumorientierte Erreichbar-
keitskriterien wie zum Beispiel zeitgünstige Einkaufmöglichkeiten oder die Er-
reichbarkeit von Bildungs- und Sozialeinrichtungen, die Erreichbarkeit von Wohn- 
oder Freizeitqualität  erfordern eine erweiterte Definition. Daher wird der Begriff 
Erreichbarkeit von Höfler/ Platzer  (2000, S. 4) als  „(…) das Maß der Versorgung 
der Bevölkerung mit Gütern, Diensten und  Verdienstmöglichkeiten“ interpretiert. 
Folglich   
„(…) müssen die räumlichen Versorgungsmuster Grundlagen jeglicher Er-
reichbarkeitsüberlegungen sein. Ausgangspunkt bilden dabei die räumlichen 
Verteilungen der Daseinsfunktionen und deren Vernetzungen durch Ver-
kehrs- und Kommunikationsinfrastrukturen“.  
 
Mit der Versorgung der Bevölkerung werden allerdings die Erreichbarkeits-
ansprüche der Wirtschaft nur unzureichend berücksichtigt. Daher sollte die 
Erreichbarkeit nicht nur nach dem Versorgungsmaß der Bevölkerung, sondern 
auch nach dem Eignungsgrad von Standorten für wirtschaftliche Aktivitäten 
beurteilt werden. 
 
Im Hinblick auf Raumordnungskriterien kann zwischen verschiedenen Erreichbar-
keiten unterschieden werden (vgl. Höfler/ Platzer, 2000 S. 6):  
 
• Lokale Erreichbarkeit stellt den Versorgungsgrad im unmittelbaren 
 Bereich des Wohnstandorts dar. 
• Regionale Erreichbarkeit beschreibt die verkehrliche Lage der Wohnstand- 
 orte in Bezug auf die Versorgungs- und Wirtschaftsstandorte in einer  
   Region. 
• Überregionale bzw. nationale Erreichbarkeit berücksichtigt den Zeit-[und  
Kosten]aufwand zu überregionalen wichtigen Zentren im betreffenden 
Bundesland oder in andere Bundesländer. 
• Internationale Erreichbarkeit beschreibt die Lage der Regionen zu 
 Zielen und Wirtschaftsräumen im Ausland. 
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Im Hinblick auf die bereits erwähnten vielfältigen Zusammenhänge zwischen 
Siedlungsstruktur, Standortqualität, Erreichbarkeit, Aktivitätsmöglichkeiten und 
Verkehrssystem wird Erreichbarkeit auch „(…) als Grad der Vernetzung im 
System Raum/Siedlung - Wirtschaft - Verkehr verstanden“  (vgl. Höfler / Platzer, 
2000, S. 6). 
 
Im Raumordnungsprogramm der Österreichischen Raumordnungskonferenz 
(ÖROK, 1981) wird die Verbesserung der Erreichbarkeit als wesentliches 
raumordnungs- und verkehrspolitisches Ziel der Regionalpolitik genannt. In der 
gegenständlichen Arbeit wird daher insbesondere der regionalen Erreichbarkeit 
Rechnung getragen und sie als Versorgungsgrad  und wirtschaftlicher Standort-
faktor betrachtet, der  auch durch die Verkehrsinfrastruktur der Nebenbahnen 
bestimmt wird. Falls erforderlich sollen aber auch überregional und national 
gegebene Erreichbarkeiten durch die Nebenbahn, sowohl was die Personen- als 
auch die Güterbeförderung betrifft, in der Arbeit beleuchtet werden. In diesem 
Zusammenhang ist auch auf das Erreichbarkeitsmodell der ÖROK (1989) (vgl. 
Höfler 1995) für Arbeitskräfte hinzuweisen. Im Modell wurden Schwellenwerte für 
die zumutbare Erreichbarkeit von regionalen und überregionalen Zentren 
untersucht und festgelegt. Dabei wurde für Arbeitskräfte die zumutbare Zeitdi-
stanz  
• zu regionalen Arbeitszentren mit 30 Minuten und  
• zu überregionalen Zentren mit 40 Minuten angegeben.  
Die Erreichbarkeit  
• der Landeshauptstadt von regionalen und überregionalen Zentren aus 
wurde mit 50 Minuten und  
• die Erreichbarkeit der Bundeshauptstadt mit 90 Minuten als zumutbar 
 definiert.  
Diese zeitlichen Erreichbarkeitskriterien beruhen auf empirischen Untersuchun-
gen, auf die jedoch im genannten Modell nicht näher eingegangen wird.   
 
Wenn man nun aber diese zumutbaren Zeiten als Erreichbarkeitskriterium 
akzeptiert und als konstant betrachtet, dann lässt dies auch den Schluss zu, dass 
die damit verbundene Reiseweite von der Reisegeschwindigkeit bestimmt wird. 
Wenn also der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur höhere Reisegeschwindigkeiten 
ermöglicht, dann werden Arbeitskräfte aus immer größer werdenden Entfer-
nungen bereit sein, zwischen ihrem Wohnort und zentralen regionalen Orten 
bzw. der Landes- oder der Bundeshauptstadt zu pendeln. Dadurch steigt 
wiederum die Attraktivität sowohl von Wohnungsstandorten als auch die von 
Unternehmens- und Wirtschaftsstandorten. 
 
3.2.2  Determinanten Raumordnung, Siedlungs- und Standortpolitik 
 
Aus den oben genannten Zeitdistanzen des ÖROK-Modells wurde die Lage der 
österreichischen Gemeinden strukturiert und es wurden dabei folgende Räume 
unterschieden (vgl. Höfler/Platzer; 2000 S. 18): 
 
• Zentrale Ballungsräume, aus denen von Gemeinden ein überregionales 
 Zentrum innerhalb von 30 Minuten erreicht werden kann 
• Zentrale Räume, aus denen von Gemeinden nur ein überregionales  
 Zentrum innerhalb von 50 Minuten erreicht werden kann 
• Periphere Räume, aus denen nur ein regionales Zentrum innerhalb von 30  
 Minuten erreicht werden kann und 
• Extrem periphere Räume, aus denen dieses regionale Zentrum auch nicht 
 innerhalb von 30 Minuten erreicht werden kann. 
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Diese Grundlagen der österreichischen Raumordnung wurden noch um die 
Erreichbarkeitsverhältnisse im Güterverkehr auf der Straße und auf der Schiene 
ergänzt. Dabei wurde festgestellt, dass  
     „(…)  die  Intensität  der Güterverkehrsbeziehungen eines Standorts innerhalb  
     einer  LKW-Fahrzeit  von  5 Stunden am höchsten ist. Für einen Standort, von  
     dem  aus  innerhalb  dieser  Isochrone  keine wesentlichen  Märkte liegen, be- 
     bedeutet die Lage abseits  der  hochrangigen  Verkehrsnetze, dass erhebliche  
     Standortnachteile bestehen“  (vgl. Höfler/Platzer, 2000, S. 48). 
Unter Bezugnahme auf die  beiden genannten Autoren ist die Erreichbarkeit im 
Schienenverkehr vor allem für abseits der Bahn liegende  Standorte von  Unter-
nehmen besonders wichtig. Höfler/Platzer (2000, S. 48) leiten daraus die Vorteile 
des Kombinierten Verkehrs mit Containern oder Wechselaufbauten ab. Sie 
meinen, „(…) nicht im Kombinierten Verkehr angeschlossen zu sein, würde 
einem Standort erhebliche Nachteile gegenüber gut erschlossenen Standorten 
bringen“. 
 
Die raumordnerische Strukturierung der Gemeinden nach den Erreichbarkeits-
kriterien  erfordert in Österreich -insbesondere für die peripheren Gemeinden- 
Interventionsnotwendigkeiten, um den  von der Österreichischen Raumordnungs-
konferenz (ÖROK)  festgelegten Zielen der Raumordnung zu entsprechen. Diese 
Ziele sind: (vgl. Birner/Quendler/Winkler; 1999, S. 12 ff): 
• Die sparsame und schonende Nutzung des Raums und der Umwelt,  
• die Entfaltung der Gesellschaft im Raum und   
• die aktive Mitgestaltung von Veränderungsprozessen durch die öffentliche  
 Hand. 
 
Eckey (2008, S. 13) betrachtet die regionalen Räume nicht nur ökonomisch, 
sondern umfassender. So schließt er  zum Beispiel soziale und ökologische 
Aspekte mit ein. Ähnliche Ziele der Raumordnung finden sich bei Gather/ 
Kagermeier/Lanzendorf (2008, S. 77) als 
     „die Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen, die Sicherung von  
     Wohnen und Arbeiten, die angemessene Bereitstellung von Gütern und  
     Dienstleistungen, die Stärkung der regionalen Wirtschaftskraft und die  
     Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen“.  
Diese durch die Raumordnung angestrebten Ziele sollen einerseits durch die 
Regionalpolitik innerhalb einer bestimmten Region als auch durch regional-
politische Beziehungen zu anderen Räumen erreicht werden. Nach Maier/-
Tödtling (2006 S.143 ff)  „(…) ist dabei Regionalpolitik identisch mit regio-naler 
Wirtschaftspolitik“  mittels derer in die Marktentwicklung eingegriffen wird.  In 
diesem Zusammenhang sind auch die  Ursachen für die regionale Wirtschafts-
entwicklung allein und im Vergleich zu anderen Regionen zu berücksichtigen. 
Regionalpolitik sollte aber im Rahmen der gegebenen Raumordnung über rein 
regionale Wirtschaftspolitik hinausgehen und soziale und ökologische Dimen-
sionen mit einschließen. 
 
Die Einstufung von Räumen und Regionen zu Problemgebieten, die insbeson-
dere im Zusammenhang mit der Beurteilung der Bedeutung von Nebenbahnen 
von Interesse ist, wird von gewissen Indikatoren bestimmt und an ihnen gemes-
sen.  Jeder Raum, jede Region besteht dabei aus einem Mix an Standortvor- und 
nachteilen, die mittels geeigneter Indikatoren beobachtet werden können. Nach 
Birner/Quendler/Winkler (1999, S. 36 ff) sind solche Indikatoren  
• die regionalwirtschaftliche Leistungsfähigkeit, 
• die regionalen Erwerbs- und Beschäftigungschancen und 
• das regionale Lohn- und Einkommensniveau. 
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Zur Einstufung der „regionalwirtschaftlichen Leistungsfähigkeit“ von Regionen 
sind wirtschaftliche Kenngrößen erforderlich. Die Möglichkeit und Gültigkeit 
dieser Einstufung hängt allerdings stark von der gegebenen Datenverfügbarkeit 
ab. In Österreich differenziert das Wirtschaftsforschungsinstitut nach 85 Regio-
nen, für die annähernd regionale Wirtschaftsdaten aus dem Bruttoinlandprodukt 
abgeleitet werden. Für diese Regionen wird zumindest annähernd das Bruttore-
gionalprodukt (BRP) als Messergebnis und Indikator  für die innerhalb eines 
Jahres in der Region produzierten Güter  und erstellten Dienstleistungen ermittelt 
(vgl. www.statistik.at).  
 
Die regionale Beschäftigungssituation bildet nach Birner/Quendler/Winkler (1999, 
S. 48) die Grundlage  für   die Beurteilung der regionalen Erwerbs- und Beschäf-
tigungschancen und damit auch für die Bewertung der  Wirtschaftsstruktur und 
der Wirtschaftsentwicklung in Raum und Region. Diese Erwerbs- und Beschäfti-
gungsgegebenheiten werden aufgrund von Teilindikatoren beurteilt, die in 
verschiedener Weise und unterschiedlicher Aussagequalität zur Verfügung 
stehen. Ein solcher Indikator ist etwa das Verhältnis der Einwohnerzahl im 
erwerbsfähigen Alter zur Zahl der Arbeitsplätze. Dazu werden allerdings die 
Daten aus der alle zehn Jahre erfolgenden Volkszählung durch Sonder-
erhebungen des Österreichischen Instituts für Raumplanung (ÖIR) und vom 
Arbeitsmarktservice (AMS)  jährlich fortgeschrieben. Der Teilindikator Arbeits-
losenquote soll hier den regionalen Mangel an Beschäftigungsmöglichkeiten 
zeigen. Die Quote ergibt sich in Österreich aus dem Verhältnis zwischen der Zahl 
der am Wohnort registrierten Arbeitslosen und der Zahl der nichtland-
wirtschaftlich unselbständig Beschäftigten.  
 
Das  regionale Lohn- und Einkommensniveau als weiterer Indikator für die 
ökonomische Beurteilung von Regionen bzw. Räumen wird  in Österreich ent-
weder vom Hauptverband der Sozialversicherungsträger als Medialwert oder von 
der Statistik Austria ermittelt und wird nach 79 Finanzamtbereichen untergliedert. 
Als weitere Indikatoren werden auch der Ausbildungsstand der Beschäftigten, die 
Stellung im Beruf und die Entwicklung innerhalb eines bestimmten Zeitraums 
herangezogen. Auf die Bedeutung der Erreichbarkeit als Basisdeterminante für 
die Entwicklung von Regionen und Räumen sei hier nochmals erinnert. 
 
3.2.3   Determinanten Wirtschafts-, Infrastruktur- und Verkehrspolitik 
 
Die Wirtschaftpolitik eines Landes in Bezug auf das gesamte Staatsgebiet oder in 
Bezug auf Länder oder kleinere Regionen verfolgt allgemein die Absicht, 
entsprechende Maßnahmen zu ergreifen, damit bestimmte ökonomische und 
soziale Ziele verwirklicht werden (vgl. Altmann, 2007, S. 6). Dies ist deshalb 
notwendig, weil private Wirtschaftsprozesse zu Instabilitäten und zum Entstehen 
externer Kosten tendieren, die aus sozialen oder ökonomischen Gründen zu 
korrigieren bzw. zu beseitigen sind. Dies gilt auch für die regionale Wirtschafts-
politik für die wiederum die Existenz einer leistungsfähigen  Verkehrsinfrastruktur 
eine grundlegende Voraussetzung für die regionale Entwicklung darstellt. Sie 
ermöglicht den regionalen und überregionalen Absatz von Gütern und Waren 
sowie den Bezug der benötigten Roh- und Hilfsstoffe. Damit hat sie entschei-
denden Einfluss auf die Entwicklung von Wirtschaftsstandorten und auf deren 
Qualität. Je besser und leistungsfähiger die Verkehrsinfrastruktur für die poten-
zielle Nachfrage nach Verkehrsleistungen  ist, desto geringer sind die Stück-
kosten der Absatzprodukte und desto besser können bei Bestehen sonstiger 
Wettbewerbsfähigkeit auch weiter entfernte Märkte bedient werden. Ähnliches gilt 
auch für regionale Arbeitskräfte, denen eine entsprechende Verkehrsinfrastruktur 
die Tätigkeit auf vom Wohnort entfernten Arbeitsplätzen ermöglicht. Hier darf 
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nochmals an die vom Institut für Raumplanung ermittelte zumutbare regionale 
oder überregionale Erreichbarkeit von Zentren (vgl. S. 22) als wichtige Determi-
nante für die regionalwirtschaftliche Entwicklung erinnert werden.  
 
Für die Behandlung des gegenständlichen Forschungsthemas sind primär die 
Eisenbahninfrastruktur und die alternativ und ergänzend gegebene Straßen-
verkehrsinfrastruktur relevant. Sie ermöglichen sowohl für Personen wie auch für 
Güter Mobilität innerhalb der Regionen bzw. innerhalb der Räume und zu 
anderen Regionen und Räumen. Zumeist entwickeln sich auch die zentralen Orte 
zu Verkehrsknoten, die in Summe ihrer infrastrukturellen Verbindungen Verkehrs-
netze bilden. Kummer (2006, S. 110) unterscheidet dabei  lokale, regionale und 
überregionale Verkehrsknoten, bei denen entweder unimodale oder multimodale 
Umschlagsmöglichkeiten gegeben sind.  
 
Im Eisenbahnverkehr vollziehen sich diese Umschlagsmöglichkeiten zumeist in 
Knotenbahnhöfen. Während unter einem Bahnhof ganz allgemein eine Bahn-
anlage verstanden wird, die über mindestens eine Weiche, also zwei Gleise, 
verfügt und an der Züge beginnen, enden, einander ausweichen, überholen oder 
wenden können, sind Knotenbahnhöfe entweder Zugangsstellen zum Schienen-
netz oder Verschiebebahnhöfe (vgl. Kummer, 2006, S. 122). Neben reinen Per-
sonenverkehrsknotenbahnhöfen, wie zum Beispiel der Wiener Westbahnhof, gibt 
es auch Knotenbahnhöfe, die - wie etwa Linz Frachtenbahnhof - nur für den 
Güterverkehr bestimmt sind. Aufgrund des durch Knotenbahnhöfe  gegebenen 
Standortvorteils siedeln sich Wirtschaftsunternehmen in der Nähe oder direkt an 
solchen Knotenbahnhöfen an. Sie benützen dabei für ihre Ver- und Entlade-
erfordernisse entweder ein öffentliches Ladegleis oder ein eigenes Anschluss-
gleis an das Bahnnetz. Auf den beiden als Beispiel dienenden Regionalbahnen 
stellt der Bahnhof Schwarzenau so einen Knotenbahnhof dar, der sowohl dem 
Personen- wie auch dem Güterverkehr dient. Dass hier jedoch noch keine 
entsprechende Ansiedlung von Unternehmen erfolgt ist, hat andere Gründe, auf 
die später einzugehen sein wird. 
 
In manchen Eisenbahnverkehrsknoten für den Personen- und den Güterverkehr 
oder in Knotenbahnhöfen nur für den Güterverkehr befinden sich auch Um-
schlagseinrichtungen für den Kombinierten Verkehr, bei dem geeignete Trans-
portgefäße als Ladeeinheiten von der Straße auf die Schiene und umgekehrt 
umgeschlagen werden können. Diese Umschlagseinrichtungen für den Kombi-
nierten Verkehr bilden somit Schnittstellen  zwischen der Straßenverkehrs- und 
der Eisenbahnverkehrsinfrastruktur (vgl. Kummer, 2006, S. 125). Die  in  der    
Öffentlichkeit  zumeist   auch  als  Bahnhof  bezeichneten Haltestellen sind hinge-
gen nur Zugangspunkte zur Eisenbahninfrastruktur für den Personenverkehr und 
dienen als Ein- und Ausstiegsstellen für Berufsfahrer, Schüler und Privatreisen-
de. Die historisch entstandene heutige Lage der Haltestellen, aber zumeist auch 
der Bahnhöfe, befindet sich häufig außerhalb der lokalen Ortszentren und stellt 
insbesondere auf Regionalbahnen ein großes Erreichbarkeitsproblem dar und 
vermindert die Attraktivität der Inanspruchnahme.  
 
Unter dem Begriff  Straßenverkehrsinfrastruktur fällt die Gesamtheit der öffentlich 
zugänglichen Straßen, die nach Kummer (2006, S. 147 f) in ein primäres (z.B. 
Autobahnen, Schnellstraßen), ein sekundäres (z.B. Bundes- und Landesstraßen) 
und in ein tertiäres Straßennetz (z.B. Gemeindestraßen) unterschieden werden. 
Für die gegenständliche Untersuchung haben hier die Gemeinde- und Landes-




Ein wesentliches Ziel der für den Schienen- und Straßenverkehr maßgebenden 
Verkehrsinfrastrukturpolitik ist nach Kummer (2006, S. 187) die Bereitstellung der 
gegenwärtig und in Zukunft benötigten Verkehrsinfrastruktur. Deren Planung, 
Finanzierung und Realisierung stellt aufgrund der erforderlichen Nachhaltigkeit 
solcher Entscheidungen hohe Ansprüche an die Politik. Dies gilt vor allem in 
Bezug auf die  Generationen übergreifende Verkehrsinfrastrukturplanung und die 
dadurch gegebene wirtschaftliche, soziale und ökologische Verantwortung. Das 
Konzept der Nachhaltigkeit für Entscheidungen in die Zukunft beruht auf dem 
Bericht der Brundtland-Kommission für Umwelt und Entwicklung der Vereinten 
Nationen (1987). Die Kommission hatte kritisiert, dass heute die Menschheit aus 
Gewinnstreben Umweltkapital in Anspruch nimmt und auf künftige Generationen 
überwälzt. Nachhaltige Entwicklung muss auch auf die Sicherung der 
Lebensgrundlagen für künftige Generationen abgestellt werden. Daher bilden 
gesunde Umwelt, wirtschaftliche Prosperität und sozialer Zusammenhalt gemein-
same politische Ziele. Riebesmeier/ Kummer (2007, S. 111) verweisen auf ein 
drei Säulen Modell zur Beurteilung der Nachhaltigkeit, wobei sie zwischen 
sozialer, ökonomischer und ökologischer Nachhaltigkeit unterscheiden.  Diese 
Forderung deckt sich mit der Aufgabenstellung der gegenständlichen Arbeit, die 
die Feststellung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung von Nebenbahnen in 
Österreich zum Ziel hat und dabei verkehrswirtschaftliche bzw. verkehrspolitisch 
erwogene Maßnahmen hinsichtlich ihrer sozialen, ökonomischen und ökologi-
schen Auswirkungen für die Zukunft mit einbeziehen soll.  
 
Das Konzept der Nachhaltigkeit in Bezug auf die Verkehrsinfrastrukturplanung 
stellt somit hohe Anforderungen an die öffentliche Hand, die „(…) bei der Be-
reitstellung der Infrastruktur eine besondere Rolle“ spielt (vgl. Kummer, 2006, S. 
187). Dies gilt sowohl für die europäische Planungsebene der Europäischen 
Union wie auch für die zuständigen nationalen Gebietskörperschaften auf 
Bundes, Landes- oder Gemeindeebene,  die aufgrund der gegebenen oder anzu-
passenden Rechtsnormen tätig werden. 
  
Diese besondere Rolle der öffentlichen Hand ergibt sich auch aufgrund der 
unvollkommenen Marktverhältnisse, das heißt insbesondere aufgrund eines  von 
externen Faktoren bestimmten Marktversagens. Dieses Versagen ergibt sich 
auch aufgrund von  sozial- und umweltpolitisch gewollten Regulierungserforder-
nissen. Zum Beispiel zur Abwendung von potenziellen Unfall- und Umwelt-
schäden, zur Sicherung gefährdeter Arbeitsplätze oder zur Sicherstellung von 
Mobilität als Daseinsvorsorge. Die Rolle der öffentlichen Hand erfordert dabei ein 
koordinierendes Eingreifen auf der Grundlage  entsprechender europäischer 
oder nationaler Rechtsnormen im Rahmen der allgemeinen Verpflichtung zu 
Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit.  
 
Die derzeitige Verkehrsinfrastrukturpolitik  in Österreich orientiert sich am Gene-
ralverkehrsplan (GVP-Ö), der auf Konsensbasis der Gebietskörperschaften ohne 
rechtliche Verpflichtung zu Kosten-Nutzen-Analysen - wie sie beim deutschen 
Bundesverkehrwegeplan vorgeschrieben sind - erstellt wurde (vgl. Kummer, 
2006, S. 189). Deshalb gab und gibt es auf dem Gebiet der Eisenbahnver-
kehrsinvestitionen der ÖBB kaum Kosten-Nutzen-Analysen (vgl. Winkelbauer, 
1996, S. 51). Besonders gilt dies für die Regionalbahnen, die sich im Besitz des 
Bundes befinden und zumeist aus budgetären Nöten heraus, den Verkehrs-
konzeptionen der Länder verkehrspolitisch nicht Rechnung tragen oder tragen 
können. Gegenwärtig wird in Österreich gerade im Zusammenhang mit der 
Bereitstellung und dem Weiterbetrieb von bundeseigenen Regionalbahnen, 
insbesondere Schmalspurbahnen, die derzeitige Verantwortlichkeit zwischen 
dem Bund und den Ländern unter dem Begriff Regionalisierung, das heißt die 
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Übertragung von Nebenbahnen ins Eigentum der Länder, nicht nur neu diskutiert 
(vgl. Sammer, 2009, S. 2), sondern teilweise bereits verkehrspolitisch in die 
Praxis umgesetzt. So wurden in Niederösterreich  mit 12.012.2010 rund 620 km 
Nebenbahnen    ins Eigentum des Landes übertragen.  
 
Nach Kummer (2006, S. 182) umfasst die Verkehrspolitik „(…) die Summe der 
Maßnahmen des Staates und der Körperschaften zur Gestaltung und Beein-
flussung des Verkehrssystems.“ Als allgemeines Ziel der Verkehrspolitik wird von 
Gather/Kagermeier/Lanzendorf (2008, S. 77) der Erhalt eines hochwertigen Ver-
kehrssystems bei zunehmender Verringerung des Verkehrsaufwandes und der 
Umweltwirkungen des Verkehrs beschrieben.  Diese statische und zu enge 
Definition entspricht allerdings nur ungenügend der zukunftsweisenden Aufgabe 
und Zielsetzung der Verkehrspolitik. Eine dynamische Beschreibung gibt 
hingegen Kummer (2006, S. 182):  
     „Wesentliche  Zielsetzungen  sind  die  Schaffung  einer wachstumsoffensiven 
     Verkehrs- und  Infrastrukturpolitik, um  eine wachstumsorientierte und stabilie- 
     sierende Wirtschafts-,  Industrie-  und  Beschäftigungspolitik  zu  unterstützen.  
     Dadurch  soll  die Wettbewerbsstärke der nationalen  Wirtschaftsstandorte ge- 
     gesichert und forciert werden“. 
Hier  wird  also  ausgeführt, dass die Verkehrspolitik dazu beitragen soll, gesamt- 
wirtschaftliche Ziele zu erreichen. Weil aber in dieser Beschreibung die sozialen 
und ökologischen Aufgaben der Verkehrspolitik nicht oder zu wenig zum 
Ausdruck kommen, weist Kummer (2006, S.182) speziell auf die starke 
Verflechtung der Verkehrspolitik mit anderen Politikfeldern wie die Außen-, 
Wirtschafts-, Finanz- und Umweltpolitik hin. [Bedingt durch die in Österreich 
gegebenen Tarifsubventionen für Schüler, pendelnde Arbeitskräfte und Senioren 
sollte zusätzlich die Verflechtung der Verkehrspolitik mit der Bildungs- und der 
Sozialpolitik angeführt  werden, d. Verf.].   Durch  diese  multiplen Verflechtungen  
sind gegenseitige positive oder negative Auswirkungen gegeben, die planerisch 
zu berücksichtigen wären. Dies erfordert allerdings einen systemorientierten 
Denkansatz, der aufgrund seiner Komplexität die praktische Realisierbarkeit vor 
enorme, teilweise unüberwindbare  Schwierigkeiten stellt. 
 
Die Ziele und Maßnahmen der Verkehrspolitik richten sich somit nicht nur auf 
verkehrsinfrastrukturelle Vorhaben, sondern auch auf ordnungspolitische Erfor-
dernisse. Sie werden in Programmen der jeweiligen Bundesregierung oder in den 
Verkehrskonzepten der Landesregierungen definiert. Im Regierungsprogramm 
für die XXIV Gesetzgebungsperiode 2008 bis 2013 ist zum Beispiel festgehalten, 
dass 
 „(…) die Bereitstellung einer modernen und sicheren Verkehrsinfrastruktur eine 
Kernaufgabe der öffentlichen Hand ist. Eine moderne Infrastruktur ist unver-
zichtbare Voraussetzung für den Erfolg des Wirtschaftsstandorts Österreich …)“.  
 
Dabei werden folgenden Ziele in nachstehender Reihenfolge skizziert: 
• Orientierung am Verkehrsbedarf der Wirtschaft, 
• Orientierung an den sozialen Mobilitätsbedürfnissen der Menschen, 
• Orientierung an den Zielen des Umweltschutzes und des Schutzes von 
 Leben und Gesundheit zur Steigerung der Lebensqualität, 
• Optimierung des Verkehrssystems durch eine sinnvolle Verknüpfung der 
 einzelnen Verkehrsträger, 






3.2.4   Determinante Regionalpolitik 
 
Eine weitere Bestimmungsgröße der Regionalentwicklung ist die Regionalpolitik  
als Teil sowohl der nationalen wie auch der europäischen Wirtschaftspolitik, 
wobei  auch  hier wieder auf die Zusammenhänge mit der Verkehrspolitik und der 
Infrastrukturellen Ausstattung der Regionen hingewiesen werden muss. Unter 
Regionalpolitik wird allgemein die Einflussnahme der öffentlichen Hand auf die 
zielorientierte Gestaltung wirtschaftlicher Prozesse in Regionen bzw. in 
regionalen Gebieten verstanden. Diese regionalen Gebiete können dabei Teil 
des Staates oder einer Staatengemeinschaft wie der Europäischen Union sein. 
Regionalpolitik wird  dabei von Maier/Tödtling (2006, S.143) als identisch mit 
regionaler Wirtschaftspolitik angesehen. Deren Motive sind aber auch sozialer 
und ökologischer Natur (vgl. Maier/Tödtling, 2006, S 144 ff) Mit Regionalpolitik 
als Beeinflussung der wirtschaftlichen Prozesse durch die öffentliche Hand soll 
im Hinblick auf bestimmte Ziele, wie z.B. beschäftigungspolitische Ziele für eine 
Region, korrigierend und steuernd in die Marktentwicklung eingegriffen werden 
(vgl. Altmann, 2007, S. 81).  
 
Im Zusammenhang mit der Aufgabenstellung der vorliegenden Arbeit sind es 
primär die Landesregierungen, die diesen Einfluss ausüben. Allerdings zeigen 
sich in Österreich - wie bereits angedeutet - in Bezug auf die Zuständigkeit des 
Bundes für die in seinem Besitz befindlichen Regionalbahnen   Interessens-
gegensätze zwischen Bundes- und Regionalpolitik. Dies soll anhand eines 
Beispiels gezeigt werden. Während vom Land Niederösterreich die  Sanierung 
und Reaktivierung der durch Unwetter stark beschädigten  und eingestellten 
regionalen Eisenbahnstrecke zwischen Waidhofen an der Thaya unterstützt 
(einstimmiger Beschluss des NÖ-Landtags vom 13.06.2007) wurde, ist die 
Reaktivierung durch den Bund bisher nicht erfolgt. Durch die mit 12.12.2010 
erfolgte Übertragung dieser Regionalbahn ins Eigentum des Landes Nieder-
österreich wurde der bisherige Interessenskonflikt insoferne ausgeräumt als es 
nun dem Land Niederösterreich obliegt, diese Nebenbahn entweder tatsächlich 
wieder instandzusetzen und für die erforderliche Finanzierung zu sorgen oder 
diese Strecke aufzulassen bzw. einer alternativen Verwendung zuzuführen. 
  
Für die regionalpolitische Einflussnahme führen Maier/Tödtling (2006. S. 144 ff) 
ökonomische, soziale und ökologische Beweggründe an. Eine wichtige ökono-
mische Ursache ist zum Beispiel die ungenügende Beschäftigungslage durch 
unzureichende Mobilität von Arbeit. Insbesondere beeinflusst die mangelnde 
Mobilität des Faktors Arbeitskraft die Standortentwicklung von regionalen Unter-
nehmen negativ  und bedarf einer regionalpolitischen Steuerung. Der Ausgleich 
der negativen Gegebenheiten kann etwa durch die Verbesserung der Erreich-
barkeit im Wege des regionalen Ausbaus der Verkehrsinfrastruktur in Verbindung 
mit einer Förderung des öffentlichen Verkehrs erfolgen. Ein quantitativer Mangel 
an Arbeitskräften  durch unzureichende verkehrsinfrastrukturelle Mobilitätsmög-
lichkeiten führt auch zu wirtschaftlichen Standortnachteilen für regionale Unter-
nehmen  und bedarf einer regionalpolitischen Korrektur durch die öffentliche 
Hand, also durch die zuständige Gebietskörperschaft. Aber auch hier kann es 
aufgrund der unterschiedlichen Kompetenzen für die Verkehrswege zu Konflikten 
bei der verkehrspolitischen Umsetzung kommen. Die Eisenbahnen im Bundes-
besitz fallen in die Kompetenz des Bundes, für die privaten Bahnen sind die 
Privatbahngesellschaften zuständig. Die Bundesstrassen befinden sich wiederum 
in Bundeskompetenz und die. Landes- bzw. Gemeindestraßen in der Kompetenz 
der jeweiligen Gebietskörperschaften.  Durch die Unterschiede zwischen An-
spruch und politisch ökonomischer Wirklichkeit  kann die Effizienz der regionalen 
Wirtschaftspolitik beeinträchtigt werden.  So kann etwa die ungenügende Er-
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reichbarkeit von Bildungseinrichtungen durch unkoordinierte verkehrspolitische 
bzw. verkehrswirtschaftliche Maßnahmen zu einem qualitativen Arbeitskräfte-
mangel führen  und die regionale Wirtschaftspolitik negativ beeinflussen. Wieweit 
dies beispielweise auch für den etwaigen Ersatz von Personenzügen durch 
Autobusse gilt, ist Gegenstand der Forschungsfrage.   
 
Die Begründung der regionalen Sozialpolitik und damit des Eingriffs in die 
Marktentwicklung liegt in den sozialen Zielsetzungen, die über die Markt-
mechanismen nicht erreicht werden können. Solche Ziele sind etwa - wie bereits 
bei den Ausführungen zur Raumordnung erwähnt -  eine bestmögliche  Anglei-
chung der regionalen Lebensbedingungen gegenüber anderen Regionen und 
eine sozial gerechte  Versorgung mit Einkommensmöglichkeiten. Dabei wird nicht 
nach dem Grad der Wirtschaftlichkeit unterschieden, sondern nach dem der 
Bedürftigkeit. Auch bei der sozial begründeten Einflussnahme der Regionalpolitik 
kann die Verkehrssituation einer Region, wie etwa die Existenz  einer dem 
öffentlichen  Verkehr dienenden Regionalbahn, bedeutungsvoll sein, weil sie bei-
spielsweise für die Menschen der Region den Zugang zu Bildungs- und Sozial-
einrichtungen ermöglicht und gewährleistet. 
 
In analoger Weise hat die aus ökologischen Gründen erfolgende regional-
politische Beeinflussung der Marktmechanismen das Umweltziel, die natürlichen 
Lebensgrundlagen in der Region zu sichern und vor Zerstörung zu schützen. 
Dies gilt besonders für die Emission von Schadstoffen durch Verkehrsmittel, der 
zum Beispiel durch regionale verkehrspolitische  Maßnahmen gegengesteuert 
werden kann. So ist beispielsweise für das Land Niederösterreich, zu dessen 
Bereich der regionale Untersuchungsraum der vorliegenden Arbeit gehört,  im 
Klimaprogramm (vgl. NÖ-Landesregierung, 2004, S. 33 ff) die Reduktion der 
Treibhausgas-Emissionen des Verkehrs, der in Niederösterreich rund 25% der 
CO2 - Emissionen verursacht, vorgesehen. Dies soll durch Verkehrsvermeidung, 
durch Verkehrsverlagerung und durch Effizienzverbesserung  des Verkehrs 
erreicht werden. Wenn also aus betriebswirtschaftlicher Sicht eines Eisenbahn-
unternehmens, ein Ersatz von Regionalzügen durch Busse erwogen wird, so sind 
bei einer Bewertung aus gesamthafter Sicht auch die Umweltauswirkungen zu 
berücksichtigen. Etwa dadurch, dass auch durch die Verlagerung bedingte 
Veränderungen des  Ausstoßes an CO2  bewertet werden.  
 
 
4.  Theoretische Grundlagen für eine Bewertung von Nebenbahnen nach   
 Kriterien der Regional-  und Gesamtwirtschaftlichkeit 
 
4.1  Vorbemerkungen 
 
Vor der Frage nach den theoretischen Grundlagen für eine regionalwirtschaft-
liche, im Einklang mit Raumordnungskriterien  und den Aspekten der Gesamtwirt-
schaftlichkeit stehenden Bewertung der Bedeutung von Nebenbahnen, muss 
zunächst geklärt werden, um welche Art von Leistungen es  sich  handelt,  die  
auf  solchen  Bahnen  erbracht werden und bewertet werden sollen. Handelt es 
sich bei der Erbringung von Personen- und/oder Güterverkehrsleistungen sowie 
bei der Erhaltung des infrastrukturellen Zustands dieser Bahnen um einzelwirt-
schaftliche Tätigkeiten oder um Leistungen mit darüber hinausgehenden ökono-
mischen, sozialen und ökologischen Auswirkungen, also um Leistungen im 




Hierfür ist zunächst zu klären, in welchem Eigentum sich die zu untersuchende 
und zu bewertende Regionalbahn befindet. Steht sie gänzlich im privaten 
Eigentum oder teilweise bzw. zur Gänze im öffentlichen Eigentum?  
 
Befindet sich sowohl die Infrastruktur wie auch das darauf tätige Eisenbahn-
verkehrsunternehmen zur Gänze in privatem Eigentum, so wird zunächst fest-
zustellen sein, ob es sich bei einer derartigen Bahn um eine öffentliche Eisen-
bahn im Sinne des Eisenbahngesetzes handelt. Dies trifft  nur dann zu, wenn 
diese Eisenbahn dem allgemeinen Personen-, Reisegepäck oder dem Güter-
verkehr zu dienen bestimmt ist, wenn also die Verkehrsleistungen grundsätzlich 
allen Personen unter der Voraussetzung zur Verfügung stehen, dass die hierfür 
gültigen Rechtsbestimmungen und Beförderungsbedingungen  eingehalten wer-
den (Catharin/Gürtlich, 2007, S. 204).  Daraus ist ableitbar, dass für derartige 
öffentliche Eisenbahnen Betriebspflicht, Beförderungspflicht und im Personen-
verkehr die Pflicht zur Veröffentlichung des Angebots durch Fahrpläne und Tarife 
bestehen. Dabei ist es egal, ob sich diese öffentliche Eisenbahn samt 
Infrastruktur in privatem oder teilweise bzw. zur Gänze in öffentlichem Besitz 
befinden. Es ist jedoch zwischen Besitz und Bereitstellung der Infrastruktur sowie 
dem Besitz des den Personen- und/oder den Güterverkehr betreibenden 
Verkehrsunternehmens zu unterscheiden. Befindet sich das die Infrastruktur 
betreibende und das darauf tätige Eisenbahnverkehrsunternehmen in einer 
Hand, so wird es als integriertes Unternehmen bezeichnet.  
 
Handelt es sich dabei um ein rein privates, aber integriertes Unternehmen, also 
um eine private, nicht öffentliche Eisenbahn, so wird der Besitzer seine Entschei-
dungen über die Ausstattung der Infrastruktur und das Angebot auf seiner 
Eisenbahn ausschließlich nach betriebswirtschaftlichen Kriterien treffen. Das 
bedeutet, dass Entscheidungen über die Einstellung einer solchen Eisenbahn, 
über Leistungseinschränkungen oder über Verlagerungen von der Schiene auf 
die Straße nur aufgrund der betriebswirtschaftlichen Bewertung durch den priva-
ten Betreiber getroffen werden. Zwar sind auch hier in solchen Fällen öffentliche 
Interventionen zu erwarten, die aber nur dann Erfolg zeitigen werden, wenn die 
öffentliche Hand bereit ist, durch finanzielle Beiträge die Aufrechterhaltung des 
Leistungsumfangs zu sichern. In allen anderen Fällen, in denen die Beteiligung 
von Gebietskörperschaften, also von Bund, Ländern  oder Gemeinden an einer 
Regionalbahn zur Gänze oder zu  einem gewissen Teil gegeben ist, befindet sich 
die Regionalbahn ganz oder teilweise im öffentlichen Eigentum und es liegt 
öffentliches Interesse vor. Sie hat daher eine öffentliche regional- bzw. gesamt-
wirtschaftliche Bedeutung. Daher stellt sich die Frage, ob hier auch andere 
Bewertungsgrundsätze als rein betriebswirtschaftliche, nämlich auch soziale und 
ökologische  Beurteilungskriterien herangezogen werden können oder sogar 
müssen. Obwohl auch eine rein in privatem Eigentum befindliche, den Be-
stimmungen des  Eisenbahngesetzes aber nicht genügende Eisenbahn eine 
regional- bzw. gesamtwirtschaftliche sowie eine Bedeutung für die Raumordnung 
haben kann, beschäftigt sich die vorliegende Arbeit aber nur mit der Bedeu-
tungsermittlung von öffentlichen Regionalbahnen, seien sie nun zur Gänze oder 
nur teilweise in öffentlichem Besitz.   
 
Da zum Beispiel alle Anteile der ÖBB-Aktiengesellschaften zu 100% von der 
ÖBB-Holding AG gehalten werden und deren Aktien wiederum zu 100 % dem 
Bund  gehören  (vgl. BGBl 138 /2003 § 2, 8, 12, 28,30 und BGBl. 95/2009), sich 
also  im öffentlichen Eigentum befinden, betreffen die von den ÖBB-Gesell-
schaften erwogenen oder getroffenen Maßnahmen (Beibehaltung oder 
Einstellung von Verkehrsleistungen sowie Investitionen in die staatliche Infra-
struktur) zweifellos die Öffentlichkeit, das heißt primär die regionale Bevölkerung 
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und die regionale Wirtschaft. Aber es sind auch Auswirkungen auf die gesamte 
Volkswirtschaft denkbar, wenn die regionalwirtschaftlichen Auswirkungen eine 
entsprechende Bedeutung erreichen. Daneben können auch soziale und 
ökologische  Wirkungen eintreten, die die Bedeutung von Regionalbahnen ent-
sprechend beeinflussen. Das Gleiche gilt aber auch für öffentliche Privatbahnen 
in teilweisem oder gänzlichem Besitz der staatlichen Gebietskörperschaften. So 
gilt dies zum Beispiel analog für die zur Gänze in Bundesbesitz befindliche, aber 
als Privatbahn agierende  Graz-Köflacher Eisenbahn genauso wie für die im 
Besitz des Landes Steiermark befindlichen Steiermärkischen Landesbahnen oder 
für die Salzburger Lokalbahn im öffentlichen Besitz der Salzburg AG.  
 
Im Hinblick auf derartige, im öffentlichen Interesse liegende Maßnahmen, die die 
regional- und gesamtwirtschaftliche Bedeutung einer Regionalbahn betreffen, ist 
zunächst die theoretische Auseinandersetzung  mit der Frage erforderlich, ob 
und wieweit es sich bei solchen von öffentlichen Eisenbahnen erwogenen 
Maßnahmen um öffentliche Vorhaben handelt, die nach Hanusch (1994, S. 1)  
alle Maßnahmen umfassen, „(…) in einem Land das wirtschaftliche Geschehen 
sowie die kulturellen oder sozialen Lebensbedingungen zu fördern,“ die somit zu 
einer Wohlfahrts- bzw. Nutzensteigerung für die Gesellschaft  führen sollen.  
 
Einerseits  handelt  hier  der  Staat Österreich, vertreten durch die Gebietskörper-
körperschaften als teilweiser oder gänzlicher Eigentümer der öffentlichen Eisen-
bahnen im Güter- und im Personenverkehr gemäß den gesellschaftsrechtlichen 
Bestimmungen wie ein Unternehmer nach kaufmännischen Grundsätzen, sieht 
aber auch gleichzeitig - wie im Fall der ÖBB -  im so genannten Bundesbahn-
strukturgesetz (BGBl 138/2003, §48/49)  oder wie im Privatbahngesetz (BGBl. 
39/2004, §1 und §3) die Erbringung gemeinwirtschaftlicher  Leistungen  vor. Der 
Gesetzgeber sieht also Dienstleistungen im öffentlichen Interesse vor,  die wegen 
fehlender Kostendeckung aus kaufmännischen Gründen nicht erbracht werden 
würden. Solche gemeinwirtschaftlichen Leistungen erfolgen aufgrund verkehrs-,  
wirtschafts-, verteidigungs-, agrar-, forst-, finanz-, raumordnungs-, bevölkerungs-, 
arbeitsmarkt- und umweltpolitischer Ziele (vgl. Eisenbahngesetz i.d.F. BGBl. 
151/1984, §24).  Auch die  Bereithaltung des Schienenverkehrsweges ist im 
Eisenbahngesetz (vgl. BGBl.151/1984) ausdrücklich als  eine  solche  gemein-
wirtschaftliche Leistung, die nicht dem Gewinnzweck dient,  definiert. Diese  
gemeinwirtschaftlichen  Leistungen  sind den Eisenbahnunternehmen per 
Verordnung explizit aufzuerlegen. Der Leistungsumfang ist genau abzugrenzen 
und Ausgleichszahlungen sind ex-ante, also nicht im Nachhinein, zu vereinbaren. 
Dabei sieht das Gesetz für regional abgrenzbare gemeinwirtschaftliche 
Leistungen auch „(…) die Möglichkeit einer Mitzahlungsverpflichtung des 
jeweiligen Bundeslandes vor, was aber  in der politischen Realität nur ungern 
wahrgenommen wird“. (vgl. Catharin/-Gürtlich, 2007, S. 57 ff). Anderseits hat der 
Staat im Wege des Bundes als 100% Eigentümer der ÖBB-Gesellschaften auch 
als öffentliche, volkswirtschaftliche Institution zu agieren, deren Aufgabe es unter 
anderem ist, durch entsprechende  öffentliche  Vorhaben, die die Verkehrsinfra-
struktur und das öffentliche Verkehrswesen betreffen,  eine Verbesserung der 
gesamtwirtschaftlichen, insgesamt also der ökonomischen, sozialen und 
ökologischen Situation herbeizuführen. Ein Gleiches gilt auch für ein im Eigentum 
eines Bundeslandes also einer anderen staatlichen Gebietskörperschaft 
befindliches integriertes Verkehrsunternehmen. 
 
Die staatliche Entscheidung, durch ein öffentliches Vorhaben, wie es der Ausbau 
oder die Stilllegung von Regionalbahnverkehren ist, auf die Verkehrsinfrastruktur 
Einfluss zu nehmen, wird nach Kaspar (1977, S. 39 f) unter anderem dadurch 
legitimiert,  dass durch die Integrationskraft des Verkehrs bezüglich Staat und 
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Gesellschaft, öffentliches Interesse am Verkehrswesen besteht.  Auch auf Catha-
rin/Gürtlich (2007, S. 50) sei nochmals verwiesen, die die Einstellung einer Re-
gionalbahn ohne politische Diskussion nicht für gerechtfertigt halten, weil ihr eine 
bestimmte regionalpolitische Stabilisierungs- und Identifikationsfunktion zu-
kommt. Für die regionale Entwicklung stellen solche öffentliche, die Verkehrs-
infrastruktur betreffenden Maßnahmen externe Effekte dar, die zu Lokalisations- 
bzw. Urbanisierungsvorteilen führen können. Etwa zur Ballung wirtschaftlicher 
Aktivitäten oder zur Entwicklung von Agglomerationen, aber auch zu Lokalisa-
tionsnachteilen, wie  z.B. zu Betriebsabsiedlungen. Externe Effekte dieser Art 
haben daher große Bedeutung für die regionale Entwicklung (vgl. Maier/ Tödtling, 
2006, S.102 ff). Sie sind aber auch ein wesentlicher Faktor in der Wohlfahrts-
ökonomik, die sich neben den Bedingungen für die Entstehung eines Wohl-
fahrtsoptimums mit der Frage beschäftigt, wie die Effizienz einer Volkswirtschaft  
verbessert  werden kann (vgl. Maier/Tödtling, 2006, S.107). Das gilt auch für die 
wirtschaftliche Entwicklung von Regionen wie die beiden für das Forschungs-
thema gewählten Untersuchungsräume. Aus den genannten Gründen wird in der 
vorliegenden Arbeit davon ausgegangen, dass es sich bei den getroffenen und 
erwogenen Maßnahmen für die als Beispiel gewählten Regionalbahnen um 
jeweils öffentliche Vorhaben handelt, die nicht nur eine einzelwirtschaftliche 
sondern zwingend auch eine gesamtwirtschaftliche Betrachtung und Bewertung 
erfordern. Es gilt festzustellen, ob es durch diese Maßnahmen unter 
Einbeziehung der ökonomischen, sozialen und ökologischen Wirkungen zu einer 
Steigerung  oder Verminderung der Wohlfahrt kommt oder nicht.  
 
Um zu wissenschaftlich abgestützter Erkenntnis zu gelangen, muss daher die 
Beantwortung der Forschungsfrage auf geeigneten  theoretischen und metho-
dischen Grundlagen aufbauen. Verschiedene wissenschaftliche Richtungen 
kommen hier in Frage. Im Hinblick  auf  die  Bewertung der  im öffentlichen 
regionalen Interesse liegenden Maßnahmen und   die  erforderlichen   Entschei-
dungen ist vor allem die  Wohlfahrtstheorie bzw.  Wohlfahrtsökonomik als  Teil 
der Volkswirtschaftstheorie von Bedeutung. Ebenso sind Grundlagen der Theorie 
der öffentlichen Güter, der Entscheidungstheorie und insbesondere der 
regionalökonomischen Theorien von besonderer Bedeutung. Besondere 
Relevanz besitzen auch die wirtschaftsanalytischen Theorien, vor allem die den 
Methoden der Kosten-Nutzen-Untersuchungen zugrunde liegenden Theorien. 
Alle diese Theorien sollen nun in den wesentlichen Grundzügen und Aussagen 
betrachtet werden, um sie hinsichtlich ihrer Bedeutung und Verwendbarkeit für 
das vorliegende Forschungsvorhaben  beurteilen zu können. 
 
4.2    Wohlfahrtsökonomie und Wohlfahrtstheorie  
      
     „Welfare economics is concerned with the conditions which determine the total  
     economic welfare of a community. In the traditional theory the total welfare of  
     a community was conceived as the sum of the welfares (utilities) of all  
     constituent individuals” (vgl. Lange, 1969, S 26). 
 
Da die Feststellung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung von Regionalbahnen 
die Frage inkludiert, ob und wie sehr solche Eisenbahnen die regionale Wohlfahrt 
beeinflussen, beschäftigt sich dieser Abschnitt mit den theoretischen Grundlagen 
der Wohlfahrtsökonomie, wie sie für die regionale Wohlfahrt von Relevanz sein 
könnten. Dies kann dann der Fall sein, wenn die von öffentlichen Eisenbahnun-
ternehmen auf  Regionalbahnen erwogenen Maßnahmen die regionale Wohlfahrt 
betreffen. Dabei stellt sich die Frage, wie diese Auswirkungen bewertet werden 
können. Die Betrachtung der wohlfahrtstheoretischen Grundlagen erfolgt des-
halb vor der Beschäftigung mit den anderen für die gegenständliche Arbeit rele-
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evanten theoretischen Grundlagen, weil die Wohlfahrtstheorie und Wohlfahrts-
ökonomie die Gesellschaft und deren Wohlergehen in den Mittelpunkt der 
Überlegungen stellt. Nach Meinung des Verfassers haben daher diese Grund-
lagen für die gegenständliche Arbeit vorrangige Bedeutung gegenüber den 
übrigen grundlegenden Theorien.  
 
4.2.1  Grundlagen  
 
Die Auseinandersetzung mit der Wohlfahrtsökonomie und Wohlfahrtstheorie 
bedarf zunächst einer Definition des Begriffs Wohlfahrt.  Beim diesbezüglichen 
Studium der Literatur fällt allerdings auf, dass die Begriffe Wohlfahrt (welfare), 
Wohlstand (wealth) und auch der Begriff Gemeinwohl oft in scheinbar 
begriffsidenter Weise verwendet werden. Ebenso werden auch die Begriffe Wohl-
fahrtsökonomie und Wohlfahrtstheorie häufig synonym gebraucht, obwohl nach 
Meinung des Verfassers unter Wohlfahrtsökonomie die wissenschaftliche Lehre  
über die Entwicklung von Wohlfahrt mit dem Ziel eines gesellschaftsbezogenen 
besseren bzw. optimalen  Zustands  zu verstehen ist. Unter Wohlfahrtstheorie 
kann hingegen die wissenschaftliche Beschäftigung mit möglichen Gesetzmäßig-
keiten verstanden werden, die der Entstehung, Messung und Bewertung von 
Wohlfahrt zu Grunde liegen. Zum besseren Verständnis dieser Begriffe soll 
zunächst auf die geschichtliche Entwicklung eingegangen werden. 
 
Im Zusammenhang mit der Begriffsverwendung Wohlfahrt bzw. Wohlstand 
verweist Giersch (1993, S. 9) historisch weit zurückgreifend auf Adam Smith, den 
Begründer der modernen Volkswirtschaftslehre (klassische Nationalökonomie), 
der bereits  im 18. Jahrhundert in seinem Hauptwerk „Wealth of Nations“ (1776) 
den Begriff Wealth für Wohlstand verwendete und ihn sehr einfach  als den durch 
Wachstumsprozesse  steigerbaren Versorgungsstand der Bevölkerung eines 
Landes mit den notwendigen und angenehmen Dingen des Lebens definierte.   
Nach Giersch (1993, S. 16)  „(…) ist  daher  der Gegenstand der Wohlfahrts-
ökonomie die Bewertung alternativer ökonomischer Situationen einer Gesell-
schaft nach dem Maßstab  besser oder schlechter“. Sie ist jener Bereich der 
Volkswirtschaftstheorie, der sich  mit den Kriterien für eine „Wohlfahrtserhöhung“ 
der Gesellschaft und deren Bewertung beschäftigt. Dem liegt auch die Annahme 
zu Grunde, dass ein Individuum bzw. ein Wirtschaftssubjekt unter gegebenen 
Alternativen jene auswählt, die seinen eigenen Nutzen maximiert. Im Hinblick auf 
die Wohlfahrtserhöhung einer Gesellschaft zitiert Giersch (1993, S. 16) auch 
Marshall (1891), der unter dem Oberbegriff  Wealth Bezug auf den in Geld 
ausdrückbaren Nutzen einer Gesellschaft nimmt  und  unter Wealth  solche    
Nutzen stiftenden Güter versteht,   „(…) which are directly capable of  a  money 
measure“. Das  lässt den Schluss zu, dass  es sich seinem Verständnis nach 
beim Begriff Wohlstand (wealth) um einen materiellen und in Geld zu 
bewertenden bzw. bewertbaren Zustand handelt. Die Vertreter dieser älteren 
Wohlfahrtsökonomie wie Marshall (1891) und auch Pigou (1932), übernahmen 
die   bestehenden Theorien in ihre Wohlfahrtsökonomik. Beide Autoren werden 
auch zu  den Vertretern der materiellen Wohlfahrtsschule (Material Welfare 
School) gezählt. Pigou sah in der Wohlfahrtsökonomie zwei Teile (vgl. Kaldor, 
1969, S. 389). Ein Teil bezieht sich auf die Produktion von Wohlfahrt, der zweite 
Teil auf deren Verteilung. Der zentrale Denkansatz der älteren 
Wohlfahrtsökonomie lag im Utilitarismus  (vgl. Bohnen, 1964), der im Grunde 
eine philosophische Auseinandersetzung mit dem Begriff Ethik war, aber auch 
zur Grundlage der modernen Wohlfahrtsökonomik wurde. Die Bewertung von - 
durch personelle Handlungen hervorgerufenen - Zuständen erfolgt hier aufgrund 
des durch die jeweiligen Zustände geschaffenen Nutzens.  Alle Entscheidungen 
sind daher im utilitaristischem Sinn aufgrund ihrer  Konsequenzen  und  den  
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dadurch  geschaffenen  Nutzen einer Handlung zu treffen. Bei mehreren 
Konsequenzen sind die generierten Nutzen   zu summieren und  die durch die 
Handlung verloren gegangenen Nutzen gegenzurechnen. Es zählt nur die  
erzielte  Nutzensumme.  Individuell unterschiedliche Präferenzen in Bezug auf 
die verschiedenen Nutzenkategorien werden vom reinen Utilitarismus außer Acht 
gelassen. Aufgrund  des  damit verbundenen Gerechtigkeitsproblems und seiner 
ethischen, moralischen, also mit Werturteilen verbundenen Ausrichtung wurde 
der Utilitarismus von Ökonomen wie z. B. Dupuit  kritisiert und durch die neue 
Wohlfahrtsökonomie abgelöst, die aber weiterhin am Nutzenbegriff als Grad-
messer für Wohlfahrt festhielt. Dupuit (1933) zitiert Say (vgl. Readings in  Welfare 
Economics, 1969, S. 256), der in  der neuen Wohlfahrtsökonomie den Nutzen-
begriff als die Kraft definiert, „(…) possessed by things of being able to serve 
man in some manner or other“. Nutzen wird dabei als eine subjektive Empfindung 
angesehen. Der von den Menschen akzeptierte Preis ist hier das Maß des 
Nutzens der Dinge, die die Menschen zur Bedürfnisbefriedigung konsumieren.  
 
In der Folge wurde unter anderen von Harsany (1982, S. 3) das Entstehen 
sozialer Wohlfahrt untersucht. Er geht von dem Gedanken einer allgemeinen 
Wohlfahrtsfunktion als Modell aus, um die Wohlfahrt (W) als Gesamtnutzen der 
Bevölkerung in einer Volkswirtschaft zu beschreiben, der sich aus den 
indviduellen Nutzenfunktionen (y) ergibt. 
 
 W = f (y1, y2,…, yn).  
 
Seine soziale Wohlfahrtsfunktion ist darauf aufbauend eine Summe von gewich-
teten individuellen Nutzwerten mit Gewichten größer als Null, wobei die 
Gewichtung der Nutzwerte aufgrund subjektiver Einschätzung oder empirischer 
Untersuchungen erfolgt. 
 
Dieser Wandel in der wissenschaftlichen Wohlfahrtsökonomie wurde durch Arrow 
(1951) und seine Arbeit über „Social Choice and Individual Values“, die 1951 
erstmals veröffentlicht wurde, ausgelöst. Arrow untersuchte, unter welchen Be-
dingungen und mit welchen Methoden eine soziale Wohlfahrtsfunktion aus indi-
viduell präferierten Nutzwerten gefunden werden könnte. Dabei konnte er nach-
weisen, dass es keine Wohlfahrtsfunktion gibt, die folgende Bedingungen erfüllt: 
 
• Die Überleitbarkeit individueller  Präferenzen  in  eine  von allen Indivi-
duen und Gruppen akzeptierte Präferenzreihung (Transitivität). 
• Die Unabhängigkeit der Wahl zwischen zwei Alternativen von anderen 
Alternativen und von deren Position in der Präferenzordnung  . 
• Die Nicht - Diktator Bedingung, wonach es kein Individuum gibt, dessen 
Präferenz automatisch die Präferenz der anderen in der Gruppe ist.  
 
Arrow kam daher zu dem Schluss, dass es unmöglich ist, aus den Präferenzen 
von Individuen einer Gruppe hinsichtlich verschiedener Alternativen eine ein-
deutige Präferenz der gesamten Gruppe abzuleiten. Diese   Erkenntnis   wurde  
in der Literatur als  Arrowsches Unmöglichkeitstheorem (vgl. Giersch, 1993, S. 
71) bekannt. Dass die Wahl einer Alternative nach Arrow nicht unabhängig von 
anderen Alternativen erfolgt, soll anhand eines einfachen Beispiels veranschau-
licht werden: 
 
Die Interessenten A, B, C, D und E hätten gegenüber den Alternativen w, x, y, z 
folgende Präferenzreihung vorgenommen: 
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A B C D E
x x w z y
z w y y w
w z z w z
y y x x x       
 
Entsprechend dieser Präferenzenverteilung hätte die Alternative x zweimal die 
höchste Priorität und wäre somit als beste Alternative ausgewählt. Würden 
allerdings die bestehenden Alternativen w und z aus der Abstimmung ausge-
schlossen, so würde die Alternative y bei den Interessenten C und D die höchste 
Priorität bekommen. Dadurch stünde es 3:2 zu Gunsten von y. Die Entscheidung 
der relativen Mehrheit in der Gruppe verletzt allerdings in diesem Fall die 
Bedingung der Unabhängigkeit der Alternativen x und y von den beiden anderen 
(ausgeschlossenen) Alternativen. Es gibt daher im Sinne von Arrow keine wider-
spruchsfreie objektive Rangordnung aller möglichen individuellen Wohlfahrts-
zustände. Allerdings gilt dies nur bei ordinal gemessenen Präferenzen und nicht 
bei der Verwendung von kardinalen Meßgrößen [vgl. auch Beispiel S 39 f].  
 
Mit der so bezeichneten, auf Arrow aufbauenden neuen Wohlfahrtsökonomie 
ging also eine Ablehnung interpersoneller  Nutzenvergleiche  einher und es kam 
mehr und mehr zur Durchsetzung der Wohlfahrtskriterien nach Vilfredo Pareto. 
(1848 - 1923). Das Pareto-Prinzip besagt,  dass ein Zustand A höheren Nutzen  
als  ein Zustand  B bietet, wenn mindestens ein Mitglied der Gesellschaft in A 
besser gestellt ist als im Zustand B, ohne dass dadurch eine andere Person 
schlechter gestellt wird (Endres, 1976, S. 2; Gravelle/ Rees, 1981, S. 474 ff).  
 
In  Erweiterung des Gedankenguts dieser materiellen Wohlfahrtsschule entwick-
elte sich  eine Denkrichtung, die  die Zustände nicht mehr ausschließlich nur vom 
ökonomischen Standpunkt beurteilt, sondern versucht, alternativ mögliche Zu-
stände aufgrund ihrer Nutzenstiftung zu bewerten  und  zu  vergleichen. Dabei  
werden  beim Nutzenvergleich  auch individuelle Präferenzen berücksichtigt. Für 
Robbins (1932), einem Vertreter dieser Denkrichtung, ist deshalb Volkswirtschaft  
„(…) the science which studies human behaviour as a relationsship between  
ends and scarce means which have alternative uses“  (vgl. Giersch, 1993, S. 20). 
 
Im Hinblick auf diese theoretische Ausrichtung der Wohlstandsentstehung und 
Wohlstandsförderung auch auf verhaltensbezogene Einflussgrößen zur Bedürf-
nisbefriedigung, lässt sich aber auch schließen, dass es sich beim Begriff Wohl-
fahrt (welfare) um mehr als nur um einen materiellen Wohlstandszustand, son-
dern um etwas handelt, das auch soziale und ökologische Zustände einschließt. 
Die jüngere Wohlfahrtsökonomik, die sich in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts entwickelte, versucht hier auf der Basis verschiedener theoretischer 
Denkansätze festzustellen, unter welchen  Bedingungen  ein Wohlfahrtsoptimum 
unter Einbeziehung individuell unterschiedlicher Präferenzen für die Befriedigung 
materieller und nichtmaterieller, also z.B. auch sozialer oder ökologischer Bedürf-
nisse,  erreicht  werden kann. Die traditionelle Volkswirtschaftslehre in ihrer 
spezifischen Ausprägung als volkswirtschaftliche Gesamtrechnung vernach-
lässigt zumeist alle über die monetäre Entstehungs- und Verwendungsrechnung 
hinausgehenden Kosten und Nutzenaspekte ebenso wie soziale und ökologische 
Nutzenkategorien. Sie liefert daher ungenügende Bewertungsmaßstäbe für die 
moderne Wohlfahrtsbewertung.  
    
Nach der modernen Wohlfahrtstheorie  hätte sich allerdings die Volkswirtschaft 
auch mit der Frage zu beschäftigen, wie und durch welche Kriterien Ökonomen 
und Politiker ihre Entscheidungen zwischen alternativen Vorhaben treffen sollten, 
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um eben zu einer Wohlfahrtserhöhung zu gelangen. Maier/ Tödtling (vgl. 2006, S. 
107) halten dabei „ (…) die Frage nach der Effizienz einer Volkswirtschaft eng mit 
der Vorstellung des Pareto-Optimums verbunden“. Das bedeutet, dass eine 
Volkswirtschaft dann am effizientesten ist, wenn keine Besserstellung von Indi-
viduen mehr erreicht werden kann, ohne dass andere Individuen schlechter 
gestellt werden. Im paretianischen Sinn hat deshalb  die  Wohlfahrt  jedes einzel-
nen Individuums Bedeutung für das allgemeine Wohl der Gesamtheit. Zwischen 
individueller und gesellschaftlicher Wohlfahrt besteht demnach ein positiver 
Zusammenhang, wobei das was Wohlfahrt ausmacht,   durch  das  Individuum  
und  seine  Präferenzen selbst bestimmt wird. Wohlfahrt entspricht  also  seinem 
individuellen  und subjektiven Nutzenverständnis. Dies entspricht im Grunde 
immer noch dem neo-klassischen Verständnis, das „(…) von der Entschei-
dungsfreiheit der Menschen ausgeht und erkennt, dass die Menschen mit ihrem 
Handeln subjektive Ziele verfolgen“ (vgl. Maier/Tödtling, 2006, S. 73). 
 
Damit aber in einer Gesellschaft nach diesem neo-klassischen Ansatz ein pareto- 
optimaler Zustand entstehen kann, müssen  allerdings  die  Marktkräfte ungestört 
wirken können. Das heißt, es darf unter der Bedingung vollkommener Konkur-
renz  keine   öffentlichen  Güter und weder positive noch negative externe Effekte 
geben (vgl. Hackmann, 1987, S. 9 ff). Externe Effekte sind aber dann gegeben, 
wenn Produzenten auf Konsumenten oder umgekehrt „(…) positive oder negative 
Wirkungen technischer psychischer, ökonomischer oder sozialer Art ausüben“ 
(vgl. Hanusch, 1972, S. 25).  Wenn es aber solche Effekte gibt, was im realen 
Wirtschaftsleben die Regel ist,  tritt  Marktversagen  ein  und  verhindert einen 
pareto-optimalen Zustand. Der angestrebte Zustand der Pareto - Optimalität zielt 
also ausschließlich auf wirtschaftlich optimale Wohlfahrtssteigerung und kümmert 
sich nicht um andere Fragen, wie zum Beispiel um die gerechte Verteilung des 
Wohlstands auf die Gesellschaft oder um die ökologische Wohlfahrtsdimension.  
 
Da es aber in der Realität im Zuge einer öffentlichen Maßnahme in den meisten 
Fällen nicht nur Gewinner, sondern auch Verlierer gibt, wird in der auf den 
Arbeiten von Kaldor (1961) und Hicks (1965) basierenden neueren Wohlfahrts-
ökonomik vom „Kompensationsprinzip“ ausgegangen. Das heißt, dass eine 
Wohlfahrtssteigerung auch eintritt, wenn die Gewinner die Verlierer soweit 
entschädigen können, dass deren vor der Maßnahme bestehendes Nutzen-
niveau erhalten bleibt. Dies unabhängig davon, ob tatsächlich eine Kompen-
sation stattfindet (vgl. Schofield, 1987, S. 21 ff).  
 
Die „Neue Wohlfahrtsökonomik“  baut zwar auf den traditionellen Ansätzen der 
alten Wohlfahrtstheorie auf, geht aber primär von der Fragestellung aus,   
      „(…) ob und wie man bei alternativ möglichen wirtschaftlichen Konstel-
lationen, wie sie vor allem in wirtschaftspolitischen Entscheidungsprozessen 
zur Diskussion gestellt werden, ein objektives ökonomisches Urteil abgeben 
könne, welche Alternative vom Gesichtspunkt der gesamtwirtschaftlichen 
Wohlfahrt besser oder schlechter sei als die andere“ (vgl. Rothschild 1995, S. 
19). 
Dabei wird Wohlfahrt, wie bereits erwähnt, als subjektiver Nutzen der Individuen 
definiert und trotz des wissenschaftlichen Bemühens  um  Wertfreiheit postuliert, 
dass höherer Nutzen positiv zu bewerten ist und einen höheren Grad an Wohl-
fahrt bewirkt. Demzufolge wird daher davon ausgegangen, dass je höher die 
gesellschaftliche Nutzenstiftung einer staatlichen Maßnahme ist, desto positiver 
und stärker wird sie sich auf das Ausmaß der gesellschaftlichen Wohlfahrt 
auswirken (vgl. Neumann, 1995, S. 18). 
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Ein zentraler Punkt der neuen Wohlfahrtsökonomie ist die Frage, welche Bewer-
tungskriterien für die Beurteilung alternativer Situationen herangezogen werden 
können. Für die Bewertung der Nutzenstiftung im Sinne der Generierung von  
Wohlfahrt unterscheidet z. B. Winkelbauer (1996, S. 6) drei Denkansätze:  
• Das Sozialprodukt-Kriterium,  
• das Effizienz-Kriterium und   
• das wohlfahrtstheoretische Kriterium.  
Beim Sozialproduktkriterium (vgl. Stolber, 1968, S. 41)  ist für die Wohlfahrtsstei-
gerung der Zuwachs des Sozialprodukts in Form zusätzlicher Konsum- und 
Investitionsgüter entscheidend. Dabei wird bei der theoretischen Ableitung des 
Wohlfahrtsoptimums von der neo-klassischen Theorie der vollkommenen 
Konkurrenz, also von der ungestörten Entwicklung der Marktkräfte  ausge-
gangen, wobei die Bewertung des Zuwachses auf der Basis von Marktpreisen 
erfolgt. Beim modifizierten Sozialproduktkriterium wird wegen   vorhandener Ab-
weichungen vom vollkommenen Markt die Bewertung durch Schattenpreise 
vorgenommen.  Dabei handelt es sich um einen Ersatz für Marktpreise (vgl. 
Winkelbauer, 1996, S.19). Auch beim Effizienzkriterium (vgl. Winkelbauer, 1996, 
S. 6) wird von Marktvollkommenheit ausgegangen. Man verwendet für die 
Bewertung den Marktpreis in der Höhe wie er durch die Zahlungsbereitschaft der 
Konsumenten ausgedrückt wird. Das wohlfahrtstheoretische Kriterium (vgl. 
Winkelbauer, 1996, S. 6) geht hingegen von Marktunvollkommenheit aus. Als 
Maß für die Bewertung des Wohlstandzuwachses dient die Verbesserung der 
gegenwärtigen und der zukünftigen Konsummöglichkeiten. Diese Wohlfahrtsbe-
wertung erfolgt auf der Basis von individuellen Nutzenfunktionen, wobei nach 
Becker (2002, S.103)  die Gesamtaggregation aller individuellen Nutzenfunktio-
nen einer Gesellschaft die Wohlfahrtsfunktion ergibt. 
   
Hier soll auch kurz auf die Untersuchungen von Grundlagen der Wohlfahrtstheo-
rie unter Berücksichtigung  gesellschaftlicher Wohlfahrtsfunktionen vom Typ 
Bergson eingegangen werden. Dieser Typus einer Wohlfahrtsfunktion  zielt  „(…) 
auf eine ethische Bewertung von Zuständen, welche durch einen spezifischen 
Güterkonsum und Einsatz von Produktionsfaktoren definiert ist, bei Konstanz 
außerökonomischer Faktoren“ (vgl. Giersch, 1993, S. 28). 
 
Auch für Bergson (vgl. Giersch, 1993, S. 11) galt als Ziel die Bestimmung 
maximaler ökonomischer Wohlfahrt, wobei er  versuchte, die bisherigen 
unterschiedlichen Ansätze zur Erreichung dieses Maximums in einen 
allgemeinen Zusammenhang zu bringen. Diese  Ableitung individueller 
Präferenzen aus einer gesellschaftlichen Betrachtungsweise beschrieb Giersch 
(1993, S. 27) ebenfalls als Wohlfahrtsfunktion (Economic Welfare Function). 
Dabei wird unter ökonomischer Wohlfahrt der Zusammenhang von Wohlfahrt und 
ökonomischem Zustand verstanden.  Demzufolge  erfolgt  die ökonomische 
Beurteilung einer verkehrspolitischen Maßnahme als Analyse der Beziehungen 
zwischen dem oder  den individuellen Nutzen der von der Maßnahme 
Betroffenen und den gesamtgesellschaftlichen Auswirkungen in ihren 
ökonomischen, sozialen und ökologischen Ausprägungen. 
 
Wie schon erwähnt, haben wir es in der ökonomischen Realität zumeist mit un-
vollkommenen Märkten zu tun, was die Messung von Wohlfahrt erheblich 
erschwert, insbesondere wenn sie mit einem permanenten  technologischen 
Wandel und mit neuen externen Effekten wie z.B. Umweltzerstörung einhergeht. 
Die traditionelle Messung von  Wohlfahrt anhand des Nettonationalprodukts  
entspricht daher nicht der Realität des technologischen Wandels und der 
externen Effekte. Die konventionelle Betrachtung des Nettonationalprodukts als 
statischer Indikator für Wohlfahrt bezieht sich auf der einen Seite nur auf die 
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Produktion und den Konsum von Waren  bzw.   Dienstleistungen  und  kennt  in 
Bezug  auf Investitionen nur physisches Kapital, während eine erweiterte 
Konzeption auch die Präferenzen  der  Konsumenten  unter anderem auch im 
Hinblick auf  Bedürfnisse nach Freizeit und Umweltqualität berücksichtigt. Dabei 
werden auch andere Kapitalformen  wie  etwa  das Humankapital und der 
Bestand an natürlichen Ressourcen beachtet und berücksichtigt. Außerdem 
bleiben bei der ausschließlichen Verwendung des Nettonationalprodukts als 
Wohlfahrtsindikator weitere Aspekte unberücksichtigt.  Beispielsweise bleiben die 
Auswirkungen einer Maßnahme in einem Land auf die Wohlfahrt der Individuen 
eines anderen Landes unbetrachtet (vgl. Arronson/Löfgren/Backlund, 1997, S. 7). 
Ebenso bleiben bei Verwendung des Nettonationalprodukts als Wohlfahrts-
indikator die Kosten von Wachstumssteigerungen bei gleichzeitig dadurch herbei-
geführten Umweltschäden oder Gesundheitsgefährdungen unberücksichtig. 
Daher plädieren diese Autoren für eine den Gegebenheiten einer dynamischen 
Wirtschaft entsprechende Kosten-Nutzen-Analyse und beschäftigen sich auf 
dieser Basis mit der mathematischen Ableitung von Modellen zur Wohl-
fahrtsmessung in einer wachsenden Wirtschaft. Auf die einzelnen Modelle wie 
z.B. die Wohlfahrtmessung im Brock-Modell (vgl. Arronson/Löfgren/Backlund, 
1997, S. 9)  oder im Ramsey Growth Modell (vgl. Arronson/Löfgren/Backlund, 
1997, S.13), welche sich mit dem gesellschaftlichen Optimum unter Berück-
sichtigung externer Effekte in einer dezentralen Wirtschaft beschäftign, soll hier 
jedoch nicht näher eingegangen werden. Dies deshalb, weil im Rahmen der 
gegenständlichen Arbeit  im Untersuchungsraum nicht nach den Bedingungen für 
ein regionales Wohlfahrtsoptimum geforscht wird, sondern auf der Basis der 
ermittelten Bedeutung der als Beispiel dienenden Regionalbahnen nur ein 
Wohlfahrtsvergleich zwischen dem Status-quo und den Alternativen aufgrund der 
bahnseits erwogenen Maßnahmen vorgenommen wird.  
 
4.2.2   Relevanz von  Wohlfahrtsökonomie und Wohlfahrtstheorie für das 
           Forschungsvorhaben 
 
Um die Bedeutung von Wohlfahrtsökonomie und Wohlfahrtstheorie für die 
vorliegende Arbeit festzustellen, ist zu Beginn der Frage nachzugehen, wieweit 
die regionalwirtschaftliche Bewertung von Nebenbahnen  eine wohlfahrtsökono-
mische ist und wohlfahrtstheoretisch beantwortet werden kann. Dabei wird davon 
ausgegangen, dass die regionalwirtschaftliche Bedeutung einer Nebenbahn in 
ihren Wirkungen auf den Zustand der Wohlfahrt einer regionalen Gesellschaft 
liegt. Es muss also untersucht werden, ob dieser Zustand durch die Existenz 
einer Regionalbahn positiv beeinflusst wird und wie verkehrswirtschaftliche und 
verkehrspolitische Maßnahmen auf einer derartigen Bahn in ihren Wirkungen auf 
den Zustand der gesellschaftlichen Wohlfahrt der zugehörenden Region und 
darüber hinaus in ihren Wirkungen auf die Allgemeinheit bewertet werden kön-
nen.  
  
Die  im  vorhergegangenen  Abschnitt  enthaltenen  Ausführungen lassen zusam- 
menfassend erkennen, dass sich die skizzierten wohlfahrtstheoretischen Ansätze 
vor allem mit der Untersuchung der Bedingungen beschäftigen, mittels derer eine 
bestmöglich effiziente Allokation der Ressourcen und damit ein Wohlfahrts-
optimum für die Gesellschaft entstehen kann.  
 
Eine zentrale Rolle  in  der neueren Wohlfahrtsökonomie spielen dabei die 
Pareto- Kriterien für das Entstehen eines Wohlfahrtsoptimums.  Wesentliche 
Voraussetzungen sind hierfür die Existenz eines vollkommenen Marktes 
(vollständige  Transparenz,  freier  Marktzugang,  keine  externen  Effekte,   keine  
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öffentlichen Güter)  und das individuelle Rationalitätsprinzip der Wirt-schafts-
subjekte, das heißt die ausnahmslose Befolgung der marktwirtschaftlichen 
Gesetze (effiziente Produktion und optimale Bedürfnisbefriedigung). 
 
Da diese Bedingungen in der Realität nicht bzw. nur in geringem Umfang, vor 
allem aber nicht  gleichzeitig zutreffen, können also nur suboptimale Zustände er- 
zeugt werden. Trotzdem haben die Wohlfahrtsökonomie und ihre Theorien 
grundlegende Bedeutung für die gegenständliche Forschungsarbeit und für die 
Beantwortung der Forschungsfrage insbesondere deshalb, weil es darum geht, 
die regionalwirtschaftliche Bedeutung von Regionalbahnen an zwei konkreten 
Beispielen zu  bewerten. Es geht also um die Frage,  ob  durch die  von  den  
betreibenden Eisenbahngesellschaften  erwogenen  Maßnahmen   für  alle   von   
diesen  Maßnahmen  Betroffenen in Summe höherer Nutzen, also ein besserer 
Wohlfahrtszustand geschaffen wird, ohne dass für andere eine Schlechter-
stellung erfolgt. Wenn das der Fall wäre, so entspräche das insgesamt einer 
Wohlfahrtssteigerung.   
 
Auch das Arrow’sche Unmöglichkeitstheorem hat für die gegenständliche Arbeit 
Bedeutung, vor allem wenn davon ausgegangen wird, dass es bei der Bewertung 
der Nebenbahnen und der erwogenen unternehmenspolitsichen Maßnahmen um 
Gruppenentscheidungen handelt. Anhand eines Bespiels soll im Folgenden 
gezeigt werden, dass es erforderlich ist, eine kardinale Bewertung durch-
zuführen, weil sonst die Unabhängigkeit der Wahl zwischen zwei Alternativen von 
anderen Alternativen nicht gewährleistet erscheint. 
 
Für das Beispiel wird angenommen, dass Im Falle der Feststellung der Bedeu-
tung von unternehmens- oder verkehrspolitischen Maßnahmen auf den beiden 
ausgewählten Nebenbahnen folgende Interessenten beteiligt sind: 
 
A…..ÖBB-Personenverkehr AG 








Bei diesen  Interessenten könnten z. B die Präferenzen in Bezug auf folgende 
Alternativen erhoben und mit Rang 1 bis Rang  4 von oben nach unten gereiht 
werden:  
 
• Alternative 1: Beibehaltung des Istzustands,  
• Alternative 2: Einstellung der gesamten Nebenbahn,  
• Alternative 3: Einstellung des Personenverkehrs,  
• Alternative 4: Ersatz der Züge durch Busse. 
 
Daraus könnten sich z. B. folgende angenommenen Prioritätenreihungen 
ergeben. Dabei wird auch unterstellt, dass die Bahnreisenden nur die Alternative 
1 oder 4 und keine andere akzeptieren. 
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A B C D E F G H
4 3 2 4 3 4 1 1
3 4 1 1 1 1 4 4
1 1 3 4 3 3 3
2 2 4 2 2 2 2  
 
Bei einer Entscheidung durch den Bund als Eigentümer würde er feststellen, 
dass  drei Interessenten (A,D,F) der Alternative 4 (Ersatz der Züge durch Busse) 
höchste Priorität gegeben und an die oberste Stelle gereiht haben. Somit würde 
er  aufgrund der gegebenen Mehrheit diese Alternative wählen. Würden jedoch 
aus irgendwelchen Gründen (z.B., dass nicht sein kann, was nicht sein darf) die 
vorhandene Alternative 2 (Einstellung der gesamten Nebenbahn)  und die 
Alternative 3 (Einstellung des Personenverkehrs ohne Schienenersatz) als Alter-
native ausgeschlossen, so würden auch die Interessenten C und D die Alter-
native 1 (Beibehaltung des Status quo) an die oberste Stelle reihen und sich nun 
mehrheitlich vier der Interessenten (C,D,G,H) für die Beibehaltung des Status- 
quo entscheiden.  Der Eigentümer müsste sich nun für diese Alternative ent-
scheiden. Dadurch wird bewiesen, dass die Unabhängigkeit der Wahl zwischen 
Alternativen von anderen Alternativen und deren Position in der Präferenz-
ordnung nicht gegeben ist. Daher würde die gesamte Wohlfahrtsfunktion aus den 
individuellen Präferenzen zu einem anderen Ergebnis als ursprünglich kommen. 
Es besteht also Abhängigkeit von anderen Alternativen.  
  
Da mittels der Wohlfahrtstheorie auf Basis der „neuen Wohlfahrtsökonomik“ zu 
erklären versucht werden kann, wie sich bestimmte Maßnahmen auf   die  ge-
samtwirtschaftliche Wohlfahrt auswirken, stellt sie grundsätzlich eine geeignete 
theoretische Basis zur Bewertung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung von 
Regionalbahnen im Hinblick auf die regionale Wohlfahrt dar. Ebenso bilden die 
Theorien der Wohlfahrtsökonomie eine Grundlage für die methodische Fest-
stellung der Auswirkungen dar, die bestimmte verkehrswirtschaftliche oder ver-
kehrspolitische Maßnahmen auf die regionale Wohlfahrt bewirken oder bewirken 
könnten.  Allerdings nicht im Hinblick auf die Erzielung eines für die Region 
pareto-optimalen Zustands unter  den  neo-klassischen Bedingungen  eines  
vollkommenen  Marktes, dessen Voraussetzungen für  den  Forschungs-
gegenstand  nicht  zutreffen.  Zwar gelten auch für die gegenständliche Arbeit die 
grundlegenden Aussagen der Pareto- Optimalität, aber unter besonderer Berück-
sichtigung der auf Kaldor (1961) und Hicks (1965) beruhenden wohlfahrts-
theoretischen Überlegungen des Kompensationsprinzips (vgl. Schofield, 1987, S. 
21 ff). Dabei ist  von der Grundprämisse auszugehen, dass auch für kleinere 
Regionen einerseits die Besserstellung mindestens einer Person bei unver-
ändertem Zustand der übrigen Personen der regionalen Gesellschaft eine Wohl-
fahrtssteigerung darstellt, anderseits aber auch versucht werden muss,  dem 
Faktum Rechnung zu tragen, dass durch die erwogenen, die Regionalbahn 
betreffenden Maßnahmen regionale Verlierer vorhanden sind, die durch die 
Gewinner so zu entschädigen wären, damit für sie kein Wohlfahrtsverlust eintritt. 
Das heißt also etwa, dass bei einer Einstellung des Personenverkehrs auf der 
Schiene und einem nachfolgenden Ersatz des Zugverkehrs durch Busse, die als 
Nutzen zu bewertenden Einsparungen für die Betreibergesellschaften in Summe 
zumindest zu keiner Verschlechterung der Nutzensituation aller übrigen Betrof-
fenen kommen darf, ohne sie für den Verlust zu entschädigen.  
 
Obwohl man der Meinung sein kann, dass die öffentliche Hand auch bestrebt 
sein sollte, durch wirtschaftspolitische Maßnahmen nicht nur für das gesamte 
Land, sondern auch für bestimmte Regionen zumindest eine adäquate Stei-
gerung der Wohlfahrt zu erreichen, werden die in der gegenständlichen Arbeit zu 
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untersuchenden Alternativen nicht im Hinblick auf Pareto- Optimalität   betrachtet, 
sondern nur im regional- bzw. gesamtwirtschaftlichen Vergleich zueinander und 
gegenüber dem Ausgangszustand. Trotz des Umstandes, dass  in  Bezug  auf  
die  regionale  Wirtschaft der Untersuchungsräume kein pareto-optimaler, son-
dern nur ein suboptimaler, bestmöglicher Zustand in Betracht gezogen werden 
kann, wird in diesem Zusammenhang aber zu untersuchen sein, welchen 
Einfluss externe Faktoren wie z.B. die technologische Entwicklung und die 
Umweltpolitik der für die Region maßgebenden Gebietskörperschaften für die 
Entwicklung der Regionalbahnen, der regionalen Gesellschaft und der regionalen 
Wirtschaft haben.  
 
Ob und vor allem wie sehr die zu untersuchenden Regionalbahnen durch die auf 
ihnen erbrachten Verkehrsleistungen im Personen- und Güterverkehr regional-
bzw. gesamtwirtschaftliche Bedeutung besitzen, weil sie  einen Bestandteil der  
Wohlfahrt  für  die  regionale Bevölkerung und für die  regionalen Wirtschafts-
unternehmen  darstellen, entspricht im Grunde dem Forschungsthema, das sich 
damit beschäftigt, wie  diese regionalwirtschaftliche Bedeutung unter Bedacht-
name auf gesamtwirtschaftliche Aspekte und auf Änderungen im Leistungs-
angebot ermittelt werden kann. Die  Aufgabe in der  gegenständlichen  Arbeit  ist  
es  daher, einerseits festzustellen, für  wen und wieweit die Existenz der beiden 
Nebenbahnen regionalwirtschaftlich von Bedeutung ist und wieweit  und für wen 
durch die von den ÖBB-Gesellschaften erwogenen Maßnahmen Vorteile und 
Nachteile verbunden sind, diese zu bewerten, erforderlichenfalls zu gewichten, 
zu aggregieren und dem Istzustand gegenüberzustellen. 
 
Im Grunde entspricht diese Aufgabenstellung der Wohlfahrtsökonomie in ihrer 
utilitaristischen Ausprägung, nach der es bei der Bewertung alternativer ökono-
mischer Situationen nach dem Maßstab des „besser“ oder „schlechter“ geht.  
Ebenso entsprechen die Ansätze der so genannten neo-kardinalen Wohlfahrts-
ökonomie, bei der alternative Situationen in Nutzen- und Kostengrößen vergli-
chen werden, der grundlegenden Aufgabenstellung.   
 
Es ist aber nochmals zu betonen, dass es bei der gegenständlichen Arbeit nicht 
um ein Optimierungs- sondern um ein Bewertungs- und Entscheidungsproblem 
unter den Gegebenheiten eines unvollkommenen Marktes und inhomogener 
subjektiver Entscheidungskriterien geht. Dies stellt aber auch ein nicht zu 
unterschätzendes Faktum dar, weil wir es nicht mit einem einheitlichen, sondern 
mit einem subjektiv unterschiedlichen  Wohlfahrtsempfinden  zu tun haben. 
Dieses subjektiv unterschiedliche Wohlfahrtsempfinden besteht nicht nur im 
Hinblick auf einzelne betroffene Individuen innerhalb der Bevölkerung bzw. 
hinsichtlich einzelner Unternehmen der regionalen Wirtschaft in den beiden 
Untersuchungsräumen, sondern es bestehen auch im Hinblick auf das potenziell 
unterschiedliche Nutzen- und Wohlfahrtsempfinden der Bevölkerungsgruppen in 
den einzelnen Gemeinden der betreffenden Region Bewertungsunterschiede. 
Die Bewertung von Nutzen- und Kostenkriterien der regionalen Wohlfahrt, die bei 
den beteiligten Unternehmen betriebswirtschaftlich zu sehen ist und daher 
abgesehen von der Datenbeschaffung nicht zu schwierig sein dürfte, wird es 
insbesondere bei den sozialen und ökologischen Wohlfahrtskriterien, wie sie bei 
einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtung miteinzubeziehen sind, empirischer 
Erhebungen sowie einer Gewichtung bedürfen. Dabei stellt sich als zusätzliches 
Problem die Frage, wie bei einer derartigen Gewichtung dem wissenschaftlichen 
Postulat der Wertfreiheit am ehestens entsprochen werden kann. 
 
Aufgrund der gegebenen Marktunvollkommenheit besitzt somit der theoretische 
Hintergrund der Wohlfahrtsökonomik  für die gegenständliche Forschungsarbeit 
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in jenen Ausprägungen praktische Bedeutung, deren Überlegungen die un-
vollkommenen Marktgegebenheiten berücksichtigen. Es sind dies insbesondere 
die Überlegungen zum modifizierten Sozialproduktkriterium als Bewertungs-
maßstab, das wohlfahrttheoretische, an den Konsummöglichkeiten orientierte 
Bewertungskriterium und  die Bewertungen auf der Basis entsprechender  empiri-
scher Erhebungen.    
 
4.3    Regionalökonomische Theorien  
 
Dieser Abschnitt  beschäftigt sich mit den theoretischen Grundlagen der Re-
gionalökonomie soweit sie für die Ermittlung der regionalwirtschaftlichen Be-
deutung von Nebenbahnen allgemein und insbesondere für die konkrete Beur-
teilung der beispielhaft ausgewählten Bahnen maßgebend sind oder sein 
können. Es wird daher in der Folge auf die Zusammenhänge zwischen  der 
ökonomischen Entwicklung von Regionen und den Verkehrsgegebenheiten 




Zunächst darf nochmals an die definitorische Problematik der Begriffe Region 
und damit auch der Regionalökonomie und an deren Anwendbarkeit für die 
gegenständliche  Arbeit erinnert werden (vgl. S. 8 f, S.10 f). Jedoch gilt  auch für 
die regionale  Betrachtung, dass die  Struktur  jedes  Wirtschaftsraums  von 
vielen Akteuren, insbesondere aber von den ökonomischen und sozialen 
Wechselbeziehungen der Akteure Bevölkerung, Unternehmen und öffentliche 
Hand geprägt wird.  
 
Die Bevölkerung als einer der wichtigen Akteure tritt hier vor allem in der 
Funktion als Endnachfrager nach Waren und Dienstleistungen sowie als 
Arbeitskräftepotenzial in Erscheinung, während die öffentliche Hand, also der 
Staat in seinen Körperschaftsformen die Rahmenbedingungen schafft und 
gestaltet, die für das soziale Zusammenleben der Menschen und  deren 
verschiedene Tätigkeiten notwendig sind. Eine wichtige Funktion der öffentlichen 
Hand ist dabei die Zurverfügungstellung der benötigen Infrastruktur, von der die 
Verkehrsinfrastruktur im Rahmen der vorliegenden Arbeit von besonderer 
Bedeutung ist. Die Unternehmen wiederum treten als Produzenten und/oder 
Anbieter von Gütern und Dienstleistungen im jeweiligen Interaktionsraum auf.  
 
Auch in Regionen bestimmen die Interaktionen zwischen der regionalen Bevöl-
kerung, den regionalen Unternehmen und den für die Regionen zuständigen 
Gebietskörperschaften die regionale Entwicklung. 
 
Die regionalwirtschaftliche Grundtheorien, die die Bestimmungsfaktoren der 
regionalwirtschaftlichen Entwicklung  festzustellen und die Zusammenhänge zu 
erklären versuchen, können wie folgt gegliedert werden (vgl. Peters, 2000, S. 227 
ff): 
- Standorttheorien 
- Theorie des sektoralen Strukturwandels 
- Regionale Entwicklungstheorien 
- Konzeptionen der regionalen Strukturpolitik 
- Konzeptionen der sektoralen Strukturpolitik  
 
In Bezug auf diese Gliederung darf zunächst kritisch angemerkt werden,  dass 
Konzeptionen im wissenschaftlichen Sinn keine Theorien, sondern bestenfalls 
Entwürfe für eine Theorie darstellen. Außerdem geht es bei den erwähnten 
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Konzepten für eine regionale und sektorale Strukturpolitik um Analysen und 
Maßnahmen zur politischen Einflussnahme auf die sektorale und regionale Wirt-
schaftsstruktur mit dem Ziel, bewusst einen bestimmten Zustand zu stabilisieren 
oder einen strukturellen Wandel herbeizuführen bzw. einen solchen Prozess zu 
unterstützen. Diese von der öffentlichen Hand konzipierte und vorgenommene 
politische Einflussnahme kann jedoch nach Ansicht des Verfassers nur dann 
Anspruch als Theorie erheben, wenn die struktur- bzw. regionalpolitische Ein-
flussnahme auf der Grundlage wissenschaftlich  festgestellter Gesetzmäßigkei-
ten erfolgt.    
 
Die von Peters angeführte Theorie des sektoralen Strukturwandels als eine der 
von ihm so bezeichneten regionalökonomischen Grundtheorien beschäftigt sich 
mit den Ursachen für den sektoralen Wandel, insbesondere in Bezug auf den 
Wandel  der Wirtschaftsstruktur vom Agrar- zum Industrie- und zum Dienst-
leistungssektor. Allerdings betrifft der Strukturwandel nicht nur diese drei großen 
makroökonomischen Wirtschaftssektoren, sondern besitzt  auch eine regionale 
bzw. räumliche Dimension. Daher wären nach Ansicht des Verfassers die 
regionalwirtschaftlichen Grundtheorien besser in Standorttheorien, Theorien der 
räumlichen und der regionalen Entwicklung und Theorien des Strukturwandels zu 
gliedern. Dadurch würden auch die Theorien der Bodennutzung, der Siedlungs- 
und der Stadtentwicklung sowie die Theorien über das Entstehen und die 
Entwicklung von Raumstrukturen miteinbezogen werden. Zdrowornyslaw/Bladt 
(2009, S.96) verweisen z.B. in diesem Zusammenhang auf durch ökonomische 
Kräfte wirksam werdende sektorale Veränderungsprozesse wie sie in der 
Standorttheorie des primären Sektors durch Johann Heinrich von Thünen (1826), 
in der Standorttheorie des sekundären Sektors durch Alfred Weber (1909) und in 
der Standorttheorie des tertiären Sektors durch Walter Christaller (1933) deutlich 
werden. Dabei spielt bei allen diesen Theorien die Lage zu den Märkten und 
damit die Frage der Transportkosten eine wichtige Rolle. 
 
Im Gegensatz zu Peters und zur vom Verfasser bevorzugten Gliederung der 
regionalwirtschaftlichen Grundtheorien wird manchmal auch nur grob zwischen 
Standorttheorien und regionalen Entwicklungstheorien unterschieden (vgl. 
Finder, 1990, S. 22). Diese Gliederung erscheint jedoch als zu wenig differen-
ziert, insbesondere was die verschiedenen Ansätze zur Erklärung der unter-
schiedlichen Entwicklung  der Strukturen verschiedener Räume, Regionen und 
die Interaktionen zwischen den Standorten in den drei großen Wirtschafts-




Die Standorttheorien befassen  sich mit den Entscheidungsfaktoren, die für die 
Wahl von Standorten durch Unternehmen relevant sind und herangezogen 
werden. Sie beschäftigen  sich also damit, welche Gründe für die Standortent-
scheidung maßgebend sind und gehen auch  der Frage nach, welches Ziel mit 
der Standortwahl erreicht werden soll. Historisch betrachtet wurden die ersten 
standorttheoretischen Überlegungen zunächst im Rahmen der Bodennutzungs-
theorie von Johann Heinrich von Thünen (1826) und darauf aufbauend für den 
industriellen Einzelbetrieb angestellt (vgl. Weber, 1909).  Schon Thünen ging 
davon aus, dass die ökonomischen Gegebenheiten und Standorte zu Unter-
schieden in der Bodennutzung führen können und dabei die Transportkosten 
eine wesentliche Rolle spielen. Dabei wurde für Unternehmen jener Ort gesucht, 
an dem sich der höchste Gewinn erzielen lässt.  
 
Die auch darauf ausgerichtete neoklassische Standorttheorie beschäftigt sich mit 
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der Frage, unter welchen Bedingungen sich ein optimaler, also gewinn-
maximaler   Standort ergibt. Sie ging dabei vom „homo oeconomicus“ aus, also 
von einem Subjekt, das seine Entscheidungen rein auf Gewinnmaximierung 
ausrichtet, also  die Optimierung seines Nutzens anstrebt. Ein solcher optimaler 
Standort ergibt sich im Sinn der neoklassischen Auffassung dann, wenn sich die 
Marktkräfte völlig ungestört, also ohne jede Einflussnahme des Staates entfalten 
können und im Optimum ein Gleichgewichtszustand zwischen Angebot und 
Nachfrage in Menge und Preis entsteht.  
 
Gemäß dem neoklassischen Ansatz setzt dies aber die Bedingungen eines 
vollkommenen Marktes voraus. Das heißt, die Akteure verfügen über vollkom-
mene Information was Menge und Preis von Angebot und Nachfrage  auf den 
Märkten für Rohstoffe, Produktionsgüter und Arbeitskräfte betrifft und es gibt 
keine Zugangs- oder Mobilitätsbeschränkungen (vgl. Maier/Tödtling, 2006, S. 24) 
sowie auch keine regionale oder nationale  Einflussnahme auf die Entscheidung. 
Dies gilt sowohl für die Lage des Unternehmensstandorts zu den Beschaffungs- 
als auch zu den Absatzmärkten. Dabei kann der Unternehmensstandort 
entweder unmittelbar am Ort des Vorkommens der Roh- und Hilfsstoffe oder 
direkt am Ort des Absatzes bzw. irgendwo dazwischen liegen.  
 
Die durch den Standort im Input und/oder Output anfallenden Transportkosten 
wie  sie  zur  Überwindung  der räumlichen Distanzen auftreten, erhöhen die 
Kosten der Produktion, wenn der Produzent die Kosten des Transports bis zum 
Käufer auf dem Absatzmarkt trägt (frei Haus Transport).  Sie verringern dadurch 
die Höhe des Gewinns des Produzenten. Die Transportkosten haben also 
maßgebenden Einfluss auf die Standortwahl. Dabei dürfte es allerdings im 
neoklassischen Sinn gar keine Transporte geben, weil bei rein rationalem 
Vorgehen der Entscheidungsträger die Transportkosten durch Produktion der 
Güter am Ort der Nachfrage vermieden werden würden. Es fänden daher  gar 
keine Transporte statt. Maier/Tödtling (vgl. 2006, S.109) demonstrieren dies an 
folgendem angenommenen Beispiel.  
 
      „…es gibt 2 Standorte, A und B, an denen ein Produkt nachgefragt wird. Der 
Marktpreis sei an beiden Standorten gleich. Wenn nun das Produkt am 
Standort A produziert wird, so setzt sich der Erlös des Produzenten, von dem 
wir annehmen, dass er die Transportkosten trägt, zusammen aus den 
Erlösen in beiden Märkten abzüglich der Kosten des Transports der am 
Standort B abgesetzten Menge von A nach B. Nun impliziert aber die 
Annahme vollkommener Konkurrenz eine Produktionsfunktion mit konstanten 
Skalenerträgen. Dies bedeutet, dass die Effizienz der Produktion von der 
Produktionsmenge nicht beeinflusst wird, oder auch, dass die 
Produktionsmenge beliebig vergrößert und verkleinert werden kann, ohne 
dass sich die Stückkosten ändern. Diese Annahme schließt also Fixkosten 
und Unteilbarkeiten  bei den Produktionsfaktoren aus. Für unseren Produzen-
ten am Standort A impliziert dies, dass es keinen Grund gibt, am Standort A 
für beide Märkte zu produzieren. Er könnte auch eine Produktionsstätte am 
Standort B eröffnen und an jedem Standort für den lokalen Markt 
produzieren. Seine Erlöse und Kosten sind dann gleich der  Summe der 
Erlöse bzw. Kosten an beiden Standorten. Er erspart sich allerdings die 
Kosten des Transports des Gutes, erreicht also bei dieser Strategie einen um 
die Transportkosten höheren Gewinn,…..unter diesen Produktionsbedin-
gungen wird er also immer dort produzieren, wo sein Produkt nachgefragt 
wird. Die Folge davon ist, dass jeder Standort autark jene Güter produziert, 
die dort nachgefragt werden und überhaupt kein Gütertransport stattfindet“.  
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Diese Schlussfolgerung wird auch als Starretts (1978, S. 21 ff) „räumliches Un-
möglichkeitstheorem“ bzw. als „Hinterhofkapitalismus“ bezeichnet. Unter Hinter-
hof ist dabei ein abgeschlossenes Gebiet zu verstehen, in dem Angebot und 
Nachfrage autark erfolgen. Das heißt, dass alles was an (bestimmten) Gütern in 
diesem Gebiet gebraucht wird, auch in diesem Gebiet produziert wird. Dies wäre 
zum Beispiel für eine Stadt der Fall, in der der gesamte Bedarf an Gemüse durch 
die eigene Produktion der städtischen Landwirtschaft gedeckt wird und dabei 
keine Transportkosten anfallen.  
 
Unter den vorhandenen realen Marktgegebenheiten sind daher für die Standort-
entscheidung vor allem 
• die Roh- und Hilfsstoffpreise auf den Beschaffungsmärkten, 
• die Transportkosten bis zum Produktionsstandort, 
• die Produktionskosten, 
• die Transportkosten zum Käufer der Produkte und 
• der erzielbare Verkaufspreis  
maßgebend. Auf spezielle Kosten für den Einkauf und den Vertrieb wird hier 
bewusst nicht näher eingegangen. Ebenso auf den Umstand, dass der ideale 
Standort produktbezogen unterschiedlich sein kann. Dies soll hier nur der 
Vollständigkeit halber erwähnt werden. 
 
Bei der Standortwahl geht es  demnach sowohl um die transportkostenoptimale 
Lage eines Unternehmens in Bezug auf die Beschaffungskosten  der benötigten 
Ressourcen als auch um den Zugang zu den Absatzmärkten. Sowohl im Input als 
auch im Output sind die Lokalisierung des Standorts und die durch die räumliche 
Differenzierung bedingten  Mobilitätserfordernisse sowie die dafür aufzuwen-
denden Transportkosten von erheblicher Relevanz. Sie bestimmen die Reich-
weite der Bezugs- und der Absatzmöglichkeiten. In diesem Zusammenhang 
muss allerdings darauf hingewiesen werden, dass die Gütertransporte sowohl bei 
der Beschaffung als auch beim Vertrieb mit verschiedenen Verkehrsmitteln 
erfolgen können. Je nach Verkehrserschließung des Standorts und je nach den 
gegebenen Verkehrsmöglichkeiten mit der Bahn, per LKW auf der Straße, in der 
Luft oder per Schiff zu transportieren, wird daher die Standortwahl auch von den 
unterschiedlichen Transportkosten der einzelnen Verkehrsträger bzw den 
Transportpreisen der  darauf tätigen Verkehrsunternehmen bestimmt.   Dadurch  
sind die Verkehrserschließung und die Transportkosten, die  den Verkehrs-
unternehmen als Preis für die  benötigten Verkehrsleistungen zu bezahlen sind, 
wichtige Faktoren nicht nur für die reale Standortwahl von Unternehmen, sondern 
auch für die regionale Entwicklung als Ergebnis der auf den Märkten tätigen 
Akteure. Andere Faktoren sind hier die Arbeitskosten und zu Kostenvorteilen 
führende Agglomerationen. 
 
Während der neoklassische Ansatz der Standorttheorie (vgl. Maier/Tödtling, 
2006, S.24) ein ideales in sich geschlossenes Aussagesystem für die Lokali-
sierung des  optimalen Unternehmensstandorts entwickelt hat und dabei unter-
stellt, dass sich die Entscheidungsträger analog dazu ideal verhalten, haben 
verhaltenswissenschaftliche Untersuchungen (vgl. Pred, 1972) über die Wahl von 
Standorten gezeigt, dass sich die Wirtschaftssubjekte nicht ideal und  optimal, 
sondern häufig pragmatisch in Bezug auf das Machbare und Erreichbare 
verhalten. Die tatsächlichen Standortentscheidungen folgen daher eher dem 
Grundsatz, mit einem akzeptablen Aufwand eine möglichst gute oder vertretbare  
Lösung zu finden, als ein absolutes Optimum zu erzielen. Dabei wird aufgrund 
der Komplexität und Unsicherheit von Entscheidungen oft auf Erfahrungen und 
vereinfachte Verfahren zugegriffen. Diese heuristisch genannten Verfahren, die 
auch durch den Grad an verfügbaren Informationen der Entscheidungsträger und 
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deren individuell unterschiedliche Fähigkeit, diese Informationen bestmöglich zu 
verarbeiten, bestimmt werden, führen zu unterschiedichen  Prozessen bei der 
Wahl neuer oder verändeter Standorte. Diese unterschiedlichen Prozesse 
wiederum bewirken unter dem Einfluss wirtschafts- und gesellschaftspolitischer 
Gegebenheiten und der von der öffentlichen Hand erstellten Rahmenbe-
dingungen unterschiedliche Standortstrukturen und regional differenzierte 
Entwicklungen. Die historische Versorgung von Regionen mit Eisenbahnstrecken 
und der dann später erfolgte  Aufbau einer leistungsfähigen Straßeninfrastruktur 
können neben anderen Maßnahmen  als Bestandteile der Rahmenbedingungen 
für die regionale Entwicklung angesehen werden. 
 
4.3.1.2 Theorien der regionalen Entwicklung 
 
Hier geht es nicht allein um die optimale Positionierung von Unternehmen an 
einem optimalen Standort und um die Interaktionen zu anderen nicht näher 
lokalisierten Standorten, sondern um die ökonomische Entwicklung von 
Regionen als Summe der in der Region tätigen Akteure und deren Interaktionen 
mit anderen Regionen und Räumen.  Dabei darf nochmals auf die verschiedenen 
Interpretationen des Begriffs Region verwiesen werden (vgl. S.8 f). Die Theorien 
der regionalen Entwicklung untersuchen einerseits die Interdependenzen 
zwischen Unternehmensstandorten aufgrund unterschiedlicher, konzentrierter 
oder disperser, das heißt gestreuter  Marktgegebenheiten. Anderseits reflektieren 
die regionalen Entwicklungstheorien auch die Konkurrenzbeziehungen und die 
Beziehungen zur Bevölkerungs- und Siedlungsstruktur  dieser Regionen (vgl. 
Maier/Tödtling, 2006, S. 95 ff) und darüber hinaus zu anderen Regionen. Da- 
durch erhält die regionale Entwicklung auch eine räumliche Dimension, die 
insbesondere durch die Kommunikationsmöglichkeiten und das verbindende 
Verkehrswesen mitgestaltet wird. Diese wechselseitigen Beziehungen  üben 
einerseits Einfluss auf die Entstehung von Unternehmensstandorten aus, 
anderseits beeinflussen diese Wechselbeziehungen  aufgrund der gegebenen 
oder potenziellen Attraktivität der Marktgegebenheiten die regionale und 
räumliche Entwicklung von Siedlungs-, Stadt- und Raumstrukturen.  
 
Um das Entstehen eines optimalen ökonomischen Zustands einer Region und 
die regionalen und strukturellen Unterschiede in der Entwicklung und im 
Wachstum von Regionen zu erklären, können verschiedene Theorien und 
Denkansätze herangezogen werden. Zum einen geht es um die theoretische 
Erklärung, auf welche Weise es zu einer optimalen Regionalentwicklung kommt 
bzw. kommen kann und welche Parameter hierfür maßgebend sind. Zum 
anderen handelt es sich um Theorien und theoretische Ansätze, die sich mit dem 
Entstehen von regionalen Disparitäten und deren Ursachen beschäftigen. Es gibt 
dabei im Grunde zwei theoretische Gedankengebäude. Das Erste ist die Theorie 
der Neoklassik, nach der sich unter bestimmten Voraussetzungen ein interregio-
naler Ausgleich von Angebot und Nachfrage ergibt, was letztlich zu einem 
ökonomischen Gleichgewichtszustand in den Regionen und zu einer Optimierung 
der regionalwirtschaftlichen Entwicklung führt.  Das zweite Denkmodell  ist die 
Polarisationstheorie in verschiedenen Ausprägungen und Weiterentwicklungen 
als Wachstumspoltheorie, als Zentrum-Peripheriemodell (vgl. Maier/Tödtling/-
Trippl, 2006 S. 86 ff) und als „New Theories“. Letztere gehen von real gegebenen 
Märkten mit unvollkommener Konkurrenz aus, die aufgrund bestimmter Faktoren 
zu kumulativen Prozessen und zu divergierenden Entwicklungen führen können. 
Dabei können auch die Transportkosten einen Einflussfaktor darstellen. Zu 
diesen Weiterentwicklungen der Polarisationstheorie werden von  Maier/-
Tödtling/Trippl (vgl. 2006, S. 94) die „New Trade Theory“, die „New Economic 
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Geography“ und die „New Growth Theory“ - auch als endogene Wachstums-
theorie bezeichnet -  gezählt.  
 
Auf alle diese Theorien wird in der Folge soweit näher eingegangen, als sie für 
die Aufgabenstellung der gegenständlichen Arbeit von Relevanz sind.   
 
Neoklassische Theorie 
Auch die theoretische Untersuchung der Regionalentwicklung und ihrer 
Gestaltungsfaktoren folgte zunächst dem neoklassischen Ansatz. Er leitet sich 
aus der neoklassischen Ökonomik ab, bei der es um die Erforschung von 
Gesetzmäßigkeiten zur Erzielung eines wirtschaftlichen Optimums geht.  Die 
neoklassische Ökonomik geht davon aus, dass im Bereich einer Wirtschaft 
bestehende oder hervorgerufene Knappheiten an Gütern Preiserhöhungen 
bewirken, die zu Aktivitäten der Wirtschaftssubjekte führen, deren Ergebnis die 
Reduzierung bzw. Beseitigung der Güterknappheiten ist (vgl. Maier/Tödt-
ling/Trippl, 2006, S. 55). Das Basismodell ist eine Produktionsfunktion, die angibt, 
welche Menge an Gütern mit den vorhandenen Produktionsfaktoren Arbeit und 
Kapital maximal erzeugt werden kann. Dabei wird angenommen, dass sich bei 
Änderung des Einsatzes  beider Produktionsfaktoren konstante Skalenerträge im 
Output ergeben. Weiters wird davon ausgegangen, dass bei marginalem Einsatz 
von nur einem der beiden Faktoren ein zuwachsendes Grenzprodukt erzeugt 
wird, das aber bei zunehmendem Faktoreinsatz kleiner wird. Das bedeutet, dass 
die Grenzproduktivität dieses Faktors abnimmt und sukzessive gegen Null geht, 
sodass eine weitere Steigerung des Faktoreinsatzes ökonomisch sinnlos ist.  
 
Wenn nun diese Annahmen für alle Marktteilnehmer gelten, dann wird ein 
Mechanismus in Gang gesetzt, der zu einem automatischen Ausgleich von 
Angebot und Nachfrage, also zu einem optimalen Gleichgewichtszustand auf 
allen Märkten führt. Dieser zu einem Optimum führende Mechanismus bedarf 
aber einer Reihe erfüllter Bedingungen, um einen bestmöglichen Verlauf zu 
nehmen. Bei der neoklassischen Theorie der Regionalentwicklung handelt es 
sich demnach um ein Gedankengebäude, das auf folgenden, für alle 
Marktteilnehmer geltenden Voraussetzungen vollkommener Konkurrenz beruht:  
 
• Alle Marktteilnehmer streben nach Gewinn- bzw. Nutzenmaximierung. 
• Sie verfügen über vollkommene Information über die Preise und alle 
anderen relevanten wirtschaftlichen Tatbestände. 
• Es besteht uneingeschränkte Mobilität der Güter- und Produktions-
faktoren (zum Beispiel der beliebige Austausch der homogenen 
Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital).  
• Es herrscht atomistische Konkurrenz, das heißt, dass kein Anbieter oder 
Nachfrager den Marktpreis beeinflussen kann.  
• Die Preise auf dem Beschaffungs- und Absatzmarkt reagieren unver-
züglich auf Knappheiten und passen sich flexibel an. 
• Es sind keine öffentlichen Güter und keine staatliche Einflussnahme 
erforderlich, um den ständigen Ausgleichsprozess zwischen Angebot und 
Nachfrage herbeizuführen. 
 
Sind diese Voraussetzungen nicht gegeben, dann wird dies von der neoklas-
sischen Theorie als Marktversagen interpretiert, wodurch das Erreichen eines 
pareto-optimalen Zustands verhindert wird (vgl. S. 36). Wie sich allerdings 
gezeigt hat, scheint  dieses  Marktversagen  mehr den Regel-, als den Normalfall 
darzustellen. Unter anderem verhindern die real gegebenen Austausch- oder 
Handelsprozesse und die  dabei auftretenden Transporte, bei denen Ressourcen 
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verbraucht werden, das Erreichen eines neoklassischen Gleichgewichts-
zustands. Hier darf nochmals auf Starrets „Unmöglichkeitstheorem“ verwiesen 
werden (vgl. S. 44 f),  weil es bei ausschließlich rationaler Vorgangsweise gar 
keinen Transport geben kann, da keine Ressourcen für den Transport von 
Gütern eingesetzt werden (vgl. Mills, 1972, S.113).  
 
Die in der Realwirtschaft einschränkt gegebene  Mobilität von Produktions-
faktoren und Gütern wie auch die real vorhandenen Informationsbeschränkungen 
und konkurrenzierenden Einflussnahmen auf die Preise, insbesondere aber auch 
die politischen Einflussnahmen auf die regionale Entwicklung (z.B. gezielte 
regionale, nationale oder internationale Förderungen) be- oder verhindern den  
automatischen Ausgleichsprozess gemäß neoklassischer Theorie. Aus diesem 
Grund wurden deren Erklärungen zur optimalen, wachstumsbezogenen 
Regionalentwicklung kritisch in Frage gestellt. Vor allem wurde die der 
neoklassischen Theorie innewohnende Tendenz zu einem Gleichgewichts-
zustand sowie ihr Postulat, keinesfalls in den Marktmachanismus und in den 
Wirtschaftsprozess einzugreifen, kritisiert  (vgl. Maier/Tödtling/Trippl, 2006, S. 
77). 
  
Myrdal (1974, S. 27) weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass sich in der 
Realität ein System nicht in Richtung auf irgendein Gleichgewicht der Kräfte 
zubewegt, sondern dass es zu sich beschleunigenden kumulativen Veränderun-
gen kommt, die durch exogene Faktoren hervorgerufen, beeinflusst bzw. durch 
politische Eingriffe bewusst gestaltet oder gestoppt werden können. Er vertritt 
auch die Ansicht, dass das von der Neoklassik als Bedingung vorausgesetzte 
freie Spiel der Kräfte eher zu einer Vergrößerung als zu einer Verringerung der 
Ungleichheiten zwischen Regionen führt (Myrdal, 1974, S. 37).  
 
Polarisationstheorie 
Zunächst geht die Polarisationstheorie davon aus, dass sich die 
regionalwirtschaftliche Entwicklung ungleichmäßig vollzieht und der 
Marktmechanismus nicht zu einem ökonomischen Ausgleich, sondern zu 
Unterschieden in der Entwicklung von Regionen führt. Daher muss ein solcher 
Ausgleich wirtschaftspolitisch herbeigeführt werden. Die Polarisationstheorie der 
regionalen Entwicklung geht damit von gegebenen und empirisch beweisbaren 
Ungleichgewichten aus. Die Grundannahmen der regionalen Polarisations-
theorie, die vor allem von Myrdal (1957) und Hirschmann (1958) entwickelt 
wurden, sind die Existenz regionaler Disparitäten als Folge partiell unter-
schiedlicher Wachstumsdeterminanten und interregionaler Abhängigkeiten. Diese 
Abhängigkeiten ergeben sich durch oligopolistische und monopolistische 
Marktstrukturen, deren Existenz im neoklassichen Denkansatz ausgeschlossen 
ist. Im Gegensatz zur Neoklassik wird daher festgestellt, dass auf den real 
gegebenen unvollkommenen Märkten keine vollständige Konkurrenz existiert, 
sondern Monopole und Oligopole vorherrschen sowie externe Bestim-
mungsfaktoren gegeben sind. Durch die Heterogenität der Produktionsfaktoren 
wird der Ausgleich der Faktorpreise eingeschränkt und auch die vollkommene 
Information über Preise und technologischen  Fortschritt ist nicht gegeben (vgl. 
Maier/Tödtling/Trippl, 2006, S 78).  
 
Die Polarisationstheorie unterscheidet einen sektoralen und regionalen Ansatz. 
Während bei ersterem davon ausgegangen wird, dass die wirtschaftliche 
Entwicklung generell durch jeweils einen bestimmten Wirtschaftssektor als Motor  
bestimmt wird, beschäftigt sich der zweite mit den Mechanismen, die zu unter-
schiedlichen Entwicklungen in den Regionen führen. Die sektorale Polarisations-
theorie besagt, dass die wirtschaftliche Entwicklung in der Region von führenden 
50 
Unternehmen oder von führenden Branchen geprägt wird, weil von ihnen die 
entscheidenden Wachstumsimpulse für die gesamte Region ausgehen und dort 
auch ein Großteil der Investitionstätigkeit erfolgt. 
 
Dieser Ansatz der Polarisationstheorie geht also davon aus, dass die regionale 
wirt-schaftliche Entwicklung durch Wachstumspole geprägt wird, das heißt durch 
regionale Gebiete, die hohe Standortvorteile aufweisen und dadurch eine 
Konzentration von dort tätigen Unternehmen hervorrufen und einen Motor für die 
regionale Entwicklung darstellen. Allerdings kann dies auch   zu positiven und 
negativen Rückkoppelungen führen, die wiederum regional unterschiedliche 
Zustände hervorrufen. So kann es zu kumulativen Wachstums- oder Verfallspro-
zessen und zu „Ausbreitungs- oder Entzugseffekten“ kommen. Voigt (1973, 
Kap.3) unterscheidet hier zwischen „Wachstums- und Entleerungsräumen“.  
Nach Myrdal (1957) kommt es durch Veränderungen der ökonomischen Faktoren 
Einkommen, Nachfrage, Investitionen und Produktion, die wiederum durch die 
unterschied-liche Verfügbarkeit der Produktionsfaktoren Arbeit, Kapital und 
technischer Fortschritt bewirkt werden, zu unterschiedlichen regionalen 
Entwicklungen und zu „Ausbreitungs- bzw. Entzugseffekten“. Je stärker die 
Ausbreitungseffekte wirksam werden, desto stärker kommt es zu 
entsprechendem Wirtschaftswachstum bzw. im Gegensatz dazu kommt es zu 
Entzugseffekten. Myrdal (1974, S. 38) spricht auch von „Kontereffekten“, wonach 
zum Beispiel Expansionen an einem Standort bzw. in einer Region durch 
Wanderungen von Arbeitskräften, Kapital oder Handel zu Gegenreaktionen 
führen können, die entweder einen positiven oder auch einen negativen 
kumulativen Prozess in Gang setzen können. So kann etwa die Industrialisierung 
von Regionen zu hohem Wachstum in dieser Region führen, während in 
landwirtschaftlichen Gebieten eine Verarmung bewirkt wird. Myrdal nimmt an, 
dass  die  Entzugseffekte  die Ausbreitungseffekte solange überwiegen, als der 
Staat nicht in die Entwicklung eingreift. Hirschmann hingegen nimmt langfristig 
die Entstehung eines regionalen Gleichgewichts an.  
 
Eine entsprechend theoeretisch fundierte Absicherung ihrer Annnahmen erfolgte 
dabei bei keinem der beiden  Wissenschafter. Nach Maier/Tödtling/Trippl (2006, 
S. 85) ist es der Polarisationstheorie nie gelungen, ein umfassendes, theoretisch 
ebenso fundiertes Gegenmodell zur neoklassischen Theorie zu entwickeln. Die 
Polarisationstheorie  hat jedoch zu weiterführenden Überlegungen im Hinblick auf 
die Einbeziehung regionaler und räumlicher Zusammenhänge geführt, wobei die 
Konzeption der Wachstumszentren auch Aspekte aus der Standorttheorie 
miteinbezieht. Dabei geht es vor allem auch um Zusammenhänge zwischen 
regionalem und städtischem Wachstum sowie um Beziehungen zwischen 
regionaler und urbaner Wirtschaft (vgl. Mills, 1987).  
 
In Weiterentwicklung der kurz beschriebenen  Überlegungen von Myrdal und 
Hirschmann über das Entstehen regionaler Entwicklungsunterschiede wurden die 
Zusammenhänge zwischen Zentren und peripheren Gebieten  auch gesell-
schaftlich betrachtet und dabei nicht nur ökonomische, sondern auch soziale 
Prozesse miteinbezogen. Die Zwei-Regionen-Typisierung in Zentren und 
Peripherie erfolgte umfassend durch Friedmann, der zwischen „core regions“ und 
„periphery regions“, zwischen denen Interaktionen stattfinden, unterscheidet (vgl. 
Friedmann, 1972, S. 93). Zentren sind dabei Orte, die über das höchste 
Interaktionspotenzial verfügen. Lauschmann (1976, S 11) stellt über Zentren fest:  
„Hier sammeln sich die Ströme des Zusammenlebens und Zusammen-
arbeitens in Wirtschaft, Kultur und Politik, die aus allen Teilen eines ganzen 
mehr oder weniger scharf abgegrenzten Gebietes kommen und von hier 
strahlen Gegenströme aus in alle übrigen Städte und Dörfer des Gebiets“.  
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Die Beziehungen zwischen Zentren und peripheren Gebieten, die die regionale 
Entwicklung positiv oder negativ prägen, sind laut Friedmann in erster Linie durch 
Dominanz bzw. Abhängigkeit gekennzeichnet (vgl. Kaniak, 1983, S. 2). Auf die 
methodische  Messbarkeit dieser Abhängigkeitsbeziehungen (vgl. Kaniak, 1983, 
S. 4 ff) zur Feststellung der Interaktionspotenziale sowie deren Reichweiten soll 
hier aber nicht näher eingegangen werden.  
 
Aufgrund der Polarisationstheorie und ihren Weiterentwicklungen lässt sich die 
Existenz unterschiedlich kumulierender, in die Wachstums- oder in die Gegen-
richtung verlaufender Entwicklungsprozesse ableiten. Es wird aber daraus auch 
seitens der Regionalpolitik die Berechtigung zur staatlichen Einflussnahme auf 
diese Prozesse gefolgert. In der Praxis ist hierfür allerdings die Abgrenzung von 
Regionen anhand vorhandener und zuordenbarer Entwicklungsindikatoren erfor-
derlich, durch die dann Erklärungen und Ansatzpunkte für die sozioökonomische 
Entwicklung dieser Regionen möglich gemacht werden können. 
 
Ein wesentlicher Faktor für die Entwicklung räumlich differenzierter Wirtschafts-
strukturen (vgl. Lauschmann, 1976, S. 34 ff) sind neben anderen Faktoren die 
Transportkosten. Diese Kosten zur ökonomischen Distanzüberwindung sind 
entfernungsbedingt und auch durch die Transportdauer, also durch die Zeit 
bestimmt. Wesentlich für die Entwicklung unterschiedlicher Wirtschaftsstrukturen 
ist auch die Transportkostenempfindlichkeit der Produktionsfaktoren. Dadurch 
wird die räumliche Mobilität von Gütern und Arbeitskräften bestimmt und werden 
auch Konzentrationsprozesse oder disperse Entwicklungen beeinflusst.  
 
      Die der Polarisationstheorie folgenden weiterführenden theoretischen Überlegun-
gen zur Regionalentwicklung berücksichtigen die Existenz unvollkommener Kon-
kurrenz und beschäftigen sich mit der Verteilung der sozioökonomischen Akti-
vitäten zwischen den Regionen mit dem Ziel eines regionalen Wachstums. Diese 
Überlegungen werden in der Literatur als „New Economic Geography“ bezeichnet 
und stehen in engem Zusammenhang mit der „Theorie des endogenen Wach-
stums“ (vgl. Maier/Tödtling/Trippl, 2006, S. 93). Bei der New  Economic 
Geography geht es im Grunde um die Relation zwischen Transportkosten und 
Agglomerationseffekten (vgl. Mills, 1972, S.113), wobei auch hier nachgewiesen 
wurde, dass es keinen neoklassischen Gleichgewichtszustand der Wirtschaft  
gibt, sobald Ressourcen für den Transport von Gütern eingesetzt werden (vgl. 
S.44 f). 
 
Die „endogene Wachstumstheorie“ versucht wie die „New Economic Geography“ 
diesen  Wirtschaftsprozess im Rahmen eines allgemeinen Gleichgewichtmodells 
endogen zu erklären. Sie lässt Externalitäten und auch steigende Skalenerträge 
zu. Dadurch wird das Entstehen spezieller räumlicher Gegebenheiten ermöglicht 
und die Verteilung der Aktivitäten in und zwischen den Räumen miteinbezogen. 
Die allerdings noch nicht definitiv ausdiskutierte „endogene Wachstumstheorie“ 
erlaubt sowohl sich annähernde als auch divergierende endogene 
Entwicklungen. Konvergenz als optimaler Entwicklungszustand kann aber nicht 
theoretisch, sondern nur empirisch geklärt werden (vgl. Maier/Tödtling/Trippl, 
2006, S. 101).  
 
Ein ganz wesentlicher Faktor für die regionale Entwicklung ist im Rahmen der 
„endogenen Wachstumstheorie“ der technische Fortschritt wie er bereits als 
wichtige Bestimmungsgröße für sich ändernde Standortanforderungen genannt 
wurde.  Maier/Tödtling/Trippl (2006, S. 94) weisen darauf hin, "…dass der auf 
Investitionen und die damit verbundene Anhäufung von Kapital zurückgehende 
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Wachstumsprozess an Grenzen stößt und ohne technischen Fortschritt zum 
Erliegen kommt, sobald die optimale Kapitalausstattung erreicht ist“. Für weiteres 
Wachstum ist daher die Produktion technischen Fortschritts erforderlich, wie sie 
durch private und öffentlich unterstützte Investitionen in Forschung und 
Entwicklung herbeigeführt werden. Da jedoch andere Produzenten zumeist nicht 
von der Nutzung neuer Technologien  ausgeschlossen werden können, profi-
tieren  auch andere, zum Beispiel rivalisierende Mitbewerber, vom technischen 
Fortschritt, ohne selbst zu investieren. Letzteres ist dann der Fall wenn z.B. neue 
Technologien im Rahmen von regionalen Förderprogrammen aus anderen 
Gebieten übernommen werden und regional zur Anwendung gelangen. Die 
Wirksamkeit des technischen Fortschritts in der endogenen Wachstumstheorie 
für die Entwicklung einer Region wird daher stark von der Bereitschaft und der 
Fähigkeit zu eigenständig in der Region produzierten Innovationen bzw. von 
externen Faktoren bestimmt, wenn die Innovationen aus anderen Räumen in die 
Region importiert werden.  
 
Der für weiteres Wachstum erforderliche technische Fortschritt und das 
Erfordernis nach auf Wissen basierenden Innovationen hat zunehmend zur 
Entwicklung der wissensbasierten Gesellschaft und damit auch zur wissens-
basierten Wirtschaft geführt, wobei diese Entwicklung noch nicht abgeschlossen 
ist. Nach Klerx (2004, S. 44) trägt der Begriff der wissensbasierten Wirtschaft 
„…der Tatsache Rechnung, dass zunehmend immaterielle Wirtschaftsgüter, wie 
Patente, Unternehmensstrategien, Beratungsleistungen und Software, für deren 
Erstellung ein hohes Maß an Wissen erforderlich ist, einen bedeutenden Anteil 
an der Gesamtproduktionsleistung der Wirtschaft einnehmen, wobei für alle 
innerbetrieblichen Prozesse zunehmend wissenschaftliche Methoden eingesetzt 
werden, um die Prozesse zu optimieren. Wissen wird für Firmen deswegen 
zunehmend zur wichtigsten Ressource“.  
 
Dabei beinhalten die Innovationsprozesse nicht nur technologische Neuerungen, 
sondern werden durch eine Vielzahl an Determinanten getragen, wobei nicht nur 
ökonomische, sondern auch soziale, ökologische, organisatorische und konkrete 
politische Überlegungen zwischen denen wiederum Interdependenzen bestehen,  
die Grundlagen liefern. Zuletzt sei hier noch auf die verschiedenen Typen des 
neuen Produktionsfaktors Wissen hingewiesen, die durch soziale Interaktionen 
miteinander verknüpft sind und für Innovationen unumgänglich sind. Maier/-
Tödtling/Trippl (2006, S. 112) unterscheiden hier zwischen den Wissensformen 
„know-what“, „know-why“, „know-how“ und „know-who“ und definieren diese 
Ausdrücke wie folgt.  
„Unter „know-what“ versteht man Faktenwissen, welches häufig in 
Einzelinformationen aufgeteilt ist. „Know-why“ meint das für Technologient-
wicklungen wichtige Verständnis von Prinzipien und Gesetzen, also die 
Fähigkeit, Zusammenhänge zu erkennen (z.B.Naturgesetze). Diese beiden 
Wissenstypen lassen sich relativ einfach kodifizieren. Anders verhält es sich 
mit „know-how“, also dem praktischen Wissen oder Können (z.B. den 
Qualifikationen der Arbeitskräfte). Es ist nur schwer artikulierbar und sein 
Transfer setzt einen engen, direkten Kontakt mit dem Wissensträger voraus. 
Auch „know-who“ bedarf in der Regel dieser sozialen Interaktionen, da es 
nicht nur Wissen über Fachleute beinhaltet, sondern auch die sozialen 
Fähigkeiten, Beziehungen zu den Spezialisten aufzubauen, um deren 
Expertise zu nützen“. 
 
Durch wissensinduzierte Innovationen kann es zu einem tiefgreifenden Struktur-
wandel kommen, der die regionalen Entwicklungen entscheidend beeinflusst. 
  
53 
4.3.1.3 Theorien des Strukturwandels 
 
In Verbindung mit der Polarisationstheorie und den daraus abgeleiteten bzw. aus 
ihr weiterentwickelten (regionalen) Wachstumstheorien sind auch die Theorien 
des Strukturwandels zu erwähnen. Sie beziehen die zeitliche Dimension und 
damit einhergehende unterschiedliche Wachstumsprozesse mit ein, die zu 
periodischen oder dauerhaften Veränderungen der regionalen und nationalen 
Wirtschaftsstruktur führen können.  Zum Beispiel kann es aufgrund eines 
nachfragebedingten konjunkturellen Einbruchs zu einem nachhaltigen Wandel 
der Branchenstrukturen kommen. Dieser Strukturwandel kann dadurch 
entstehen, dass die Unternehmen bestimmter Branchen nur geringe oder gar 
keine Chancen für einen  Aufschwung sehen, was zu einem  unterschiedlichen 
Investitionsverhalten der betroffenen Wirtschaftssubjekte führen kann (vgl. 
Peters, 1988, S.30). Wenn also nicht mehr  ausreichend in bestimmte Branchen 
investiert wird, wird das  entweder zu Diversifikationen in diesen Branchen und 
damit zu Strukturveränderungen innerhalb der Branchen führen oder zum 
Entstehen neuer Branchen.  Je nach den davon betroffenen Standorten und den 
dadurch bewirkten  strukturellen Gegebenheiten kann sich dabei auch die 
sektorale Struktur in den Regionen dauerhaft verändern. Zum Beispiel können 
konjunkturbedingte Firmenschließungen nachhaltige Änderungen der Wirt-
schaftsstruktur von Regionen und damit einen Strukturwandel bewirken. Die 
Hauptursachen eines Strukturwandels liegen nach Peters (1988, S.32 ff) in 
endogenen und/oder exogenen Veränderungen der Strukturkomponenten, die 
sowohl quantitativer als auch qualitativer Natur sein können.  Zu diesen 
Strukturkomponenten zählen etwa die Qualifikationsstruktur von Regionen, die 
Struktur der potenziell Erwerbstätigen, die Beschäftigtenstruktur, die Einkom-
mensstruktur und die dadurch induzierte Nachfragestruktur.  So kann sich etwa 
die Beschäftigtenstruktur quantitativ und qualitativ ändern wenn es zu einem 
Rückgang der Erwerbstätigen kommt oder wenn sich die Erwerbstätigen für neue 
Branchen qualifizieren müssen. 
„ Ein Strukturwandel auf dem Beschäftigungssektor kann daran deutlich wer-
den, dass ein ständiger Mangel an qualifizierten Facharbeitern  herrscht, 
während anderseits ungelernte Arbeiter auch bei guter Konjunkturlage keine 
Beschäftigung finden und somit die strukturelle Arbeitslosigkeit vergrößern“ 
(vgl. Peters, 1988, S.31). 
 
Ein derartiger Strukturwandel kann sich dabei nicht nur gesamtwirtschaftlich in 
den Veränderungen der nationalen Wirtschaftssektoren vollziehen, er kann auch 
nur in regionalwirtschaftlichen Bereichen, das heißt  in Regionen eintreten. 
 
Beim endogen bedingten Strukturwandel können die Ursachen 
• nachfragebedingt  
• angebotsbedingt oder 
• technologisch bedingt 
sein. 
 
Zu nachfragebedingtem Wandel kann es kommen, wenn es branchen- bzw. 
produktspezifisch zu unterschiedlichen Wachstumsgeschwindigkeiten kommt. 
Angebotsbedingter Strukturwandel kann etwa dadurch erfolgen, dass Produkt-
diversifikationen oder bestimmte produktbezogene Marketingstrategien mehr 
oder weniger erfolgreich sind und zu Branchenanpassungen führen. Zu 
technologisch bedingtem Wandel kommt es aufgrund neuer oder verbesserter 




Der exogen bedingte Strukturwandel kann auf ordnungspolitische Maßnahmen 
zur Regulierung oder zur Stärkung bestimmter Branchen oder zur Erhöhung der 
Mobilität der Produktionsfaktoren zurückgeführt werden. Er kann aber auch durch 
das Versiegen von Roh- oder Hilfsstoffquellen naturbedingt sein. Letztlich führt 
Peters (1988, S. 34) noch den ideenbedingten Strukturwandel an, der wissens-
basiert in Verbindung mit dem technologischen Fortschritt gesehen werden kann 
und mit gesellschaftlichen Veränderungsprozessen einhergeht. 
 
Nach Ansicht des Verfassers könnte der exogen hervorgerufene Strukturwandel 
auch durch ökologische Maßnahmen hervorgerufen werden, wenn es beispiels-
weise zu bestimmten ÖKÖ-Steuern (z.B. auf den CO2  Ausstoß) kommt, die zu 
sektoralen Veränderungen der regionalen bzw. nationalen Wirtschaftsstruktur 
führen können. 
 
Die Theorie der sektoralen Strukturentwicklung, die auf einem permanenten 
Vergleich der Sektoren beruht und bei einer Bewertung auch die Messbarkeit 
erfordet,  steht allerdings analytisch vor dem Problem der entsprechenden 
Sektorenabgrenzung. Relativ klar und auch beobachtbar bzw. messbar ist der 
sektorale Veränderungsprozess von der Agrar- zur Industrie- und zur Dienst-
leistungsgesellschaft. Wenn aber  über die Abgrenzung dieser drei grundlegen-
den Wirtschaftssektoren Landwirtschaft, Industrie und Dienstleistungsbereich 
hinausgegangen wird, verstärken sich die Abgrenzungsprobleme. So können 
sich beispielsweise bisher gebräuchliche Unterscheidungen zwischen Sektoren 
verändern. Peters (1988, S. 38) beschreibt dies anhand der Abgrenzung 
zwischen  Handwerk und Industrie, wo sich bisherige Kennzeichen des Hand-
werks wie Werken mit der Hand, geringe Betriebsgröße, Mitarbeit des Meisters, 
kaum Einsatz von Maschinen etc.  durch den technischen Fortschritt verändert 
haben und sich eine Annäherung oder ein Übergang des Handwerks zum 
Industriesektor vollzogen hat oder vollzieht.  
 
In der heute zumeist gebräuchlichen und auch in einer für die vorliegende Arbeit 
genügenden Weise umfassen die drei großen Wirtschaftssektoren folgende 
Teilbereiche (vgl. Peters, 1988, S. 40), die zumeist auch statistisch in diesen 
Gruppen  erfasst sind: 
 
Primärer Sektor:       Landwirtschaft, Forstwirtschaft einschließlich Tierhaltung  
                                 und Fischerei 
Sekundärer Sektor:  Produzierendes Gewerbe mit den Teilbereichen Energiewirt- 
                                 schaft, Bergbau, verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe und  
                                 Wasserversorgung 
Tertiärer Sektor:       Handel, Verkehr, Kreditwesen, Versicherungsgewerbe,  
                                 Wohnungsvermietung, freie Berufe, Gebietskörperschaften,  
                                 Sozialversicherungen, private Haushalte   
 
Strukturveränderungen werden auch durch die Input-Output-Analyse erkennbar 
und nachweisbar. Die Input-Output-Analyse ist ein von Leontief (1963) entwickel-
tes Verfahren der empirischen Wirtschaftsforschung für volkswirtschaftliche Ana-
lysen, die aber auch für regionalwirtschaftliche Untersuchungen herange-zogen 
werden kann (vgl. Leontief, 1963). Dabei beschreibt  die Input-Output-Analyse - 
sehr vereinfacht - (vgl. Peters, 1988, S. 48) die monetäre Verflechtun-gen der 
Wirtschaftssektoren untereinander sowie mit der Endnachfrage und dem Export, 
wobei auch der Einsatz an Arbeitsleistungen und Importen als Vorleistungen an 
die Sektoren erfasst  und bewertet  wird. Dadurch können auch Rückschlüsse auf 
Transportbeziehungen zwischen den Wirtschaftssektoren gezogen werden. 
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Um eine  regionale Input-Output-Analyse vorzunehmen, ist allerdings eine 
entsprechende Datenbasis erforderlich, die zumeist nur aufgrund vorhandener 
statistischer Informationen abgeleitet werden kann.  
 
4.3.1.4 Regionalpolitische Theorien 
 
Durch regionalpolitische Theorien wird versucht, die politische Einflussnahme auf 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Prozesse in Regionen als Teilräume 
eines Staates zu erklären, wobei diese Einflussnahme durch die betreffende 
Region selbst oder durch übergeordnete nationale Gebietskörperschaften sowie 
durch eine supranationale Staatengemeinschaft wie etwa die Europäische Union 
erfolgen kann. 
 
Nach neoklassischem Verständnis ist Regionalpolitik nicht zulässig, weil dadurch 
der  automatische Ausgleichsprozess durch den Markt gestört wird (vgl. S.49 f). 
Wie aber bereits früher erwähnt, tritt durch unvollkommene Information, durch 
unvollkommene Mobilität der Produktionsfaktoren oder durch exogene Einfluss-
faktoren Marktversagen ein, sodass eine politische Einflussnahme erforderlich 
ist, um bestimmte ökonomische, soziale und/oder ökologische Ziele zu erreichen. 
Diese Ziele können dabei sowohl nur regionalpolitische sein, aber auch mit 
gesamtwirtschaftlichen und außerökonomsichen Zielen verbunden, wenn sie 
einer Steigerung der gesamten Wohlfahrt dienen (vgl. Giersch, 1964, S. 387). 
 
Lauschmann (vgl. 1976, S. 235) unterscheidet beim Zweck der Regionalpolitik 
nach ihrer Orientierung in eine leitbild-, ordnungs-, system- und/oder problem-
orientierte Richtung, wobei festgestellt wird, dass eine problemorientierte 
Regionalpolitik nur dann möglich ist, wenn es zuvor ein Leitbild oder ein 
Ordnungssystem gibt. Regionalpolitik kann dabei als Wachstumspolitik, als 
Stabilitätspolitik oder als Versorgungspolitik konzipiert sein (vgl. Lauschmann, 
1976, S. 238 ff). Die wachstumsorientierte Regionalpolitik wird sich dabei auf die 
bereits erwähnten Theorien der Regionalentwicklung (vgl. S. 46 ff) wie zum 
Beispiel auf die von externen Effekten ausgehende Wachstumspoltheorie (vgl. 
Streit, 1971, S. 227) oder die auf eine Effizienzsteigerung der endogenen Pro-
duktionsfaktoren einschließlich des Faktors Humankapital gerichtete Theorie des 
endogenen Wachstums stützen (vgl. Maier/Tödtling/Trippl, 2006, S. 96 f). Eine 
stabilitätsorientierte Regionalpolitik wird hingegen trachten, dass sich in einer 
Region keine gravierenden Unterschiede in der Ausnützung der Produk-
tionsfaktoren ergeben und sie wird versuchen, einen  Ausgleich herbeizuführen. 
Die versorgungsorientierte Regionalpolitik hingegen wird primär darauf 
ausgerichtet sein, eine bestmögliche Versorgung der Bevölkerung in allen 
Teilräumen mit privaten und öffentlichen Gütern sicher zu stellen. 
 
Im Hinblick auf die Umsetzung dieser regionalpolitischen Aufgaben spielen 
raumwirksame Investitionen in die Infrastruktur eine zentrale Rolle. Dazu zählt 
vorrangig die Verkehrsinfrastruktur, die die Aufgabe hat, einerseits die Versor-
gung der Unternehmen mit Roh- und Hilfsstoffen zu gewährleisten sowie die 
Mbilität der Arbeitskräfte und anderseits die Verbringung der Produkte auf die 
Absatzmärkte zu ermöglichen. Dadurch gehen von den Investitonen in die 
Verkehrsinfrastruktur Wirkungen aus, mit denen die räumlichen Strukturen und 
Entwicklungsprozesse maßgebend beeinflusst werden. 
 
Eine solche bewusste Regionalpolitik ist die  der Gebietskörperschaften. Sie ver-
sucht durch Gestaltung der räumlichen Gegebenheiten, zum Beispiel durch 
Verbesserung der Transportgegebenheiten die Standortentscheidungen von 
Firmen und dadurch die regionale Entwicklung positiv zu beeinflussen. Unter 
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anderem sollen durch eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur Unternehmen an 
neue Standorte gelockt oder bestehende Standorte ausgebaut werden. Durch ein 
leistungsfähigeres Verkehrswesen, insbesondere durch die Senkung von 
Transportkosten muss aber die regionale Entwicklung nicht unbedingt positiv 
beeinflusst werden. Es kann dadurch auch zu Ballungsräumen und Wachstums-
zonen kommen, deren Folge das Entstehen peripherer Entleerungsräume sein 
kann. Die Verbesserung der Verkehrsgegebenheiten in einer Region sind daher 
als regionalpolitische Zielsetzung zu sehen, die nicht unbedingt zu einer 
wirtschaftlichen Verbesserung der betroffenen Regionen führt. 
 
Verbesserungen der regionalen Verkehrsausstattung in Österreich erfolgen auch 
im Hinblick auf das Ziel der Europäischen Union, regionale Konvergenz zu 
erreichen und werden damit begründet. Nach Jalsovec (2009, S. 9) umfassen 
Verbesserungen der regionalen Verkehrsausstattung alle Maßnahmen, die die 
Erreichbarkeit von Orten durch das Transportsystem erhöhen. Damit werden 
komplexe regionale Wirkungsketten in Gang gesetzt, die zu einer Verbesserung 
der regionalen Situation  führen  können. Es muss daher von öffentlichem Inte-
resse sein, ob Projekte,  die  das Transportsystem betreffen,  regionalwirtschaft-
lich gerechtfertigt sind, was die Einbeziehung regionaler ökonomischer Effekte in 
die Beurteilung der Wohlfahrtswirkungen eines das Transportsystem betref-
fenden Projekts erfordert (vgl. Jalsovec, 2009, S. 28). Doch nicht nur Transport-, 
sondern auch Verkehrssysteme sind Determinanten für die sozioökonomischen 
und regionalwirtschaftlichen Entwicklungen, die sich entlang der Verkehrswege 
vollziehen und zu einer räumlichen und sektoralen Differenzierung führen. 
Einerseits führen Verbesserungen des Verkehrssystems, wie höhere Transport-
geschwindigkeit oder höhere Massenleistungsfähigkeit  zu Produktionssteige-
rungen und zu sinkenden Stückkosten, die die Vertriebsräume erweitern. Ander-
seits können derartige Verbesserungen aber auch zu einem Auseinandertriften  
von  Wohn- und  Arbeitsort  führen. Dadurch  kann es nicht nur zu positiven 
wirtschaftlichen Effekten in der betroffenen Region, sondern auch zu einer 
Verlagerung der Effekte in andere Wirtschaftsräume kommen, mit denen die 
Region in Beziehungen steht. Das bisher Gesagte gilt mit umgekehrten 
Vorzeichen ebenso für Verschlechterungen des Verkehrssystems, wie sie unter 
Umständen durch erwogene Verlagerungs- oder Stilllegungsmaßnahmen von 
Nebenbahnen hervorgerufen werden könnten.  
 
4.3.2 Relevanz der regionalökonomischen Theorien für das Forschungs-
vorhaben  
 
Es ist zunächst zu überlegen, wieweit hier das neoklassische Denkgebäude für 
die Beurteilung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung von Nebenbahnen und 
insbesondere für die als Beispiel dienenden Nebenbahnen herangezogen 
werden kann oder spätere theoretische Grundlagen wie die Polarisationstheorie, 
die endogene Wachstumstheorie bzw. die theoretischen Überlegungen der „New 
Economic Geography“ besser in der Lage sind, die Entwicklung der von den 
beiden Nebenbahnen berührten Regionen zu erklären. Dabei ist insbesondere zu 
prüfen, wieweit die Transportkosten für die Güterbeförderung   auf den Neben-
bahnen und die Beförderungskosten des Produktionsfaktors Arbeit auf diesen 
Bahnen die Entwicklung der Standorte und die regionale Entwicklung beeinflusst 
haben und beeinflussen. Von besonderem regionalwirtschaftlichem Interesse ist 
dabei die Rolle der Transportkosten bei etwaigen Streckeneinstellungen oder 
Umstellungen von Zug- auf Busbetrieb. Hier stellt sich die Frage, ob sich dadurch 
überwiegend Nachteile bzw. Vorteile für regionale Unternehmensstandorte und 
für die regionale Entwicklung ergeben oder ob  diese Maßnahmen ohne Auswir-
kungen gegenüber dem Status quo bleiben. 
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Für die gegebene wissenschaftliche Fragestellung, die regionalwirtschaftliche  
Bedeutung von Nebenbahnen zu ermitteln, kann zunächst hypothetisch  ange-
nommen werden, dass zwischen der Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur, der 
Siedlungsstruktur und den Standortentscheidungen von Unternehmen im 
Einzugsbereich einer Nebenbahn ein  Zusammenhang besteht. Das erfordert 
eine Prüfung, ob und wieweit die wirtschaftliche Entwicklung der Nebenbahn mit 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in der zugehörigen Region,  also mit der 
ökonomischen, sozialen und ökologischen Entwicklung korreliert. Dies gilt nicht 
nur für lokale Nebenbahnen einer Region, sondern besonders für Nebenbahnen 
die an das Eisenbahn-Hauptnetz anschließen und damit Teil der die Regionen 
und Räume verbindenden Verkehrsinfrastruktur sind. Die Frage, inwieweit ein 
solcher Zusammenhang bestand, ist nicht unbedingt die Aufgabe der vorliegen-
den Arbeit. Allerdings wird im Abschnitt  7.2 [vgl. S. 106 f] versucht, durch eine 
verkehrshistorische Betrachtung der beiden konkret zu bewertenden 
Nebenbahnen Rückschlüsse auf einen Zusammenhang zwischen den beiden 
Entwicklungen ziehen zu können. 
 
In allen im vorigen Abschnitt beschriebenen regionalökonomischen Theorien 
spielen allgemein die Transportkosten eine mehr oder weniger große Rolle; sei 
es in den theoretischen Überlegungen nach dem optimalen Standort von Unter-
nehmen als auch in den regionalen Entwicklungstheorien. Daher sind die 
infrastrukturelle Verkehrserschließung in der Region und das aus privaten 
und/oder öffentlichen Verkehrsunternehmen bestehende Verkehrswesen 
wesentliche Bestimmungsfaktoren. Die Verkehrserschließung und das Verkehrs-
wesen dienen  
• den Produktionsunternehmen zur Beschaffung von Roh- und Hilfsstoffen 
innerhalb der Region und aus anderen Räumen und zur Möglichkeit, 
produzierte Güter oder selbst geförderte Roh- und Hilfsstoffe nach 
anderen Räumen zu versenden und dort abzusetzen,   
• der Bevölkerung zur Versorgung mit Gütern und mit Mobilitätsmöglich-
keiten und 
• der Allgemeinheit als infrastrukturelle Daseinsvorsorge sowie als funk-
tionelles  Bindeglied der nationalen und internationalen Wirtschafts-
prozesse. 
 
Die quantitative und qualitative Leistungsfähigkeit der Verkehrsinfrastruktur, die 
Transportkosten von Gütern bzw. die Fahrt- und Fahrzeitkosten von Arbeitskräf-
ten  beeinflussen  Standortentscheidungen von Unternehmen und  auch die Wahl 
des Wohnorts der Menschen. Dadurch werden die  Bildung von Agglomera-
tionen, von Ausbreitungs- bzw. Entleerungsräumen (vgl. Myrdal, 1974, S. 41) 
mitbestimmt. Verkehrserschließung, Verkehrsgestaltung sowie die Transport- 
und Fahrtkosten stellen somit einen wesentlichen Einflussfaktor einerseits für die 
Entwicklung des Betriebserfolgs der regionalen Unternehmen und anderseits für 
die  regionale und nationale Wohlfahrt dar. Erst durch eine entsprechende 
Verkehrsinfrastruktur werden Austauschprozesse   ermöglicht und  damit die re-
gionale sozioökonomische aber auch die ökologische Entwicklung wesentlich 
mitbestimmt. So werden durch die entsprechende Verkehrsinfrastruktur 
einerseits die Versorgung der Regionen mit Waren und Arbeitskräften über die 
lokalen Möglichkeiten hinaus  sichergestellt sowie anderseits interregionale Han-
delsbeziehungen mit anderen Regionen ermöglicht. Nebenbahnen stellen  einen 
Teil der regionalen Verkehrsinfrastruktur  dar,  während  der  andere Teil das vor-
handene Straßennetz betrifft. 
 
Die Bedeutung der regionalökonomischen Theorien für das Forschungsvorhaben 
liegt zunächst in der Erkenntnis, dass regionalwirtschaftliches Wachstum un-
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trennbar mit den Möglichkeiten verbunden ist, Distanzen zwischen den Stand-
orten von Unternehmen und deren Beschaffungs- und Absatzmärkten sowie 
zwischen ganzen Regionen zu überwinden. Dies beruht auf der Feststellung, 
dass Produktion und Konsum zumeist nicht am selben Ort stattfinden, sodass 
mehr oder weniger weite Transporte unumgänglich notwendig sind.  Bei der 
konkreten Forschungsfrage geht es aber nicht darum, welche Funktion Neben-
bahnen im neo-klassischen Sinn allgemein für die Erzielung eines regio-
nalwirtschaftlichen Optimums besitzen. Vielmehr geht es um den Beitrag von 
Nebenbahnen für gesamtwirtschaftliches Wachstum in der Region, weil  davon 
ausgegangen werden muss, dass in der Realität die Bedingungen für die 
Erzielung eines neo-klassischen Optimums nicht gegeben sind. Allerdings bleibt 
dabei unbestritten, dass die Möglichkeiten und die Kosten des Transports  
sowohl mitverantwortlich für das Entstehen von regionalem Wachstum als auch 
für das Entstehen von regionalen Disparitäten und damit für eine strukturell 
unterschiedliche Wirtschaftsentwicklung in Regionen und darüber hinaus maßge-
bend sein können. Dem Thema Transportkosten sowie den Reisekosten für die 
einpendelnden Arbeitskräfte, aber auch den regionalen Mobilitätsmöglichkeiten 
und den dafür aufzuwendenden Kosten kommt hier besondere Bedeutung bei.  
Dabei ist auch der Unterschied zwischen dem Stückerlös der Produzenten und 
dem effektiven, die Transportkosten inkludierenden Preis auf dem Absatzmarkt 
zu achten. Die Transportkosten können daher  mitbestimmend für die Bildung 
von Agglomerationen, von Wachstumspolen und von peripheren Gebieten  sein. 
Daher sind für die gegenständliche Arbeit auch die im Rahmen der 
Polarisationstheorie und deren Weiterentwicklungen angestellten  Überlegungen 
und weniger die neo-klassiche Theorie von Bedeutung.  
 
Allen Nebenbahnen in Österreich ist gemeinsam, dass sie derzeit in peripheren 
Gebieten liegen, das heißt eher zu wirtschaftsschwachen Regionen gehören. 
Insbesondere gilt dies für die beispielhaft gewählten Nebenbahnen in der 
peripheren Region des Waldviertels. Die beiden Nebenbahnen haben wahr-
scheinlich in der Vergangenheit und Gegenwart einen gewissen Anteil an der 
regionalen Entwicklung in den davon berührten Gebieten. Daher wird versucht 
werden, eventuelle Zusammenhänge zwischen der regionalen Entwicklung der 
Wirtschaft und der Gesellschaft einerseits  und der Entwicklung der beiden 
Regionalbahnen anderseits zu betrachten. Wie an späterer Stelle dargestellt 
wird, war und ist gerade diese Region Ziel verschiedener externer  regional-
politischer Einflussnahmen durch das Land Niederösterreich, durch den Bund 
und durch die Europäische Union.  Dabei sind auch 
• Investitionen in die regionale Verkehrserschließung, das heißt in den 
benötigten leistungsfähigen Ausbau der Verkehrsinfrastruktur und deren 
Erhaltung sowie die 
• Gestaltung der Rahmenbedingungen für das Verkehrswesen durch die 
öffentliche Hand von Bedeutung.  
 
Auf jeden Fall wird hier zu prüfen sein, welche konkreten Ziele der regional-
politischen Einflussnahme in den die Nebenbahnen betreffenden Regionen 
verfolgt wurden und werden. Waren und sind diese Ziele eher wachstums- oder  
eher versorgungsorientiert. Oder betreffen diese Ziele auch konkrete soziale und 
ökologische Leitvorstellungen. 
 
Um diese Fragen zu beantworten, muss zunächst die der betreffenden Regional-
bahn zuzurechnende Region bzw. der zugehörige Raum  als Untersuchungs-
raum definiert und die Region nach Städten, ihrem Umland und den ländlichen 
Gebieten der Region strukturiert werden. In der Folge sind weiters die gege-
benen Wirtschafts- und Sozialstrukturen zu betrachten. Diese sind auch im 
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Konnex zur verkehrshistorischen Entwicklung der gegenständlichen Regional-
bahn und in Verbindung mit anderen Regionen zu sehen, deren Erreichbarkeit 
auf der Eisenbahninfrastruktur durch die Existenz der Nebenbahnen gegeben ist.  
Außerdem spielen heute auch die durch das Vorhandensein der Bahn 
gegebenen  Mobilitätsmöglichkeiten für Arbeitskräfte eine Rolle. Auch die Frage 
eines möglichen Zusammenhangs zwischen der Nebenbahnentwicklung und 
dem Entstehen von Agglomerationen oder Entleerungsräumen aufgrund der 
Transportkostensituation soll im Rahmen der gegenständlichen Arbeit nicht 
außer Acht gelassen werden. Es wird auch insbesondere auf die Entwicklung all 
jener Faktoren zu achten sein, die für die Nachfrage nach Verkehrsleistungen im 
Personen- und Güterverkehr maßgebend sind. So z.B. die Entwicklung der 
Bevölkerung und der Siedlungsstruktur, die Entwicklung der Kaufkraft in der 
Region, sowohl was die regionalen Agglomerationsgebiete als auch den 
ländlichen Raum und die Entwicklung der regionalen Strukturen betrifft.  
 
Dabei wird  es  im  Hinblick  auf  die  als Beispiel dienenden  Regionalbahnen   
auch   erforderlich   sein,  die  Entwicklung  der  regionalen Verkehr erzeugenden 
Unternehmen, die Entwicklung der Verkehrsleistungen nachfragenden Haushalte 
und der den regionalen Verkehr wirtschaftspolitisch ordnenden Gebietskör-
perschaften im Hinblick auf die Entstehung, Bereitstellung und weitere 
Entwicklung einer regionalen Verkehrsinfrastruktur (Bahn, Strasse) zu 
untersuchen und im Hinblick auf die verkehrswirtschaftlich erwogenen 
Maßnahmen zu interpretieren.   
 
Bei der Analyse der Wirtschafts- und Unternehmensstruktur in der zur jeweiligen 
Regionalbahnstrecke zugehörigen Region ist auch zu prüfen, welche Auswir-
kungen diese Strukturen auf die Inanspruchnahme der Regionalbahnstrecke 
hatten  bzw. jetzt  haben. Damit im Zusammenhang werden auch die lokalen 
Entscheidungsfaktoren für die Standortwahl (Zugang zum Markt, quantitative 
Verfügbarkeit ausreichend qualifizierter Arbeitskräfte und deren Mobilitätsbe-
reitschaft sowie die Verfügbarkeit von Ressourcen, von Kapital etc.) und ihre 
wechselseitigen Wirkungen mit der  Regionalbahn beachtet werden müssen.  
 
Die Bedeutung der Transportkosten für die Standort- und Regionalentwicklung im 
Sinn der bisher erwähnten regionalökonomischen Theorien liegt dabei nicht nur 
in den Effekten, die sich für die regionale Entwicklung aus dem reinen 
Transportpreis für die Beförderung ergibt, sondern erstreckt sich sowohl im 
Personen- wie auch im Güterverkehr auf alle in Frage kommenden 
Verkehrsträger und auf alle Kostenelemente wie sie sich z.B. als Zeitkosten oder 
Qualitätskosten ergeben.   
 
4.4  Theorie der öffentlichen Güter 
 
Für die gegenständliche Forschungsarbeit ist auch die grundlegende Frage zu 
stellen, ob und wieweit Verkehrsleistungen auf Regionalbahnen als öffentliche 
Güter  angesehen werden können. Dies deshalb, weil die Festlegung von regio-
nalen Verkehrsleistungen als öffentliche Güter alle auf der Marktvollkommenheit 
basierenden Theorien und Bewertungen ausschließt und das Zutreffen unvoll-
kommener Marktbedingungen bestätigt. Insbesondere ist die Auseinander-
setzung mit diesem Thema durch die in der Diskussion immer wieder behauptete  
Notwendigkeit der Regionalbahnen als Daseinsvorsorge berechtigt. Im Europa-
recht wird Daseinsvorsorge als Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse definiert, wobei keine Beschränkung der Daseinsvorsorge nur auf 
Versorgung mit Nahverkehr verstanden wird (vgl. Püttner, 2003, S. 2 ff). In der 
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EU ist der Begriff Daseinsvorsorge  bisher allerdings noch nicht ausreichend 
definiert und beschrieben. 
 
4.4.1   Grundlagen 
 
Auf die wissenschaftlichen Entstehungsursachen öffentlicher Güter aus der Kritik  
an der Theorie des vollkommenen Marktes heraus, soll hier nur insofern einge-
gangen werden, als sich die Theorie der öffentlichen Güter auf das vom Markt-
system  her nicht berücksichtigte Gemeininteresse und damit auf eine von meh-
reren Arten von Marktversagen begründet. Im  Brennpunkt dieses Abschnitts 
steht die Frage, ob es sich bei Verkehrsleistungen generell und insbesondere auf 
Regionalbahnen um öffentliche Güter handelt? Zunächst muss aber geklärt 
werden, was man als  öffentliches Gut bezeichnet, wobei allein schon die Ver-
wendung des Begriffs „öffentlich“ oft recht unterschiedlich und oft auch willkürlich  
erfolgt. Nach Lindahl  (vgl. Becker, 2002, S. 67) handelt es sich bei öffentlichen 
Gütern um bestimmte Güter (bzw. Leistungen), die erzeugt werden, um gewisse 
öffentliche Bedürfnisse - also solche  der Allgemeinheit - zu befriedigen. Das 
würde bedeuten, dass im öffentlichen Interesse liegende Leistungen bereits als 
öffentliche Güter anzusehen wären. Hanusch (1972, S. 12) verwendet hingegen 
den Begriff öffentlich synonym mit kollektiv und sozial. Auch die Begriffe Gut, 
Bedarf und Leistungen verwendet er in diesem Zusammenhang gleichbedeu-
tend, wobei er nur die Nachfragerseite - also die Nachfrager als Konsumenten 
nach bzw. die Nachfrager als Produzenten von öffentlichen Gütern -  als 
maßgebend ansieht (vgl. Hanusch, 1972 S. 89).  Vorweg unterscheidet er dabei 
jedoch in reine und unvollkommene private Güter sowie in reine und unvoll-
kommene öffentliche Güter (vgl. Hanusch 1972, S. 85). Demgegenüber empfiehlt 
Rittig (1984, S 26), um Missverständnissen vorzubeugen, die Begriffe öffentliches 
Gut, Kollektivgut und privates Gut auseinander zu halten. Außerdem betont er, 
dass nicht die Güter selbst von sich aus „öffentlich“ sind, sondern erst dadurch 
öffentlich werden, wenn das Angebot von einer öffentlichen Institution oder von 
mehreren öffentlichen Einrichtungen für die Allgemeinheit erstellt wird. 
  
Im Gegensatz zu privaten Gütern ist bei einem öffentlichen Gut für alle (po-
tenziellen) Konsumenten eine kollektive Inanspruchnahme möglich. So zählen 
beispielsweise die Leistungen des Verteidigungs-, des Gerichts-, des Polizei-, 
und des Schulwesens zu kollektiv nutzbaren öffentlichen Gütern.  Solche kollekti-
ven öffentlichen Güter stehen allen Mitgliedern der Gesellschaft in gleicher Weise 
zur Verfügung und werden aus Steuergeldern finanziert. Es wird kein Mitglied à 
priori vom Konsum eines kollektiven öffentlichen Gutes ausgeschlossen. Die 
Nicht-Ausschließbarkeit ist daher eines der beiden Kennzeichen für ein reines 
öffentliches Gut. Das andere Kennzeichen ist die Nicht-Rivalität. Es besagt, dass 
wenn ein bestimmtes Wirtschaftssubjekt X eine Einheit eines bestimmten Gutes 
(einer Leistung) konsumiert bzw. nutzt, so wird für ein anderes Wirtschaftssubjekt 
Y die Möglichkeit des Konsums (der Nutzung) dieses Gutes bzw. der Leistung 
nicht im gleichen Ausmaß verringert. (vgl. Maier/Tödtling , 2006, S. 109) 
 
Im Gegensatz zur von Samuelson  (1954, S. 382 f) begründeten älteren Theorie 
des öffentlichen Gutes, die nur die Nichtausschließbarkeit  und die Nichtrivalität 
als zentrale Merkmale ansah, lässt die moderne Theorie auch andere Bestim-
mungsmerkmale zu, um ein öffentliches Gut zu kennzeichnen. So verweist Rittig 
(1984,) auf Individualgüter (Privatgüter), die auch von anderen Individuen als 
eine Mischung  von  Individualgut  und  Kollektivgut  genützt werden und den 
gleichen Nutzen (oder Schaden) stiften können. Zum Beispiel können private 
regionale bzw. kommunale Busdienste, privat (kostenpflichtig) und öffentlich 
(gratis für Schüler) genützt werden. Rittig (1984, S. 26) stellt auch eine Art 
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öffentlicher Güter zur Diskussion, die gleichzeitig von vielen gemeinsam konsu-
miert werden können, wo aber ein Preisausschluss durchaus möglich ist und die 
Nichtrivalität nur bis zum Erreichen der Kapazitätsgrenze gilt. Dazu zählt er 
beispielsweise auch den öffentlichen  Verkehr   auf   Straße  und  Schiene, deren 
Benützung nur aufgrund von (öffentlichen) Tarifen möglich ist und potenzielle 
Benützer ohne Zahlungsbereitschaft oder Zahlungsfähigkeit ausgeschlossen 
werden. Hierzu ein Beispiel für den Straßenverkehr: Während Landes- und 
Gemeindestrassen als Teile des Straßennetzes  allen potenziellen Benützern in 
gleicher Weise zur Verfügung stehen, werden bei maut- oder vignettenpflichtigen 
Bundesstraßen Zahlungsunwillige von der Benützung ausgeschlossen. Da bei 
Verkehrsüberlastungen die zusätzliche Nutzung durch private oder gewerbliche 
Fahrzeuge im Falle von Staubildung sehr wohl zu einer Benachteiligung anderer 
Verkehrsteilnehmer  führt, gilt  daher  das  Nichtrivalitätsprinzip  in  diesen  Fällen  
auch nicht. Im gleichen Ausmaß wie die einen mehr Straßenkapazität 
konsumieren, verringert sich für andere diese Möglichkeit zur Inanspruchnahme 
der Straßenkapazität. Die Zurverfügungstellung der Straßeninfrastruktur kann 
daher im wissenschaftlichen Sinn nur eingeschränkt als öffentliches Gut 
angesehen werden. Wieweit die Theorie der öffentlichen Güter auf das 
Eisenbahnverkehrswesen anwendbar ist, wird unter Pkt. 4.4.2 auf S. 62 f behan-
delt.  
 
Theoretisch gesehen dürfte die zusätzliche Inanspruchnahme eines öffentlichen 
Gutes bei vorhandener Kapazität und bei Nichtanbieten des Gutes (der Leistung) 
durch Private zu keinen zusätzlichen Kosten bzw. Nachteilen führen. Daher wäre 
laut Becker (2002, S. 75) ein Nulltarif wohlfahrtsoptimal und könnte aus allge-
meinen Mitteln finanziert werden, wenn es keine Kapazitätslimits, Finanzie-
rungsengpässe und Finanzierungsgrenzen für die Herstellung öffentlicher Güter 
gäbe. Die Wohlfahrtsgenerierung wird somit auch durch den Produktionsumfang 
des öffentlichen Gutes (der öffentlichen Leistung) und damit auch durch die 
Dimensionierung öffentlicher Einrichtungen und deren Kosten bestimmt. Über-
dimensionierte Kapazitäten werden rasch an Budgetierungsgrenzen stoßen und  
sind  somit durch  die  damit verbundene Ressourcenvergeudung wirtschaftlich 
ineffizient (vgl. Becker, 2002, S. 75).  Dies könnte im Falle der gegenständlichen  
Regionalbahnen der  Fall  sein, insofern sie wie z.B. Nebenstrassen (vgl. Winkel-
bauer, 1996, S. 24) als öffentliches Gut angesehen werden und der Staat aus 
budgetären Effizienzgründen interventionistisch eingreift, indem er die eine oder 
andere schlecht ausgelastete Regionalbahn teilweise oder zur Gänze einstellt. 
Allerdings könnte dies in Widerspruch mit regionalen öffentlichen Bedürfnissen 
stehen. Nach Becker (2002, S. 88) gibt es daher auch regionale öffentliche 
Güter, die seiner Meinung nach eine äußerst bedeutende Kategorie darstellen. 
Ähnliche Gedanken werden auch von Rittig (1984, S. 50) geäußert, der für den  
ländlichen öffentlichen Nahverkehr  den Verzicht auf Preisausschluss zur Dis-
kussion stellt, weil es sich ohnehin um einen nicht kostendeckenden 
Preisausschluss handelt und ein Nulltarif für diese Leistungen möglicherweise 
positive regionalwirtschaftliche Effekte hätte, die den Verlust aus dem Verzicht 
auf Preisausschluss (über)kompensieren könnten. Ob dies insgesamt volks-
wirtschaftlich vorteilhaft wäre, wird von ihm aber im Raum stehen gelassen. 
 
Regionale  öffentliche  Güter  entsprechen auch dem Gedanken eines föderalisti- 
schen Bundesstaates, in dem sie nicht vom Bund, sondern von einer Gebiets-
körperschaft,  einem  Land  oder  einer  Gemeinde  zur Verfügung gestellt und 
finanziert werden.  Solche Überlegungen könnten in Österreich auch hinter den 
legistischen Versuchen  stehen,  im  Rahmen   einer vom     Rechnungshof  (Be-
richt über die Gebarung des BMVIT, 2004) monierten Reform, eine Verlagerung  
der  öffentlichen Personennah- u. Regionalverkehre in die Kompetenz der Bun-
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desländer vorzunehmen. Eine solche Kompetenzänderung wird in Österreich seit 
einiger Zeit unter dem Begriff  Regionalisierung diskutiert. Dabei ist vor allem zu 
beachten, ob nur der Betrieb auf der Regionalbahn oder auch die Infrastruktur in 
die regionale Kompetenz übergeben wird. Aufgrund des  im Jänner 2010 
zwischen dem Land Niederösterreich und dem Bund abgeschlossenen Vertrags 
gingen rund 620 km Nebenbahninfrastruktur  ab 12.12.2010 ins Eigentum des 
Landes über. Für den Betrieb auf diesen Bahnen soll eventuell eine Landesbahn 
nach den Bestimmungen des Privatbahngesetzes gegründet werden.  Während 
in Österreich der größte Teil der Regionalbahnen sowohl was die Infrastruktur als 
auch den Betrieb betrifft, in öffentlichem Besitz ist, befinden sich  z.B. die Neben-
bahnen in der Schweiz nicht im Eigentum der staatlichen Schweizerischen 
Eisenbahnen (vgl. Kummer, 2006, S. 312). Gegenstand dieser  Regionali-
sierungsüberlegungen  ist allerdings fast immer nur der öffentliche Personennah- 
und Regionalverkehr (ÖPNRV). Der Güterverkehr auf solchen Regionalbahnen 
blieb bisher von der Diskussion ausgeklammert, obwohl hier auch die Frage zu 
diskutieren wäre, wieweit dann auch  Güterverkehrsleistungen vom regionalen 
Eigentümer teilweise oder zur Gänze erbracht werden oder ob diese Leistungen 
weiterhin von den ÖBB gegen entsprechendes Benutzungsentgelt getätigt 
werden. 
 
Der Vollständigkeit halber soll noch erwähnt werden, dass sich die Wissenschaft 
auch mit der Effizienz der Güterallokation auf unvollkommenen Märkten, auf 
denen private und öffentliche Güter produziert bzw. konsumiert werden, 
auseinander  setzt.  Die  Effizienz  derartiger Märkte wird dabei von der Anzahl 
der auf diesen Märkten vorhandenen  Typen an privaten und öffentlichen Gütern 
und  von der  Größe der Gruppen und deren Interdependenzen  bestimmt, die  in   
Verbundentscheidungen  über  Ausschluss  oder Nichtausschluss vom Güterkon- 
sum entscheiden und damit die Struktur der Märkte im Hinblick auf die Allokation  
privater  und  öffentlicher  Güter bestimmen. Die theoretischen Überlegungen, 
wie effizient unvollkommene Märkte sind, wie effizient die Allokation der  Güter  
unter welchen Bedingungen erfolgt und welche Möglichlichkeiten dabei gegeben 
sein können,  sollen hier nicht weiter ausgeführt werden, weil sie die Forschungs-
frage nicht unmittelbar berühren.  Ebenso soll hier aus dem gleichen Grund die 
Frage der Verteilungsgerechtigkeit von Einkommen und Ressourcen im Rahmen 
der Theorie öffentlicher Güter nicht weiter verfolgt werden. 
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass es sich bei der Theorie der 
öffentlichen Güter um ein Gedankengebäude handelt, das im Kontext zum neo-
klassischen Marktversagen zu sehen ist. Somit setzt die Positionierung öffent-
licher Güter auf dem Markt einen Korrekturbedarf durch den Staat oder durch 
staatlich dominierte öffentliche Unternehmen voraus, dessen Ursachen verschie-
dener Natur sein können. Sie reichen von mangelndem Wettbewerb bis zu den 
bereits erwähnten externen, die private Wirtschaftstätigkeit beeinflussenden 
Effekten, die zu einer Fehlallokation der volkswirtschaftlichen Ressourcen führen 
bzw. geführt haben. Die Entscheidung, öffentliche Güter auf dem Markt zu posi-
tionieren, bedarf daher zunächst einer  Mängelanalyse, die modelltheoretisch 
oder auch empirisch erfolgen kann (vgl. Thiermeier, 1984, S. 76). Letztlich sei 
noch auf eine spezielle Art öffentlicher Güter verwiesen, die so genannten 
meritorischen  Güter,  bei  denen  es sich nicht um deren Orientierung an den tat- 
sächlichen Bedürfnissen der Konsumenten und Produzenten handelt, sondern 
bei denen von der Überzeugung ausgegangen wird, dass sich staatliches 
Handeln aus übergeordneten Gründen über individuelle Bedürfnisse hinweg-
setzen kann. Darauf soll hier aber ebenso nicht näher eingegangen werden wie 
auf die Einbettung der Theorie der öffentlichen Güter in eine ökonomische 
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Staatstheorie (vgl. Van der Bellen, 1977, S. 18) sowie auch auf ihre Ausprägung 
als Teil der politischen Ökonomie (vgl. Thiermeyer, 1984, S. 81). 
 
4.4.2 Relevanz der Theorie der öffentlichen Güter für das Forschungsthema 
 
Am Beginn steht wiederum die Frage, ob es sich bei den Leistungen der Eisen-
bahn aus der gesetzlichen Definition des Begriffs öffentliche Eisenbahn heraus 
um öffentliche Leistungen bzw. synonym ausgedrückt um öffentliche Güter han-
delt? Im Eisenbahngesetz (vgl. Catharin/Gürtlich, 2007, S. 204 f) wird im § 2 der 
Begriff öffentliche Eisenbahnen als solche definiert, 
     „(…) die dem allgemeinen Personen-, Reisegepäck- oder Güterverkehr zu  
     dienen bestimmt sind und auf denen die Verpflichtung zur Erbringung von  
     Eisenbahn-Verkehrsleistungen  nach  Maßgabe  der hierfür geltenden  
     Rechtsvorschriften und der Beförderungsbedingungen besteht (öffentlicher  
     Verkehr)“.  
Das heißt auch, dass öffentliche Verkehrsleistungen 
      „(…) jedermann im Sinne von grundsätzlich allen Personen zur Verfügung  
     stehen unter der Voraussetzung, dass hiefür geltende Rechtsvorschriften und      
     Beförderungsbedingungen eingehalten werden“. 
 
Was die im öffentlichen Interesse erfolgenden, aber defizitären Leistungen der 
Bahn im Personenverkehr auf Regionalbahnen betrifft, wird auch immer wieder 
mit dem Argument der Daseinsvorsorge operiert, um die Aufrechterhaltung der 
Bahnen zu rechtfertigen. Dabei handelt es sich bei „Daseinsvorsorge“ um einen 
Begriff, der im Europarecht nicht nur auf Versorgung und auf den Nahverkehr ge-
richtet ist, sondern  für  Dienstleistungen  von   allgemeinem  wirtschaftlichem In-
teresse herangezogen wird (vgl. Püttner, 2003, S. 2 ff).  Im Zusammenhang mit 
der Thematik Verkehr wird von der Österreichischen Verkehrswissenschaftlichen 
Gesellschaft (ÖVG) die Daseinsvorsorge als eine von drei Rechtfertigungen für 
die Existenz des öffentlichen Personenverkehrs angesehen (ÖVG, Handbuch 
öffentlicher Verkehr, 2009, S. 6). Hier wird ausgeführt, dass der öffentliche 
Verkehr  „(…) eine Reihe von Aktivitäten, die für die Existenz eines Staates,  
einer Region  und  eines  Ballungsraums  von höchster Wichtigkeit sind“ erfüllt. 
Neben der Daseinsvorsorge werden hier Umweltschutzaspekte und volkswirt-
schaftlicher Nutzen als Rechtfertigung für die Notwendigkeit des öffentlichen Per-
sonenverkehrs und damit als Aufgabe der öffentlichen Hand genannt. Allerdings 
wird von den Autoren (2009, S. 138) auch darauf hingewiesen, dass hierfür in 
Österreich kein allgemeiner oder besonderer Verfassungsauftrag besteht. Aller-
dings „(…) eröffnet die Bundesverfassung (Art. 17 B-VG) dem Bund und den 
Ländern umfassende Möglichkeiten des privatwirtschaftlichen Handelns auch im 
Bereich der Sicherstellung einer öffentlichen Verkehrsbedienung“. Diese Mög-
lichkeiten können im Rahmen der bestehenden Richtlinien und Verordnungen 
der EU wahrgenommen werden. In der künftigen EU-Politik wird dabei noch fest-
zulegen sein, wieweit der öffentliche Personennah- und  Regionalverkehr dem 
Liberalisierungsgrundsatz der EU und/oder dem Begriff der Daseinsvorsorge zu 
genügen hat. Der derzeit aktuelle Verordnungsvorschlag aus 2006 für den 
öffentlchen Personennahverkehr unterscheidet nicht zwischen eigen- und ge-
meinwirtschaftlichen Verkehren (ÖVG-Handbuch ÖV, 2009, S. 141), was für die 
Finanzierung des öffentlichen Verkehrs, insbesondere des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs von Bedeutung ist.  
 
Nach Kummer (2006, S. 310) ist der Begriff öffentlicher Personenverkehr die 
Bezeichnung für die an die Öffentlichkeit (das heißt an jedermann) gerichteten 
Transportangebote. Dabei unterscheidet Kummer  
• in den öffentlichen Personenfernverkehr,  
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• in den öffentlichen Personenregionalverkehr und  
• in den öffentlichen Personennahverkehr.  
 
In der aktuellen politischen Diskussion werden in den letzten Jahren jedoch nur 
die Begriffe öffentlicher Verkehr (ÖV), öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV)  
und öffentlicher Personennah- und Regionalverkehr (ÖPNRV)  verwendet, von 
denen der öffentliche Verkehr auf Nebenbahnen ein Teil ist. Er wird auch 
öffentlicher Regionalverkehr im ländlichen Raum genannt, dessen Probleme die 
sinkende Nachfrage, steigende Verluste und wachsender finanzieller Zuschuss-
bedarf der öffentlichen Hand sind.  
 
So wie der gesamte öffentliche Personennahverkehr wegen des hohen öffent-
lichen Zuschussbedarfs, wegen geringer Leistungsqualität und hoher Preise 
sowie wegen der undurchsichtigen Finanzierung unter ständiger Kritik (vgl. 
Kummer, 2006, S. 311) steht, gilt dies besonders für die Nebenbahnen der ÖBB. 
Diese Kritik betrifft zumeist nicht den auf diesen Nebenbahnen stattfindenden 
Güterverkehr, obwohl diese Leistungen unter bestimmten Umständen auch als 
öffentlich  bezeichnet werden können. 
 
Beim öffentlichen Personenverkehr auf diesen Regionalbahnen, das heißt beim 
öffentlichen Personenverkehr im ländlichen Raum (vgl. ÖVG, Handbuch ÖV, 
2009, S. 151 ff) handelt es sich somit um eine Art öffentliches Gut, von dessen 
Konsum grundsätzlich niemand, der die Beförderungsbedingungen erfüllt,  aus-
geschlossen wird und dessen gleichzeitiger und gleicher Konsum (gleiche Inan-
spruchnahme) durch viele Personen möglich ist. Ebenso gilt der Grundsatz der 
Nicht-Rivalität, weil die Inanspruchnahme von öffentlichen Personenverkehrs-
leistungen durch bestimmte Teile der Bevölkerung andere Teile der Bevölkerung 
nicht von der Inanspruchnahme ausschließt. Dies gilt aber nur bis zum Erreichen 
der Kapazitätsgrenze. Erst dann wäre der Konsum der Leistung durch weitere 
Personen nicht mehr möglich und es bestünde Rivalität zwischen den Teilen der 
Bevölkerung in Bezug auf die Inanspruchnahme des öffentlichen Personen-
verkehrs. Unabhängig davon  gilt aber der so genannte Ausschluss für Zahlungs-
unfähige oder Zahlungsunwillige (Free-riders oder Trittbrettfahrer). Auf dieses 
Problem im Zusammenhang  mit öffentlichen Gütern soll hier aber nicht näher 
eingegangen werden. 
 
Zusammenfassend wird in der gegenständlichen Arbeit davon ausgegangen, 
dass es sich im Personenverkehr bei  der auf Regionalbahnen erbrachten Leis-
tung um kein öffentliches Gut der reinen, sondern um ein öffentliches Gut der 
komplexen Form   (vgl. Hanusch, 1994, S. 69 ff) handelt, weil durch bestimmte 
Maßnahmen Personen durchaus von der Inanspruchnahme ausgeschlossen 
werden können (z. B: Ausschluss von Schwarzfahrern oder Ausschluss durch 
prohibitive Preise). Die Leistungen im Personenverkehr  stellen allerdings etwas 
dar, an dem ein Interesse der Allgemeinheit  - oder Teilen davon - besteht bzw. 
bestehen könnte. Dies kann im Zusammenhang mit dem Bildungswesen, der 
Sozialpolitik, der Wirtschaftsförderung, der Verkehrs- und Energiepolitik gegeben 
sein (vgl. Boos, 1983, S. 321 ff). Zusätzlich wäre hier auch die Umweltpolitik, die 
Boos nicht erwähnt, zu nennen.  
 
Die Leistungen der ÖBB im  Güterverkehr auf einer Regionalbahn können nach 
Ansicht des Verfassers nur dann als öffentliches Gut der komplexen Form 
angesehen werden, wenn die Öffentlichkeit damit ein soziales und/oder 
ökologisches Interesse damit verbindet. Das heißt, wenn der Staat als 
öffentlicher Eigentümer damit bewusst verkehrs- und umweltpolitische Ziele 
verfolgt. Dies wird dann der Fall sein, wenn aus energiepolitischen oder aus 
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Umweltgründen ein politisches Interesse daran besteht, Gütertransporte auf der 
Schiene statt auf der Strasse abzuwickeln.  Solange für die Transportleistung der 
geforderte oder vereinbarte Preis bezahlt wird und die rechtlichen 
Transportbedingungen beachtet werden, wird auch im Güterverkehr kein 
Unternehmen von der Inanspruchnahme des Transportangebots ausgeschlossen 
und es besteht auch keine Rivalität zwischen Nachfragern nach Transport-
leistungen solange ausreichend Kapazität an Betriebsmitteln (Güterwagen, 
Lokomotiven) und Trassen auf der Schieneninfrastruktur vorhanden ist. Was 
diese Eisenbahninfrastruktur betrifft, so ist für sie ebenfalls der Charakter eines 
öffentlichen Gutes der komplexen Form gegeben. Auch von der Benützung der 
Eisenbahninfrastruktur wird entsprechend dem Diskriminierungsverbot der EU 
grundsätzlich solange kein anderes Eisenbahnunternehmen ausgeschlossen als 
Kapazitäten zur Inanspruchnahme  vorhanden  sind.  Bis dahin gilt auch hier das 
Prinzip  der Nicht-Ausschließbarkeit und der Nichtrivalität. Bei gegebener 
Rivalität aufgrund von Kapazitätsengpässen  entscheidet dann der Staat als 
Ordnungsinstanz.  
 
4.5  Entscheidungstheorie 
 
Wenn es um die Beantwortung der Forschungsfrage und um die Fragestellung 
geht, ob eine Alternative einer anderen vorzuziehen ist, ist eine Vielzahl von 
Entscheidungen zu treffen. Zunächst ist bei der Wahl der zu erhebenden  Bewer-
tungsgrößen und der Methodik in Bezug auf die Ermittlung der Bedeutung von 
Regionalbahnen zu entscheiden  und letztlich ist eine Entscheidung im Hinblick 
auf die Frage erforderlich, ob die Alternative Umstellung des Zugverkehrs auf 
Busse vorteilhafter ist als der gegenwärtige Zustand. Daher ist es aus wissen-
schaftlicher Sicht erforderlich, sich in der vorliegenden Arbeit auch mit den 
theoretischen Grundlagen für das Treffen von Entscheidungen  zu beschäftigen.  
 
4.5.1  Grundlagen 
 
Die Entscheidungstheorie ist ein Zweig der angewandten Wahrscheinlichkeits-
theorie, der die Konsequenzen von Entscheidungen evaluiert. Nach Bamberg/-
Coenenberg/Krapp (2008, S.1) werden mit dem Begriff Entscheidungstheorie 
„(…) allgemein die logischen und empirischen Analysen des rationalen oder 
intendiert rationalen Entscheidungsverhaltens bezeichnet“.  Sie wird vor allem als 
Grundlage für die  betriebswirtschaftliche Bewertung von alternativen Möglich-
keiten oder Plänen benutzt, um bestimmte Ziele zu erreichen. Diese Pläne 
können zum Beispiel die Produktion von Waren oder Dienstleistungen betreffen 
und den Entscheidungsträger vor die Wahl stellen, diese Waren oder 
Dienstleistungen zu produzieren oder davon Abstand zu nehmen. Auch die  
Durchführung oder Nichtdurchführung von Investitionen oder Desinvestitionen 
stellen ein solches Entscheidungsproblem dar.  
 
Für völlig rationale und sichere Entscheidungen werden alle dafür nötigen 
substanziellen Informationen benötigt. Da dies aber zumeist nicht der Fall ist und 
Informationonen nur begrenzt zur Verfügung stehen, wird von induzierter 
Rationalität gesprochen (vgl. Bamberg/Caenenberg/Krapp, 2008, S.6)  Es ist also 
eine möglichst rationale Wahl zwischen verschiedenen Handlungsmöglichkeiten 
zu treffen, um von einem Ausgangszustand zu einem angestrebten Zielzustand 
zu gelangen.  Der  Begriff Entscheidung beschreibt somit allgemein eine Wahl-
handlung auf der Basis von Informationen und Bewertungen. In diesem 
Zusammenhang wird auch von einem Entscheidungsproblem gesprochen, weil 
zwischen verschiedenen Alternativen zur Erreichung eines Zielzustands, zu 
entscheiden ist (vgl. Klein/Scholl, 2004, S. 6 f). Dabei geht es zumeist um ver-
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schiedene geeignet erscheinende Möglichkeiten, die zu bewerten sind und 
zwischen denen letzlich der Entscheidende zu wählen hat. Ein Problem dabei ist 
die erforderliche Kenntnis der  gesamten Situation, was allerdings oft nicht oder 
nur unzureichend gegeben ist. Deshalb wird auch in Entscheidungen  unter  
Sicherheit,  in  Entscheidungen  bei Unsicherheit und hier wieder in solche unter 
Risiko bzw. unter Ungewissheit differenziert (vgl. Bamberg/Caenenberg/Krapp, 
2008, S 41ff, S. 67 ff, S. 111 ff). 
 
Dörsam (2007, S. 7) verweist darauf, dass 2 Teilgebiete der Entscheidungs-
theorie unterschieden werden: Der normative Ansatz sucht nach Kriterien für 
vernünftige und zweckmäßige Entscheidungen. Er forscht somit nach Entschei-
dungsregeln für rationale Wahlhandlungen. Der deskriptive Ansatz der 
Entscheidungstheorie, der auch als empirisch realistische Entscheidungstheorie 
bezeichnet wird, beschreibt auf empirische Weise, wie Entscheidungen 
tatsächlich getroffen werden.   
 
Das Wesen der Entscheidungstheorie  ist bereits im Rahmen der Wohlfahrts-
ökonomik (vgl. S. 32 ff) erkennbar. Dies deshalb, weil zwischen verschiedenen 
Alternativen in Bezug auf die Erreichung eines bestimmten Wohlfahrtsniveaus 
oder im Hinblick auf einen vorteilhafteren Wohlfahrtszustand als er gegeben ist, 
entschieden werden soll oder muss.  Dabei kann der Nettonutzen jeder Alter-
native als jener Wert definiert werden, den Individuen diesem Nutzen beimessen 
(vgl. Heinen, 1992, S. 99). Die Nettonutzenfunktion beschreibt somit die 
Beziehung  zwischen  zwei  oder mehreren alternativen Nutzenzuständen. So gilt  
zum Beispiel für die vollständig bewerteten und  vergleichbaren  Alternativen x,  y 
und  z,  dass wenn  x  größer/gleich y ist und y größer/gleich z, dass auch x grös-
ser/gleich z sein muss ( x ≥ y und y ≥ z → x ≥ z). 
 
Die Messung des Werts der alternativen Nutzenzustände ist dabei das zentrale 
Problem. Sie kann kardinal, ordinal oder nominal vorgenommen werden. Eine 
kardinale ist eine konkrete, durch eine Zahl ausgedrückte Messung z.B. etwa auf 
der Basis tatsächlicher Ergebnisse. Sie wird aufgrund von Quantifizierungen 
vorgenommen (z.B.: Anzahl der Reisenden, Güteraufkommen in Tonnen, Lei-
stung in Tonnenkilometer, Betrag den der Konsument bereit ist für die Ver-
kehrsleistung zu zahlen, Erlöse, Kosten). Eine ordinale Bewertung mehrer Alter-
nativen erfolgt in Form der Feststellung eines Ranges, das heißt durch die 
Feststellung einer Position in einer Rangordnung  verschiedener möglicher oder 
erwarteter Nettonutzen. Dadurch kann verglichen werden, ob eine Alternative als 
größer (besser), kleiner (schlechter) oder gegenüber anderen Alternativen als 
gleich eingestuft wird. Dies kann z.B. durch empirische Bewertung von Eigen-
schaften einer Alternative im Vergleich zu anderen etwa durch die Vergabe von 
Schulnoten erfolgen, die eine bessere, schlechtere oder gleichrangige Positio-
nierung ermöglichen. Da es aber insbesondere bei empirischen Befragungen 
individuell unterschiedliche Präferenzen für die Bewertung durch die Befragten 
geben kann, handelt   es   sich   bei  der ordinalen Messung zumeist um ein 
wahrscheinliches Ergebnis. Ein sicheres  Ergebnis würde bei allen  Befragten 
vollkommenes Wissen und dieselben Präferenzen voraussetzen.  Da das nicht 
der Fall ist, muss man in  einem  solchen Fall von einer Entscheidung sprechen, 
die durch Unsicherheit gekennzeichnet ist (vgl. Klein/Scholl, 2004, S. 379 ff). 
Daher ist nach Möglichkeit der kardinalen Messung der Vorzug zu geben. In der 
wissenschaftlichen Literatur, die sich mit der Entscheidungstheorie beschäftigt,  
wird auch dem Umstand nachgegangen, dass Entscheidungen nicht nur durch 
einzelne Individuen, sondern oft auch durch Gruppen getroffen werden. 
Insbesondere beschäftigt sich Hanusch  (1972, S. 45 ff)  im Zusammenhang mit 
der Theorie des öffentlichen Gutes auf wissenschaftliche  Weise mit Gruppen-
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entscheidungen, wo es unter anderem darum geht,  Entscheidungen  in   einem   
Entscheidungsverbund, z.B. im Hinblick auf  das Nichtausschlussprinzip als eine 
der Grundprämissen zur Definition öffentlicher Güter zu begründen. Hanusch 
unterscheidet zwischen subjektivem Verhalten von Individuen und von aus 
Individuen bestehenden Gruppen. Letztere bezeichnet er als Entscheidungs- 
oder Interessensverbund innerhalb dessen die Entscheidungen im Rahmen 
gegebener Risikoneigung und Interessenverknüpfung durch konkurrenzierendes 
oder kooperatives Individual- und Gruppenverhalten getroffen werden. Aber auch 
wenn es um sachbezogene Konsumenten- oder Produzentenentscheidungen 
geht oder  um  die Beurteilung  externer Faktoren, die alle zusammen das Markt-
geschehen beeinflussen und dadurch auch die Unvollkommenheit des Marktes 
bestätigen, ist die Unsicherheit solcher Entscheidungen zu berücksichtigen.   
 
Von besonderem Interesse sind in der Entscheidungstheorie nicht nur die 
Entscheidungen, die aufgrund gegebener oder ermittelter nominal skalierter Infor-
mationen über die Entscheidungsgrößen erfolgen, sondern auch jene Entschei-
dungen, die unter Ungewissheit und/oder unter Risiko vorgenommen werden 
müssen. Von Unsicherheit wird dabei dann gesprochen, wenn die Entscheidung 
unter verschiedenen möglichen Zuständen, deren Eintrittswahrscheinlichkeit 
nicht bekannt ist, getroffen wird. Dabei spielt auch die Risikoneigung des die 
Entscheidung treffenden eine  wichtige Rolle.  
 
Sowohl für das Treffen von Entscheidungen bei Ungewissheit (vgl. Klein/Scholl, 
2004, S. 379 ff) als auch für Entscheidungen unter Risiko (vgl. Dörsam, 2007, S. 
42) gibt es bestimmte Regeln (vgl. Bitz, M.; 1981, S. 61ff und S. 87ff), auf die hier 
aber nicht näher eingegangen werden soll. Auch nur erwähnt soll hier die 
Problematik des Erwartungswerts werden. Das ist jener Wert, der vom Entschei-
der bei Ungewissheit oder Risiko, der unter verschiedenen Eintrittswahr-
scheinlichkeiten präferiert wird (vgl. Bitz, 1981, S. 90 ff). Sollte bei der Bewer-
tung der als Beispiel  dienenden Regionalbahnen die Anwendung derartiger 
Regeln  erforderlich sein, wird dies am gegebenen Platz methodisch beschrieben 
werden.  
 
4.5.2 Relevanz der Entscheidungstheorie für das Forschungsvorhaben 
 
Die vorstehend getätigten Ausführungen  mögen auf den ersten Blick keine be-
sondere Relevanz für die gegenständliche Forschungsarbeit besitzen, wurden 
aber deshalb erwähnt, weil sie auch die regionalwirtschaftliche Bedeutung der 
beiden ausgewählten Nebenbahnen und die gesamtwirtschaftliche Bewertung 
der von den ÖBB-Gesellschaften für die beiden Regionalbahnen erwogenen 
bzw. getroffenen Maßnahmen betreffen oder betreffen könnten. Insbesondere gilt 
dies für die Entscheidung zwischen den Alternativen Beibehaltung des Status 
quo und dem Ersatz der Züge durch Autobusse. Dabei könnte auch  die durch 
empirische Erhebungen ermittelte Vorteilhaftigkeit der erwogenen Maßnahme im 
Hinblick auf die Eintrittswahrscheinlichkeit der empirischen Ergebnisse beurteilt  
werden müssen. 
 
Für die Beantwortung der Forschungsfrage bedeutet Entscheiden letztlich die 
Beurteilung  der  auf den ausgewählten Regionalbahnstrecken erwogenen Vor-
haben aufgrund  der Bewertung von Vorteilen und Nachteilen im Vergleich zum 
Status quo (Planungsnullfall). Diese gesamtheitliche Entscheidung wird jedoch 
auf Subentscheidungen der von den Maßnahmen Betroffenen aufbauen müssen. 
Das soll heißen, dass die erwähnten Kriterien für die Entscheidungen zunächst 
auf die Entscheidungen jeder Betreibergesellschaft, auf die Entscheidung der 
betroffenen Bevölkerung, die Entscheidungen der regionalen Wirtschaftsunter-
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nehmen und deren Interessensvertretungen, aber auch auf die Entscheidungen 
der regionalen Gemeinden zutreffen, bevor eine übergeordnete Bewertungsent-
scheidung erfolgen kann. Diese Entscheidung wird sich, wo dies möglich ist, wie 
etwa beim Geschäftsergebnis der ÖBB, der kardinalen Messung bedienen. 
Wahrscheinlich werden aber auch ordinale Messungen und Gewichtungen 
vorzunehmen sein, wenn es z.B. um die Einschätzung und Bewertung durch die 
betroffenen Bahngemeinden oder durch die Bevölkerung im Wege quantitativer 
Erhebungen und qualitativer Interviews geht. Wie schon oben erwähnt, kann es 
hier erforderlich sein, die erhobenen Einschätzungen hinsichtlich des Erwar-
tungswerts zu beurteilen. Den gegebenen Umständen entsprechend, ist somit 
auch die gesamtwirtschaftliche Bewertung der Regionalbahnen in dieser Arbeit 
mit Unsicherheit verbunden. Es wird daher notwendig sein, das Maß der 
Unsicherheit möglichst niedrig zu halten und bei den Ergebnissen auf die 
gegebene Unsicherheit hinzuweisen. 
 
Von den verschiedenen Ansätzen der Entscheidungstheorie erscheint für die vor-
liegende  Arbeit   die  Theorie  der begrenzt rationalen Wahl aufgrund kardinaler 
oder ordinal messbarer Entscheidungskriterien am brauchbarsten, weil die 
Theorie der rationalen Wahl (vgl. Staehle, 1999, S. 519 ff) mangels gegebener 
Voraussetzungen (vollkommener Markt, vollkommene Information, totales 
Streben nach Nutzenmaximierung) in der Realität nicht anzutreffen ist. Auf in der 
Praxis anzutreffende Umstände des Treffens von Entscheidungen soll hier nur 
kurz verwiesen werden. Im Inkrimentalismus suchen der oder die Entscheider 
nicht nach möglichst richtigen Entscheidungen, sondern nur nach befriedigenden 
Lösungen. Im Konfliktmodell werden Entscheidungen gefühlsmäßig getroffen. Im 
Politikmodell  wird im Verhandlungsweg entschieden. (vgl. Staehle, 1999, S. 522 
ff). Dabei wird vom gleichen Autor auch auf in der Praxis oft anzutreffende 
Entscheidungen bei organisatorischer Anarchie verwiesen (vgl. Staehle, 1999, S. 
527), Sie sind dadurch gekennzeichnet, dass bei Entscheidungssituationen die 
Ziele schlecht definiert sind oder Ursachen und Bedingungen unzureichend 
interpretiert werden bzw. die Entscheidung unter unklaren Kompetenzen erfolgt. 
 
4.6     Theorien der Alternativenbewertung aus regionalwirtschaftlicher   
          Sicht 
 
4.6.1  Grundlagen 
 
Die Theorien der Alternativenbewertung beruhen auf der gesellschaftlichen 
Wohlfahrtstheorie (vgl. S. 32 ff) und auf den betriebswirtschaftlichen Theorien zur 
Beurteilung der Rentabilität von öffentlichen Investitionen (vgl. Winkelbauer, 
1996, S. 4 ff). Sie sind  
 „…ein System genereller Regeln, mit denen einerseits versucht wird, die 
makroökonomische Aufgabe des Staates, seine Produktionsfaktoren optimal  
einzusetzen, auf mikroökonomischer Ebene zu erfüllen“ (Hofmann, 1981, S. 3). 
Damit soll geprüft werden, ob es berechtigt ist, Produktionsfaktoren für öffentliche 
Vorhaben statt für eine privatwirtschaftliche Nutzung zu binden. Anderseits sollen 
die Theorien der gesamtwirtschaftlichen Alternativenbewertung auch die Frage 
fundiert beantworten, welches staatliche Vorhaben unter der Prämisse einer 
effizienten Allokation der Mittel aus mehreren Alternativen gewählt werden soll. 
Während bei den privatwirtschaftlich orientierten Bewertungsverfahren nur 
betriebswirtschaftliche Kenngrößen im Verlaufe der Lebensdauer eines Investi-
tionsgutes betrachtet werden, umfasst die gesamtwirtschaftliche  Alternati-
venbewertung  nicht  nur betriebswirtschaftliche, sondern auch soziale und ökolo-
gische  Effekte, die durch ein öffentliches Vorhaben hervorgerufen  werden.  
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 Auf der Grundlage der Wohlfahrtstheorie liegt der Bewertung einer öffentlichen 
Maßnahme eine soziale Wohlfahrtsfunktion zugrunde, die die Summe aller 
individuellen Nutzenniveaus umfasst. Mühlenkamp (1994, S. 23 ff) sieht daher 
als Aufgabe der Alternativenbewertung die Ermittlung der von öffentlichen Maß-
nahmen ausgehenden gesellschaftlichen Kosten- und Nutzenentwicklung, durch 
die es zu sozialen Wohlfahrtsänderungen kommt. Die Bewertungen von alterna-
tiven öffentlichen Investitionsvorhaben zielen dabei nicht auf die Feststellung der 
Nutzenänderung bei einzelnen Personen, sondern immer nur auf Nutzen-
änderung der Gesellschaft (vgl. Mühlenkampf, 1994, S. 73 ff). In diesem Sinn 
ergibt sich der Nutzen jeder Auswirkung durch die positive Veränderung des 
Wohlfahrtsniveaus für alle Gesellschaftsmitglieder. Als Kosten werden dagegen 
jene Auswirkungen angesehen, die das soziale Wohlfahrtsniveau verschlechtern. 
Es handelt sich also um die Veränderung des Wohlfahrtsniveaus   aller Gesell-
schaftsmitglieder,  wozu  alle natürlichen Personen und die privaten Haushalte 
zählen.   
 
Nicht  dazu zählen nach Hofmann (1981, S. 26 f) private  Unternehmen, insofern 
sie als Nutzenempfänger und Kostenträger staatlicher Investitionsvorhaben 
ausscheiden. Dem soll hier entgegengehalten werden, dass es sich bei privaten 
Unternehmen um organisatorische Gebilde handelt, deren wirtschaftlicher Erfolg, 
also die positive Differenz zwischen Erträgen und Aufwendungen, durch die 
Leistung von  Individuen bestimmt wird, deren Wohlfahrtsniveau sehr wohl von 
einem öffentlichen Vorhaben betroffen sein kann. Dazu folgendes Beispiel: Ein 
privates Unternehmen, das an einer Regionalbahn angesiedelt ist, wäre zwar 
durch eine öffentliche Investition in die Elektrifizierung dieser Bahn nicht 
unmittelbarer Nutzen- und Kostenempfänger, könnte aber durch die damit 
verbundenen produktiveren Transportbedingungen höheren Erfolg generieren 
und bei entsprechender Erfolgsbeteiligung eine Wohlfahrtssteigerung der Mitar-
beiter dieses Unternehmens bewirken.  
 
Während die Wohlfahrtstheorie allgemein bestrebt ist, die Parameter und Me-
chanismen zur Erzielung eines Wohlfahrtsoptimums zu untersuchen und hierzu 
die Bedingung eines in der Realität nicht gegebenen vollkommenen Marktes 
benötigt, liegt die praktische Bedeutung der gesamtwirtschaftlichen Alternati-
venbewertung darin, bestmögliche Entscheidungen, deren Wirkungen in die 
Volkswirtschaft und in die Gesellschaft hineinreichen, treffen zu können. Es sind 
also Verfahren, die insbesondere öffentliche Investitionsalternativen  aufgrund 
ihrer dadurch erzeugten Kosten und Nutzen prüfen sollen, um den staatlichen 
Entscheidungsträgern methodische Verfahren zur objektiven Beurteilung der 
Sinnhaftigkeit von öffentlichen Maßnahmen zur Verfügung zu stellen. Nach 
Siedentopf  (1969, S. 24) handelt es sich um Untersuchungsverfahren, die auf 
systematische Weise alternative Aktivitäten des Staates unter den Kriterien von 
Nutzen und Kosten mit dem Ziel prüfen sollen, Wahlmöglichkeiten für die 
Entscheidung und deren Auswirkungen festzustellen. Dabei können die Vor-
haben nach bestimmten Funktionalitätskriterien bewertet werden. Solche sind 
nach Winkelbauer (1996, S. 4 ff)  
• technische Funktionalitätskriterien, die die technische Machbarkeit beur-
teilen,  
• ökonomische, also betriebs- und volkswirtschaftliche Kriterien , 
• gesellschaftliche Kriterien, die die Auswirkungen auf die Wohlfahrt und die 
Umwelt betreffen  und 
• Kriterien der politischen Funktionalität, die die politische Durchsetzbarkeit  
betreffen.  
Diese Kriterien werden in ihren Ausprägungen als Kosten und Nutzen betrachtet 
und bewertet.  
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Gerade bei der Auswahl von Entscheidungen im Rahmen der Verkehrsinfra-
strukturplanung  sind geeignete Instrumente zur Beurteilung der Wirtschaftlich-
keit nötig. Während man bei rein betriebswirtschaftlichen Entscheidungen  über 
Planungsentscheidungen zumindest in der Anfangsphase noch mit statischen 
Verfahren wie Kostenvergleichsrechnung, Gewinnvergleichsrechnung, Rentabili-
tätsvergleichsrechnung oder Amortisationsrechnung das Auslangen finden kann 
(vgl. Perridon/Steiner, 1999, S. 38 ff), bedürfen betriebswirtschaftliche Betrach-
tungen dynamischer Verfahren über die gesamte Nutzungsdauer eines Investi-
tionsprojekts (vgl. Perridon/Steiner, 1999, S. 39 und S. 58 ff). Ein derartiges 
dynamisches Verfahren ist z.B. die Kapitalwertmethode.  
 
Für das Ziel der gegenständlichen Arbeit, die regionalwirtschaftliche Bedeutung 
von Regionalbahnen unter Einbeziehung sozialer und ökologischer Kriterien 
festzustellen, sind allerdings multidimensionale Untersuchungsmethoden notwen-
dig. Kummer/Riebesmaier (2007, S. 123 ff) unterscheiden hier in die Unter-
suchungsmethoden  
• Kosten-Nutzen-Analyse,  
• Kosten-Wirksamkeits-Analyse und  
• Nutzwertanalyse  
 
Mittels dieser Verfahren kann die gesamtwirtschaftliche Bewertung von alterna-
tiven öffentlichen Investitionsvorhaben erfolgen. Sie sollen in der Folge beschrie-





Nach  Hanusch (1994, S. 3) liegt  der  Sinn  und  Zweck einer Kosten-Nutzen-
Analyse  in  erster  Linie  darin, geplante  Vorhaben, die auf eine bessere Versor-
gung der  Bevölkerung  mit  öffentlichen  Gütern abzielen, aber auch jede andere 
öffentliche  Maßnahme  unter  ökonomischen  Gesichtspunkten  zu  beurteilen. 
Da hier nur  ökonomische  Aspekte  berücksichtigt und  externe soziale wie  auch  
ökologische  Effekte  außer Betracht  gelassen werden,   sei hier auch auf Hof-
mann (1981, S. 3) verwiesen. Für ihn gilt für die Kosten-Nutzen-Analyse  als  „… 
Ziel, die potenzielle Steigerung des gesellschaftlichen  Wohlfahrtsniveaus …“  zu 
untersuchen, was im Sinne der modernen Wohlfahrtstheorie  nicht  nur öko-
nomische Faktoren beinhaltet.   Somit kann die Kosten-Nutzen-Analyse  als  ein  
Verfahren  angesehen werden, das im Hinblick  auf  die gegenständliche  Arbeit  
zur regionalwirtschaftlichen Bewertung von öffentlichen Vorhaben unter Ein-
schluss sozialer und ökologischer Effekte herangezogen  werden kann. Die  
Kosten-Nutzen-Analyse  dient  somit der  Ermittlung  der  Vorteilhaftigkeit  eines 
geplanten öffentlichen Vorhabens,  die über die rein betriebswirtschaftliche Be-
trachtungsweise hinausgeht. Sie wird insbesondere für die Entscheidung bei 
mehreren Handlungsmöglichkeiten herangezogen. Nach Kummer/Riebesmaier  
(vgl. 2007, S. 123) ist sie dann anzuwenden, wenn eine komplexe Entschei-
dungssituation auf ausschließlich monetärer Basis gegeben ist  Dabei verweisen 
die Autoren besonders auf die Problematik der Einbeziehung qualitativer 
Auswirkungen, die in eine monetarisierte Form transformiert werden müssen. 
Dies könnte bei der gegenständlichen Arbeit insbesondere für soziale und 
ökologische Kosten und Nutzen der Fall sein und gewisse Probleme verur-
sachen. 
 
Die Kosten-Nutzen-Analyse wird in einen konventionellen und einen erweiterten 
Ansatz unterschieden (vgl. Hanusch, 1994, S.116). In der konventionellen 
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Kosten-Nutzen-Analyse wird von Vollbeschäftigung der Produktionsfaktoren aus-
gegangen und es werden jene Projektkonsequenzen  berücksichtigt,  die  aus-
schließlich  eintreten,  weil  ein öffentliches Vorhaben verwirklicht wird und die 
nicht einträten, würde man auf die Realisierung dieses Vorhabens verzichten. 
Nutzen sind daher Wohlfahrtssteigerungen, die ohne Projekt nicht zustande ge-
kommen wären. Dagegen sind Kosten projektbedingte Wohlfahrtsverluste. Sie 
sind  demnach gesellschaftliche Nachteile, die ein Projekt  im  Vergleich  zur  
Nichtverwirklichung hervorruft.  
 
In der erweiterten Kosten-Nutzen-Analyse werden die Prämissen der  konventio-
nellen Kosten-Nutzen-Analyse, nämlich dass in der vom öffentlichen Vorhaben 
betroffenen Volkswirtschaft Vollbeschäftigung herrscht und die Verteilung von 
Einkommen  und  Produktivkräften  immer  optimal erfolgt,  aufgehoben. Mit der 
erweiterten Kosten-Nutzen-Analyse  sollen  gegebenenfalls auch  Beschäfti-
gungseffekte (unbeschäftigte Produktionsfaktoren)  und  die Nichtnutzung von 
Kapital und Boden sowie Verteilungsfragen berücksichtigt werden. Wegen der 
damit verbundenen Komplexität soll hier aber darauf nicht näher eingegangen 
werden. Gemeinsam ist beiden theoretisch fundierten Verfahren, dass 
• sämtliche Nutzen und Kostenfaktoren zunächst definiert,  
• dann als Mengengerüst quantifiziert werden müssen und   
• letztlich in monetären  Größen  zur Bewertung gelangen.  
 
Eine Bewertungsmethode, die auf der erweiterten Kosten-Nutzen-Analyse auf- 
baut, ist die NISTRA- Bewertungsmethode (vgl. Kummer/Riebesmaier, 2007, S. 
131 f). Da sie allerdings nur Neubau- und Ausbauprojekte der Straßeninfra-
struktur bewertet, soll hier nicht näher darauf eingegangen werden. 
 
Wenn die Zeitpunkte, an denen monetär bewertete Kosten und Nutzen während 
der Lebensdauer eines Projekts anfallen, unterschiedlich sind, so ist üblicher-
weise und analog zur betriebswirtschaftlichen Investitionsrechnung eine Diskon-
tierung der Nettonutzen mit einem Diskontierungsprozentsatz auf einen gemein-
samen Nettobarwert vorzunehmen (vgl. Hanusch, 1994, S. 97 ff). Winkelbauer 
(1996, S. 67) weist hier aber insbesondere in Verbindung mit einer sozialen 
Diskontierungsrate auf diverse Probleme hin, wie z.B. auf die unterschiedliche 
temporäre Wertschätzung der vom Projekt betroffenen Individuen. Neben der 
Berechnung des Nettonutzens durch Diskontierung der monetär bewerteten 
Nutzen und Kosten auf den  Zeitpunkt der Investition, sind die Ermittlung des 
Kosten-Nutzen-Verhältnisses, die  Errechnung  eines  internen Zinsfußes sowie 
die Aufzinsung auf einen Nettoendwert andere Bewertungsmöglichkeiten. Da  
davon auszugehen ist, dass die auf den ausgewählten  Regionalbahnen  er-
wogenen  öffentlichen Maßnahmen  auf  einem unvollkommenen   Markt  erfol-
gen,  wird  die  Bewertung  der  Nutzen- und Kostengrößen nicht immer zu Markt- 
preisen erfolgen, sondern durch Feststellung von Zahlungsbereitschaften1) für zu- 
sätzlichen Nutzen unter theoretischer Berücksichtigung von Konsumenten-2) und 
Produzentenrente3) vorzunehmen  sein.  Das  ist  einerseits der Konsumzuwachs  
als projektinduzierter Nutzenzuwachs,  der durch ein Vorhaben eintritt und ander-
seits die Produktionssteigerung, die  durch das Vorhaben möglich wird und zu ei- 
 
1) Die Zahlungsbereitschaft ist der höchste Betrag, den der Verbraucher für eine  
bestimmte Leistung zu zahlen bereit ist. 
2)   Die Konsumentenrente ist der Überschuss aus der Zahlungsbereitschaft der  
            Verbraucher und den tatsächlichen Kosten. 
3)   Die Produzentenrente ist die Differenz zwischen dem Marktpreis und dem  Preis 
             zu dem ein  Produzent, sein Gut bzw. seine Leistung gerade noch verkaufen     
             würde.             
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einem Nettogewinnzuwachs führt (vgl. Winkelbauer, 1996, S.17).  Die Bewertung 
kann auf dem Opportunitätskostenprinzip basieren, das heißt auf der Grundlage 
des entgangenen Nutzens bei nächstbester Verwendung eines Gutes oder eines 
Produktionsfaktors vorgenommen werden (vgl. Schäfer, 2000. S. 643). Sie kann 
aber auch  über Schattenpreise auf der Basis von Preisen für vergleichbare 
öffentliche oder private Güter, Faktoren oder Projekte erfolgen. Dies  gilt  
grundsätzlich  auch  für  die Bewertung von externen Effekten, wie z.B. von 
Umweltwirkungen, deren Monetarisierung Probleme bereiten kann. Hier bieten 
sich folgende pragmatischen Bewertungsmöglichkeiten (vgl. Hanusch, 1994, S. 
76 f) an: 
o Bewertung aufgrund von Befragungen, bei denen der Betrag erhoben 
wird, den Betroffene für den konkreten Vorteil, also den höheren Nutzen 
bezahlen würden. 
o Bewertung über komplementäre Privatleistungen, das heißt jenen Preis 
zu verwenden,  zu dem Private  komplementäre Leistungen zum  öffentli-
chen  Vorhaben  erstellen oder erstellen würden. 
o Bewertung über vergleichbare bzw. substitutive Leistungen. Hier erfolgt 
die Bewertung zu jenem Preis, zu dem   vergleichbare Leistungen bei an-
deren Institutionen erhältlich sind. 
o Bewertung über Kostenersparnisse, also mit dem Wert der vermiedenen 
Kosten 
o Bewertung aufgrund von Alternativkosten, das heißt Bewertung zu den 
bekannten Kosten eines alternativen privaten Projekts 
o Bewertung über Marktpreise für Schaden kompensierende Güter.  Dies 
könnten zum Beispiel die Kosten für die Kompensation des Zuglärms 
durch privaten Schallschutz sein. 
o Bewertung  über  Wertänderungen  von Besitzrechten, wie sie etwa durch  
Wertverlust von Wohnhäusern an der Bahn bei erhöhtem Lärmpegel 
auftreten können 
o Bewertung von Unfällen mit Todesfolge oder die Bewertung von lebens-
gefährlichen Tätigkeiten.  Sie können sich an der potenziellen Erzielbar-
keit von Einkommen oder an der Wertschätzung von Menschenleben 
orientieren. Hierfür ist die Frage zu beantworten, welches Einkommen bei 
durchschnittlicher Lebensdauer erzielt worden wäre oder es ist zu 
erheben, um welche Gefahrenzulage Menschen gefährliche Tätigkeiten 
übernehmen würden. 
 
Der Aufbau und die Abwicklung einer Kosten-Nutzen-Analyse (vgl. Hanusch, 
1994, S. 7 ff) erfordert die  Formulierung  und  die  Vorauswahl von zu bewer-
tenden Alternativen, wobei  der  Status-quo  immer   eine  eigenständige  Alter-
native  darstellt. Das erfordert somit 
• die Bestimmung der relevanten Nebenbedingungen,  
• die Bestimmung der Auswirkungen  des geplanten Vorhabens, das  heißt,              
            die Erfassung  und Bewertung der positiven und negativen Wirkungen der     
            Alternativen in monetärer Form, 
• die  zeitliche  Abstimmung  der in Betracht gezogenen Nutzen und Kosten 
• die Gegenüberstellung der Kosten und Nutzen für die verschiedenen   
       Alternativen,  
• die Berücksichtigung  von Unsicherheiten und Risken sowie   
• die  Reihung der bewerteten Alternativen nach ihrem erforderlichenfalls 
 diskontierten  Kosten-Nutzenverhältnis.  
 
Für die Bestimmung der relevanten Nebenbedingungen verweist Hanusch (1994, 
S. 11) auf Eckstein (1961), der eine Gliederung in physische, budgetäre, gesetz-
liche, administrative und politische Nebenbedingungen vornimmt. 
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Im Hinblick auf die Feststellung der positiven und negativen Wirkungen der zu 
bewertenden Alternativen ist zu berücksichtigen, dass zwischen realen unmit-
telbaren Effekten, wie es zum Beispiel die Verbesserung oder Verschlechterung 
der Versorgung der Bevölkerung mit Mobilitätsmöglichkeiten darstellt, und 
mittelbaren Auswirkungen zu unterscheiden ist, wie zum Beispiel die Verbes-
serung der Umsätze in Bahnhofrestaurants als Folge eines verbesserten Zug-
angebots. Ebenso sollte auf direkte, das heißt beabsichtigte Auswirkungen (z.B. 
Verkürzung der Reisezeit) und auf indirekte Wirkungen wie die Lärmbelästigung 
bei mehr Zugverkehr geachtet werden.  
 
Wenn Wirkungen quantifizierbar und monetär messbar sind, so handelt es sich 
um so genannte tangible Wirkungen, während Effekte, die nur eine Beschreibung 
zulassen und in der Kosten-Nutzen-Analyse wegen der Unmöglichkeit einer 
monetären Messung nicht berücksichtigt sondern nur beschrieben werden 
können, als  intangibel  bezeichnet  werden. Zur Bestimmung der Auswirkungen  
kann eine kardinale oder  ordinale  Messung  erfolgen, das  heißt  es erfolgt eine 
konkrete Zuordnung eines kardinalen Werts auf der Basis tatsächlicher, 
berichtigter oder als Zahlungsbereitschaft definierter Preise oder es erfolgt die 
Zuordnung eines bestimmten Ranges auf einer Ordinalskala. Beim kardinalen 
Bewertungsansatz erfolgt eine Quantifizierung und Monetarisirung aller mit einem 
öffentlichen Vorhaben verbundenen Änderungen des individuellen Nutzen-
niveaus. Dabei wird die Nettowirkung aus der Differenz der positiven und nega-
tiven Wirkungen ermittelt. Der ordinale Bewertungsansatz  basiert wohlfahrts-
theoretisch auf der Frage, ob durch das öffentliche Vorhaben im Vergleich zum 
Status quo die Gesellschaft im Sinne des Pareto-Kriteriums (vgl. Maier/-Tödtling, 
2006, S. 107) ein höheres Nutzenniveau erreicht, ohne dass dieses Niveau auch 
nur bei einem Individuum absinkt (vgl. Hanusch, 1994, S.18) bzw. wenn dies 
nicht der Fall ist, die Verlierer  im Sinne des Kaldor Hicks-Kriteriums (vgl. Varian, 
2003, S. 15 f) für den Nutzenverlust soweit entschädigt werden, dass dieser 
Verlust kompensiert wird. 
   
4.6.3 Kostenwirksamkeitsanalyse 
 
Nach Kummer/Riebesmaier (2007, S. 123 f) kann diese Methode für den Fall 
herangezogen werden, wenn Nutzen nicht als Vorteile in Geld ausgedrückt und 
nur die Kosten monetarisiert werden können. Damit soll versucht werden, die 
Schwächen der Kosten-Nutzen-Analyse zu vermeiden. Während dabei auf  der 
Kostenseite wie bei der Kosten-Nutzen-Analyse verfahren wird, werden die 
Nutzenauswirkungen wie bei der im Folgenden beschriebenen Nutzwertanalyse 
[vgl. S. 74] mittels eines Punktesystems bestimmt. Die Kostenwirksamkeits-
analyse dient also dem Zweck,  „…die beste Maßnahme aus einem Bündel 
potentieller Vorhaben zu selektieren und jene Maßnahme zu ermitteln, die in 
Bezug auf angestrebte Ziele den besten Zielerfüllungsgrad aufweist“ (vgl. 
Hanusch, 1994, S. 161). 
 
Ein weiterer Unterschied zur traditionellen und erweiterten Kosten-Nutzen-
Analyse liegt darin, dass nicht nur die Steigerung der Wohlfahrt als oberstes 
Projektziel dient, sondern auch die Auswirkungen der Projektalternativen auf 
untergeordnete Ziele und Zielebenen berücksichtigt werden können. Es soll die-
jenige Alternative ermittelt werden, die den höchsten Zielerfüllungsgrad aufweist. 
Deshalb ist als Grundlage die detaillierte Kenntnis eines Zielsystems erforderlich, 
das mit dem öffentlichen Vorhaben erreicht werden soll. Dabei sollten im 
Vorhinein die verfolgten Ziele konkret festgelegt werden, was vermutlich in der 
Praxis insbesondere bei den politischen Zielen und bei fehlendem politischem 
Mut mit großen Schwierigkeiten verbunden sein wird.  
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Der Aufbau einer Kostenwirksamkeitsanalyse kann wie folgt beschrieben werden 
(vgl. Hanusch, 1994, S.160): 
• Zielanalyse durch vollständige, widerspruchsfreie und operationalisierbare 
Erfassung der Ziele, die mit dem öffentlichen Projekt erreicht werden 
sollen 
• Erfassung der relevanten Nebenbedingungen 
• Bestimmung aller vorgegebenen oder in Frage kommenden Handlungs-
alternativen 
• Durchführung einer Kostenanalyse durch Ermittlung, Messung und 
Bewertung der Kosten in monetärer Form 
• Vornahme einer Wirksamkeitsanalyse, bei der die relevanten negativen 
und positiven Wirkungen der Projektalternativen im Hinblick auf das 
Erreichen der im Zielsystem festgelegten Ziele ermittelt werden 
• Erforderlichenfalls zeitliche Homogenisierung der Wirksamkeiten 
• Eventuell Modifizierung der Kosten und Wirksamkeiten unter den 
Aspekten von Sicherheit oder Risiko 
• Zusammenfassung der Ergebnisse in einer Kosten-Wirksamkeits-Matrix. 
 
Besonders wichtig bei der Kostenwirksamkeitsanalyse aber auch ebenso schwie-
rig ist die Festlegung des nationalen (regionalen) oder auch eines am Problem 
orientierten Zielsystems. Beim nationalen (regionalen) Zielsystem kann versucht 
werden, aus übergeordneten außer Streit stehenden  Werten  der Gesellschaft, 
wie z.B. Freiheit, Gerechtigkeit, Wohlfahrt, Zielkriterien zu entwickeln um zu-
nächst Oberziele festzulegen und davon operationalisierbare Sachziele auf unte-
ren Ebenen abzuleiten.  
 
Beim problemorientierten Ansatz hat man umgekehrt vom Zweck auszugehen, 
den man mit einem öffentlichen Vorhaben erreichen möchte und darauf 
aufbauend auf obere und oberste Ziele zu schließen. Dieser Ansatz hat 
einerseits den Vorteil, dass man gezwungen ist, vorerst eine Problemanalyse 
vorzunehmen, um den eigentlichen Zweck des Projekts zu bestimmen, ander-
seits könnte man der Ansicht sein, dass dadurch vorrangige Wertvorstellungen 
der Gesellschaft zu wenig Berücksichtigung finden.  
 
Die eigentliche Wirksamkeitsanalyse besteht dann auf der Basis des Zielsystems 
und der definierten positiven und negativen Wirkungen in der Suche nach 
geeigneten operationalen Maßstäben oder Indikatoren für die Wirksamkeit der 
Alternativen auf die Zielerreichung und letztlich in der Messung der Wirkungen 
selbst (vgl. Hanusch, 1994, S. 163 f).  
 
Das Ergebnis der Kostenwirksamkeit sollte dann eine Kostenwirksamkeits-Matrix 
sein, auf der für jede der relevanten Projektalternativen (Pa1, Pa2…Pan) klar zu 
erkennen sein sollte, welche Kosten (K1, K2…Kn) sie verursacht und für welche 
Wirksamkeiten  (W1…Wn)   welche   Teilwirksamkeiten  (Tw1, Tw2…Twn)  ermittelt 
wurden. Auf dieser Grundlage ist dann eine entsprechende Entscheidung zu 
treffen. Sie erfolgt durch Einstufung der Wirkungen auf einer Kardinal-, Ordinal- 
oder Nominalskala, wobei eine dynamische, auf die gesamte Nutzungsdauer 
eines öffentlichen Investitionsvorhabens bezogene Betrachtungsweise mit zeit-
licher Diskontierung von Kostenwirksamkeiten nur bei einer kardinalen Bewer-
tung  erfolgen kann. 
 
Die wirtschaftlichkeitsanalytische Theorie der Kostenwirksamkeitsanalyse  wur-





Diese dritte wirtschaftlichkeitsanalytische Theorie für Vorhaben auf dem öffent-
lichen Sektor hat so wie die beiden bereits skizzierten Theorien und die daraufhin 
entwickelten Verfahren ebenfalls die Aufgabe, alternative öffentliche Projekte zu 
untersuchen und hinsichtlich ihrer Vorteilhaftigkeit zu beurteilen. Die Nutz-
wertanalyse wird dort eingesetzt, wo keine monetäre Bewertung weder auf der 
Kosten- noch auf der Nutzenseite möglich ist. Sie ist eine methodische 
Weiterentwicklung der Kostenwirksamkeitsanalyse. Nach Kummer/Riebesmaier 
(vgl. 2007, S.125) ist sie zur systematischen Entscheidungsvorbereitung beson-
ders geeignet, wenn beim Entscheider multidimensionale Zielsetzungen beste-
hen und nicht alle Auswirkungen monetär quantifizierbar sind. Dabei  werden  
jedoch  nicht Teilwirksamkeiten, sondern Nutzwerte als Gesamtwirksamkeiten im 
Rahmen eines vielschichtigen Zielsystems ermittelt. Kosten werden dabei explizit 
nicht als solche erfasst, sondern als negative Nutzwerte betrachtet. Die 
Nutzwertanalyse folgt nachstehendem Stufenaufbau (vgl. Kummer/Riebesmaier, 
2007, S.126). 
1. Festlegung der situationsrelevanten Ziel- und   Entscheidungskriterien  
sowie  Bestimmung der Zielerträge der Alternativen im Zielsystem 
2. Gewichtung der Zielkriterien 
3. Wahl einer geeigneten Skalierung und Transformation in eine Zielwert-
matrix 
4. Bestimmung der Teilnutzen durch gewichtete Zielwerte 
5. Ermittlung der Gesamtnutzwerte jeder Alternative durch Verknüpfung 
6. Festlegung der Rangordnung der Alternativen 
 
Einen ähnlichen Aufbau weist das Verfahren nach Hanusch (1994, S. 169) auf. 
Der Autor sieht folgende Schritte vor, die in den ersten vier Aktivitäten etwa 
seinem Aufbau der Kostenwirksamkeitsanalyse [vgl. S. 72 f] entsprechen: 
1 Entwicklung eines vorhabenspezifischen Zielsystems  anhand einer Ziel-  
analyse 
2 Erfassung von Nebenbedingungen 
3 Bestimmung von Projektalternativen 
4 Entwicklung von geeigneten Wirksamkeitsmaßen und Feststellung der 
positiven und negativen Wirkungen (Zielertragsanalyse) 
5 Umformung der Zielerträge in Zielerfüllungsgrade (Teilnutzwerte) 
6 Gewichtung der Zielerfüllungsgrade 
7 Zusammenfassung der gewichteten Zielerfüllungsgrade zu einem Ge-
samtnutzwert 
8 Alternativenvergleich und Entscheidung 
 
Die ersten vier analytischen Vorgänge haben ebenso wie in der Kostenwirk-
samkeitsanalyse als Ergebnis eine Wirksamkeitsmatrix, die hier Zielertragsmatrix 
genannt wird, wobei die Zielerträge zu Zielerfüllungsgraden umgestaltet werden. 
Mittels eines vom Analytiker zu wählenden Bewertungsschlüssels für die ein-
zelnen Alternativen, werden sämtliche Zielerträge (Wirksamkeiten)  in Zielerfül-
lungsgrade umgeformt. In der Praxis sind bestimmte Zielbeiträge von Alternati-
ven monetär schwierig oder überhaupt nicht bewertbar, obwohl diese Zielbeiträ-
ge eine große Bedeutung für die Entscheidung haben können (vgl. Kum-
mer/Riebesmaier, 2007,S.124). Dies soll wie folgt an einem Beispiel veran-
schaulicht werden. 
 
In einem Zielsystem aus mehreren Zielen könnte ein Ziel lauten:  „Sicherung der 
Arbeitsplätze in der Region“. Das Wirksamkeitsmaß zur Beurteilung der beiden 
Alternativen „Einstellung der Regionalbahn“, „Erhalt der Regionalbahn“ könnte  
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nun die Wahrscheinlichkeit sein, mit der für die einzelnen Alternativen die 
Zielerreichung erwartet wird. Dies könnte z.B. bei der Alternative „Einstellung“ 
Null Prozent und bei der Alternative „Erhalt“ ein festzusetzender Wert von 60% 
sein. Dieses Wirksamkeitsmaß wäre dann als Bewertungsschlüssel für die 
Teilzielerreichung je Alternative, also für die Ermittlung des Zielerfüllungsgrades 
jedes Teilziels heranzuziehen.  
 
Diese Vorgangsweise birgt natürlich die Gefahr einer subjektiven Bewertung 
durch den Analytiker in sich. Sie sollte daher z.B. durch Befragung von Experten 
oder durch Beiziehung des Investors so weit wie möglich objektiviert werden. In 
analoger Weise ist auch bei der Gewichtung der Teilziele vorzugehen. Die Ein-
schätzung der Zielerfüllungsgrade ist zwar bei dieser Methode subjektiv, weist 
jedoch dafür Transparenz auf, was für die Wertsynthese von Vorteil sein kann.  
Da die Bedeutung der einzelnen Teilziele für das Gesamtziel (Oberziel) zumeist 
unterschiedlich sein wird, müssen die Teilziele mit verschiedenen Gewichten 
versehen werden (vgl. Kummer/Riebesmaier, 2007, S.126). Welches Gewicht 
hätte beispielsweise die Alternative „Einstellung der Regionalbahn“ für ein Ober-
ziel „Steigerung der Wohlfahrt in der Region?“ Um auch hier möglichst objektiv 
vorzugehen, kann die Gewichtung beispielsweise durch direkte Verfahren als 
Vollerhebung oder repräsentative Befragung der Bevölkerung, durch Befragung 
regionaler Planungsstellen oder durch Interviews von Regionalpolitikern vorge-
nommen werden. Oder man kann die Gewichtung indirekt aus früheren ähnlichen 
Entscheidungen ableiten und diese Gewichtung übernehmen. Bei der Gewich-
tung muss so vorgegangen werden, dass alle Teilziele zusammen das Oberziel 
zu 100% erreichen und für die Teilziele eben ein unterschiedlich hoher relativer 
Anteil an der Erreichung des Oberziels festgelegt wird. Mit diesem Wert werden 
anschließend die Zielerfüllungsgrade multipliziert und auf diese Weise pro Alter-
native der Teilnutzwert jedes Teilziels ermittelt. Die Summe der Teilnutzwerte 
aller Teilziele pro Alternative ergibt letztlich den gesamten Nutzwert der Alter-
native. 
 
4.7 Eignung  der  alternativen  Bewertungsmethoden  für  das Forschungs- 
        vorhaben 
 
In diesem Abschnitt soll untersucht werden, welche der vorher unter Punkt 4.6 
beschriebenen Bewertungsverfahren für die vorliegende Arbeit am besten, am 
ehesten oder nicht geeignet erscheinen. Dabei wird davon ausgegangen, dass 
sowohl die regionalwirtschaftliche Bedeutung einer Nebenbahn wie auch die 
Vorteilhaftigkeit von auf ihr geplanten Vorhaben hinsichtlich ihrer Auswirkungen 
auf die regionale, gegebenenfalls auch auf die nationale Wohlfahrt zu beurteilen 
sind. Die regionalwirtschaftliche Bedeutung von Nebenbahnen in Österreich wird 
hier als ein Zustand angesehen, der durch Zusammenwirken ökonomischer, so-
zialer und ökologischer Komponenten entsteht und die Wohlfahrt der Betroffenen 
(Individuen, Unternehmen und Institutionen) in Summe umfasst.  Das gilt sowohl 
für die regionalwirtschaftliche Bedeutung der Nebenbahnen im Status-quo als 
auch im Hinblick auf die Bewertung der Auswirkungen von erwogenen Maß-
nahmen.  
 
Es ist also  festzustellen, ob und wieweit durch erwogene die Regionalbahn 
betreffende verkehrswirtschaftliche oder verkehrspolitische  Maßnahmen die 
Wohlfahrt in Summe der betroffenen Gruppen gesichert oder gesteigert werden 
kann.  Bei einem negativen Ergebnis  müssten die Maßnahmen unterbleiben. 
[Hinsichtlich der verschiedenen Interpretationen des Begriffs Wohlfahrt und deren 
Ausprägung als Nutzensaldo wird auf den Abschnitt 4.2 S. 32 ff verwiesen]. 
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Es ist also zunächst eine Bewertung des Status quo der Regionalbahn im 
Hinblick auf ihre Bedeutung für die Wohlfahrt der betroffenen Individuen und Wirt-
schaftssubjekte erforderlich. Der Begriff Wohlfahrt wird dabei im utilitaristischen 
Sinn als summiertes Nutzenniveau (vgl. Stieglitz/Schönfelder,1989,S.78 ff) dieser 
Individuen und Wirtschaftssubjekte verstanden  Die Bewertung erfolgt daher 
entsprechend des Ansatzes der traditionellen Wohlfahrtsökonomie, wonach die 
kollektive Wohlfahrt von der individuellen Wohlfahrt der einzelnen Personen 
abhängt. (vgl.Winkelbauer,1996,S.7). Die dieser Definition konträre denktheo-
retische Position des Rawlsianismus (Rawls, 1990), bei der die Wohlfahrt der 
Gesellschaft von der ärmsten Person bestimmt wird, deren Nutzensteigerung 
eine Wohlfahrtserhöhung bewirkt, scheidet hier mangels praktischer Feststell-
barkeit der ärmsten betroffenen Person aus.   
 
Dieser gesamthaft zu sehende regionalwirtschaftliche Zustand der Wohlfahrt, der 
durch eine Regionalbahn bedingt wird, ist im Hinblick auf die Forschungsfrage 
nach ökonomischen, sozialen und nach Umweltkriterien zu bewerten bzw. in 
Bezug auf erwogene Maßnahmen nach den dadurch induzierten Kosten- und 
Nutzenänderungen sowie nach Kriterien der technischen Machbarkeit und 
politischen Durchsetzbarkeit (vgl.Winkelbauer,1996, S.4) zu beurteilen.  In der 
gegenständlichen Arbeit wird versucht, diesem Erfordernis Rechnung zu tragen. 
Für die erwogenen  Maßnahmen wird die technische Machbarkeit als gegeben 
angesehen und die politische Durchsetzbarkeit wird in der Arbeit außer Acht 
gelassen, weil sich diese Frage erst nach Ermittlung des gesamten ökonomi-
schen, sozialen und ökologischen Nettonutzens ergibt und die Durchsetzbarkeit 
bei entsprechend fundierter Erarbeitung der Entscheidungsgrundlagen als 
gegeben vorausgesetzt werden kann. 
 
Welche ökonomischen, sozialen und ökologischen Kriterien  sind nun mit der 
Existenz einer Regionalbahn verbunden und wie können sie für die Beurteilung 
des  Status-quo und in der Folge hinsichtlich der erwogenen bzw. getroffenen 
Maßnahmen bewertet werden? Es  sind dies alle Kosten und Nutzen, die, wie 
schon erwähnt, bei den  Betroffenen anfallen und zu einem summierten 
Nettonutzen aus der Sicht des staatlichen Eigentümers führen. Dabei ist 
allerdings  zu  berücksichtigen, dass sich bestimmte Nutzenkriterien wie z.B. bei 
den Bahngesellschaften die Ausgleichszahlungen des Bundes für die Schüler- 
und  Lehrlingsfreifreifahrt im Zug und im Bus als Nutzen und beim Bund als 
Kostenkriterium niederschlagen, sich also auch aufheben können. 
 
4.7.1     Eignung zur Anwendung der Kosten- Nutzen- Analyse 
 
Die Kosten-Nutzen-Analyse stellt das bekannteste analytische Verfahren zur Be- 
stimmung der Vorteilhaftigkeit von Vorhaben für den öffentlichen Sektor dar 
(vgl.Hanusch, 1984,S.1). Auch die EU-Kommission hat dieser Einschätzung 
Rechnung getragen und 1997 ein Handbuch für die Kosten-Nutzen-Analyse 
großer Projekte als eine Anleitung zur Einschätzung von Kosten und Nutzen 
großer Projekte des Struktur- und Kohäsionfonds herausgegeben (vgl. EU-
Kommission, 1997). Hierüber erfolgte auch eine Veröffentlichung des öster-
reichischen Bundesministeriums für Finanzen (vgl. Herbeck, BMF, 1999).  Auch 
Im allgemeinen Haushaltsrecht der deutschen Bundesfinanzverwaltung (1996) 
wird die Kosten-Nutzen-Analyse als das umfassendste Verfahren zur Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung bezeichnet. Dort wird auch ausgeführt, dass Im Gegensatz 
zu einzelwirtschaftlichen Verfahren bei der Kosten-Nutzen-Analyse eine gesamt-
wirtschaftliche Betrachtung stattfindet, was heißt, dass  alle positiven und 
negativen Wirkungen einer öffentlichen Maßnahme zu berücksichtigen sind, egal 
wo und bei wem sie anfallen. In diesem Sinn erscheint die Kosten- Nutzen- 
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Analyse auch das geeignetste Verfahren zur Beantwortung der gegenständlichen 
Forschungsfrage zu sein. Insbesondere auch deshalb, weil durch die erforder-
liche Monetarisierung der gesamtwirtschaftliche Erfolg in Geldgrößen kardinal 
messbar ist.  
 
Das gesamtwirtschaftliche Ergebnis stellt sich demnach als die Summe aller 
monetarisierten Vor- und Nachteile einer öffentlichen Maßnahme (z.B. die 
Schließung einer Regionalbahn oder die Umstellung auf Busbetrieb)  für die 
Betroffenen dar. Hierfür sind zunächst alle relevanten Vor- und Nachteile der von 
der Maßnahme Betroffenen zu definieren und anschließend monetär zu 
bewerten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass zwischen den Betroffenen auch 
Wechselwirkungen bestehen oder bestehen können. Es kann dadurch zu gegen-
seitigen Beeinflussungen von Kosten und Nutzen kommen, was wiederum Ver-
stärkungen, Verringerungen oder gegenseitiges Aufheben bewirken kann. Durch 
die Konsequenz zur  Verwendung ausschließlich monetär bewerteter Kosten und 
Nutzen erscheint die Kosten-Nutzen-Analyse wegen ihrer Berechenbarkeit eine 
besonders geeignete  Bewertungsmethode für die Bewertung von derartigen 
Maßnahmen im öffentlichen Interesse zu sein.    
 
In der Praxis hat sich allerdings herausgestellt, dass die Kosten-Nutzen-Analyse  
zwar das methodisch geeignetste Verfahren zur Beurteilung von öffentlichen 
Maßnahmen wie z.B. von Investitionen oder Desinvestitionen in den Schienen-
verkehr darstellt, aber die Quantifizierung und Monetarisierung von Kosten und 
Nutzen oft zu große Schwierigkeiten bereitet, um die praktische Anwendbarkeit in 
der regionalen oder nationalen Verkehrsplanung zu ermöglichen. Gerade im 
Verkehrswesen sind standardisierte Bewertungsmethoden unterschiedlich weit 
entwickelt. Das gilt insbesondere für die Eisenbahn betreffende Infrastruk-
turvorhaben, bei denen die Kosten-Nutzen-Analyse auch auf europäischer Ebene 
bisher nur wenig zur Anwendung gelangt ist.  
 
Von Winkelbauer (1996, S. 47 ff) wurde die praktische Anwendung der Kosten-
Nutzen-Analyse in einigen europäischen Ländern untersucht, wobei er feststellte, 
dass sie, wenn überhaupt angewendet, für Straßeninvestitionsprojekte und für 
die Erstellung von Verkehrswegeplänen herangezogen wurde. In Großbritannien 
wurden Straßenbauprojekte auf Basis einer EDV-gestützten Kosten-Nutzen-
Analyse bewertet und dabei die Auswirkungen von Investitionen auf die Betrof-
fenen (Reisende, Anrainer, Nutzer benachbarter Einrichtungen), Auswirkungen 
auf den Natur- und Kulturgüterschutz und Auswirkungen auf die Regional- und 
Verkehrspolitik berücksichtigt. In Deutschland erfolgt der alle fünf Jahre für Eisen-
bahn, Straße und Binnenschifffahrt erstellte Bundesverkehrswegeplan auf Basis 
einer gesamtwirtschaftlichen Kosten-Nutzen-Analyse. In Österreich wurde die 
Kosten-Nutzen-Analyse nur für einige Straßenprojekte wie für den Packabschnitt 
der Südautobahn, (Dorfwirth, 1971), für den Arlberg Strassentunnel (vgl. Lu-
kesch/Tschurtschenthaler/van der Bellen, 1979)  und für die Phyrnautobahn von 
Schönbäck/Hlava/Winkelbauer (1990) angewendet. Auch Baum  (vgl. Baum/ 
Esser/Höhnscheid 1998, S.129) weist darauf hin, dass die Erfassung des 
physischen Mengengerüsts der Kosten für den Straßenverkehr relativ weit 
entwickelt ist, während für andere Verkehrsträger bisher eher wenige Unter-
suchungen  über  einen  Zusammenhang  von  Verkehrszuständen,  Nutzen  und 
Kosten vorliegen. Nach diesen Autoren  kann die Quantifizierung von Nutzen- 
und Kostengrößen auf Basis von festgestellten Durchschnittswerten erfolgen, die 
dann  in  Beziehung  zu der zu quantifizierenden Verkehrsleistung zu setzen 
sind. Sie kann aber auch durch Verwendung verkehrstechnischer Funktionen 
mittels Regressionsanalyse oder durch Simulationen erfolgen (vgl. Baum/-
Esser/Höhnscheid, 1998, S. 18 ff).  
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Für die konkrete Bewertung der quantifizierten Kosten und Nutzen verweisen die 
gleichen Autoren auf verschiedene Bewertungsansätze (vgl. Baum/Esser/ 
Höhnscheid, 1998, S.23-28), die teils subjektiver, teils objektiver Natur sein 
können. Demnach kann durch empirische Erhebungen die Bewertung aufgrund 
subjektiver Zahlungsbereitschaften der Nachfrager bzw. der Verursacher fest-
gestellt werden. Dabei wird empirisch erhoben, welche Zahlungen ein Nachfrager 
bzw. ein Verursacher bereit ist, für eine bestimmte Handlung zu leisten (willing-
ness to pay) oder welche Zahlungbeträge aufgewendet werden müssen, um 
einen Verursacher von einer schädigenden Handlung abzuhalten (willingness to 
accept).  Objektiv kann nach diesen Autoren die Bewertung aufgrund des Scha-
denskostenansatzes, des Vermeidungskostenansatzes oder aufgrund einer 
Marktdivergenzanalyse erfolgen. Beim Schadenskostenansatz werden die Ko-
sten auf der Basis des festgestellten Ressourcenverbrauchs ermittelt, beim 
Vermeidungskostenansatz die Kosten zur  Vermeidung  oder  zum  Ausgleich  
von   Schäden  herangezogen   und  bei   der   Marktdatendivergenzanalyse  wird 
versucht, die monetäre Bewertung von Schäden, die der Verkehr verursacht, 
aufgrund von Marktreaktionen vorzunehmen. So kann z.B. die Verschlechterung 
der Umweltqualität zu Änderungen des Wohn- und Siedlungsverhaltens der 
betroffenen Bevölkerung führen, die wiederum eine entsprechende Reaktion der 
Immobilienpreise bewirkt. Nach Winkelbauer (1996, S. 70) kann die Bewertung 
von Kosten und Nutzen auch auf der Basis von Schattenpreisen  erfolgen. Dabei 
werden die festgestellten Marktpreise unter dem Gesichtspunkt sonst brach-
liegender Ressourcen entsprechend adaptiert. 
 
Als Nutzen des Verkehrs unterscheiden Baum/Esser/Höhnscheid (1998, S. 101 
ff) zwischen Nutzen, die durch öffentliche, die  Verkehrsinfrastruktur betreffende 
Vorhaben erwirkt werden (z.B. Einsparungen, Wachstumseffekte) und Nutzen, 
die durch Verkehrsleistungen entstehen (z.B. Steigerung der Nachfrage, Netz-
werkeffekte). 
 
Zusammenfassend kann in Bezug auf die Eignung der Kosten-Nutzen-Analyse 
für das gegenständliche Forschungsvorhaben festgestellt werden, dass sie als 
ein methodisch gut geeignetes Verfahren anzusehen ist, dessen zentrales 
Problem allerdings die Quantifizierung und insbesondere die monetäre Bewer-
tung von Kosten und Nutzen ist. Der Vorteil der Anwendung dieses Verfahrens 
für die gegenständliche Arbeit liegt in der Berechenbarkeit, die eine objektive und 
eindeutige Beurteilung ermöglicht. 
 
4.7.2  Eignung zur Anwendung der Kostenwirksamkeitsanalyse 
 
Wie bereits vorher erwähnt, kann die Quantifizierung und Monetarisierung der 
erhobenen Nutzen und Kosten für die Durchführung einer Kosten-Nutzen-Ana-
lyse schwierig oder sogar unmöglich sein. In diesem Fall kann versucht werden, 
eine Bewertung der Alternativen mittels einer nicht weniger schwierigen Kosten-
wirksamkeitsanalyse vorzunehmen. Dabei finden nur die monetär erfassbaren 
Kosten Eingang. Die Bewertung dieser monetär erfassten Effekte erfolgt dann 
auf der Grundlage eines zu entwickelnden Zielsystems als positive oder negative 
Wirksamkeiten der Maßnahme im Hinblick auf die Erreichung der Ziele des 
Zielsystems.  
 
Für eine konkrete und richtige Bewertung von verkehrswirtschaftlichen oder ver-
kehrspolitischen Maßnahmen wäre es allerdings erforderlich, dass ein Ziel-
system vorliegt. Das heißt, dass Ober- und Unterziele aller von der Maßnahme 
Betroffenen definiert und die Wirksamkeiten der Maßnahmen auf die Ziel-
erreichung festgestellt werden müssen. Dies könnte aber wie klar ersichtlich  ist,  
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nur  im  Einvernehmen  mit  den Betroffenen erfolgen. Eine solche Vorgangs-
weise kann im Rahmen der gegenständlichen Arbeit aber  nicht   gewählt  wer-
den, weil  es abgesehen vom enormen Zeitaufwand, der hierfür erforderlich wäre, 
kaum zu erwarten sein wird, dass die Betroffenen klare Ziele zu definieren und zu 
einem Zielsystem zu ordnen in der Lage sein dürften. So müssten etwa die 
betroffenen Gebietskörperschaften einhellige und klare Positionierungen vor-
nehmen, was aufgrund der politischen Gegebenheiten kaum erwartet werden 
kann. Es sei denn, dass die Bewertung als Auftragsarbeit einer übergeordneten 
oder neutralen Institution erfolgen kann.  
 
Eine solche Vorgangsweise wurde im Jahre 1975 von der Österreichischen 
Raumordnungskonferenz (ÖROK) auf Basis einer Bundesbahngesetznovelle 
(vgl. BGBl. 392/1973) gewählt. Das Institut für Transportwirtschaft  der 
Wirtschaftsuniversität Wien (WU) unter o. Univ. Prof.  Faller und das 
interdisziplinäre Institut für Raumordnung der WU (o. Univ. Prof. Stöhr) wurden 
von einem eingesetzten Komitee „Nebenbahnen“ beauftragt, ein Gutachten über 
44 von den ÖBB vorgegebene Nebenbahnen in Österreich zu erstellen (vgl. 
ÖROK, 1980, S. 9) Neben der Analyse der Verkehrsleistungen im Personen- und 
Güterverkehr  aller dieser Nebenbahnen wurde auch die Untersuchung der 
Bedeutung jeder einzelnen Nebenbahn im Vergleich zu den anderen 
Nebenbahnen in Auftrag gegeben. Hierfür wurde von den Gutachtern methodisch 
eine Kombination aus Kostenwirksamkeitsanalyse und Nutzwertanalyse gewählt 
und es wurden monetäre  sowie  nichtmonetäre  Kriterien  integrativ zusammen-
geführt (vgl. ÖROK, 1980, S.17). Bei den monetären Kriterien handelte es sich 
um die auf den Nebenbahnen erbrachten Leistungen. Die dabei erzielten Erlöse 
und festgestellten Kosten wurden entsprechend den statistischen Angaben der 
ÖBB angesetzt. Als nichtmonetäre Kriterien wurden verkehrs- und raumwirt-
schaftliche Angebots- und Nachfrageindikatoren herangezogen sowie regional-
politische Zielsetzungen berücksichtigt, deren Erreichung nutzwertanalytisch 
untersucht wurde. Hierzu Näheres im Folgeabschnitt über die Eignung der 
Nutzwertanalyse.  
 
Eine Gegenüberstellung von Kosten-Nutzen-Analyse und Kostenwirksamkeits-
analyse zeigt, dass es sich bei der Kosten-Nutzen-Analyse durch die Verwen-
dung monetärer Größen um ein eindimensionales Verfahren handelt, bei dem 
zwar die kardinal messbaren Ergebnisse festgestellt und objektiv  gereiht werden 
können, mit dem es aber nicht möglich ist, die Erfüllung raum- und regional-
wirtschaftlicher Zielsetzungen monetär zu bewerten. Die Kostenwirksamkeits-
analyse hingegen stellt einen  multidimensionalen Ansatz dar, der durch Verknü-
pfung eine Vergleichbarkeit des Outputs verschiedener Ausprägungen bestimm-
ter Kriterien und deren Gewichtung in Bezug auf die Erreichung von raum- und 
regionalwirtschaftlichen Zielen ermöglicht. In der Praxis hat sich die Kosten-
wirksamkeitsanalyse allerdings wenig bewährt. Sie wurde zur Nutzwertanalyse 
weiterentwickelt. 
 
Im  Hinblick auf die Eignung der Kostenwirksamkeitsanalyse für das gegenständ- 
liche Forschungsvorhaben, ist festzustellen,  dass sie grundsätzlich einen ge-
samtwirtschaftlichen Ansatz ermöglicht, wobei eine Verknüpfung von monetär 
und nicht monetär zu bewertenden Kriterien erfolgen kann. Allerdings sind 
hierfür, wie bereits zu Beginn dieses Abschnitts erwähnt, die Vorgabe eines 
Zielsystems und die Ermittlung von Zielerfüllungsgraden erforderlich. Das  birgt 
die Gefahr subjektiver Einschätzungen in sich und müsste daher  in  Zusam-
menarbeit mit Experten erfolgen, was im Rahmen dieser Dissertation nicht 
erfolgen kann. Es könnte jedoch in der gegenständlichen Arbeit beispielhaft 
versucht werden, aus anderen vorhandenen Untersuchungen ähnlicher Art ein 
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Zielsystem festzulegen und die positiven und negativen Wirkungen der  alterna-
tiven Maßnahmen im Hinblick auf das Erreichen der im Zielsystem festgelegten 
Ziele entweder subjektiv aufgrund eigener erworbenen Kenntnisse einzuschätzen 
oder wissenschaftlich korrekt aufgrund empirischer Untersuchungen festzu-
stellen. 
 
4.7.3   Eignung zur Anwendung der Nutzwertanalyse 
 
Auch hier ist wie bei der Kostenwirksamkeitsanalyse die Entwicklung eines 
vorhabensspezifischen Zielsystems erforderlich. Dies könnte durch die konkrete 
Vorgabe eines Auftraggebers erfolgen, was aber für die vorliegende Arbeit nicht 
möglich ist. Daher bliebe nur als Vorgangsweise  
• die Entwicklung eines Zielsystems analog zu bestehenden Untersu-
chungen und 
• die empirische Feststellung von positiven und negativen Wirkungen sowie 
deren ebenfalls empirisch gestützte Umformung in Teilnutzwerte als 
Zielerfüllungsgrade vorzunehmen.  
Dadurch könnten die individuellen und/oder gruppenspezifischen Präferenzen 
der Entscheidungsträger, aber auch die der Betroffenen festgelegt werden, um 
der gesamthaft erfolgenden regionalwirtschaftlichen Betrachtungsweise zu genü-
gen.  
 
Bei der im vorigen Abschnitt erwähnten Auftragsarbeit der Österreichischen 
Raumordnungskonferenz zur Bewertung von 44 Nebenbahnen in Österreich 
wurde mittels  eines  Fragebogens  an  die  Landesplanungsstellen der öster-
reichischen Bundesländer ein Zielsystem aus nachstehenden Zielsetzungsfragen 
entwickelt (vgl. ÖROK, 1980, Bd. 22a, S. 165 ff) 
• Erreichung eines günstigen Bevölkerungspotenzials 
• Stabilisierung der Wohnbevölkerung 
• Sicherung der Mindestsiedlungsdichte 
• Sicherung der Erreichbarkeit geeigneter Bildungseinrichtungen 
• Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen 
• Verhinderung der Abwanderung durch Förderung der Pendelwanderung 
• Sicherung der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung 
• Sicherung der bestehenden Gewerbe- und Industrieansiedlungen 
• Förderung von Gewerbe- und Industrieansiedlungen 
• Erschließung von Gebieten für den Fremdenverkehr 
• Sicherung und Ausbau von Erholungsgebieten 
• Ausbau von zentralen Orten 
• Verbesserung der Qualität der mit der Nebenbahn konkurrierenden Ver-
kehrsinfrastruktur 
• Sonstige Entwicklungsziele 
 
Für jede der 44 untersuchten Nebenbahnen waren dann von den Landes-
planungsstellen die Zielsetzungen im Fragebogen  hinsichtlich folgender Kriterien 
zu beurteilen: 
• Zielsetzung vorhanden oder nicht vorhanden 
• Zielsetzung wichtig oder  
• Zielsetzung vorrangig 
 
Weiters wurde der derzeitige Entwicklungstrend für jede der Zielsetzungen 
(Zunahme, keine Veränderung, Abnahme) erfragt und mit der von der 
zuständigen Planungsstelle gewünschten Entwicklungsrichtung verglichen. Zu-
letzt war auch noch die Bedeutung jeder Nebenbahn (geringe Bedeutung, 
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mittlere Bedeutung, große Bedeutung) für die Zielrealisierung zu beurteilen. Bei 
der Auswertung der Fragebogen und ihrer Interpretation wurden auch die 
allgemeinen Zielsetzungen des Bundes wie folgt berücksichtigt (vgl. ÖROK, 
1980, Bd.22a, S.187). 
• Annähernd gleicher Beschäftigungsgrad der wohnhaften Bevölkerung in 
allen politischen Bezirken. 
• Vermeidung einer wesentlichen Zunahme des Anteils der Nichttages-
pendler gegenüber den nicht landwirtschaftlich Berufstätigen. 
• Berücksichtigung maximaler Tagespendlerdistanzen auf der Grundlage 
der Fahrtdauer im Individualverkehr, 
- 60 Minuten in die Bundeshauptstadt 
- 50 Minuten in die Landeshauptstadt 
- 40 Minuten in die Hauptstadt des betreffenden Viertels 
- 30 Minuten in die Bezirkshauptstadt 
            Dabei sollen in den ersten drei Stadttypen so viele Arbeitsplätze   vorhan-   
            den  sein,  dass  im  Standortraum und dem Tagespendlereinzugsbereich    
            in Summe etwa der durchschnittliche  österreichische Beschäftigungsgrad  
            erreicht wird. 
• Wirtschaftliche und demographische Stabilisierung von räumlich isolierten 
Gebieten. 
 
Alle diese Kriterien der Landes- und Bundeszielsetzungen wurden nutzwertana-
lytisch im Hinblick auf Zielerfüllung (Teilnutzwerte) bewertet und die Zielerfül-
lungsgrade gewichtet, um letztlich zu einem Gesamtnutzwert zu gelangen und 
eine Entscheidung treffen zu können. 
 
Resümierend kann festgestellt werden, dass aus der beschriebenen Vorgangs-
weise im Rahmen der ÖROK-Untersuchung  erkennbar ist, dass die Nutzwert-
analyse allein oder in Kombination mit der Kostenwirksamkeitsanalyse ein 
geeignetes Verfahren darstellt, um öffentliche Einrichtungen zu bewerten oder 
alternative Maßnahmen zu beurteilen und in ihrer Bedeutung zu reihen. Daher 
könnte auch die Bewertung der auf den ausgewählten Nebenbahnen erwogenen 
Maßnahmen auf diese oder eine ähnliche Weise erfolgen und einen Alterna-
tivenvergleich ermöglichen. Voraussetzungen hierfür sind jedoch  
• ein entsprechendes Zielsystem aus Ober- und Unterzielen und  
• die Bewertung und Gewichtung der Maßnahmen hinsichtlich der Errei-
chung der Ober- und Unterziele.  
Da aber für die vorliegende Forschungsarbeit kein öffentlich akkordiertes Ziel-
system und keine umfassende Bewertung und Gewichtung der Maßnahmen 
durch die Betroffenen, insbesondere durch die Gebietskörperschaften zu 
erwarten ist, könnte auch hier für die gegenständliche Arbeit das Zielsystem nur 
analog zu bestehenden Untersuchungen beispielhaft entwickelt und die 
Bewertung und Gewichtung anhand empirischer Untersuchungen erfolgen. Das 
soll aber nicht heißen, dass die Entwicklung eines Zielsystems und die 
Bewertung der Ziele durch die Planungsstelle des Landes Niederösterreich nicht 
zumindest versucht werden kann. 
 
4.7.4     Zusammenfassende Beurteilung der alternativen Bewertungs- 
             möglichkeiten 
 
Von  den  im  Abschnitt 4 beschriebenen und im Hinblick auf ihre Eignung unter-
suchten Verfahren wird für die gegenständliche Arbeit zunächst die Anwendung 
der  Kosten-Nutzen-Analyse präferiert. Diese Präferenz ergibt sich aufgrund der 
eindeutigen Berechenbarkeit des Ergebnisses, weil dadurch jede Kritik an 
83 
subjektiven Einschätzungen und Gewichtungen von vornherein ausgeschlossen 
ist. Dadurch kann auch gewährleistet werden, dass keine subjektiven politischen 
Interessen die Ergebnisse von Kostenwirksamkeitsanalyse oder Nutzwert-ana-
lyse relativieren. Die tatsächliche Eignung der Kosten-Nutzen-Analyse zur Fest-
stellung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung von Nebenbahnen im Status-quo 
und hinsichtlich der Bewertung von konkret erwogenen, die Regionalbahnen 
betreffenden Maßnahmen kann definitiv erst nach Untersuchung und Prüfung der 
vorhandenen Datengrundlagen für die als Beispiel dienenden beiden Regional-
bahnstrecken festgestellt werden. Der Untersuchung und Prüfung der vorhande-
nen Datengrundlagen widmet sich der folgende Abschnitt. 
  
 
5.   Beurteilung der Eignung der Kosten-Nutzen-Analyse aufgrund der vor- 
      handenen Daten  
  
Wie bereits abgeleitet wurde, ist die regionalwirtschaftliche Bedeutung einer 
Regionalbahn im Sinne der wohlfahrtstheoretischen Ansätze durch die öffentliche 
Hand, das heißt durch den Bund als Eigentümer der Bahn aus gesamthafter 
Sicht festzustellen. Dies soll aufgrund der damit verbundenen Kosten und Nutzen 
der Betroffenen erfolgen. Betroffene sind jene Subjekte, Unternehmen und 
Institutionen, die ein bestimmtes ökonomisches, soziales oder ökologisches 
Interesse an dieser Regionalbahn  besitzen.  
 
Für die ausgewählten und beispielhaft zu bewertenden Regionalbahnen sind 
unmittelbar vom Status quo und den Auswirkungen von geplanten bzw. 
getroffenen Maßnahmen folgende Gruppen betroffen: 
 
• Die Betreiber der Regionalbahn (vgl. Boos, 1983, S. 20 f).  Das sind 
allgemein jene, die die Regionalbahn als gesonderte oder integrierte 
Eisenbahninfrastruktur- und Eisenbahnverkehrsunternehmen betreiben.  
• Die Benutzer (vgl. Boos, 1983, S. 24 f) der Regionalbahn. Das sind die 
Reisenden in den Zügen und die Unternehmen mit Transportbedarf, die 
die Bahn für Gütertransporte nützen.  
• Die Allgemeinheit  (vgl. Boos,1983, S. 28 ff). Das ist die regionale Be-
völkerung und sind die beteiligten Gebietskörperschaften soweit die 
betreffende Regionalbahn  ihre Interessen mittelbar oder unmittelbar 
berührt. 
 
Mittelbar können weiters die institutionellen Interessenvertretungen der Benutzer, 
also die Vertretungen der Fahrgäste und die Interessensvertretungen der 
Unternehmen mit Transportbedarf betroffen sein. Um die regionalwirtschaftliche 
Bedeutung der zu untersuchenden Nebenbahnen und die Eignung der 
alternativen Bewertungsverfahren für das gegenständliche Forschungsvorhaben 
festzustellen,  müssen  daher die damit verbundenen Vor- und Nachteile für die 
Betroffenen als Nutzen und Kosten erhoben werden.  
 
Die für die  methodische Feststellung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung von   
Nebenbahnen im Wege der Kosten-Nutzen-Analyse erforderlichen und vor-
handenen Datengrundlagen sollen nun anhand der beiden als Beispiel aus-
gewählten Nebenbahnen aus der Sicht des jeweils Betroffenen  einer näheren  
Betrachtung zugeführt werden. Würde es sich bei den ausgewählten Regional-
bahnen um ungeteilte Privatbahnunternehmen handeln, so wären die Daten der 
betreibenden Privatbahngesellschaft aus deren Rechnungswesen heranzu-
ziehen. Da sich jedoch die beiden beispielhaft ausgewählten Regionalbahnen im 
Bewertungsjahr 2008 noch im Eigentum der geteilten Österreichischen Bundes-
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bahnen (ÖBB) befanden, wurden die bei jeder der ÖBB-Gesellschaften 
vorhandenen Datengrundlagen auf ihre Verwendbarkeit und Verfügbarkeit zu 
untersuchen. 
 
5.1    Kosten- und Nutzendaten der ÖBB-Gesellschaften als Betreiber 
 
Die in dieser Arbeit erfolgende Verwendung bahninterner, nicht veröffentlichter 
und aufgrund eigener Recherchen eruierter bzw. für wissenschaftliche Zwecke 
dem Verfasser persönlich zur Verfügung gestellter Daten stellt ein wissen-
schaftliches Problem dar, weil trotz bekannter Quelle keine wissenschaftliche 
Überprüfbarkeit und Beweisbarkeit der Herkunft und Richtigkeit dieser Daten - 
was die Streckenerfolgsrechnungen betrifft - möglich ist. Da die gegenständliche 
Dissertation keine Auftragsarbeit darstellt und diese zur Verfügung stehenden 
Daten nicht für die Öffentlichkeit bestimmt sind, also nicht veröffentlicht werden 
können, kann die Verwendung dieser bahninternen Daten aus wissenschaftlicher 
Sicht nur beispielhaft erfolgen. Damit soll  die Machbarkeit der Anwendung der 
herangezogenen Methoden zur Ermittlung der regionalwirtschaftlichen Bedeu-
tung der Nebenbahnen und zur Alternativenbewertung  aus der Sicht der 
Betreiber festgestellt werden. Die objektive Richtigkeit der Daten kann aber nur 
vom Betreiber, in diesem Fall von den ÖBB-Gesellschaften selbst bzw. von deren 
Eigentümer beurteilt werden. 
 
Die Betreiber der zu bewertenden Regionalbahnen sind  
• die ÖBB-Personenverkehr AG sowie deren als Alternative zur Verfügung 
stehende Tochtergesellschaft Postbus GmbH  für die Erbringung von 
Personenverkehrsleistungen  
• die Rail Cargo Austria AG für den Gütertransport und seit 2009 neu 
• die ÖBB-Infrastruktur AG für die Planung, den Bau, die Instandhaltung 
und die Bereitstellung einer bedarfsgerechten und sicheren Schienen-
infrastruktur sowie deren Betrieb (vgl.BGBl. 95/2009, § 31 (1). 
 
Die Personenverkehrs AG und die Rail Cargo Austria AG bedienen sich dabei 
zur Erbringung der Transportleistungen der früher als ÖBB Traktions GmbH 
bezeichneten  und legistisch neu positionierten ÖBB-Produktions GmbH (vgl. 
BBGl. 95/2009, § 13). 
 
Bei allen diesen ÖBB-Gesellschaften  handelt es sich um nach privatwirtschaft-
lichen Grundsätzen wirtschaftende Kapitalgesellschaften, die sich zu 100%  im 
Staatsbesitz befinden (vgl. BGBl.2003/138). Es gelten daher für diese Gesell-
schaften die Bestimmungen des  Aktiengesetzes (vgl. BGBl. 98/1965 i.d.F. BGBl 
98/2001) bzw. des GmbH-Gesetzes (vgl. BBGl 58/196 i.d.F. BBGl 120/2005).  
 
Der Geschäfts- bzw. Betriebserfolg dieser Betreibergesellschaften ergibt sich aus 
deren Rechnungswesen. Die Rechnungsergebnisse der genannten ÖBB-Betrei-
bergesellschaften werden von der ÖBB-Holding AG zu einem Konzernergebnis 
zusammengefasst. Letzterer obliegt auch die Sicherstellung der Transparenz der 
eingesetzten öffentlichen Mittel (vgl. BGBl. 95/2009, § 4 (2.2).  
 
Was die Ergebnisse der Regionalbahnen betrifft, führt deren permanenter 
Betriebsabgang zu einer finanziellen Dauerbelastung des ÖBB-Konzerns und bei 
entsprechender vertraglicher Regelung (vgl. BGBl. 95/2009, § 42 (3) und § 44) 
letztlich zu aus Steuermitteln finanzierten Zuschüssen des Staates, was 
wiederum Kosten für die Allgemeinheit bedeutet. Boos (1983, S. 22) stellt hier in 
Bezug auf Kosten und Nutzen des regionalen öffentlichen Verkehrs fest: 
      „Wir erhalten einen neuen Outputfaktor aus unserem System, den negativen  
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      Managementerfolg, den wir dank des Finanzierungssystems  auch als Kosten 
      der Allgemeinheit charakterisieren können“  
Gleichzeitig können diese die Allgemeinheit belastenden Kosten  zu Vorteilen für 
die als Nutzer der Regionalbahn in Frage kommende Teile der Bevölkerung 
führen, was in der regionalwirtschaftlichen Gesamtbetrachtung zu berücksich-
tigen ist.  
 
Die für eine Kosten-Nutzen-Analyse heranzuziehenden Vor-  und Nachteile der 
die Regionalbahn betreibenden ÖBB-Gesellschaften müssen aus deren betriebs-
wirtschaftlichen Rechnungsergebnissen abgeleitet werden. Im  Hinblick auf die 
rechtliche Aufgabenstellung aller ÖBB-Gesellschaften entsprechen dabei die 
Kosten- und Nutzen, die in der Kosten-Nutzen-Analyse zur Anwendung kommen,  
grundsätzlich den betriebswirtschaftlichen Aufwändungen und Erträgen. Diese 
Ergebnisse sind zwar in der Gewinn- und Verlustrechnung jeder Gesellschaft für 
das jeweilige Gesamtunternehmen veröffentlicht, erlauben aber keine Erfolgsbe-
trachtung für einzelne Strecken. Der Erfolg von Nebenbahnen muss daher aus 
dem internen Rechnungswesen der ÖBB-Gesellschaften abgeleitet und ermittelt 
werden.  Eine Streckenerfolgsrechnung wie sie für eine Kosten-Nutzen-Analyse 
erforderlich ist, kann nur über die ÖBB-interne Kosten- und Leistungs-rechnung 
erfolgen.  Allerdings ist dies auch nur aufgrund spezieller Zurech-nungsschlüssel 
möglich. Diese bahninterne Zurechnung von Ertrags- und Aufwandsdaten mittels 
bestimmter Schlüssel als Erlöse und Kosten auf einzelne  Strecken wirft 
allerdings zahlreiche Fragen und methodische Probleme auf, deren Ursachen in 
der gegebenen Erfassung und Zurechnung von Verkehrs-leistungen und  
Rechnungsdaten bei den einzelnen ÖBB-Gesellschaften liegen. Die 
Regionalbahnen werden nämlich so wie alle anderen Strecken nicht als eigene 
Kostenstellen im ÖBB-Rechnungswesen geführt, sondern es wird im Zuge der 
Erstellung einer Streckenerfolgsrechnung eine geschlüsselte Zuschei-dung der 
Rechnungsdaten auf die Regionalbahnen vorgenommen. Grundlage sind 
entweder die speziell erfassten oder aufgrund von Stichproben ermittelten 
betrieblichen und kommerziellen Leistungen im Personen- und Güterverkehr. 
Daraus wird für einzelne Strecken, wie zum Beispiel auch  für Nebenbahnen ein 
Streckenerfolg errechnet. 
 
Die solcherart als Streckenerfolg ausgewiesenen Ergebnisse sind aber nach 
Ansicht des Verfassers  nur eingeschränkt geeignet, über die Erhaltungs-
würdigkeit der Leistungen auf Nebenbahnen zu entscheiden, da der so 
errechnete Geschäftserfolg jeder einzelnen  Regionalbahn  nicht auf den 
tatsächlich auf der Regionalbahn angefallenen  Kosten und Erlösen beruht, 
sondern fast zur Gänze auf der top-down Zuscheidung von Vollkosten  und 
zugerechneten Erlösen.  Die Existenz von variablen  und fixen Kosten wird hier 
nicht berücksichtigt. Die Notwendigkeit von deren Berücksichtigung ergibt sich 
aber insbesondere im Zusammenhang mit einer etwaigen Einstellung von  
Nebenbahnen, wie sie immer wieder als Einsparungspotenzial der ÖBB genannt 
wird. Bedingt durch die den Nebenbahnen zugeschiedenen fixen Gemeinkosten, 
die teilweise sogar remanent, also nur mittel- und langfristig abbaubar sind, 
entspricht der aus der Streckenerfolgsrechnung abgeleitete Einsparungserfolg 
nicht der Realität. Vielmehr wäre zu prüfen, welche Kosten bei einer etwaigen 
teilweisen oder gänzlichen Einstellung einer Nebenbahn tatsächlich wegfallen. 
Dies ist aber nur im Wege einer Teilkostenrechnung, das heißt bei einer 
Trennung der Kosten in variable und bereichsfixe Kosten möglich. Für die 
Bewertung der Leistungseinstellung auf Regionalbahnen wäre daher die 
Methode der stufenweisen Deckungsbeitragsrechnung (vgl. Däumler/Grabe, 
2009, S.113 ff; Freidank, 2008, S.300 ff) als Teilkosten- und Entschei-
dungsrechnung geeigneter,  
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„da die auf Vollkosten basierenden Ist-, Normal- und Plankostenrechnungen 
infolge der proportionalen Fixkostenverrechnung nicht in der Lage sind, zur 
Lösung spezifischer (kurzfristiger) Entscheidungsaufgaben im Beschaffungs-, 
Produktions- und Absatzbereich…die entscheidungsrelevanten Kostenddaten 
zu liefern“ (vgl. Freidank, 2008, S.272 ff) 
 
Eine derartige am Deckungsbeitrag orientierte Entscheidungsrechnung wurde im 
Jahr 1991 im Auftrag des damaligen Bundesministeriums für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr von der Forschungsgesellschaft IPE1) für die betriebs-
wirtschaftliche Bewertung von Nebenbahnen mit Leistungsauftrag bis 1991 (vgl. 
Nebenbahnverordnung, BGBl. 102/64) erstellt. Beurteilungskriterium war dabei 
ausschließlich das Erreichen oder die Möglichkeit des Erreichens eines 
Deckungsbeitrages. Auf diese Weise wurden 32 Nebenbahnen für den Perso-
nen- und Güterverkehr bewertet (vgl. BM für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, 
Forschungsarbeiten aus dem Verkehrswesen, Band 32/ 1 u. 2, Wien 1991). Die 
in der gegenständlichen  Arbeit beispielhaft zu bewertenden Nebenbahnen 
Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn und Schwarzenau - Waidhofen an der 
Thaya waren damals aber nicht in der oben genannten Nebenbahnverordnung 
enthalten  und wurden daher damals auch nicht bewertet. 
 
5.1.1 ÖBB-Personenverkehr AG 
 
Nutzendaten  
Im Hinblick auf die Kosten-Nutzen-Analyse als Bewertungsmethode von  Regio-
nalbahnen  sind für den Betreiber Personenverkehr AG als  Nutzen  die Erträge 
anzusehen,  die  durch  den  Verkauf  von angebotenen Leistungen erwirtschaftet  
werden. Dabei  wird  gemäß Gewinn- und  Verlustrechnung in  Erträge  aus  dem 
Personen- und Gepäckverkehr, in Erträge aus gemeinwirtschaftlichen Leistungs- 
aufträgen  des  Bundes  und der Länder und in übrige Erträge unterschieden (vgl. 
- ÖBB-Personenverkehr AG, G-u.V-Rechnung 2007). Sie werden als Nutzen 
berücksichtigt,  soweit  sie für  für die Bewertung der Regionalbahn relevant sind. 
Der betriebwirtschaftliche Nutzen der ÖBB-Personenverkehr AG ergibt sich also 
aus den leistungsbezogenen Erträgen für die Beförderung von Reisenden und 
Reisegepäck bzw. aus gewissen Serviceleistungen (z.B. Platzreservierung). Die 
Erträge aus dem Personen- und Gepäckverkehr stellen jene Verkaufserlöse dar, 
die von den Bahnreisenden für den Kauf von Tickets bezahlt werden. Die Käufer 
der Tickets erwerben damit die Berechtigung nach den gültigen Tarifbe-
stimmungen eine oder mehrere Bahnfahrten über bestimmte Distanzen des Nah- 
und  Fernverkehrs in verschiedenen Komfortklassen auf Haupt- und/oder 
Nebenbahnen zu unternehmen. Diese Erträge können daher auch von Fahrten 
stammen, die sowohl auf einer Nebenbahn als auch auf einer Hauptbahn über 
unterschiedliche Reiseweiten  stattfanden. Die Einnahmen aus dem Ticketver-
kauf betreffen in diesem Fall sowohl die benützte Nebenbahn als auch die 
anderen, außerhalb der Nebenbahn liegenden Bahnstrecken. Es handelt sich 
nämlich beim Eisenbahnverkehr im Gegensatz zur Luftfahrt um ein offenes 
Verkehrssystem. Während in der Luftfahrt die Tickets pro Flug und Relation 
verkauft werden und eine direkte Zurechnung der erzielten Verkaufserlöse auf 
Fluzeuge und Relationen erfolgen kann, wird im offenen Bahnverkehrssystem 
nicht nach benützten Zügen und nur teilweise nach bestimmten Relationen 
unterschieden. Ein großer Teil der Tickets sind auch sogenannte Zeitkarten, die 
für bestimmte Strecken des Nah- und Fernverkehrs - egal in welchen Zügen - für 
 
1) IPE:  Integrierte Planung und Entwicklung regionaler Transport- und   Versorgungs-  
    systeme GmbH, Wien 
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einen bestimmten Zeitraum unabhängig von der Benützungshäufigkeit  Gültigkeit 
besitzen. Daneben gibt es auch Fahrkarten von Verkehrsverbünden, die für Zug-  
oder Busfahrten und für bestimmte  Zonen gelten, wodurch weder Strecke noch 
benützter Zug bekannt sind. Ein Fahrkartenverkauf für einzelne Züge erfolgt also  
grundsätzlich nicht, so dass keine direkte auf einzelne Züge und bestimmte 
Bahnstrecken bezogene  Erfassung und Zuscheidung der Verkaufserlöse mög-
lich ist. Eine solche Zuscheidung wird aber von der ÖBB-Personenverkehr AG 
nach einem bestimmten Verfahren vorgenommen, um den Erfolg bzw. den Wert 
einzelner Strecken ermitteln zu können. Dieses Verfahren wird von den ÖBB als 
„Zugbezogene Erlöszuscheidung“ bezeichnet und ist bahnintern entsprechend 
dokumentiert. Die Dokumentation wurde dem Verfasser für die gegenständliche  
Arbeit zur Verfügung gestellt und kurzgefasst wie folgt erläutert:   
 
Die zugbezogene Erlöszuscheidung erfolgt zunächst auf der Grundlage von 
Stichproben- und Querschnittszählungen der Reisenden in Zügen. Dies wird als 
modulares Fahrgasterfassungssystem (MOFAS) bezeichnet.  Die Zählungen 
erfolgen in allen Bahnhöfen und  in allen Zügen der einzelnen  Strecken einmal 
im Jahr an einem als repräsentativ ermittelten Stichtag. Dabei werden in jeder 
Station jeweils die Ein - und Aussteiger gezählt. Das Ergebnis ergibt das Reisen-
denprofil einer Strecke. und stellt in Verbindung mit den durch Zugbegleiter 
(Schaffner) an allen Verkehrstagen in allen Zügen vorgenommenen Querschnitts-
zählungen die Grundlage für die zugbezogene Erlöszuscheidung dar. Aufgrund 
der MOFAS-Erhebung werden auch die geleisteten Personenkilometer (Anzahl 
der Personen x Entfernung) ermittelt. Hierfür wird die Zahl der zwischen zwei 
Stationen im Zug befindlichen Reisenden mit der Länge der Wegstrecke 
zwischen den beiden Stationen multipliziert. Dies wird für jeden Zuglauf des 
repräsentativen Erhebungstages vorgenommen und ergibt für die Zugstrecke 
summiert die Verkehrsleistung ausgedrückt in Personenkilometer jeder Strecke.  
 
Diese zug- und streckenbezogenen Personenkilometerwerte werden  auf die 
einzelnen Bundesländer (Regionalmanagements der Personenverkehr AG) ver-
teilt. Unter Verwendung bestimmter Zurechnungsschlüsseln erfolgt dann die 
Aufteilung der verschiedenen Ertragskategorien. Dabei wird sichergestellt, dass 
Verkaufserlöse aus spezifischen Leistungen der Regionalmanagements nur 
diesen zugeschieden werden. Bei den Ertragskategorien werden sowohl die an 
den Fahrkartenschaltern, an den Automaten, im Zug oder auf sonstige Weise  
verbuchten Einnahmen als auch die Erträge aus gemeinwirtschaftlichen 
Leistungen, die vom Bund und den Ländern bezahlt werden,  den Regionalma-
nagements der Personenverkehr AG zugeschieden und auf  Strecken und Züge 
verteilt. Die Erträge aus gemeinwirtschaftlichen Leistungen im Auftrag des 
Bundes resultieren aus den Abgeltungen für soziale Tarifermäßigungen (z.B. für 
Senioren) und aus dem Fahrpreisersatz für Schüler- und Lehrlingsfreifahrten. Die 
Erträge aus sonstigen gemeinwirtschaftlichen Leistungen beruhen auf so ge-
nannten Verkehrsdiensteverträgen, die zwischen den ÖBB und Gebietskörper-
schaften abgeschlossen wurden. So bezahlt beispielsweise das Land Nieder-
österreich für den Bahnbetrieb auf den als Nebenbahnen bezeichneten 
Regionalbahnen einen ausverhandelten pauschalen Jahresbetrag, der dann von 
der ÖBB Personenverkehr AG im Rahmen des zuvor beschriebenen Verfahrens 
ebenfalls auf die einzelnen Regionalbahnen zugeschlüsselt wird. Wieweit die mit 
01.01. 2011 erfolgte Übertragung bestimmter Nebenbahnen ins Eigentum des 
Landes Niederösterreich zu Änderungen führt, kann derzeit nicht mit Sicherheit 
beurteilt werden. Daher müssen hierfür bei der konkreten Bewertung der 





Als Kosten im Sinne der Kosten- und Nutzen Analyse einer Regionalbahn wird in 
der vorliegenden Arbeit jener monetär bewertete sachzielbezogene Wertverzehr 
einer Rechnungsperiode verstanden (vgl. Freidank, 2008, S. 4 ff), der  durch die 
Produktion, Erbringung, Vertrieb und Verrechnung der auf der Regionalbahn 
erbrachten Verkehrsleistungen erfolgt ist. Die Definition umfasst daher auch alle 
Kosten, die aus nicht verkauften Leistungen erwachsen sind. Die Kosten-
ermittlung der ÖBB-Personenverkehr AG geht dabei von den buchhalterischen 
Aufwändungen - wie sie dann in Summe in der  Gewinn- und Verlustrechnung 
der Personenverkehr AG  veröffentlicht sind - aus und leitet auf der Basis von 
Leistungskennzahlen die betriebswirtschaftlichen Kosten ab. Ausgangsbasis der 
Kostenermittlung sind somit die Aufwendungen für Eigenleistungen (Material- 
und Energieverbrauch, Personalaufwand, Abschreibungen) und die Aufwändun-
gen für bezogene Leistungen. Letztere betreffen im Wesentlichen den Aufwand 
für Traktionsleistungen, also das Verrechnungsentgelt für die von der ÖBB-
Produktions  GmbH.  zur Verfügung gestellten Lokomotiven und Triebfahrzeug-
führer. Sie betreffen aber auch den Aufwand für andere vertraglich zur Verfügung 
gestellte oder von anderen Gesellschaften gegen Entgelt erbrachte Leistungen, 
wie etwa für die Wartung und Reparatur von Fahrzeugen durch die „ÖBB-
Technische Services GmbH“.  
 
Alle diese Aufwandspositionen betreffen  das  Gesamtunternehmen  ÖBB-Perso-          
nenverkehr AG. Sie resultieren im Rahmen der gegebenen Strukturen aus 
Verkehrsleistungen im Fernverkehr sowie im Regional- und Nahverkehr unab-
hängig davon ob diese Leistungen auf Haupt- und/oder Nebenbahnen erbracht 
werden.  Diese Aufwendungen werden in Verrechnungsstellen buchhalterisch 
erfasst und nach den erforderlichen sachlichen und zeitlichen Abgrenzungen zur 
Kosten- und Leistungsrechnung umgestaltet und als Kosten für die Leistungs-
einheit Personenkilometer ausgewiesen. Es handelt sich dabei also um eine 
Kostenträgerrechnung (vgl.Macha, 2007,Kap.4, S.121ff) mittels der „…die Selbst-
kosten und die Herstellkosten pro betrieblicher Erzeugniseinheit“ (Freidank, 
2008,S.155 ff) ermittelt werden. Ein zentrales Problem ergibt sich dabei, dass nur 
ein geringer Teil dieser der Leistungseinheit Personenkilometer zugerechneten 
Vollkosten direkte Kosten  sind. Ein nicht unbeträchtlicher  Teil der Kosten  
besteht  aus Gemeinkosten  verschiedener Unternehmensbereiche, die an der 
Leistungserstellung beteiligt sind und der Leistungseinheit zugeschlüsselt 
werden.  Dabei handelt es sich auch um Fixkosten und was die Infrastruktur 
betrifft auch um remanente Kosten. 
 
Für eine Streckenerfolgsrechnung werden sowohl die Erträge (Erlöse) als auch 
die Vollkosten den zu bewertenden Strecken auf der Basis von Kennzahlen und 
Verteilungsschlüsseln zugeschieden. Die von der ÖBB-Personenverkehr AG 
vorgenommene Streckenerfolgsrechnung für „Nebenbahnen“ wird  somit 
• aufgrund von  Stichprobenerhebungen und Hochrechnungen über die  
Anzahl der Reisenden, deren Reiseweite und die daraus ermittelte 
Personenkilometerleistung 
• aufgrund durchschnittlicher gesamtösterreichischer Verkaufserlöse pro 
Personenkilometerleistung bezogen auf die für die Nebenbahn ermittelte 
Personenkilometerleistung und 
• aufgrund durchschnittlicher Vollkosten pro Personenkilometerleistung 





Eine solche Streckenerfolgsrechnung wurde für die beiden gegenständlichen 
Regionalbahnstrecken seitens der ÖBB-Personenverkehr AG  für verschiedene 
Jahre vorgenommen. Dabei handelt es sich um nicht veröffentlichte Daten, die 
dem Verfasser für das vorliegende Forschungsvorhaben zur Verfügung stehen. 
Die Streckenerfolgsrechnung hat dabei einerseits den Zweck, Verbesserungs-
potenziale aufzuzeigen und anderseits als Kalkulationsgrundlage zu dienen, um 
im Verhandlungsweg eine Verlustabgeltung bei den entsprechenden Gebiets-
körperschaften zu erreichen. Sie ist aber nur eingeschränkt  geeignet, über Erhalt 
oder Weiter-bestehen von  Leistungen auf Nebenbahnen zu entscheiden, weil, - 
wie bereits erwähnt - der so errechnete Geschäftserfolg jeder einzelnen  
Regionalbahn  nicht auf den tatsächlich auf der Regionalbahn angefallenen  
Kosten und Erlösen beruht.  Die Zuscheidung von Vollkosten im Wege der 
Leistungszurechnung auf Strecken lässt die Existenz von fixen Gemeinkosten 
und remanenten Kosten unberücksichtigt und auch die Zuscheidung der Erträge 
(Erlöse) berücksichtigt nicht die Gegebenheit gemeinsamer Erträge (z.B.: 
Abgeltung für gemeinwirt-schaftliche Leistungen, Einnahmen aufgrund von 
Verkehrsdienstverträgen), die zumindest mittelfristig auch bei Verkehrsein-
stellung weiter bestehen können. Aus diesem Grund wäre sowohl was die 
Erträge wie auch die Kosten betrifft, eine Entscheidungsrechnung erforderlich, 
die eine differenzierte Beurteilung der Erlössituation und der Kosten aufgrund 
variabler  und fixer Kosten   ermöglicht.   
 
Aufgrund dessen wird in der gegenständlichen Arbeit bei der Bewertung des 
Status-quo und der erwogenen Maßnahmen nicht der von der ÖBB-Personen-
verkehr AG  ausgewiesene Gesamterfolg der Strecke herangezogen, sondern 
nur der aufgrund eigener Annahmen und Berechnungen ermittelte Deckungs-
beitrag. Er ergibt  sich aus der Differenz zwischen den der Regionalbahn 
zugerechneten Erträgen und jenen variablen und direkten Kosten, die nur 
aufgrund der erbrachten Verkehrsleistung angefallen sind und bei Wegfall der 
Leistungen nicht anfallen würden.  
 
5.1.2   ÖBB-Rail Cargo Austria AG 
 
Nutzendaten  
Auch für die Rail Cargo Austria AG der ÖBB   leitet sich  der entstandene Nutzen 
aus den auf einer Regionalbahn durchgeführten Güterverkehrsleistungen und 
aus den erzielten und ausgewiesenen Erträgen ab. Der Nutzen kann dabei aus  
• den Umsatzerlösen (Frachteinnahmen) aus dem Güterverkehr 
• den Erträgen aus gemeinwirtschaftlichen Leistungsaufträgen und 
• übrigen  leistungsrelevanten Erträgen  
bestehen. 
 
Die Summe aller Erträge wird in der G.u.V-Rechnung veröffentlicht. Allerdings ist 
dabei zu beachten, dass die dort ausgewiesenen Umsatzerlöse für den 
Güterverkehr den Gesamtverkehr betreffen. Es handelt sich dabei  sowohl um 
Erlöse aus dem Inlandgüterverkehr als auch um solche aus dem Import-,  Export- 
und Transittransportgeschäft. Da in der G.u.V-Rechnung keine Trennung nach 
diesen Verkehrsarten und nach Strecken erfolgt, wird in der vorliegenden Arbeit 
aufgrund eigener Recherchen nur von den auf den Bahnhöfen der Regionalbahn 
im Versand und im Empfang erzielten Frachteinnahmen als Nutzenkriterium 
ausgegangen. Diese Daten wurden dem Verfasser von  der Rail Cargo Austria 
AG für die gegenständliche Arbeit zur Verfügung gestellt.  Leistungs- und 
Erlösdaten aus dem Transitverkehr bleiben somit unberücksichtigt. Andere  
Erträge  wie  der  Verkauf  von Anlagevermögen oder die Auflösung von Rück-
stellungen bleiben für die gegenständliche Bewertung unberücksichtigt.  
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Kostendaten 
Die  Kosten,  die  aus  der  Sicht  des  Betreibers entstanden und in der G.u.V- 
Rechnung als Aufwendungen für Material, bezogene Leistungen,  Personal und 
für Abschreibungen sowie als sonstiger betrieblicher Aufwand in Summe 
ausgewiesen sind, können allerdings  für die gegenständliche Arbeit nicht 
herangezogen  werden, denn  diese  Kostenpositionen  betreffen  alle Transporte 
und nicht nur  die von und nach Bahnhöfen der Regionalbahn. Die Kosten für die 
Regionalbahn müssen daher aus Gesamtkosten und mit Hilfe von Leistungs-
schlüsseln als Kosten der Leistungseinheit Tonnenkilometer speziell ermittelt 
werden. Bei der Zuscheidung der Kosten auf bestimmte Strecken ist aber zu 
berücksichtigen, dass diese Transporte von der Regionalbahn ins nationale 
österreichische Bahnnetz  oder  in den Export gehen oder Güterimporte betref-
fen, die aus dem Ausland nach Bahnhöfen der Regionalbahn erfolgen. Die 
Transportleistungen auf der Regionalbahn sind dabei Teil der nationalen und 
internationalen  Gesamtleistung (vgl. Kummer/Schramm, Wien, 2004, S. 63 ff).   
 
Rail Cargo Austria geht dabei davon aus, dass die Transporte von und nach der 
Regionalbahn zur Gänze verloren gingen,  würde  die Regionalbahnstrecke nicht 
(mehr) zur Verfügung stehen. Bei einer allfälligen Streckeneinstellung wäre mit 
einem totalen Verlust der Erträge, also dem Wegfall des Gesamtnutzens zu 
rechnen und auch die variablen Kosten würden zur Gänze entfallen.  
 
Aus diesen Gründen wurde und wird von der Rail Cargo Austria  AG  keine  
regionalbahnspezifische  Streckenerfolgsrechnung  erstellt. Allerdings ist es 
aufgrund der vorhandenen Daten möglich, den durch die Transporte im Status 
quo erwirtschafteten Deckungsbeitrag als Differenz zwischen den Erträgen und 
den variablen Kosten (vgl. Baum, 2003, S. 103 ff)  zu ermitteln und auf dieser 
Basis eine Bewertung vorzunehmen. 
 
5.1.3  ÖBB-Infrastruktur AG 
 
Die Aufgabenstellung der Infrastruktur AG ist gesetzlich definiert (vgl. BGBl 
95/2009, § 31). Die ÖBB-Infrastruktur AG hat auf dieser Grundlage  eine bedarfs-
gerechte und sichere Schieneninfrastruktur zu planen, bereitzustellen, zu 
betreiben und instandzuhalten.  
 
Im Gegensatz  zur Personenverkehr AG und zu Rail Cargo Austria AG verfügt 
die Infrastruktur AG  durch  die Erfassung  von Einnahmen  und Ausgaben in 
ihren Streckenkostenstellen  über eine Streckenerfolgsrechnung. Auch bei dieser 
ÖBB-Gesellschaft können und werden die Kosten und Nutzenpositionen in 
Bezug auf die Regionalbahnstrecken aus den Aufwändungen und Erträgen 
abgeleitet. Sie wurden dem Verfasser für die beiden zu bewertenden Strecken 




Gemäß diesen Streckenerfolgsrechnungen sind für die gegenständlichen Regio-
nalbahnen im Rahmen der aktienrechtlich definierten Aufgabenstellung  als 
Nutzen jene Erträge anzusehen, die aus Zahlungen von Eisenbahnverkehrs-
unternehmen  für die Benützung der Infrastruktur der Regionalbahnen stammen 
und als Infrastrukturbenützungsentgelt (vgl. Catharin/ Gürtlich, 2007, S.126 ff) 
eingehoben werden. Diese Erträge liegen für die beiden beispielhaft zu 
untersuchenden Strecken in einer Streckenerfolgsrechnung vor. Allerdings erfolgt 
dabei keine Trennung  nach den Eisenbahnverkehrsunternehmen Personenver-
kehr und RailCargo Austria. Hierfür muss auf das Rechnungswerk der Personen-
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verkehr AG und der Rail Cargo Austria AG zurückgegriffen werden.  Ob Erlöse, 
die sich aus  Bestandsveränderungen  und  aktivierten  Eigenleistungen  erge-
ben,  ebenfalls   als Nutzenwerte angesehen werden können,  bedarf jeweils 
einer näheren Betrachtung. 
  
Kostendaten     
Als Kosten sind für die ÖBB-Infrastruktur AG die ebenfalls in der Streckener-
folgsrechnung ausgewiesenen Beträge heranzuziehen, die einerseits als Auf-
wand für die Abwicklung der Zug- und Verschubfahrten und sonstiger strecken-
bezogener Leistungen anfallen, wobei Verschubkosten auch als Verrech-
nungskosten gegenüber der ÖBB-Produktions GmbH anfallen können (vgl. BGBl 
95/2009, §14). Darüber hinaus gehören auch die Aufwändungen für Abschrei-
bungen, für die Erhaltung und Instandsetzungen des Fahrwegs der gegenständ-
lichen Regionalbahnstrecken sowie der Aufwand für die Energieversorgung, für 
die Signal- und Systemtechnik sowie für die Telekommunikation zur Kostenseite 
der Streckenerfolgsrechnung. 
 
5.1.4  Zusammenfassende Beurteilung der Bahndaten zur   Anwendbarkeit 
          der Kosten-Nutzen-Analyse 
 
Zusammenfassend kann für die Beurteilung der Regionalbahn aus der Sicht der 
drei betreibenden ÖBB-Gesellschaften festgestellt werden, dass die notwendigen 
Voraussetzungen für die  Anwendung der Kosten-Nutzen-Analyse grundsätzlich 
gegeben sind. Da aber diese die Regionalbahn betreffenden Daten - unabhängig 
von ihrer Richtigkeit - großteils aus bahninternen Quellen stammen oder durch 
eigene Recherchen ermittelt wurden, ist diesbezüglich - wie bereits erwähnt - 
kein veröffentlichter Quellenbeweis  möglich bzw. gestattet. Da keine offizielle 
Bestätigung über die Richtigkeit und Überprüfbarkeit der Daten vorliegt, können 
die heranziehbaren Nutzen und Kosten der Betreiber für die vorliegende regio-
nalwirtschaftliche Bewertung nur den Zweck erfüllen, die  rechnerische und 
datenmäßige Machbarkeit der Bewertung mittels Kosten-Nutzen-Analyse zu 
beweisen. Die verwendeten, teilweise inoffiziellen Daten  können jedoch keinen 
Anspruch auf die betriebswirtschaftliche Richtigkeit des Ergebnisses erheben. 
Dies wäre nur als Auftragsarbeit der ÖBB mit offiziell zur Verfügung gestellten 
betriebswirtschaftlichen Daten möglich. 
 
5.2     Kosten und Nutzendaten der Benutzer der Regionalbahn 
 
Im Hinblick auf die Feststellung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung von 
Nebenbahnen können die Kosten und Nutzen der derzeitigen und potenziellen 
Bahnbenutzer auf den beiden  ausgewählten  Regionalbahnen  sowie die Verän-
derungen von Kosten und Nutzen aufgrund der von den ÖBB-Gesellschaften 
erwogenen Maßnahmen teilweise aus den informell zur Verfügung gestellten 
Rechnungsergebnissen der Personenverkehr AG (Einnahmen aus dem Ticket-
verkauf) und der Rail Cargo Austria AG (Frachteinnahmen) abgeleitet werden. 
Andere Kosten und Nutzen können - wie im Folgenden ausgeführt - nur auf Basis 
empirischer Untersuchungen festgestellt werden.  
 
Auch hier gilt wie oben in Bezug auf die Daten der ÖBB die Feststellung, dass 
erst bei Zurverfügungstellung offizieller betriebswirtschaftlicher  Daten Anspruch 
auf die Richtigkeit der Bewertungsergebnisse erhoben werden kann. Es kann 





5.2.1   Benutzer  der Regionalbahn im Personenverkehr  
Im Personenverkehr sind für die Bewertung jene Kosten und Nutzen 
heranzuziehen, die die Bahnreisenden betreffen, welche die Verkehrsleistungen 
auf den Regionalbahnen in Anspruch nehmen. Die Bahnreisenden können dabei 
in Schüler, die zwischen ihrem Wohnort und Ortschaften mit bestimmten 
Bildungseinrichtungen reisen, in Reisende von und zur Arbeit (Pendler und 
Geschäftsreisende) sowie in Freizeitreisende unterschieden werden. 
 
Die Kosten der Regionalbahnbenutzer sind dabei die Kosten,  
• die ihnen direkt aus dem Kauf der Bahntickets sowie 
• indirekt aus der Reisezeit erwachsen, in der sie alternativ entweder 
Freizeit konsumieren oder Produktivleistungen (vgl. Winkelbauer, 1996, 
S. 86) erbringen könnten  
• oder es sind sonstige Kosten, die in Form der Unterschiede zu anderen 
Verkehrsmitteln erwachsen können (z.B.: Kosten geringerer Sicherheit). 
 
Als Nutzen der Bahnreisenden sind  
• allfällige Kostenvorteile im Vergleich zu anderen Verkehrsmitteln zum 
Ansatz zu bringen,  
• die Vorteile der Bahn heranzuziehen, die es Menschen beim 
Fehlen anderer Mobilitätsmöglichkeiten gestatten, außerhalb ihres Wohn-
orts Arbeitseinkommen zu erzielen sowie 
• die Ersparnis von Fahrtkosten für die Eltern für mit der Bahn kostenlos 
reisende Schüler anzusetzen,  
• aber auch alternative Vorteile im Vergleich zu anderen Verkehrsmitteln 
(z.B.: Nutzen höherer Sicherheit) einzubeziehen. 
 
Auch m Personenverkehr liegen für die Beurteilung der  Kosten- und Nutzen der 
Regionalbahnbenutzer nur inoffizielle Daten vor. Daher gilt auch hier das Gleiche 
wie bereits früher ausgeführt.  
 
Für die Ermittlung der Kosten der Regionalbahnbenutzer kann im Bereich  ÖBB-
Personenverkehr von den durch eigene Recherchen inoffiziell vorliegenden 
Einnahmen aus  Ticketverkäufen und den Einnahmen aus Abgeltungen des 
Bundes für Subventionstarife  sowie  von den Erträgen aus  Abgeltungen für 
Verbundtarife und aus Fahrpreisersätzen  für  die  Schüler- und Lehrlingsfrei-
fahrten ausgegangen werden. Diese Daten entsprechen aber nur den reinen 
Fahrtkosten der Reisenden, was die Bahnfahrt betrifft. Sie enthalten nicht die 
Kosten über die gesamte Reisezeit, die Kosten der Erreichung der Verkehrsmittel 
Bahn oder Bus sowie die Zeitdauer  von  der  Ausstiegsstelle  zum  Zielpunkt. Es 
muss daher durch Befragungen zusätzlich empirisch festgestellt werden, welche 
Reisezeiten mit der Regionalbahn insgesamt anfallen und akzeptiert werden. Auf 
der Basis der in Anspruch genommenen Verkehrsleistungen auf  den beiden 
Regionalbahnen, das heißt aufgrund der statistisch erfassten Zahl der Reisenden 
und auf der Grundlage der empirischen Erhebungen kann versucht werden, eine 
Quantifizierung der in Summe angefallenen Reisezeiten vorzunehmen. Die 
geldmäßige Bewertung dieser zur Raumüberwindung notwendigen Reisezeiten 
könnte anhand ausgewählter Untersuchungen über Zeitkosten (vgl. Winkelbauer, 
1996, S. 86, Tab. 4.1) erfolgen. In diesen Untersuchungen wird aus der Sicht der 
Bahnbenutzer zumeist die entgangene Freizeit herangezogen, denn die 
Reisezeit kann aus gesamtwirtschaftlicher Sicht  auch als Teil der potenziellen 
Arbeitszeit angesehen werden. Sie kann wiederum auf der Basis der Kosten 
einer alternativen Zeitverwendung nach dem Opportunitätskostenprinzip 
monetarisiert werden (vgl. Winkelbauer, 1996, S. 86 ff). Winkelbauer verweist 
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hier z.B. auf in europäischen Staaten ermittelte Zeitkosten für den Geschäftsver-
kehr und den Pendler- und Freizeitverkehr.     
 
Auch andere aus der Sicht der Bahnbenutzer möglicherweise relevante Kosten 
und Nutzen (z.B.: Kosten und Nutzen aus Qualitätsunterschieden, Kosten und 
Nutzen der Sicherheit) müssen empirisch festgestellt werden, um deren Quantifi-
zierung zu ermöglichen. Für eine Monetarisierung könnte dann  auf erfolgte 
Untersuchungen ähnlicher Art zugegriffen werden. So dokumentiert wiederum 
Winkelbauer (1996, S. 92, Tabelle 4.2) in europäischen Staaten ermittelte Unfall-
folgekosten, die entweder als direkte Kosten von Unfällen aufgrund der Aufwän-
dungen bei unfallbedingten Sachschäden (Haftpflicht, Selbstbehalt) oder auf der 
Basis eines Humankapitalansatzes, bei dem die Schadensfeststellung auf Basis 
der Auswirkungen auf das Bruttonationalprodukt (BNP) erfolgt, für die Bewertung 
verwendet werden. Allerdings betreffen diese Untersuchungen fast ausschließlich 
den Straßenverkehr (vgl. Forschungsgesellschaft für Straßen und Verkehrswe-
sen, 1996, S. 16). Daher muss im Zuge der konkreten Bewertung entschieden 
werden, ob und wieweit diese Untersuchungen auch für  den Personenverkehr 
auf der Schiene herangezogen werden können. 
 
Was den Nutzen der Benutzer der Regionalbahn betrifft, so ist davon auszu-
gehen, dass die Existenz des Bahnangebots vor allem Ein- und Auspendler so-
wie Schüler und Freizeit-Reisende betrifft. Für Ein- und Auspendler wird durch 
die  Regionalbahn die  Erreichung  von Arbeitsplätzen gewährleistet und dadurch  
die Möglichkeit geschaffen, Einkommen zu erzielen. Die Quantifizierung dieses 
Nutzens muss aus Frequenzzählungen und Befragungen in den Zügen abgeleitet 
werden. Für die geldmäßige Bewertung könnten z.B. das durchschnittliche 
Einkommen der in der Region Beschäftigten oder Daten  über die  regionale    
Kaufkraft, soweit sie verfügar sind, herangezogen  werden. Einerseits  kann  ver-
sucht werden, die Daten  aus statistischen Informationen über die betroffenen 
Gemeinden zu  erhalten   oder  aus  speziellen   Erhebungen   bestimmter  
Institute zu erfahren. So bietet beispielsweise  in Österreich die Regio Data 
Research GmbH (www.regio-data.at)  Kaufkraftdaten bis auf Gemeindeebene 
herab zum Kauf an. Dem Verfasser wurden diese Kaufkraftdaten für die 
betroffenen Gemeinden in den Untersuchungsräumen für wissenschaftliche 
Zwecke und gegen Quellennennung zur Verfügung gestellt. 
 
Die Zahl der mit der Regionalbahn reisenden Schüler kann statistisch quantifiziert 
werden. Der Nutzen aus der Sicht der Schüler bzw. ihrer Eltern ist primär die 
Freifahrt und damit ein sozialer Zugang zu Bildungseinrichtungen für alle ohne 
Unterschied nach Herkunft und Einkommen. Die Bewertung dieses Vorteils kann 
auf Basis der Tarifkostenersparnis erfolgen. Weitere Vorteile, wie Qualität, 
Sicherheit, wenn sie entsprechend der Inanspruchnahme quantifiziert werden 
können, müssten allerdings aufgrund empirischer  Erhebungen   bewertet  wer-
den.  Auch  die Mobilitätssicherung als Nutzen für die quantitativ erfassten Frei-
zeitreisenden kann nur durch empirische Erhebungen versucht werden, monetär 
zu bewerten. 
 
5.2.2 Regionalbahnbenützer im Güterverkehr 
 
Aus Benutzersicht betreffen die Kosten des  Güterverkehrs auf der Regionalbahn 
die  Transportkosten der Unternehmen, die die Bahn benützen. Diese Trans-
portkosten setzen sich aus den Fracht- und Nebengebühren der verladenden 
Wirtschaft an die Rail Cargo Austria AG, aus etwaigen Zubringerkosten zum 
Versandbahnhof bzw. etwaigen Zustellkosten im Empfangsbahnhof bzw. aus 
Umladekosten zusammen. Während die Frachtkosten, die für  die Bahn-
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transporte  im Versand und im Empfang anfallen, unter den gleichen Bedin-
gungen - wie schon vorher erwähnt - aus den zur Verfügung gestellten Unter-
lagen  der  ÖBB  ermittelt  werden  können, müssen Zubringer- und Zustellkosten  
gesondert erfasst werden. Dies kann nur aufgrund von Befragungen der trans-
portierenden Firmen erfolgen. Entscheidend ist dabei im Falle der Einstellung 
einer Nebenbahn die Frage, ob sich dadurch die Transportkosten erhöhen oder 
nicht, denn vor allem dadurch können die Auswirkungen auf Unternehmens-
standorte und auf die Regionalentwicklung beurteilt werden. Dabei wird auch 
festzustellen sein, wieweit eine allfällige Erhöhung der Streckenbelastbarkeit zu 
günstigeren Transportkosten pro Tonne bzw. Tonnenkilometer und dadurch zu 
einem Mehraufkommen auf der Schiene führen könnte.   
 
Der Nutzen, der sich für die transportierenden Unternehmen ergibt, erfordert 
auch eine Antwort auf die Frage, ob diese Unternehmen ihre Existenz und ihren 
geschäftlichen Erfolg der Regionalbahn verdanken oder ob der gleiche Erfolg 
nicht auch nur durch Transporte auf der Strasse erzielbar (gewesen) wäre.  Ein 
weiterer Kosten/Nutzenfaktor kann für die verladenden Unternehmen auch durch 
Vergleich der Transportkosten und der Transportdauer auf der Schiene und auf 
der Strasse festgestellt werden.  
 
5.2.3 Zusammenfassende Beurteilung der Benutzerdaten 
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Kosten und Nutzendaten, 
die sich aus der Sicht der Benutzer ergeben und für eine Kosten-Nutzen-Analyse 
herangezogen werden müssen, aufgrund eigener Recherchen inoffiziell vorhan-
den sind und demonstrativ verwendet werden können. Wie bereits vorher 
erwähnt, kann auch hier mangels eines öffentlich nachzuvollziehenden Quellen-
beweises  kein wissenschaftlicher Anspruch auf Richtigkeit des Bewertungser-
gebnisses erhoben werden. Die für die Beweisführung der Machbarkeit vorhan-
denen  inoffiziellen Daten bedürfen allerdings in manchen Fällen der Ergänzung  
durch  Daten, die auf der Basis empirischer Befragungsmethoden erhoben 
werden müssen. Es kann aber davon ausgegangen werden, dass aufgrund der 
inoffiziell vorhandenen Daten die Kosten-Nutzen-Analyse über die Benutzer der 
Regionalbahnen vorgenommen werden kann. 
 
5.3      Kosten und Nutzendaten der Allgemeinheit  
 
Die Allgemeinheit, für die die betreffende Regionalbahn mehr oder weniger große 
Bedeutung besitzt und die von den Maßnahmen betroffen ist, welche von den 
Eigentümern oder Betreibern der Regionalbahn erwogen oder gesetzt werden, 
besteht  
• aus der regionalen Bevölkerung, die im Einzugsbereich der Regionalbah-
nen angesiedelt ist und 
• aus den betroffenen Gebietskörperschaften als politische und admi-
nistrative Institutionen 
 
Die regionale Bevölkerung zählt deshalb zur Allgemeinheit, weil sie als 
potenzielle Bahnkunden in Frage kommt oder sich in einer direkten oder 
indirekten regionalwirtschaftlichen Beziehung zur Regionalbahn befindet. Das 
heißt, dass von der Existenz einer Regionalbahn und den darauf gebotenen 
Verkehrsleistungen Arbeitsplätze in der Region direkt oder indirekt betroffen sein 
können. Als Teil dieser betroffenen Bevölkerung sind auch die Arbeitskräfte der 
auf der Regionalbahn tätigen Bahngesellschaften anzusehen, wenn sie von 
Verkehrseinstellungen oder Verkehrsverlagerungen betroffen sind. Die Kosten 
und Nutzen der betroffenen Bevölkerung (z.B. anteilige Steuerkosten für 
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Erhaltung, Erneuerung und Betrieb der Regionalbahnen oder positive Auswir-
kungen auf Sozialprodukt und Kaufkraft) sind zu definieren, zu quantifizieren und 
entsprechend monetär zu bewerten. Auch Umwegrentabilitäten, wie zum Beispiel 
die Ansiedlung von Gastronomiebetrieben sowie Touristik- und Fremdenver-
kehrseinrichtungen, die durch eine Regionalbahn vorhanden sind, müssen gege-
benenfalls  in die Bewertung einfließen.  
 
Die Vor- und Nachteile, die sich aus der Existenz der Regionalbahn ergeben und 
durch die erwogene Umstellung auf Busbetrieb entstehen, könnten unter 
anderem in der Reisezeit, in der Erreichbarkeit der Verkehrsmittel und in der 
Erreichbarkeit des Zielpunkts, in den Fahrtkosten, in der Sicherheit und im 
Komfort liegen. Sie könnten aber auch externe Kosten (vgl. Abay, 1984, S 84 ff) 
wie z.B. Unfallfolgekosten und Kosten für Lärm- und Schadstoffemissionen (vgl. 
INFRAS, 1995) betreffen. Soweit vorhanden, kann hier auch auf vorhandene 
Untersuchungen, vor allem aus dem Bereich des Straßenverkehrs, zugegriffen 
und versucht werden, die Ergebnisse dieser Untersuchungen analog zu 
verwenden. Im Hinblick auf die Bewertung von Unfallfolgekosten sei zum Beispiel 
auf eine Untersuchung für das österreichische Gesamtverkehrskonzept hinge-
wiesen, bei der die Bereitschaft ermittelt wurde, für Sicherheit zu bezahlen (vgl. 
Faller/Metelka, 1986). Eine vergleichende Darstellung jüngerer Untersuchungen 
zur Ermittlung von Unfallfolgekosten findet sich in den Arbeiten der Forschungs-
gesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (vgl. Baum/Esser/Höhnscheid, 
1998, S. 62/63 Tab. 10). Von der gleichen Gesellschaft wurden auch die Folge-
kosten von Verkehrslärm erhoben und vergleichend dargestellt (vgl. 
Baum/Esser/Höhnscheid, 1998, S.70, Tabelle11). Soweit hier nicht auf kardinal 
vor-handene Nutzen- und Kostendaten zugegriffen werden kann, müssen die 
Vor- und Nachteile sowohl für die Bewertung des Status-quo als auch für die 
Beurteilung der erwogenen Maßnahmen empirisch im Wege von quantitativen 
Erhebungen und qualitativen Befragungen erhoben werden. Dadurch kann aber 
die Monetarisierung, wie sie für  die Kosten-Nutzen-Analyse erforderlich ist, 
erschwert oder unmöglich werden. 
 
Auswirkungen etwaiger Verstärkungs- oder Verlagerungsmaßnahmen im Güter-
verkehr einer Regionalbahn könnten in Form von komplementären Kosten wie 
Lärmkosten, Kosten der Luftverschmutzung und Kosten der Schadstoffemis-
sionen festgestellt werden. Hier sei z.B. auf Schulz (1995) verwiesen, der die 
Emissionen aufgrund  einer Untersuchung  der  Zahlungsbereitschaft  für bes-
sere Luft bewertete. Baum/Esser/ Höhnscheid (1998, S. 76, Tab.14) vergleichen  
in einer ebenfalls heranziehbaren Analyse jüngere Arbeiten zur Bewertung der 
Luftverschmutzung. Auf dieser Basis  und aufgrund von  Transportkundenbefra-
gungen sollte eine Quantifizierung und monetäre Bewertung erfolgen können. In 
Bezug auf die Planung und Durchführung derartiger empirischer primär- und 
sekundärstatistischer Erhebungen sei hier auf den Abschnitt 6 dieser Arbeit 
verwiesen.  
 
Einen weiteren Teil der Allgemeinheit stellen die Gebietskörperschaften dar. Hier 
sind  vor  allem die  an  der  Regionalbahn  liegenden Gemeinden betroffen. Aber 
auch das betreffende Bundesland und seine wirtschafts-, sozial-, verkehrs- und 
umweltpolitischen  Zielsetzungen  sowie allfällige Kosten aus Verkehrsdienste-
verträgen sind  hier  zu berücksichtigen. Die Feststellung der Existenz solcher 
Ziele und die Ermittlung der Bedeutung der Regionalbahn für das Erreichen 
dieser Ziele sowie allfällige Zahlungen für die Regionalbahn können nur auf der 
Basis  vorhandener  Unterlagen  der  betroffenen  Gebietskörperschaften und 
aufgrund von qualitativen Interviews mit maßgebenden Vertretern dieser 
Gebietskörperschaften erfolgen. Dies gilt in gleicher Weise für die Gebiets-
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körperschaft Bund, soweit hier entsprechend definierte Entwicklungsziele 
bestehen. Für alle diese Gebietskörperschaften sind für die Kosten-Nutzen-
Analyse als Kosten allfällige Ausgleichszahlungen für Schüler- und Lehrlings-
freifahrt sowie für Sozialtarife, anteilige Zahlungen zur Verlustabdeckung oder zur 
Finanzierung und Zahlungen für die Umwelt schützende Maßnahmen und für die 
Verkehrsicherheit getätigte Zahlungen heranziehbar.  
 
Als Nutzen können die durch die Existenz der Regionalbahn gegebene     
• Mobilitätssicherung für Auszubildende, autolose und alte Menschen, 
• die allfälligen Ersparnisse an  Kosten für eine alternative Straßeninfra-
struktur 
• allfällige Umweltvorteile im Vergleich zu anderen Verkehrsträgern, 
• etwaige Ersparnisse aus Unfallfolgekosten und 
• Vorteile aus Beschäftigungseffekten und Standortvorteilen 
angesehen werden. 
 
Die auf der Basis vorhandener statistischer und empirisch erhobener Daten, wie 
sie in den Abschnitten 7 und 8 zur Quantifizierung und Monetarisierung der 
Kosten und Nutzen der Allgemeinheit konkret verwendet werden sollen, werden 
zusammenfassend den Ausschlag geben, ob die Kosten-Nutzen-Analyse  ge-
eignet ist, um für die Beantwortung  der Forschungsfrage aus der Sicht aller 
Betroffenen herangezogen zu werden oder ob im Falle ihrer Nichtdurchführ-
barkeit auf die beschriebenen  Methoden der Kostenwirksamkeits- oder der Nutz-
wertanalyse zugegriffen werden muss. 
 
 
6  Methoden der statistischen und empirischen Datenerhebung 
 
In diesem Abschnitt geht es darum, Erhebungsmethoden zu beschreiben und 
kritisch auf ihre Eignung für die vorliegende Aufgabenstellung zu beurteilen. 
Grundlage hierfür sind die empirischen Sozialforschungsmethoden, die sowohl 
statistische Verfahren als auch quantitative und qualitative empirische Erhe-
bungen umfassen. Dabei wird insbesondere die Planung quantitativer und quali-
tativer empirischer Untersuchungen eine schwierige aber notwendige Aufgabe 
sein. Diese Untersuchungen können einerseits zur Bestimmung des Mengen-
gerüsts, anderseits zur Erhebung und Gewichtung von Bewertungen erforderlich 
werden. Insbesondere geht es dabei einerseits um die repräsentative Befragung 
der derzeitigen Bahnreisenden und der Güterverkehrskunden sowie auch der 
potenziellen Kunden im Personen- und Güterverkehr der Regionalbahnen, die in 
der Form quantitativer Erhebungen durchgeführt werden müssen. Anderseits 
geht es aber auch um die Planung und Durchführung qualitativer Unter-
suchungen, die als Interviews mit den Interessenvertretern der Kunden im Per-
sonen- und Güterverkehr sowie mit den maßgebenden Repräsentanten der 
Einfluss nehmenden administrativen und politischen Institutionen vorzunehmen 
sein werden.  
 
Bei  den Interessentengruppen einer Regionalbahn handelt es sich um Perso-
nen, Personengruppen, Organisationen und Institutionen, über die im Zusam-
menhang mit der Bewertung der beiden für die Dissertation ausgewählten 
Regionalbahnen durch empirische Untersuchungen Erkenntnisse in Bezug auf 
die auf den beiden ausgewählten Regionalbahnen erwogenen bzw. getroffenen 
Maßnahmen gewonnen werden sollen. Es handelt sich daher um eine die 
Population beschreibende Untersuchung und nicht um eine Hypothesen 
erkundende oder prüfende Untersuchung (vgl. Bortz, 1984, S. 26 ff). 
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6.1    Bewertungsrelevante statistische Erhebungsmethoden 
 
Wie schon festgestellt wurde, ist im Zusammenhang mit der Beantwortung der 
Forschungsfrage auch die regionale Situation zu analysieren und unter anderem 
mit der Entwicklung der Regionalbahn zu vergleichen. Hierfür kann einerseits auf 
statistische Daten zugegriffen werden, die zur Verfügung gestellt wurden bzw. 
aus früheren Untersuchungen stammen. Anderseits liefert die Statistik Austria 
eine Reihe von Daten über die Entwicklung der betroffenen Bezirkshaupt-
mannschaften und deren Gemeinden. Auf der Basis der vorliegenden Daten 
können zum einen Hochrechnungen mittels Trendextrapolation vorgenommen, 
zum anderen vermutete Zusammenhänge und deren Güte untersucht werden. 
So werden zum Beispiel zur Abschätzung des Marktpotentials im Personen-
verkehr die statistischen Daten über die regionale Bevölkerungsentwicklung (vgl. 
Statistik Austria, POPREG 2006) sowie über die Pendlerströme von, nach und 
zwischen Gemeinden heranzuziehen sein. Im Güterverkehr hingegen liefern die 
Dateien der Statistik Austria nur ein globales Bild über die Produktions-
entwicklung nach wenigen Gütergruppen und keine detaillierte Informationen 
über die regionale Entwicklung. So gibt es für die zu untersuchenden Regionen 
keine Daten, die etwa eine Input-Output-Analyse  (vgl. Maier/Tödtling, 2006, S. 
41 ff) ermöglichen würden, obwohl dies wünschenswert wäre. Hier muss zur 
Abschätzung des Marktpotenzials versucht werden,  im  Wege  von Firmenbefra-
gungen brauchbare Informationen über die Warenausgangs- und Warenein-
gangsentwicklung zu erhalten. Alle diese Entwicklungen aus der Vergangenheit 
können je nach Repräsentativität der erhobenen Daten mit einer feststellbaren 
Wahrscheinlichkeit für künftige Zeitpunkte prognostiziert werden und ermöglichen 
dadurch  Aussagen über die potenzielle Marktentwicklung. Mittels Regressions- 
und Korrelationsanalyse  (vgl.Diekman, 1995, S. 555 ff) kann auch erhoben 
werden, ob und mit welcher Signifikanz wahrscheinliche Aussagen über even-
tuelle Zusammenhänge zwischen einzelnen Entwicklungen gemacht werden 
können.  So könnte beispielsweise untersucht werden, wieweit die Bevölkerungs-
entwicklung der Gemeinden des Untersuchungsraums mit der Zahl der auf der 
Regionalbahn beförderten Personen korreliert. Derartige statistische Auswer-
tungen sind auch für die Analyse der im Folgenden beschriebenen empirischen 
Erhebungsmethoden denkbar.  
 
6.2    Bewertungsrelevante empirische Erhebungsmethoden 
 
Im  Wesentlichen  wird  der Gegenstand der empirischen Erhebungen neben rein 
sekundärstatistischen Analysen die Erforschung der Einstellungen und  Ein-
schätzungen   der  Betreiber,  Benutzer und  der Allgemeinheit hinsichtlich der 
Regionalbahn und in Bezug auf die erwogenen Maßnahmen sein. Die Bewertung 
aus der Sicht der ÖBB-Gesellschaften als Betreiber kann aufgrund der 
beschriebenen Gesetzeslage nur eine betriebswirtschaftliche sein. Ergänzend 
dazu kann es jedoch zweckmäßig sein, bei Entscheidungsträgern der ÖBB-
Gesellschaften auch  gezielte Erhebungen vorzunehmen   und  dabei  Methoden  
und Techniken der  qualitativen empirischen Sozialforschung anzuwenden. Dies 
deshalb, weil die Methoden der quantitativen empirischen Sozialforschung unter 
Umständen nicht ausreichen könnten, um eine möglichst umfassende Bewertung 
bestimmter Kosten- und Nutzenkriterien vorzunehmen, was allerdings erst im 
Verlaufe der konkreten Forschungsarbeit festgestellt werden kann. Insbesondere 
könnte dies für die Bewertung von Vorteilen- und Nachteilen der erwogenen bzw. 
getroffenen Maßnahmen durch Repräsentanten der Allgemeinheit gelten, wie es 
im Personenverkehr durch die Arbeiterkammer und im Güterverkehr durch die 
Wirtschaftskammer gegeben ist.  
 
98 
Qualitative Interviews könnten auch bei den  maßgebenden Vertretern des Bun-
des als Eigentümer der gegenständlichen Regionalbahnen, bei den Experten des 
Landes Niederösterreich für Raum- und Verkehrsplanung geeignet sein und für 
die umfassende regionalwirtschaftliche Bewertung zur Anwendung gelangen. 
Dies gilt auch für die Interessensvertreter der Allgemeinheit, wie Arbeiter- und 
Wirtschaftskammer. Solche Erhebungen sollen grundsätzlich mittels Leitfaden-
interviews vorgenommen werden und sich an den  Gesprächsregeln der struktu-
rierten offenen Interviewtechnik orientieren. Besonderer Wert ist dabei auf die 
Verständnisposition der Interviewten zu legen und diese bei der Interpretation der 
Antworten entsprechend zu berücksichtigen (vgl. Diekmann, 1995, S. 443 ff). 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass bei den empirischen Erhebungsmetho-
den für die vorliegende  Forschungsarbeit  eine selektive Anwendung sowohl 
quantitativer als auch qualitativer Methoden erforderlich scheint.  
 
Art der
Erhebung Regio- Bund Land
PV GV PV GV PV GV Bevölkg
quantitativ    x    x    x     x
qualitativ    x   x   x          x      x     x
           Allgemeinheit
WK,Gmdn)
BenützerBetreiber
ÖBB-Agen Ist.Kdn Soll-Kdn Kdn-Repr.(AK
   
 
Tabelle 1:  PV: Personenverkehr, GV: Güterverkehr, Kdn-Repr: Kundenrepräsentanten,  
AK: Arbeiterkammer, WK: Wirtschaftskammer, Gmdn: Gemeinden 
 
6.2.1   Quantitative empirische Methoden 
 
Unter quantitativen Erhebungsmethoden wird in den Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften allgemein  die empirische Beobachtung von bestimmten Merk-
malen in  einem  Kategoriensystem auf breiter Basis verstanden, wobei die 
Forschungsfrage und ihre Unterfragen den Ausgangspunkt bilden.  Im Hinblick 
auf die Beantwortung der definierten Forschungsfrage, wie die regionalwirt-
schaftliche Bedeutung von Nebenbahnen im Einklang mit Raumordnungs-
kriterien und Kriterien der Gesamtwirtschaftlichkeit ermittelt werden kann und ob 
die erwogenen Maßnahmen zu einer Verbesserung der regionalwirtschaftlichen 
Situation führen, ist empirisch zu erheben, welche Einstellung die relevanten 
Interessentengruppen des Untersuchungsraums (Benutzer, Allgemeinheit) zu 
den Vorteilen und Nachteilen der Regionalbahn und zu den  für die zu 
bewertende  Regionalbahn erwogenen Maßnahmen besitzen. Dabei sollen alle 
Vorteile, die sich für die Zielgruppen bzw. für die Zielpersonen ergeben, als 
Nutzenmerkmale  und alle Nachteile als Kostenmerkmale quantitativ erhoben 
und in der Folge monetär bewertet werden.  
 
Als Vorteile des Leistungsangebots auf den Regionalbahnen können z.B. im 
Personenverkehr Sicherheit, Witterungsunabhängigkeit, Umweltfreundlichkeit, 
Preisgünstigkeit, Komfort, Sauberkeit, Unabhängigkeit vom Auto etc. angesehen 
werden. Als Nachteile könnten im Personenverkehr schlechte Erreichbarkeit, zu 
geringe Zugdichte, lange Reisezeiten, Wartezeiten und Verspätungen empfun-
den werden. Die Frage dabei ist nur, ob diese Eigenschaften für eine Kosten-
Nutzen-Analyse quantifizier- und monetarisierbar sind oder nur über das Ziel-
system einer Nutzwertanalyse berücksichtigt werden können. Im Güterverkehr 
könnten Massenleistungsfähigkeit, Sicherheit, Umweltfreundlichkeit, Preisgün-
stigkeit, Kundenberatung, logistische Transportüberwachung etc. als Vorteile 
angesehen werden. Nachteile im Güterverkehr der Regionalbahn könnten 
längere Beförderungsdauer, höhere Frachtgebühren, geringere  Flexibilität,  
schienengebundener  Transport etc. sein. Auch hier stellt sich wie im Personen-
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verkehr die Frage nach quantitativer und monetärer Bemessung der Vor- und 
Nachteile des Bahntransports. 
 
Diese Merkmale (variable Eigenschaften) und ihre Ausprägungen müssen nach 
Diekman (2005, S. 410) 
• exakt definiert, einfach verständlich und präzise sein, 
• sich gegenseitig ausschließen,  
• disjunkt, das heißt nicht überlappend und  
• erschöpfend sein (alle Beantwortungsmöglichkeiten enthalten). 
 
Die empirischen Erhebungen zur Bewertung des Personenverkehrs sollen für die 
gegenständliche Arbeit in Form von Befragungen durchgeführt werden. Zur 
Untersuchung der Einstellung der Ist-Kunden im Personenverkehr, also der 
derzeitigen  Bahnreisenden,  werden persönlich in Bahnhöfen der ausgewählten 
Regionalbahnstrecken und in den Zügen an verschiedenen Tagen Befragungen 
einer so ausreichenden Zahl von  Reisenden durchgeführt, dass mit einer 
gewissen Repräsentativität induktiv auf die Meinung aller Reisenden auf diesen 
beiden Strecken geschlossen werden kann. 
 
Die Untersuchung der Einstellungen der regionalen Bevölkerung soll vor Ort 
durch Passantenbefragungen in den größeren Orten, durch Briefumfragen oder 
in Form von Telefoninterviews erfolgen, wobei  ein ausreichender Grad an  Re-
präsentativität   in Bezug auf die Grundgesamtheit des untersuchungsrelevanten 
Gebiets zu beachten sein wird. 
 
Als Erhebungsinstrument sind für diese Untersuchungen zielgruppenspezifische, 
jedoch standardisierte  Fragebögen vorgesehen, wobei die Befragungen als ein-
malige Querschnittserhebung nach dem Zufallsprinzip erfolgen sollen. Das Aus-
maß der Repräsentativität der erhobenen Daten wird stark von den dem 
Verfasser der vorliegenden Arbeit zur Verfügung stehenden Möglichkeiten  ab-
hängen. Es wird jedoch angestrebt,  eine annähernd repräsentative Zahl von 
Befragungen (Stichprobenumang mindestens 100 Personen jeweils in den 
Städten Zwettl und Waidhofen an der Thaya) vorzunehmen. Dadurch ist z.B. bei 
einer Meinungsverteilung in der Stichprobe von 50 zu 50, das heißt 50% wären 
für die Umstellung auf Busbetrieb und 50% dagegen,  mit 95% Wahrschein-
lichkeit in Bezug auf die Gesamtbevölkerung (Grundgesamtheit) zur erwarten, 
dass der tatsächliche Anteil jeder Gruppe zwischen 40,2% und 59,8% liegt (vgl. 
Diekmann, 2005, S. 349 ff). Bei einer höher gewünschten Sicherheit, müsste bei 
allfälligen künftigen Erhebungen durch die Betreiber oder durch die Gebiets-
körperschaften die Anzahl der Befragungen in entsprechend höherem Umfang 
durchgeführt werden.  
 
In Bezug auf die hierfür zu konzipierenden Fragebögen sind ausschließlich 
geschlossene Fragen vorgesehen, die sowohl Itembatterien mit zu skalierenden 
Variablen als auch nur einfache Indikatoren mit zwei und mehr Variablen 
umfassen können. Wenn in der Folge die Kosten-Nutzen-Analyse und/oder die 
Nutzwertanalyse als Bewertungsmethode herangezogen werden muss, so 
werden sich, wie schon erwähnt, die Fragen mit gegebenen Variablen sowie die 
Vorgabe von zu skalierenden Itembatterien an den zu definierenden Kosten- und 
Nutzenkategorien orientieren müssen.  
 
6.2.2  Qualitative Erhebungsmethoden 
 
Wie ebenfalls aus der Tabelle  auf Seite 97 ersichtlich ist, werden im Rahmen der 
gegenständlichen Arbeit auch qualitative empirische Forschungsmethoden zu 
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Anwendung gelangen, wenn sie zur wissenschaftlich umfassenden Beantwor-
tung der Forschungsfrage erforderlich sind.  Dies deshalb, weil die Methoden der 
quantitativen empirischen Sozialforschung unter Umständen nicht ausreichen, 
um eine möglichst objektive Bewertung bestimmter Kosten- und Nutzenkriterien 
vorzunehmen, was allerdings erst im Verlaufe der konkreten Forschungsarbeit 
und bei der endgültigen Entscheidung zwischen den Methoden der Kosten-
Nutzen-Analyse und der Nutzwertanalyse festgestellt werden kann. Insbesondere 
könnte dies für die Bewertung von Vorteilen- und Nachteilen der von den ÖBB-
Gesellschaften erwogenen Maßnahmen durch Repräsentanten der Allgemeinheit 
gelten, wie es im Personenverkehr durch die Arbeiterkammer und im Güter-
verkehr durch die Wirtschaftskammer gegeben ist. Hier erscheint die Anwendung 
qualitativer empirischer Methoden geeignet zu sein, um zu umfassenden  Ergeb-
nissen zu gelangen.  
 
Qualitative Interviews könnten auch 
• bei den  maßgebenden Vertretern des Bundes als Eigentümer der Regio-
nalbahnen,  
• bei den Experten des Landes Niederösterreich für Raum- und Verkehrs-
planung 
• und bei den Bürgermeistern der betroffenen Gemeinden  
für die Bewertung der Alternativen geeigneter sein als Befragungen mittels 
standardisiertem Fragebogen. Diese qualitativen Erhebungen, deren Erforder-
nisse sich allerdings erst im Verlaufe der konkreten Forschungsarbeit ergeben 
werden, sollen in Form von Leitfadeninterviews vorgenommen werden. Die 
durchzuführenden qualitativen Interviews werden auf Basis eines noch zu 
erstellenden Leitfadens erfolgen und sich an den  Gesprächsregeln der struktu-
rierten offenen Interviewtechnik orientieren. Es ist möglich, dass die Anwendung 
dieser qualitativen empirischen Untersuchungsmethode Schwierigkeiten bei der 
Auswahl der richtigen Interviewpersonen und in Bezug auf die valide Inter-
pretation der Bewertungsaussagen bereiten könnte.  Es muss auch damit ge-
rechnet werden, dass entweder keine Interviews gewährt werden oder dass sich 
die maßgebenden Zielpersonen durch weniger  kompetente Mitarbeiter vertreten 
lassen. Auch die  bewusste   Zurückhaltung von Informationen aufgrund von 
Misstrauen oder Angst vor Datenweitergabe an die Konkurrenz und natürlich 
auch politisch begründete Auskunftsverweigerung liegen im Bereich der mög-
lichen Schwierigkeiten, die im Rahmen der qualitativen Erhebungen zu überwin-
den sein werden. 
 
 
7.    Determinanten  für die Entwicklung  der ausgewählten Nebenbahnen 
 
Jede im öffentlichen Eigentum stehende Regionalbahn, wie es in Österreich bei 
den Nebenbahnen der Fall ist, stellt, was die Infrastruktur betrifft, eine öffentliche 
Einrichtung dar. In Bezug auf die darauf erbrachten Verkehrsleistungen handelt 
es sich im Personenverkehr um ein unvollkommenes öffentliches Gut [vgl.S.59 
ff], weil die Voraussetzungen der Nichtausschließbarkeit und der Nichtrivalität nur 
teilweise gegeben sind. Beim Güterverkehr  auf einer Regionalbahn verfolgt der 
öffentliche Eigentümer hingegen primär betriebswirtschaftliche Ziele und nur 
entsprechend seiner Verkehrs- und Umweltpolitik sekundär auch  öffentliche 
Ziele. Aus der Sicht des Bundes als öffentlicher Eigentümer der Regionalbahnen 
ergibt sich somit die regionalwirtschaftliche Bedeutung  einer Nebenbahn aus 
deren Kosten und Nutzen für den Staat in seiner Gesamtheit und wohl-
fahrtstheoretisch aus der durch die Existenz einer  Nebenbahn induzierten 
Wohlfahrt für die in Frage kommende Bevölkerung, für die Wirtschaftssubjekte im 
Bereich dieser Nebenbahn und für die Allgemeinheit. Für die Bewertung der 
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erwogenen Maßnahmen stellt sich darüber hinaus die Frage, ob die beab-
sichtigten Maßnahmen zu einer Wohlfahrtsteigerung in Summe aller Betroffenen 
führen. Die Bewertung hat dabei durch Gegenüberstellung des Effekts der 
Maßnahmen im Vergleich zum Status-quo zu erfolgen. 
 
Für die Ermittlung des kosten- und nutzenanalytischen Status quo einer Regio-
nalbahn sind alle ökonomischen, sozialen sowie ökologischen Kosten und 
Nutzen heranzuziehen, die den Betreibern, den zuständigen Gebietskörperschaf-
ten, der betroffenen Bevölkerung  und der regionalen Wirtschaft durch die 
Existenz und den Betrieb einer Regionalbahn erwachsen. Um diese Kosten und 
Nutzen zu erheben, zu quantifizieren  und zu bewerten, ist  daher zunächst für 
jede Regionalbahn der Untersuchungsraum zu bestimmen, die dort gegebenen 
ökonomischen, sozialen und ökologischen Gegebenheiten und deren Deter-
minanten  zu untersuchen, um dann nach entsprechender Definition der Kosten- 
und Nutzenarten deren Bewertung durchzuführen.   
 
7.1 Verkehrsgeographische  Determinanten 
           
Der Untersuchungsraum beider Nebenbahnen wird sowohl für den Personen- wie 
auch für den Güterverkehr durch die potenzielle Erreichbarkeit der Bahnhöfe und 
Haltestellen und durch die Kosten bestimmt, welche das Erreichen der Bahn 
verursacht. Im Personenverkehr heißt das, dass der für die gegenständliche 
Arbeit signifikante Einzugsbereich jedes Bahnhofs bzw. jeder Haltestelle jener ist, 
der innerhalb einer vom potenziellen Reisenden akzeptierten Entfernung liegt, 
die er bereit ist, zu Fuß, mit dem Fahrrad, mit dem Bus  oder mit dem Auto 
innerhalb eines gewissen Zeitraums zurückzulegen, um eine Bahnfahrt zu 
unternehmen. Aus einer  aktuellen (2008), jedoch nicht veröffentlichten  Unter-
suchung  der ÖBB-Personenverkehrs AG bei der in Niederösterreich 4002 
Reisende in Zügen befragt wurden, geht hervor, welcher Zeitaufwand für das 
Erreichen des Bahnhofs bzw. der Haltestelle in Kauf genommen wurde (vgl. 
S.101,Tabelle 2). Aus der gleichen Untersuchung ist zu entnehmen, welche 
Entfernung in Niederösterreich bei der Anreise zum Bahnhof (zur Haltestelle) 
zurückgelegt wurde (vgl. S.101, Tabelle 3). Ebenso geht aus der Untersuchung 
hervor, welches Verkehrsmittel die Bahnreisenden für die  Anreise zum Bahnhof 
(zur Haltestelle) benützt haben (vgl. S.101, Tabelle 4) 
 
Aufgrund der für ganz Niederösterreich repräsentativen Untersuchung wird nun 
angenommen, dass die Ergebnisse grundsätzlich auch für die beiden zu bewer-
tenden niederösterreichischen Regionalbahnen Gültigkeit besitzen und für die 
Bestimmung des Untersuchungsraums herangezogen werden können.  Aller-
dings ist davon auszugehen, dass auf den beiden Regionalbahnstrecken nur ein 
sehr geringer Teil der Bahnreisenden mit einem öffentlichen Verkehrsmittel an-
reist. Im Zuge der vorgesehenen empirischen Erhebungen bei Bahnreisenden 
auf den beiden Regionalbahnen soll die Richtigkeit der Annahme über die 
Erreichbarkeitskriterien geprüft werden.  
 
Bei der Bestimmung des Untersuchungsraums sind auch die Streckenlänge und 
die derzeitige Fahrzeit der Züge zu berücksichtigen. Sie betragen zwischen 
Schwarzenau und Waidhofen an  der  Thaya  10 km  Länge  und 13 Minuten  
Fahrzeit. Zwischen Schwarzenau und Zwettl liegen die Werte bei 21,5 km bzw. 
22,7km (Zwettl Stadt) und 26 Minuten  bzw. 30  Minuten  (Zwettl Stadt).  Daher  
kann davon ausgegangen werden, dass Autofahrer nur dann zu einem Bahnhof 
oder einer Haltestelle der Regionalbahn zufahren, wenn die Fahrzeit mit dem 
Auto zum Bahnhof  deutlich kürzer ist als die anschließende Fahrzeit mit dem 
Zug.  Andernfalls  ist  davon  auszugehen, dass mit dem Auto entweder direkt ge- 
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Abschätzung der benötigten Zeit für die Anreise zum Bahnhof 
(in % der Bahnreisenden) 
bis 10 Min. 11-20 Min. 21-25 Min. 26-30 Min. 31-60 Min. Über 60 Min. 
Keine 
Angabe 
         
43,6% 21,1% 6,5% 5,0% 5,3% 1,7% 16,9% 
 
Tabelle 2: Kundenbefragung ÖBB-PV AG: Zeitaufwand für die Anreise zum Bahnhof 
 
 
Abschätzung der zurückgelegten Entfernung bei der Anreise zum Bahnhof 
(in % der Befragten) 
bis 0,5 km 0,5-1 km 1-2 km 2-5 km 5-10 km Über 10 km 
Keine 
Angabe 
         
13% 10,8% 14,1% 16,1% 12,9% 16,6% 16,5% 
 
Tabelle 3: Kundenbefragung ÖBB-PV AG: Zurückgelegte Entfernung zum Bahnhof 
 
Benütztes Verkehrsmittel für die Anreise zum Bahnhof 
(in % der Reisenden) 
Zu 
Fuß mit Fahrrad mit Auto mit Auto öffentliche Taxi 
    selbstfahrend mitfahrend Verkehrsmittel   
        
27% 6,1% 22,3% 12,9% 20,1% 1,1% 
  
Tabelle 4: Kundenbefragung ÖBB-PV AG: Verkehrsmittel Anreise zum Bahnhof  
 
fahren wird (zB. von Waidhofen an der Thaya direkt nach Schwarzenau oder 
Zwettl) oder zu Bahnhöfen  einer  anderen Strecke (z.B. von Waidhofen/ Thaya 
nach Göpfritz zur Franz-Josefs-Bahn Richtung Wien oder nach Vitis Richtung 
Gmünd NÖ). Daher kann  angenommen werden, dass im Untersuchungsraum 
das Erreichen der Regionalbahn vor allem zu Fuß oder mit dem Fahrrad über 
eine Distanz von bis zu maximal zwei Kilometern erfolgt.  
 
Im Güterverkehr muss für den Transport von Wagenladungen davon ausge-
gangen werden, dass der Untersuchungsraum durch die Lage des Standorts 
potenzieller Unternehmen zur Regionalbahn bestimmt wird. Das heißt der Unter-
suchungsraum wird durch den Standort jener Betriebe definiert, der direkt an der 
Bahn oder in einer Entfernung von ihr liegt, die die Be- bzw. Entladung der 
Güterwagen aufgrund der Verlade-, Entlade- oder Umladekosten wirtschaftlich 
zulässt. Maßstab hierfür ist das Holz verarbeitende und ein hohes Bahnauf-
kommen aufweisende  Unternehmen Stora Enso in Brand bei Waldhausen, 
welches  rund 6-7 km von der Verladestelle der Regionalbahn entfernt ist, daher 
zunächst auf LKW verladen muss, dann zur Bahn zuzufahren  und dort  die  
Güterwagen  zu  beladen hat. Umgekehrt muss die Ladung auf der Bahn ankom-
mender Güterwagen auf LKW umgeladen und ins Werk nach Brand transportiert 
werden. Wieweit dies auf den alternativen Kosten- bzw. Nutzenvorteilen des 
Bahntransports gegenüber dem direkten Transport auf LKW beruht, wird im 
Wege qualitativer Interviews der Transportverantwortlichen in der Firma Stora 





7.1.1   Untersuchungsraum der Nebenbahn Schwarzenau – Waidhofen an  
           der Thaya  
 
Zur Bestimmung des  Untersuchungsraums für die Bewertung im  Personenver-
kehr ist zunächst von den an der Bahnlinie liegenden Gemeinden und den diesen 
Gemeinden angehörenden Ortschaften auszugehen. Es sind dies die Gemeinde 
Schwarzenau  im  Waldviertel, die Gemeinde Windigsteig und die Stadtgemeinde  
 
Tabelle 5:  Schwarzenau – Waidhofen an der Thaya: Entfernung der Ortschaften von den  
                  Bahnstationen  
 
Waidhofen an der Thaya, denen - wie in der nachstehenden Tabelle dargestellt - 
folgende Orte angehören. Ihre Entfernung von der Bahn bestimmt deren Erreich-
barkeit und daher auch die Einbeziehung in den Untersuchungsraum. Ent-
sprechend der beschriebenen Erreichbarkeitskriterien (vgl. S.101) werden jene 
Orte in den Untersuchungsraum miteinbezogen, von denen die zugehörende 
Bahnstation zu Fuß oder mit dem Rad über eine Maximaldistanz von 2 km 
erreicht werden kann.  Es sind dies die direkt an der Bahnlinie liegenden Ge-
meinden  
• Schwarzenau im Waldviertel (politischer Bezirk Zwettl NÖ) mit den 
zugehörenden Orten Schwarzenau, Limpfing und Hausbach,  
• Windigsteig (politischer Bezirk Waidhofen an der Thaya, Bahnhaltestelle) 
mit den Orten Windigsteig, Kottschallings, Willings, Markl und Rafings 
sowie  
• Waidhofen an der Thaya mit der Ortschaft Waidhofen an der Thaya.  
 
Alle  übrigen  zu  den  drei Gemeinden gehörenden Ortschaften wurden aufgrund 
der zu hohen Entfernung  zur  Regionalbahn  nicht  in den Untersuchungsraum 
miteinbezogen. 
 
















































































Die Grundgesamtheit als Marktpotenzial für die Inanspruchnahme dieser Regio-
nalbahn im Personenverkehr ergibt sich aus der Einwohnerzahl dieser Orte  
 
Ortschaft Einwohnerzahl Ortschaft Einwohnerzahl 
 
Schwarzenau             833         Hausbach             203 
Limpfings               42         Windigsteig             315 
Kottschallings               65         Willings               42 
Markl             131         Rafings               93 
Waidhofen/Thaya           4709         Alle Orte            6433 
 
Tabelle 6: Schwarzenau – Waidhofen an der Thaya, Angaben der Gemeinden 2008 
 
7.1.2 Untersuchungsraum der Regionalbahn Schwarzenau – Zwettl –      
         Martinsberg Gutenbrunn 
 
Auch für diese Regionalbahn wird die Definition des Untersuchungsraums im 
Personenverkehr und im Güterverkehr von der zeitlich zumutbaren und wirt-
schaftlich möglichen Erreichbarkeit der Bahn bestimmt. Dabei wird in den 
Streckenabschnitt Schwarzenau - Zwettl, auf dem sowohl Personen wie auch 
Güterverkehr stattfindet, und in den Abschnitt Zwettl - Martinsberg Gutenbrunn 










Auch für diese 21 km lange Strecke gilt für den Personen- und Güterverkehr die 
Entfernung von der Bahn als Grundlage für die Einbeziehung in den Unter-
suchungsraum. Allerdings ist das von der Bahn auf dieser Strecke berührte 
Gebiet am Rande des Allensteiger Truppenübungsplatzes nur dünn besiedelt 
und umfasst nur wenige Gemeinden und ländliche Orte, die als potenzielle Ein-
zugsgebiete  in  Frage  kommen.  Daher  sind  auf dieser Bahnstrecke derzeit nur 
Bedarfshaltestellen vorgesehen. Die Strecke berührt nur die Ausgangsgemein-
den Schwarzenau und Zwettl NÖ sowie dazwischen die Gemeinde Echsenbach. 
Zur Gemeinde Zwettl gehören inklusive der Stadt Zwettl 54 Orte, von denen viele 
im Bereich der für den Personenverkehr bereits seit dem Jahr 1986 gesperrten 
Strecke Zwettl - Martinsberg Gutenbrunn liegen und daher nur in geringer Zahl 
zum potenziellen Einzugs- und damit zum Untersuchungsbereich für den 
Personenverkehr der Strecke gehören. Der Güterverkehr beschränkt sich auf die 
 Stadt Zwettl und auf die Gemeinde Echsenbach, die in Bernschlag Güter zum 
Versand bringt oder dort bezieht. 
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Tabelle 7: Schwarzenau – Zwettl, Entfernung der Ortschaften von den Bahnstationen 
 
Auch für diese Strecke werden wie vorher aufgrund der auf Seite 100 f besch-
riebenen Erreichbarkeitskriterien jene Ortschaften zum Untersuchungsraum 
gezählt, die als realistisches Marktpotenzial in Frage kommen.  Das sind in der 
Gemeinde Schwarzenau die Orte Ganz, Großhaselbach, Hausbach, Limpfings 
und Schwarzenau selbst. In der Gemeinde Echsenbach werden nur die 
Ortschaften Gerweis und Großkainraths in den Untersuchungsraum miteinbe-
zogen. In der Gemeinde Zwettl  können die Orte Gerotten, Großglobnitz, Groß-
haslau und die Stadt  Zwettl zum Untersuchungsraum gezählt werden. Das 
gesamte Stadtgebiet Zwettl (ohne den zu weit entfernten Stadtteil Stift Zwettl)  
kann deshalb hinzugerechnet werden, weil es über einen Ortsbusverkehr verfügt, 
der die Erreichbarkeit des Bahnhofs Zwettl auch für die entfernter liegenden 
Ortsteile ermöglicht. Das Marktpotenzial für diesen Untersuchungsraum ergibt 
sich für den Personenverkehr auch hier aus der Einwohnerzahl dieser Orte 
(Angaben der Gemeinden, Stand 2008) 
 
Ortschaft Einwohnerzahl Ortschaft Einwohnerzahl 
 
Ganz 67 Großkainraths 116 
Großhaselbach 124 Gerotten 208 
Hausbach 203 Großglobnitz 356 
Limpfings 42 Großhaslau 158 
Schwarzenau 833 Zwettl (ohne Stift) 4028 
Gerweis 138 Alle Orte  6273 
 





7.1.2.2    Streckenabschnitt Zwettl – Martinsberg Gutenbrunn 
 
Dieser Streckenabschnitt mit einer Länge von 36,1 km ist nur für den auf den 
Güterverkehr bezogenen Untersuchungsraum relevant. Der Personenverkehr auf 
dieser Strecke wurde bereits im Jahre 1986 dauerhaft eingestellt. Für den 
Untersuchungsraum sind daher jene Gemeinden miteinzubeziehen, in denen 
potenzielle Güterverkehrskunden ihre Standorte haben und für Bahntransporte 
aus Kostengründen nicht zu weit abseits der Schiene liegen. Es sind dies die 
Gemeinden Zwettl, Waldhausen, Grafenschlag, Ottenschlag und Gutenbrunn. Als 
Versand- oder Empfangsorte von Güterwagenladungen gehören die Verlade- 
und  Entladestellen  der Orte  Kleinschönau,  Waldhausen, Grafenschlag, 
Ottenschlag und Martinsberg Gutenbrunn, die jedoch alle nicht direkt an der 
Bahnlinie liegen, zum Untersuchungsraum. 
 
Die Bevölkerungszahlen dieser Gemeinden (vgl. Statistik Austria, Volkszählung 
2001) und der zugehörigen Ortschaften sind im Rahmen der vorliegenden Arbeit 
nur im Zusammenhang mit allfälligen 
Aus- und Einpendlerbewegungen zu 
Wirtschaftsunternehmen im Bereich 
dieser  Bahnstrecke von Bedeutung.  
 
 
                                                       














Tabelle 9:  Zwettl – Martinsberg Gutenbrunn, 
Einwohnerzahl der Ortschaften an der Bahn 
Angaben der Gemeinden 2008 
 
 
7.2      Verkehrshistorische Determinante 
 
Historisch betrachtet kann davon ausgegangen werden, dass die wirtschaftlichen 
Aktivitäten in den Untersuchungsräumen vor der Errichtung der betreffenden 
Bahnstrecken nur innerhalb enger Räume erfolgten. Zu dieser Zeit gab es keine 
entsprechende und leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur. Das österreichische 
Hauptstraßennetz umfasste zum Beispiel 1834 nur 6100 km und war dem Verfall 
nahe. Im Bereich des Waldviertels als gegenständlicher Untersuchungsraum 
existierten nur ungepflasterte Fahrwege. Die Personenbeförderung erfolgte in 
Postkutschen (vgl. Liebhart, 2004, S.6). Warentransporte in andere Räume 
dauerten viele Tage, ins Ausland mehrere Wochen. Das Hauptmotiv der 
Behörden für den Bau  der ersten Eisenbahnen in Österreich war daher, die 
wichtigen Städte der Monarchie zu verbinden, um den wirtschaftlichen Fortschritt 
und den Handel im Land zu fördern (vgl. Liebhart, 2004, S. 20). Im Jahre 1869 
wurde aus dieser Motivation heraus der erste Teilabschnitt der k.k.privaten 
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Kaiser-Franz-Josefsbahn (Budweis bis Eggenburg) eröffnet und ein Jahr später 
die restlichen  km bis Wien fertig gestellt (vgl. Liebhart, 2004,S. 21f). Damit waren 
die Voraussetzungen für die Errichtung und den Anschluss von Nebenbahnen 
zur Franz-Josefs-Bahn geschaffen. Die örtlichen Politiker und Adeligen erhofften 
sich dadurch einen wirtschaftlichen und finanziellen Vorteil gegenüber anderen 
Ortschaften.  1891 wurde die Nebenbahn Waidhofen/Thaya – Schwarzenau in 
Betrieb genommen und 1903 bis zur österreichischen Grenze nach Zlabings 
(heute Slavonice) verlängert. 1896 erfolgte die Inbetriebnahme der Nebenbahn 
Schwarzenau – Zwettl, die dann Anfang des 20 Jahrhunderts bis Martinsberg-
Gutenbrunn verlängert wurde (vgl. Liebhart, 2004, S. 23f). Die ursprünglich 
angedachte Verbindung zur Donau wurde nie realisiert.  
 
Zum Zeitpunkt der Planung der Kaiser-Franz-Josefs-Bahn in den 60er Jahren 
des 19. Jahrhunderts weigerten sich zunächst die Politiker der Stadt Waidhofen 
an der Thaya von der geplanten Bahnlinie berührt zu werden. Diese Entschei-
dung konnte nicht aus ökonomischen Gründen erfolgt sein, da die Händler aus 
der Stadt und ihrer Umgebung jährlich 15.000 Tonnen Güter nach Wien  lieferten 
(vgl. Liebhart, 2004, S 89).  Durch diese Weigerung der Lokalpolitiker  erfolgte  
die  Streckenführung  der  Franz-Josefs-Bahn nicht über  Waidhofen  an  der  
Thaya, sondern rund 10 km südlich über Schwarzenau. Allerdings  erkannte  
man  bald den wirtschaftlichen Nachteil dieser Entscheidung und  man bemühte 
sich bei den damaligen Behörden um Umschlagplätze an der neuen Bahn. Nach 
erfolgloser Initiative der Stadt Zwettl, im Wege von Privataktionären eine 
Eisenbahnstrecke zwischen Zlabings (heute Slavonice; Tschechien) über 
Waidhofen a.d. Thaya, Schwarzenau und  Zwettl zur Donau und nach Amstetten 
zu errichten, begannen Bemühungen der Stadt Waidhofen an der Thaya nach 
einer eigenen Lokalbahnverbindung zunächst zwischen Schwarzenau und 
Waidhofen/Thaya, später auch zwischen Waidhofen/Thaya und Slavonice. Im 
Jahre 1890 genehmigte die damalige Eisenbahnbehörde den Bau einer 7,21 km 
langen Lokalbahn zwischen Schwarzenau und Waidhofen a.d. Thaya, die durch 
die Stadt Waidhofen a.d. Thaya im Wege einer eigenen Aktiengesellschaft 
errichtet und im Jahre 1891 eröffnet wurde (vgl. Liebhart, 2004, S 90). Schließlich  
kam  es  zu einer Verlängerung der Bahnlinie um 26,7 km über Dobersberg und 
Fratres bis nach Zlabings (Slavonice). Der Betrieb wurde im Jahre 1903 
aufgenommen. Die Motive für die Errichtung der Lokalbahn zwischen 
Schwarzenau und Waidhofen/Thaya waren vor allem regionalwirtschaftlicher 
Natur, lagen aber auch in den sich durch die neue Bahn ergebenden 
Mobilitätsmöglichkeiten. Durch die Bahnlinie sollten die Handelsbetriebe der Re-
gion Waidhofen/Thaya einen raschen und kostengünstigen Transportweg zum 
Absatzmarkt   Wien  erhalten.  Die  Verlängerung  nach Slavonice hatte durch die 
Einbeziehung der Region um Dobersberg und durch das Interesse an einem 
leistungsfähigen Transportweg nach und aus der Tschechoslowakei ebenfalls 
regionalwirtschaftliche Motive, aber im Hinblick auf die nahe österreichisch, 
tschechoslowakische  Grenze auch militärische Gründe (vgl Liebhart, 2004, S. 
91).  
 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde vom russischen Militär die Strecke zwischen 
Slavonice und der österreichischen Grenze abgetragen. Fratres wurde zum 
Endpunkt der Regionalbahn von Schwarzenau über Waidhofen/Thaya nach 
Slavonice. Durch den „Eisernen Vorhang“ und die nunmehr fehlende 
Bahnverbindung verloren die österreichische Grenzregion und die dazugehörige 
Bahn an Attraktvität. Es wanderten viele Einwohner ab. Fahrgastzahlen und 
Güteraufkommen gingen zurück. So wurden zwischen Schwarzenau und 
Waidhofen/T. im Jahr 1980 noch rund 140.000 Personen (vgl. ÖROK. 1980 Bd. 
22). befördert. 2000 waren es nur mehr rd. 71.000 Reisende (ÖBB-Angabe). Im 
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Güterverkehr sank die beförderte Tonnage im gleichen Zeitraum von 59.000 auf 
27.600 Tonnen (vgl. ÖROK, 1980, Bd. 22). Bedingt durch starke Unwetter wurde 
im Jahre 2005 die Bahntrasse zwischen Waidhofen/Thaya und Fratres zerstört 
und ist seither unbefahrbar. Eine  Wiederherstellung, deren Kosten mit rund 30 
Mio. € beziffert wurden (Quelle: NÖVOG),  wurde trotz früherer Bestrebungen 
des Landes Niederösterreich,  das aufgrund von Studien ein Marktpotenzial von 
125.000 Nettotonnen im grenzüberschreitenden Güterverkehr sowie Chancen 
auf Betriebsansiedlungen und Standortverbesserungen für bestehende Betriebe 
sah,  aufgrund fehlender Finanzierungsbereitschaft des Bundes nicht ins Auge 
gefasst. Stattdessen erfolgte im  Jänner 2010 ein Vertragsabschluss des Bundes 
mit dem Land Niederösterreich, aufgrund dessen die Infrastruktur der Nebenbahn 
Schwarzenau - Fratres  mit 12.12.2010 ins Eigentum des Landes Nieder-
österreich überging. Zwar gibt es aktuelle Initiativen durch tschechische 
Bürgermeister (vgl.www.noe.orf.at v.18.06.2010), aber auch Erklärungen, dass 
die Revitalisierung (Neubau) der Strecke nördlich von Waidhofen/Thaya  vom 
Land Niederösterreich nicht finanzierbar ist.  
 
Sowohl der Personen- wie auch der Güterverkehr hat sich seit der 
Streckenzerstörung nördlich von Waidhofen/Thaya nur mehr auf die Strecke bis 
Schwarzenau beschränkt.  Im Personenverkehr wurden bis 12.12.2010 Diesel-
triebwagen eingesetzt. Ab diesem Zeitpunkt wird der Personenverkehr mit 
Bussen abgewickelt. Der Güterverkehr erfolgt mit Diesellokomotiven. Im Bahnhof 
Schwarzenau erfolgt die Anbindung an die elektrifizierte Franz-Josefs-Bahn  mit 
der  im  Personenverkehr von der Regionalbahn  nach Tschechien und umge-
kehrt umgestiegen werden kann. Im Güterverkehr können  in Schwarzenau 
Transporte mit nationalen oder internationalen Zielen von der Regionalbahn auf 
die Hauptbahn übergehen bzw. können nationale und internationale Transporte 
zu Bahnhöfen der Regionalbahn weitergeführt werden. Wieweit und in welcher 
Form diese Verkehrsleistungen nach dem 12.12.2010 durch das Land 
Niederösterreich als  neuen Eigentümer erbracht werden,  ist derzeit noch nicht 
definitiv entschieden. Nach im November  2010 persönlich erteilter Auskunft 
durch den  Geschäftsführer der Niederösterreichischen Verkehrsorganisations-
gesellschaft (NÖVOG) wird eine gänzliche Einstellung der Strecke zwischen 
Waidhofen/Thaya und Fratres erfolgen. Das Verkehrsband soll jedoch 
grundsätzlich erhalten bleiben und auf diesem ein grenzüberschreitender 
Radweg errichtet werden. Dies läßt nach Auskunft der NÖVOG langfristig die 
Möglichkeit einer Streckenreaktivierung offen. Auch an die Einrichtung einer 
Busverbindung von Schwarzenau über Waidhofen an der Thaya nach Telc in 
Tschechien ist gedacht. Der Güterverkehr zwischen Schwarzenau - 
Waidhofen/Thaya soll grundsätzlich weiter auf der Schiene bestehen bleiben. 
 
Die  21 km lange Strecke  von  Schwarzenau nach Zwettl wurde gleichfalls zum 
Ende  des 19. Jahrhunderts  geplant  und  errichtet.  Dem lag die ursprüngliche 
Idee zu Grunde, eine Bahnstreckenverbindung vom tschechischen Iglau über 
Zlabings, Waidhofen an der Thaya nach Amstetten zur Westbahnstrecke zu 
errichten.  Die Strecke Schwarzenau - Zwettl wurde bereits 1896 in Betrieb 
genommen. Bis Martinsberg Gutenbrunn wurde sie dann im Jahre 1906 fertig 
gestellt (vgl. Liebhart, 2004, S. 103). Während die Schiene in der ersten Hälfte 
des vorhergehenden Jahrhunderts der einzige leistungsfähige Verkehrsträger für 
die regionale Entwicklung in den beiden Unteruchungsräumen war, änderte sich 
das in der Folge entscheidend. Durch den Ausbau der Strasseninfrastruktur 
verlor die Schiene zunehmend an Bedeutung. Für die Regionalbahn nördlich von 
Schwarzenau verschlechterte die Auflassung der Schienenverbindung nach 
Tschechien  und  die  bereits   erwähnte  Unbefahrbarkeit und Nichtwiederher-
stellung der  Bahntrasse  nördlich  von Waidhofen an der Thaya die Rahmenbe-
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dingungen für die Entwicklung der Regionalbahn. Dies hat maßgebend zur 
heutigen Beschränkung der Strecke zwischen Schwarzenau und Waidhofen an 
der Thaya auf rudimentäre 10 km Streckenlänge geführt. Gleichzeitig wurde das 
parallel zu Bahnstrecke  verlaufende Landesstrassennetz leistungsfähig ausge-
baut. Sowohl die Zahl der Fahrgäste als auch die beförderte Tonnage auf der 
Bahnstrecke ging aufgrund der verschlechterten Rahmenbedingungen  weiter 
zurück.  2007 lag nach Angaben der ÖBB die  beförderte Tonnage nur mehr bei 
25.560 Tonnen und die Zahl der beförderten Personen bei rund 44.900.  
 
Für die 58 km lange Regionalbahnstrecke südlich von Schwarzenau bedeutete 
die Einstellung des Personenverkehrs zwischen Zwettl und Martinsberg 
Gutenbrunn im Jahre 1986 (vgl. Liebhart 2004, S. 104) eine Verschlechterung 
der Rahmenbedingungen für die Entwicklung der Regionalbahn und deren 
gesamter Wirtschaftlichkeit. Durch diese Einstellung des Personenverkehrs sank 
die Anzahl der beförderten Personen zwischen 1978 und 2000 (vor allem als 
Folge der Verkehrseinstellung auf der Teilstrecke) von rund 96.460 (vgl. ÖROK. 
1980, Bd. 22) auf 47.580 Reisende (ÖBB-Angabe). 2007 lag sie ebenfalls nach 
Angaben der ÖBB nur mehr bei 44.895 Personen. Allerdings weist die gesamte 
Strecke zwischen Schwarzenau und Martinsberg Gutenbrunn neben der Franz- 
Josefs-Bahn das stärkste Güteraufkommen im Waldviertel auf.  Trotz des 
sukzessiven Ausbaus  einer leistungsfähigen Straßeninfrastruktur stieg die 
beförderte Tonnage zwischen 1978 und 2000 von 163.000 Tonnen   (vgl. ÖROK. 
1980, Bd. 22) auf rund 442.000 Tonnen (Angabe der ÖBB) und lag im Jahr 2007 
bei rund 760.000 Tonnen. Hauptverursacher dieser Steigerung waren die 
Versand- und Empfangstonnagen des holzverarbeitenden Betriebs Stora Enso 
(früher Schweighofer) in Brand bei Waldhausen und das Aufkommen des 
Zwettler Abfallwirtschaftsverbands. 
 
Im Hinblick auf die im Abschnitt 4.3 [vgl. S. 42 ff]  erläuterten regionalöko-
nomischen Theorien kann festgestellt werden, dass die Entwicklung von 
Unternehmensstandorten an der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya 
durch deren geringe Attraktivität  weder positiv noch negativ beeinflusst worden 
sein dürfte. Standortbestimmend war und ist die ausgebaute leistungsfähige 
Straßeninfrastruktur, die außerdem keine Steigerung der Transportkosten zur 
Folge hat, da die als Nachfragepotenzial in Frage kommenden Unternehmen mit 
Ausnahme des Lagerhauses Waidhofen/Thaya über keinen eigenen Gleisan-
schluss verfügen, sodass die Logistikkosten auf der Schiene bedingt durch die 
Kosten für Zu- und Abtransport sowie Umladung deutlich höher liegen als der 
durchgehende Transport auf der Straße. 
 
7.3  Regionalwirtschaftliche, soziale  und ökologische  Determinanten  
   
Im Hinblick auf die Zielsetzung der gegenständlichen Arbeit, die Feststellung der 
regionalwirtschaftliche Bedeutung von Nebenbahnen in Österreich zu unter-
suchen, müssen nun die ökonomischen, sozialen  und  ökologischen  Rahmen-
gegebenheiten für  die  definierten Untersuchungsräume und damit auch für die 
Entwicklung der zugehörigen Regionalbahnen festgestellt und analysiert werden. 
Dadurch soll untersucht werden, wieweit sich die ökonomische, soziale und 
ökologische Regionalentwicklung und die Entwicklung der beiden als Beispiel 
gewählten Nebenbahnen beeinflusst haben oder haben könnten.  
 
7.3.1 Regionalwirtschaftliche  Situation 
  
Bei den für die Bewertung der Regionalbahnen heranzuziehenden Gebieten, 
handelt es sich um ländlich periphere Problemregionen (vgl. Birner/Quender/Win-
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kler, 1999, S.26). Die regionalwirtschaftliche Beschreibung der die Neben-
bahnen betreffenden Gebiete kann anhand folgender Indikatoren erfolgen: 
 
• Erhebung der regionalwirtschaftlicher Leistungsfähigkeit,  
• Erhebung der regionalen Wirtschaftsstruktur und deren Entwicklung,  
• und Erhebung der regionalen Erwerbs- und Beschäftigungssituation  
(vgl. Birner/Quendler/Winkler, 1999, S 33).  
 
Die Beobachtung dieser Indikatoren ist jedoch für die beiden Untersuchungs-
räume mangels statistisch erfasster oder zu wenig detaillierter Daten nicht oder 
nur indirekt möglich. Daher muss zunächst von jener übergeordneten Einheit 
ausgegangen werden, für die entsprechende Daten vorhanden sind. Es ist dies 
die Region des Waldviertels. In dieser Region befinden sich beide Untersu-
chungsräume, die für die Ermittlung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung der 
beiden beispielhaft gewählten Regionalbahnen relevant sind.  
 
Das Waldviertel stellt in der europäischen Systematik der Gebietseinheiten für 
die Statistik (Nomenclature des Unités Territoriales Statistiques) eine NUTS 3-
Region Österreichs dar. Es gehört zu jenen kleinsten regionalen Einheiten, für 
die in Österreich eine regionale Gesamtrechnung erstellt wird, für die also das 
Bruttoregionalprodukt (BRP) erhoben wird (vgl. Birner/Quendler-Winkler, 1999, S. 
35),  welches  eine  regionalwirtschaftlich  korrekte Beschreibung der ökonomi-
schen Leistungsfähigkeit zulässt. Das BRP ist analog zum Bruttoinlandprodukt 
als Summe der im Inland entstandenen Erwerbs- und Vermögenseinkommen, 
indirekten Steuern (minus Subventionen) und Abschreibungen (vgl. Stobbe, 
1976, S.321) das Maß für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit einer Region und 
damit auch ein Gradmesser für die verkehrswirtschaftliche Situation von Regio-
nalbahnen. Anders ausgedrückt ist das Bruttoregionalprodukt des Waldviertels 
der Gesamtwert aller Waren und Dienstleistungen, die innerhalb eines Jahres 
innerhalb seiner  regionaler Grenzen hergestellt werden und stellt damit ein 
Äquivalent zum Bruttoinlandsprodukt dar (vgl. Statistik Austria, Regionale 
Gesamtrechnungen). Während das BRP für ganz Österreich zwischen 1997 und 
2006 von 183.480 Mio EUR  auf  257.294 Mio EUR (+ 40,2%) gestiegen ist, gab 
es für die Region Waldviertel nur eine Zunahme um +29,9 % und zwar von 3.598 
Mio EUR auf 4.675 Mio EUR  [vgl. S. 110, Tabelle 10 und S. 111, Abbildung 2].  
 
Bruttoregionalprodukt in Mio. EUR 
  1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006
Österreich 183480 190851 197979 207529 212499 218848 223302 232782 244453 257294
Waldviertel 3598 3789 3882 4010 4044 4133 4218 4432 4517 4675
 
Tabelle 10:  Statistik Austria. Bruttoregionalprodukt in Mio EUR 
 
Die wirtschaftliche Leistungskraft der Region Waldviertel wuchs also gegenüber 
der gesamtösterreichischen Entwicklung unterproportional. Pro Einwohner 
betrachtet, erhöhte sich das BRP für ganz Österreich  von 23.000 EUR (1997) 
auf 31.100  EUR (2006) um  38,8%  (vgl. Tabelle 11 und Abbildung 3). Obwohl 
sich das absolute BRP des Waldviertels gegenüber der bundesweiten Situation 
nur unterproportional entwickelte, erhöhte sich  allerdings das BRP pro Einwoh-
ner im Waldviertel etwas stärker als im gesamten Bundesgebiet. Dieser 
anscheinende Widerspruch erklärt sich aus der Bevölkerungsentwicklung dieser 
Region, deren Einwohnerzahl im gleichen Zeitraum  vor  allem  als  Folge  nega- 
tiver Geburten- und Wanderungsbilanz (vgl. www.statistik.at) von 224.202 auf 
221.616 Einwohner zurückging. Eine aktuelle Bevölkerungsprognose erwartet für 
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Abb. 2: Statistik Austria, Regionale Gesamtrechnungen, erstellt am 23.12.2008 
 
das Waldviertel und die beiden nebenbahnrelevanten Untersuchungsräume bis 
2030 einen Rückgang um bis zu 10% und bis 2050 gebietsweise sogar über 10% 
(vgl. Bevölkerungsprognose 2009, Statistik Austria, ÖROK).  
 

















































Tabelle 11: Statistik Austria; Bruttoregionalprodukt pro Einwohner (Ew) 
 
Die regionale Wirtschaftsstruktur der Untersuchungsräume als weiteres Beurtei-
lungskriterium für die regionalwirtschaftliche Situation und deren Entwicklung ist 
nur aufgrund  der  sektoralen  Gliederung der Wirtschaft mit den in diesen Sekto- 









1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006
BRP Öster r eich je Einwohner  
BRP Waldvier tel  je Einwohner
 
Abb. 3: Statistik Austria, Regionale Gesamtrechnungen, erstellt am 23.12.2008 
 
ren beschäftigten Erwerbstätigen erkennbar. Dies deshalb, weil bei den im Rah-
men der Volkszählung statistisch erfassten Arbeitsstätten der Sektor Land- und 
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Forstwirtschaft fehlt. Diese Betriebe werden in gesonderten Argrarstrukturer-
hebungen für Gemeinden festgestellt, von denen die letzte  für das Jahr 1999 
vorliegt. Daher kann die  Analyse nur aufgrund der Verteilung der Erwerbstätigen 
vorgenommen werden und soll Rückschlüsse auf das Marktpotenzial der beiden 
Regionalbahnen im Personen- und Güterverkehr ermöglichen. Für den Unter-
suchungsraum der Regionalbahn Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn ist aus 
der folgenden Zusammenstellung (vgl. Tabelle 12), ersichtlich, wie sich die  Wirt-
schaftsstruktur   in  diesem  Raum  durch  die  Verteilung der Erwerbstätigen dar- 
  
Erwerbstätige nach Wirtschaftssektoren 
Untersuchungsraum Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn 
    Gemeinde 
    Schwarzenau Zwettl Waldhausen Ottenschlag Gutenbrunn 
Land- und Forstwirtschaft 84 546 78 59 20
Sachgütererzeugung 133 735 133 48 37
Bauwesen   60 495 49 65 46
Handel und Reparaturen 119 1127 122 96 29
Beherbergung/Gaststätten 23 272 25 20 26
Verkehr/Nachrichten 88 346 37 29 25
Kredit/Versicherungen 23 162 7 24 5
Realitäten   12 230 19 25 12
öffentl.Verwaltung 58 352 23 24 24
Unterricht   41 472 16 67 15
Gesundheit/Veterinär 67 581 40 22 24
Sonst. öffentl/priv.Dienste 23 198 32 18 12
Restliche Sektoren 7 61 3 4 4
S u m m e   738 5577 594 501 279
 
Tabelle 12: Statistik Austria, Volkszählung 2001, Erwerbspersonen nach beruflichen und  
wirtschaftlichen Merkmalen, Bezirk Zwettl  
 
stellt. Daraus ist auch ableitbar, dass die regionalwirtschaftliche Leistungsfähig-
keit dieses Untersuchungsraums von der Gemeinde Zwettl geprägt wird. Dort 
eröffneten sich zum Zeitpunkt der letzten Volkszählung 2001 die besten Erwerbs- 
und Beschäftigungschancen. Dies dürfte grundsätzlich auch zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch zutreffen, könnte sich jedoch  durch die Bevölkerungs- und die 
Pendlerentwicklung verändert haben, was aber aufgrund der unzureichend 
gegebenen Aktualität der Daten nur vermutet werden kann. Ähnlich stellt sich  die 
Wirtschaftsstruktur im Untersuchungsraum der Regionalbahn Waidhofen an der 
Thaya  - Schwarzenau dar [vgl. S.113, Tabelle 13]. Auch hier wird die Wirt-
schaftsstruktur des Untersuchungsraums der Regionalbahn vom zentralen Ort 
Waidhofen an der Thaya dominiert.  
 
Aus der aufgrund der  Verteilung der Erwerbstätigen größenmäßig erkennbaren 
Wirtschaftsstruktur in den beiden Untersuchungsräumen ist erkennbar, dass im 
Untersuchungsraum der beiden Regionalbahnen ein nicht unbeträchtlicher ar-
beits- und erwerbsbedingter Mobilitätsbedarf besteht, aus dem grundsätzlich auf 
ein Marktpotenzial für die beiden Regionalbahnen im berufsbedingten Personen-
verkehr geschlossen werden kann. Dieser Mobilitätsbedarf lässt sich insbeson-
dere von und nach den zentralen Orten Zwettl und Waidhofen an der Thaya ver-
muten. Während dies für die Gemeinde Zwettl am stärksten in den Wirtschaftsbe- 
reichen Handel, Sachgütererzeugung, Gesundheitswesen, Land und Forstwirt-
schaft sowie im Bau- und im Unterrichtswesen gegeben sein dürfte, ist der 
berufsbedingte Mobilitätsbedarf in der Gemeinde Waidhofen an der Thaya am 
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stärksten im Bereich der Sachgüterproduktion und – etwa gleich groß - in den 
Bereichen Handel, Gesundheits-und Unterrichtswesen erkennbar. Wie noch spä- 
ter darauf eingegangen werden wird, sind beide Stadtgemeinden Schulstädte 
und  Zentren  der  medizinischen  und  sozialen Versorgung.  
 
Erwerbstätige nach Wirtschaftssektoren 
Untersuchungsraum Schwarzenau - Waidhofen an der Thaya 
     Gemeinde 
      Schwarzenau Windigsteig Waidhofen/T 
Land-u.Forstwirtschaft   84 75 104
Sachgütererzeugung   133 122 503
Bauwesen     60 44 208
Handel, Reperaturen   119 91 398
Beherbergungsbetriebe- u. Gaststätten  23 17 114
Verkehr-u.Nachrichtenübermittlung 88 22 112
Kredit-u.Versicherungswesen   23 14 115
Realitätenwesen   12 20 116
Öffentl. Verwaltung, 
Sozialversicherungen 58 36 252
Unterricht     41 23 263
Gesundheit, Veterinär- u. Sozialwesen  67 31 386
Sonstige öffentl/private Dienste   23 12 105
Restliche Sektoren   7 8 57
S u m m e      738 515 2733
 
Tabelle 13: Statistik Austria, Volkszählung 2001, Erwerbspersonen nach beruflichen und  
                   wirtschaftlichen Merkmalen, Bezirk Waidhofen an der Thaya  
 
Neben der Struktur der regionalen Wirtschaft auf Basis der Verteilung der Er-
werbstätigen in den Untersuchungsräumen und dem daraus grundsätzlich 
erkennbaren Mobilitätsbedarf ist für den tatsächlichen Bedarf an Verkehrs-
leistungen und damit auch für die Bedeutung der Regionalbahnen auch die Zahl 
der erwerbstätigen Ein- und Auspendler sowie der ein- und auspendelnden 
Schüler- und Studenten von Relevanz. Für die Situation der erwerbstätigen 
Pendler in den politischen Bezirken kann auf eine von der Arbeiterkammer 
Niederösterreich durchgeführte Pendleranalyse 2004/2009 zugegriffen werden 
Sie zeigt vor allem, wie viele Erwerbstätige aus dem jeweiligen Bezirk 
auspendeln bzw. von außerhalb dieses Bezirks einpendeln und ob dabei der 
Individual- oder der öffentliche Verkehr benützt werden. Überwiegt die Zahl der 
Auspendler, so bedeutet das, dass es im Bezirk ein zu geringes oder zu wenig 
attraktives  Arbeitsplatzangebot gibt als im Vergleich zu außerhalb des Bezirks 
befindlichen Gebietseinheiten. Das war 2008  sowohl im Bezirk Waidhofen an der 
Thaya als auch besonders im Bezirk Zwettl der Fall (vgl. Tabelle 14) 1). Der Pend- 
lersaldo lässt zwar einen Schluss auf die wirtschaftliche Situation im betreffenden  
 
Politischer Bezirk Einpendler 2008 Auspendler 2008 
Zwettl NÖ 2.092 5.049 
Waidhofen an der Thaya 1.824 2.955 
 
Tabelle 14:  Arbeiterkammer Niederösterreich, Pendleranalyse 2004 - 2009, Durch-   
        schnittsberechnung für 2008 
 
1) Zum Unterschied der Definition der Gemeindependler, wie sie von der Statistik  Austria  
verwendet wird,   handelt es sich bei den Pendlern der Arbeiterkammer um jene  
Beschäftigten, die Wohn- und Arbeitsort nicht  im gleichen Bezirk haben 
115 
politischen Bezirk zu, ist aber für die gegenständliche Arbeit erst im Hinblick auf 
das bei der Fahrt zwischen Wohn- und Arbeitsort benützte Verkehrsmittel von 
Bedeutung. Tabelle 15 zeigt hier den Modal Split für die beiden Bezirke, zu de-
nen die Untersuchungsräume der beiden Regionalbahnen gehören. Daraus ist zu  
sehen, dass  der  öffentliche Verkehr von den Pendlern in den  beiden Bezirken  
nur in geringem Ausmaß  benützt wird. Der Frage, wieweit dafür die verkehrsgeo-
graphischen Gegebenheiten, die Verkehrsinfrastruktur und/oder das Angebot im 
öffentlichen Verkehr maßgebend und verantwortlich sind, wird erst später 
nachgegangen werden.  
 
Eine 1999 österreichweit erfolgte Mobilitätserhebung bei Haushalten (vgl. 
Herry/Sammer, 1999, S. 24) ergab bei Pendlern in peripheren Gebieten einen 
Anteil des öffentlichen Verkehrs von 10,7%. Wenn von diesem gesamtöster-
reichischen Wert ausgegangen wird, bedeutet dies, dass die Situation des 
 
          
Bezirk
Öffentl. Verkehr Individ.Verkehr Öffentl.Verkehr Individ.Verkehr
Zwettl NÖ 2,7% 97,3% 6,1% 93,9%




Tabelle 15: Arbeiterkammer Niederösterreich, Pendleranalyse 2005  
 
öffentlichen Verkehrs in den beiden Untersuchungsräumen deutlich schlechter ist 
als im österreichischen Durchschnitt der peripheren Gebiete. Trotz der Eindeu-
tigkeit des sehr niedrigen Anteils des öffentlichen Verkehrs  kann aber noch nicht  
auf die Bedeutungslosigkeit der Regionalbahnen in den beiden politischen  Bezir- 
ken   geschlossen  werden.  Dies  erklärt  sich aus  dem Umstand, dass aufgrund 
der Erreichbarkeitskriterien nicht der ganze politische Bezirk, sondern nur 
einzelne Gemeinden für die Bewertung der beiden gewählten Regionalbahnen in 
Frage kommen. Daher  muss für die relevanten Gemeinden der beiden 
Untersuchungsräume statistisch auf die Pendlerdaten aus der  Volkszählung 
2001 zurückgegriffen werden. Dies wird im Zuge der Beschreibung der sozialen 
Situation in den Untersuchungsräumen erfolgen.  
 
Wie schon zu Beginn erwähnt, kann aufgrund der gegebenen Datenlage die wirt- 
schaftliche  Leistungsfähigkeit  der  Untersuchungsräume nicht auf der Basis des 
Bruttoregionalprodukts (BRP) erfolgen. Für diese regionalen Einheiten liegen kei- 
ne  Gesamtrechnungsdaten  vor.  Allerdings  kann  davon  ausgegangen werden,  
dass sich  in den gegenständlichen Bezirken Zwettl und Waidhofen an der Thaya  
die Wirtschaftssituation und damit auch der wirtschaftspolitische Rahmen grund-
sätzlich analog zum gesamten Waldviertel verhalten. Grundsätzlich deshalb, weil 
es innerhalb des Waldviertels Gebiete mit unterschiedlicher Kaufkraft1) gibt, die 
von RegioData Research zuletzt für 2008 (vgl. www.regiodata.at) errechnet 
wurden.  Aus den wenigen publizierten Daten geht hervor, dass die den Unter-
suchungsraum für die gegenständliche Arbeit bildenden Bezirke und Gemeinden 
zu den Gebieten Österreichs mit der geringsten Kaufkraft zählen. Gegenüber 
dem österreichischen Durchschnitt (17.570 €, 2008) liegt die Kaufkraft im Bezirk 
Waidhofen an der Thaya um 5,5% und im Bezirk  Zwettl um 7,6%  darunter 
(Quelle: Regiodata  Research  GmbH.). Dabei  gibt  es in beiden Unter-
suchungsräumen auch Gemeinden mit weit geringerer Kaufkraft als im 
Österreichschnitt. 
  
1) Definiert wird Kaufkraft als das disponible Einkommen pro Person und Jahr,     
    gemindert um Steuern und verpflichtende Sozialabgaben. Regionale    
    Preisunterschiede werden dabei nicht berücksichtigt (vgl. www.regiodata.at). 
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Auf Ersuchen des Verfassers wurden die Kaufkraftkennziffern  der für den Perso- 
nenverkehr relevanten Gemeinden Zwettl, Schwarzenau, Windigsteg und 
Waidhofen an der Thaya von der RegioData Research GmbH für wissen-
schaftliche Zwecke kostenlos zur Verfügung gestellt. Demnach lag der Kaufkraft-
index  in den Gemeinden  
• Zwettl bei 92,4 (- 7,6%)  
• Schwarzenau bei 78,2 (- 11,8%) 
• Windigsteig bei 73,4 (-16,6%) und  
• Waidhofen bei 94,5 (-5,5% )  
unter dem österreichschen Durchschnitt. Die Kaufkraftindizes der Gemeinden 
zeigen  einerseits die höhere Kaufkraft der zentralen  Gemeinden  Zwettl  und  
Waidhofen an der Thaya und  lassen anderseits den Schluss zu, dass die 
wirtschaftliche Situation in den beiden Untersuchungsräumen  schlechter  ist  als  
in  der gesamten Region Waldviertel und deutlich schlechter als im österrei-
chischen Durchschnitt. Ein regional niedrigeres Preisniveau kann allerdings die 
reale Kaufkraft in der Region positiv beeinflussen.  
 
7.3.2 Soziale und  Mobilitätssituation 
             
               7.3.2.1  Bevölkerungsentwicklung 
 
Wie schon erwähnt liegen beide Untersuchungsräume in der NUTS 3 – Region 
Waldviertel, dessen soziale Situation sich auch in den Untersuchungsräumen der 
ausgewählten  Regionalbahnen  wiederfindet  und  daher für die gegenständliche 
Arbeit  von Bedeutung  ist.  Das  Waldviertel umfasst eine Fläche von 4.600 km2 
und stellt ein ländlich peripheres Gebiet Österreichs dar. Es ist durch 
kleinstädtische Zentren, wie zB. Zwettl und Waidhofen an der Thaya, durch einen 
relativ hohen Anteil des land- und forstwirtschaftlichen Sektors (Primärsektor) 
und durch zu wenig oder zu wenig attraktive Arbeitsplätze gekennzeichnet. Die 
Arbeitskräfte sind zum Auspendeln gezwungen. Das Waldviertel wies mit Stand 
01.01.2007 eine Wohnbevölkerung von 221.616 Personen auf. (vgl. Statistisches 
Handbuch des Landes Niederösterreich, 31.Jahrgang, St. Pölten, 2007, S. 68). 
 
Die Bevölkerung hat dabei gegenüber der Volkszählung 1991 um 6.598 Perso-
nen (-2,86%)  abgenommen.  Dabei erfolgte die Bevölkerungsentwicklung  in den  
zum  Waldviertel  gehörenden  Verwaltungsbezirken  Gmünd,  Waidhofen  an der 
Thaya, Zwettl, Horn, Krems Land und Krems Stadt unterschiedlich. So sank die  
 
Bezirk 1997 2006 Differenz
Gmünd 40.050 38.977 -1.013
Zwettl 45.635 44.527 -1.108
Waidhofen/Th 28.197 27.438 -759
Horn 32.200 31.863 -337
Krems Land 54.407 54.951 544
Krems Stadt 23.713 23.860 147
Waldviertel 224.202 221.616 -2.526  
 
Tabelle 16: Statistik Austria: Entwicklung der Einwohnerzahl in den Verwaltungsbezirken  
                  der Region  Waldviertel 
  
Bevölkerungszahl in den für die gegenständlichen Regionalbahnen relevanten 
Bezirken Zwettl und Waidhofen an der Thaya im Zeitraum 1997 - 2006 um 1.867 
Personen [vgl. Tabelle 16]. 
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Wenn in diesen Bezirken nur die zu den Untersuchungsräumen zugehörigen Ge-
meinden betrachtet werden, dann sank die Bevölkerungszahl, die mit 31.12.2001 
20.113 Einwohner betragen hatte, in den Jahren 2002 bis 2007 (weiter zurück 
liegende Daten konnten von der Statistik Austria nicht zur Verfügung gestellt 
werden) um 320 Personen oder 1,6% [vgl. S.116,Tabelle 17]. Allerdings sei hier 
nochmals auf die aktuelle Bevölkerungsprognose der Statistik Austria verwiesen, 
die eine weitere Abnahme der Bevölkerung bis 2030 bzw. 2050 vorhersagt. 
  
Entwicklung der Bevölkerungszahl (absolut) 
 
            
Gemeinde 2002 2003 2004 2005 2006 2007
Zwettl NÖ 11.565 11.525 11.524 11.511 11.490 11.444
Schwarzenau 1.544 1.519 1.514 1.508 1.507 1.508
Windigsteig 1.103 1.077 1.060 1.054 1.062 1.043
Waidhofen/T 5.735 5.784 5.764 5.766 5.793 5.798
S u m m e 19.947 19.905 19.862 19.839 19.852 19.793  
 
Tabelle 17: Bevölkerungsstand  jeweils am 31.12.d.J. (vgl. www.statistik.at/  
                   blickgem/prl/…) 
 
Im Hinblick auf die Bewertung der Regionalbahnen bedeutet dies, dass sich das 
grundsätzliche Marktpotenzial, wie es in den Abschnitten 7.1.1 [vgl. S.103, 
Tabelle 6] und 7.1.2 [vgl. S.108, Tabelle 8] beschrieben wurde, im Personen-
verkehr um 1,6 % verringert hat und weiter verringern wird, was sicherlich sowohl 
den Mobilitätsbedarf als auch die Nachfrage nach Verkehrsleistungen auf den 
beiden Bahnen negativ beeinflusst hat bzw. beeinflussen wird. Die Ursachen der 
Bevölkerungsabnahme in den beiden Untersuchungsräumen [vgl.  Tabelle 18 
und 19]  werden unter anderem in der Geburten- und Wanderungsbilanz der 
Gemeinden sichtbar. 
 
Geburtenbilanz (Saldo aus Geburten und Sterbefälle) 
 
              
Gemeinde 2002 2003 2004 2005 2006 2007
Zwettl NÖ -2 -48 -41 -52 -59 -42
Schwarzenau -12 -12 -9 -7 -7 -5
Windigsteig 10 -7 -1 -3 2 -1
Waidhofen/T -70 -38 -38 -54 -50 -33 .  
 
Tabelle 18: Statistik Austria Geburtenbilanz (www.statistik.at/blickgem/prl/....) 
 
Aufgrund der Geburtenbilanz verringerte sich  die Bevölkerungszahl in den bahn- 
relevanten  Gemeinden  der  beiden Untersuchungsräume von 2002 bis 2007 um 
579 Personen. Aus der Wanderungsbilanz geht hervor, dass die 
Bevölkerungszahl in den beiden Untersuchungsräumen um 222 Personen 
zunahm und dabei - regionalwirtschaftlich - gesehen eine Zuwanderung zu den 
zentralen Orten Zwettl und Waidhofen an der Thaya erfolgte. Die Summe aus 
Geburten- und Wanderungsbilanz   zuzüglich  einer  statistischen  Korrektur  um 
37  Personen ergibt,  die bereits oben ausgewiesene Zahl der Bevölkerungs- 
abnahme  in  den beiden  Untersuchungsräumen  um  320 Personen1). Der Rück- 
 
1)   vgl. www.statistik.at/blickgem/prl /: Differenz aus natürlicher Geburtenbilanz   
      und  Geburtenbilanz laut Datenbank POPREG sowie Bereinigung der Daten   
      mit dem Zentralen Melderegister (ZMR). 
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gang der Einwohnerzahl in den beiden Untersuchungsräumen lässt zwar den 
Schluß zu, dass sich dadurch auch der allgemeine Mobilitätsbedarf verringert 
hat, doch widerspricht dem die Zunahme des Bestands an 
 
Wanderungsbilanz 
(Saldo aus Zuzug und Abwanderung von Hauptwohnsitzen) 
 
                
Gemeinde 2002 2003 2004 2005 2006 2007
Zwettl NÖ -38 6 34 41 30 -9
Schwarzenau -13 -12 4 0 6 7
Windigsteig -15 -19 -16 -3 5 -17
Waidhofen/T -17 84 10 50 72 32  
 
Tabelle 19: Statistik Austria Wanderungsbilanz (www.statistik.at/blickgem/prl/) 
 
Personenkraftwagen. Die Anzahl der zugelassenen Fahrzeuge erhöhte sich 
zwischen 2002 und 2008 mit Stand 31.12. d.J. im Bezirk Waidhofen an der 
Thaya von 16.670 auf 17.157 Fahrzeuge und im Bezirk Zwettl von 25.914 auf 
27.298 Fahrzeuge (Quelle: Statistik Austria1), vgl. auch S.119, Tabelle 22).   
 
Auch die strukturelle Entwicklung der Bevölkerung in den Untersuchungsräumen 
ist für die Entwicklung des  Mobilitätsbedarfs von Interesse. Hierfür  kann auf 
statistische Gemeindedaten des Landes Niederösterreich (vgl. www.noel.gv.at/...) 
zugegriffen werden.  Aus der folgenden Tabelle 20 ist zu erkennen, dass sich seit  
der letzten Volkszählung der Anteil der Jugendlichen bis 15 Jahren an der Ge-
samtbevölkerung  der  beiden   Untersuchungsräume  sowohl  absolut (-201 bzw. 
-491 Personen) wie auch prozentuell (-2% bzw.  -3,3%-Punkte) deutlich reduziert 
hat. Hingegen ist der Anteil der 15-59jährigen absolut (+ 76 bzw. + 226 
Personen) und prozentuell um +2,3%- bzw. +3,1%- Punkte gestiegen. Der Anteil 
der über 60jährigen hat sich im Raum Schwarzenau – Waidhofen an der Thaya 
im Vergleichszeitraum absolut und prozentuell geringfügig erhöht und im Raum 




  Bevölkerung 
Untersuchungsraum bis 15 15-59 60 u. älter insgesamt 
  2001 2008 2001 2008 2001 2008 2001 2008 
Schwarzenau - Waidhofen/T 
absolut 1468 1267 4862 4938 2128 2144 8554 8349 
                                          % 17,2 15,2 56,8 59,1 24,9 25,7 100 100 
Schwarzenau - Zwettl  absolut 2399 1908 7633 7859 3191 3160 13223 12927
                                          % 18,1 14,8 57,7 60,8 24,1 24,4 100 100 
  
Tabelle 20:  Anteile von Altergruppen an der Gesamtbevölkerung  
                    (eigene Berechnung nach Daten der Statistik Austria) 
 
in der Bevölkerung der beiden Untersuchungsräume bedeutet, dass sich im Ver-
gleichszeitraum  der   Mobilitätsbedarf  der Schüler  verringert und der der Perso- 
 
 
1)   In Österreich werden die Daten über Fahrzeugzulassungen von den   Zulassungs- 
   stellen der Versicherungen an den Versicherungsverband und weiter an die Statistik 
   Austria  gegeben 
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sonen im erwerbstätigen Alter leicht erhöht hat. Im Hinblick auf den geringen 
Anteil des öffentlichen Verkehrs hat dies aber wenig Bedeutung für die Situation 
der beiden Regionalbahnen. 
 
7.3.2.2  Mobilitätssituation  der erwerbstätigen Pendler 
 
Anders verhält es sich im Personenverkehr mit den Pendlerströmen nach und 
aus  den  Gemeinden  der Untersuchungsräume. Sowohl aus der Statistik der Ar- 
beiterkammer  NÖ aus dem Jahr 2004 (siehe Tabelle 14,) und der Pendlerstatis- 
tik gemäß  Volkszählung  2001  ist   ein  relativ hoher und steigender 
Mobilitätsbedarf zu erkennen (vgl. Tabelle 21). Da jedoch die Pendleranalyse der 
Arbeiterkammer  nur  die  Pendlerbewegungen  aus und nach dem Bezirk erfasst  
und nicht  auch innerhalb  des  Bezirks,  kommt  es auch zu beträchtlichen Unter-
schieden zwischen der Zahl der  Ein- und Auspendler gemäß Arbeiterkammer-
statistik und Statistik Austria. Weil aber für den Personenverkehr auch die 
Pendlerströme innerhalb der politischen Bezirke relevant sind, werden in dieser 
Arbeit trotz der mangelnden Aktualität die Daten der Volkszählung 2001 bei den 
Gemeinden, die zum Untersuchungsraum der Regionalbahnen zählen, 
verwendet. Dabei zeigt sich für die Gemeinden die gleiche Tendenz wie bei der 
Pendleranalyse  der  Arbeiterkammer,  nämlich  eine Zunahme der Ein- und Aus-  
 
  Einpendler Auspendler 
Gemeinde 1991 2001 1991 2001 
Waidhofen/T 2.178 2.841 688 846 
Windigsteig 52 67 325 339 
Schwarzenau 242 229 403 460 
Zwettl 5.739 7.503 8.719 10.409 
 
Tabelle 21: Statistik Austria; Erwerbspendler nach Gemeinden  
 
pendler unter den Erwerbstätigen. Es handelt sich hierbei in hohem Ausmaß um 
sogenannte Tagespendler, die täglich zwischen Wohnort und Arbeitsstätte pen-
deln. Das waren beispielsweise in der Gemeinde Waidhofen im Jahr 2001 zuletzt 
672 (2001) täglich aus- und 2.716 täglich einpendelnde Erwerbstätige. Während 
die Gemeinde Waidhofen an der Thaya mehr als dreimal so viele Einpendler wie 
Auspendler aufweist, was auf ein relativ gutes Angebot an Arbeitsplätzen 
schließen lässt, überwiegen in der Gemeinde Zwettl deutlich die auspendelnden 
Erwerbstätigen, obwohl Zwettl als regionaler Zentralort auch ein große Zahl an 
Einpendlern aufweist.   
 
Um aus dem durch die Pendlerbewegungen gegebenen  Mobilitätsbedarf auf das 
Potenzial für die betreffenden Regionalbahnen schließen zu können,  sind jedoch 
die  untersuchungsrelevanten Quell-  und Zielgemeinden der Pendlerströme (vgl.  
Statistik Austria, Gemeinden, Erwerbspendler nach Pendelziel) von Interesse, die 
an der betreffenden Regionalbahn liegen.  
 
Gemeinde Waidhofen an der Thaya 
Aus der Gemeinde Waidhofen pendelten 2001  846 Erwerbstätige in andere 
Gemeinden. Davon arbeiteten 414 (48,9%) Personen (zu 75 %  Tagespendler) in 
den bei entsprechendem Angebot grundsätzlich mit der Bahn erreichbaren 
Gemeinden Allensteig, Gmünd, Horn, Schrems, Vitis und Wien. Allein nach Wien 
pendelten 197 Personen, davon 95 täglich.  Von den  zuletzt 2001 in die Gemein-
de einpendelnden 2.841 Personen  kamen 567 (20%) aus den an der Bahn 
liegenden Gemeinden Vitis, Windigsteig, Gmünd, Schrems, Allensteig, Schwar-
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zenau und Wien. Davon waren 464 Personen Tagespendler. 67 Pendler kamen  
davon täglich aus Wien. 
 
Gemeinde Zwettl  
Die Stadtgemeinde Zwettl verzeichnete bei der letzten Volkszählung 2001 1643 
Auspendler. Von diesen pendelten 660 (40,2%) Personen in die mit der Bahn bei 
entsprechendem Angebot erreichbaren Gemeinden Allensteig, Gmünd, Schrems, 
Vitis, Waidhofen a.d Thaya und Wien. Davon pendelten In die Bundeshauptstadt 
sogar  315 Personen täglich. Von den 3035 einpendelnden Erwerbstätigen 
kamen nur 192 (6,3%) Personen aus Gemeinden, von denen Zwettl bei 
Vorhandensein eines entsprechenden Angebots mit der Bahn in zumutbarer Zeit 
erreichbar wäre. Es waren dies 2001 die Gemeinden Gmünd, Schrems, Vitis und 
auch hier Wien, wovon 93 Personen einpendelten, 60 davon täglich. 
 
Gemeinde Schwarzenau 
Von den 460 Auspendlern pendelten 292 Personen in Gemeinden mit grund-
sätzlich akzeptabler Bahnerreichbarkeit. Es waren dies 2001 die Gemeinden 
Allensteig, Zwettl, Schrems, Gmünd, Waidhofen a.d Thaya und Wien. Bis auf 
Wien - hier waren es nur rd. 55% - handelte es sich um Tagespendler. Die 229 
Einpendler stammten über die Hälfte aus den benachbarten Bezirken Gmünd 
und Waidhofen a.d Thaya. Knapp 40% kamen aus dem Bezirk Zwettl. 
  
Gemeinde Windigsteig,  
Von den 339 Auspendlern des Jahres 2001 arbeiteten 136 Personen in der 
grundsätzlich mit der Bahn gut erreichbaren Gemeinde Waidhofen an der Thaya. 
Der Rest pendelte gestreut in die politischen Nachbarbezirke Zwettl und Gmünd. 
Dabei handelte es sich durchwegs um Tagespendler, ausgenommen jene 7%, 
die in Wien arbeiteten.  
 
Da in den beiden politischen Bezirken, zu denen die zuvor genannten Gemein-
den gehören, der Marktanteil des öffentlichen Verkehr bei Ein- und Auspendlern 
nur bei 2,7% bzw. 6,1% (Bezirk Zwettl) und 3,5% bzw. 6,6% (Bezirk Waid-
hofen/T) (vgl. S.114, Tabelle 15) lag und heute wahrscheinlich darunter liegt, 
lässt dies auf ein absolut unzureichendes Angebot von Bahn und Bus und auf 
eine Zunahme des motorisierten Individualverkehrs schließen. Aus der folgenden 
Darstellung (vgl. Statistik Austria, Kraftfahrzeugbestandstatistik) ist zu erkennen, 
dass der Bestand an PKW im Zeitraum 2000 bis 2008 im Zulassungsbezirk 
Waidhofen/T um knapp 3% und im Bezirk Zwettl um 5,3% gestiegen ist.  
 
 
Tabelle 22:  PKW- Bestandsentwicklung, Statistik Austria, Kfz-Bestandsstatistik 
 
7.3.2.3   Mobilitätssituation  der Schüler und Studenten 
 
Auch im Hinblick auf den Mobilitätsbedarf der Schüler und Studenten, der für die 
Bedeutung der beiden Regionalbahnen relevant ist, kann leider nur auf die Daten 
der Volkszählung 2001 zugegriffen werden. Es liegen keine aktuelleren Daten 
vor. Tabelle 23 [S.120] zeigt die Situation 2001. Aus dieser Tabelle ist zu 
ersehen, dass der Großteil der Schüler und Studenten innerhalb der 
Wohnortgemeinde mobil ist und daher für den regionalen Bus- und Bahnverkehr 
weitgehend nicht als Potenzial in Frage kommt. Ein beachtliches Fahr-
 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Waidhofen/T 16.670 16.934 16.345 16.523 16.627 16.741 16.865 17.040 17.157 
Zwettl 25.914 26.336 25.707 26.035 26.325 26.623 26.835 27.136 27.298 
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gastpotenzial stellen jedoch die nach außerhalb des Wohnortbezirks aus-
pendelnden oder von außerhalb des Wohnortsbezirks einpendelnden 
 
Mobilitätssituation der Schüler und Studenten 
Gemeinde Schüler  mobil  Auspendler Einpendler 
  und in der  
nach 
anderen   nach außerhalb  aus anderen   aus anderen 
  Studenten  Gemeinde Gemeinden   des eigenen  
Gemeinden 
des Bezirken 




Bezirks     
Waidhofen/T 919 752      19   148 892 379 
Windigsteig 167 70       66   31 1 1 
Schwarzenau 185 71       51   63 3 0 
Zwettl 1953 1608  48 297 1076 421 
 
Tabelle 23:  Schülerpendler  (Statistik Austria, Schülerpendlerstatistik, 2001) 
 
Schüler und Studenten dar. Dies gilt insbesondere für die Schulstädte Waid-
hofen/T und Zwettl. Trotz diesbezüglich nicht vorhandener Daten ist zu vermuten, 
dass es sich bei den Auspendelnden  eher um Studenten handeln dürfte, wäh-
rend die Einpendler vor allem die Schüler der allgemein- und berufsbildenden 
höheren Schulen sind. 
 
Wieweit sich die Pendlerströme in, von und nach den Untersuchungsräumen 
sowohl bei den Erwerbstätigen als auch bei den Schüler und Studenten seit 2001 
verändert haben, kann für diese Arbeit nicht festgestellt werden. Aus der Bevöl-
kerungsentwicklung kann jedoch geschlossen werden, dass die Zahl der Schüler- 
und Studentenpendler abgenommen und die der Erwerbstätigen zugenommen 
hat. In den folgenden Kosten- und Nutzenberechnungen wird davon ausge-
gangen, dass sich die Quell- und Zielorte der Pendlerströme nicht wesentlich 
verändert haben und verändern werden.  
 
7.3.3 Ökologische Situation 
  
Ähnliches gilt auch für beide Regionalbahnen im Hinblick auf die gegebenen 
ökologischen Rahmenbedingungen, wie sie insbesondere durch die verkehrs-
relevanten  Maßnahmen  des  Klimaprogramms  der NÖ-Landesregierung (2004)  
gegeben sind, mit dem eine Reduktion der Treibhausgasemissionen, insbe-
sondere des CO2-Ausstoßes in Niederösterreich erreicht werden soll.  Dieses 
Programm orientiert sich am internationalen Klimaschutzabkommen von Kyoto 
(1997) und am österreichischen Ministerratsbeschluss vom 18.06.2001, mit dem 
ein  Maßnahmenpaket zur Reduzierung der Treibhausgase beschlossen wurde.  
Da rund 25%  (vgl. NÖ-Landesregierung; Programm 2004-2008, S. 33 ff)  der 
CO2 - Emissionen durch den Verkehr verursacht werden, sind die im Abschnitt 
„Verkehr“  des niederösterreichischen Klimaprogramms enthaltenen Maßnahmen 
auch  für die gegenständliche Arbeit von Bedeutung. Das Programm gliedert sich 
in die Aufgaben Verkehr vermeiden (gilt vor allem für den motorisierten Indi-
vidualverkehr, Anm. d.Verf), Verkehr verlagern und Verkehr verbessern.  
 
Neben der klimarelevanten ökologischen Situation ist vor allem auch auf die 
Zielsetzung,  Luftverschmutzung  zu  reduzieren bzw. zu verhindern hinzuweisen. 
Dem öffentlichen Verkehr, insbesondere dem öffentliche Personenverkehr wird 
vom Land Niederösterreich in Bezug auf Umweltschutz allgemein und für seine 
Regionen hohe Bedeutung beigemessen. Allerdings wird hier zumeist nur vom 
gesamten  öffentlichen  Verkehr  gesprochen.  Im Handbuch Öffentlicher Verkehr  
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der Österreichischen Verkehrswissenschaftlichen Gesellschaft (2009, S. 6 ff) 
werden dessen  Vorteile  bei Energieverbrauch, Lärm- und Schadstoffemissionen 
sowie dem Ausstoß von CO2-, NOx-,  und SO2 - Ausstoß dargestellt und mit den 
Werten von Personenkraftwagen und Autobussen verglichen. Allerdings haben 
diese Werte in Bezug auf die vorliegende Arbeit nur geringe Relevanz, weil z.B.  
im öffentlichen Verkehr auf der Schiene beim Energieverbrauch sowie bei den 
Lärm- und Schadstoffemissionen  vom Betrieb mit  elektrischer Energie ausge-
gangen wird, was auf den zu bewertenden Nebenbahnen nicht der Fall ist.  
 
Für die gesamtwirtschaftliche Bewertung der beiden Regionalbahnen stellt sich 
somit die  Frage,  wieweit  Züge  gegenüber  dem Bus  und  dem LKW ökolo-
gisch sinnvoller sind. Aufgrund von Angaben der ÖBB-Technische Services 
GmbH und der ÖBB-Traktion GmbH beläuft sich der Dieselverbrauch eines auf 
den beiden Regionalbahnen zum Einsatz kommenden Triebwagens der Reihe 
5047 auf 100  Liter  pro  100 Kilometer,  wobei  bei diesem Verbrauch ein CO2 - 
Ausstoß von 2.650 Gramm pro km erfolgt. (Laut Angabe der  Firma Blaguss wird 
der CO2-Ausstoß eines Dieselfahrzeugs in Gramm pro km als Produkt aus 
Durchschnittsverbrauch und dem Faktor 26,5 errechnet).  Im Vergleich dazu 
weisen moderne EU-4 Busse, wie es die derzeitige EU-Regelung für Neuzu-
lassungen vorschreibt, nur einen Dieselverbrauch von 28 Liter pro 100 Kilometer 
auf. Dabei entsteht nach Auskunft von Busverkehrsbetreibern (Quelle: Blaguss, 
Dr. Richard, Verkehrsbüro) ein Ausstoß von nur 742 Gramm CO2/km.  Allerdings 
gibt es  in einem Triebwagen 5047 mit 68 Sitzplätzen um 36% mehr Sitzplätze 
als in einem im Regionalverkehr eingesetzten EU-4 Bus (rund 50 Sitzplätze). 
Trotzdem  beträgt der CO2 - Austoß des Busses pro Platzkilometer mit 14,8 
Gramm deutlich weniger als die Hälfte des CO2 - Ausstosses des Diesel-
triebwagens pro Platzkilometer (38,97 Gramm). 
 
Ein Vergleich des CO2 - Ausstosses von Lastkraftwagen und Diesellokomotiven 
ist ungleich schwieriger, weil er von vielen Faktoren abhängt. Nach Angaben des 
technischen Dienstes der ÖBB liegt der Durchschnittsverbrauch einer Loko--
motive  vom Typ 2016 mit 395 l/km knapp viermal höher als der Verbrauch eines 
Dieseltriebwagens vom Typ 5047. Die Diesellokomotive der Serie 2143 hat einen 
knapp dreimal so hohen Verbrauch, nämlich 265 l/100km. Der CO2 - Ausstoss 
dieser Güterzuglokomotiven liegt daher bei 7.818 Gramm /km (Lok 2016) bzw. 
7.023 Gramm/km (Lok 2143). Im Vergleich dazu liegen der Durchschnitts-
verbrauch eines 40 Tonnen LKW bei rund 39 Liter (Angabe BWK) und der CO2 -
Ausstoss bei rund 1.033 Gramm/km. Entscheidend ist aber die damit erbrachte 
Leistung. Wenn zum Beispiel statt eines 800 Tonnen Güterzuges mit einer 2143-
Lokomotive die Beförderung durch 20  LKW-Fahrten  erfolgte, so läge der   
Stickoxydausstoss auf der Straße pro Kilometer bei rund 20.660 Gramm (1033 x 
20).  Daher wäre der Bahntransport mit 7.300 Gramm Ausstoß/km weitaus 
umweltfreundlicher. Ökologische (und soziale) Auswirkungen, die sich als Kosten 
niederschlagen, ergeben sich auch noch durch die Luftverschmutzung, die durch 
die Verbrennung von  Dieseltreibstoff erfolgt. Diese vergleichenden Berech-
nungen werden in den folgenden Abschnitten, in denen die  konkrete Bewertung  
der beispielhaft herangezogenen Nebenbahnen  vorgenommen.   
 
Im Zusammenhang mit den ökologischen Rahmenbedingungen für eine gesamt-
wirtschaftliche  Bewertung  von Regionalbahnen  ist auch   auf das europäische 
Klimabündnis zu verweisen. Hier haben sich europäische Gemeinden mit dem 
Ziel zusammengeschlossen, eine kontinuierliche Verminderung der Treibhaus-
gasemissionen (CO2  - Ausstoß) alle 5 Jahre um 10% zu bewirken. Mit Ausnah-
me der Gemeinde Zwettl gehören alle im Untersuchungsraum der beiden Re-
gionalbahnen liegenden Gemeinden diesem Klimabündnis an. Daher müsste bei 
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diesen Gemeinden neben aller anderen Energie sparenden und Emissionen 
senkenden Maßnahmen auch Interesse an einer ökologisch entsprechenden 
Verkehrsgestaltung bestehen, um die vom Verkehr erzeugten Treibhausgase zu 
reduzieren. 
 
7.3.4   Zusammenfassung 
 
Obwohl für die Untersuchungsräume der beiden Regionalbahnen keine BRP-
Werte berechnet werden können, ist regionalwirtschaftlich festzustellen, dass die 
für die Bewertung der Regionalbahn relevanten Gebiete, im Vergleich zur 
gesamten Region Waldviertel und gegenüber dem österreichischen Durchschnitt 
eine geringere Wirtschafts- und Kaufkraft aufweisen. Ursache hierfür ist vor allem 
die rückläufige Bevölkerungszahl [vgl. S.115, Tabelle 16], die zu einem 
Rückgang der Wirtschaftskraft und zu einem Überhang an Auspendlern geführt 
hat, was insbesondere für die Situation der Regionalbahnen im Personenverkehr 
von Bedeutung  sein könnte. 
 
Für den Güterverkehr war aus den Tabellen 12 [vgl. S.112] und 13 [vgl. S.113] zu 
erkennen, dass der Bedarf nach Güterverkehrsleistungen in den Untersuchungs-
räumen am stärksten von den Sektoren Sachgüterproduktion, Handel aber auch 
noch immer [obwohl hier vom Land Niederösterreich entwicklungspolitisch 
gegengesteuert wird] von der Land- und Forstwirtschaft verursacht wird. Daraus 
kann aber noch nicht konkret auf den Bedarf und die Nachfrage nach 
Güterverkehrsleistungen geschlossen werden. Diesem quantitativen und 
qualitativen Bedarf wird in den folgenden Abschnitten nachgegangen werden. 
 
Zusammenfassend ist   zur sozialen und zur Mobilitätbedarfssituation in den Un-
tersuchungsräumen als grundlegende Determinante für die gegenwärtige 
Bedeutung der betreffenden Regionalbahnen im Personenverkehr festzustellen, 
dass sie vor allem durch  
• Leichte, aber anhaltende Abnahme der Bevölkerung  
• leicht zunehmende Überalterung und 
• einen nicht unbeträchtlichen  Anteil an ein- und auspendelnden Erwerbs-
tätigen  sowie  von pendelnden Schülern  und  Studenten  
determiniert wird.  
  
In Bezug auf die Bedeutung der Regionalbahn ist zu erkennen, dass im Vergleich 
zum theoretischen Marktpotenzial für den Bus- und Bahnverkehr nur ein geringer 
Anteil des öffentlichen Verkehrs und hier besonders des Personenverkehrs auf 
die beiden  zu bewertenden Regionalbahnen entfällt. Dies ist einerseits die Fol-
ge des zunehmenden motorisierten Individualverkehrs sowie des guten Ausbau-
zustands der Bundes- und Landesstraßen, anderseits aber auch das Resultat 
des unattraktiven Bahnangebots auf den beiden Regionalbahnen. Hinsichtlich 
der regionalwirtschaftlichen und sozialen Situation im Waldviertel wird in den 
letzten Jahren versucht, diese Entwicklung auf der Grundlage des  Leitbilds  des  
niederösterreichischen   Landesentwicklungskonzepts    (vgl. Amt der NÖ-Landes- 
regierung, 2004) positiv zu steuern und zu verbessern. Dies soll zum Beispiel im 
Einklang mit der Strukturförderungsperiode der EU 2007 – 2013 mittels eines 
Programms zur Stärkung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit erfolgen und im 
Wege des Regionalmanagements für Niederösterreich realisiert werden. Zur 
strategischen Entwicklung und Umsetzung regionaler Projekte wurde  der  Verein 
„EU-Plattform pro Waldviertel“ gegründet. Ein Teil dieses Vereins ist das 
Regionalmanagement Waldviertel, das organisatorisch der Gruppe Raumord-
nung, Umwelt und Verkehr der niederösterreichischen Landesregierung ange-
hört, welche auch die Geschäftsführung des Vereins wahrnimmt. Von diesem Teil 
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der niederösterreichischen Landesregierung wurde aufgrund einer Email-Anfrage 
des Verfassers mitgeteilt, welche Bedeutung diesen beiden ausgewählten 
Regionalbahnen für das Erreichen der Entwicklungsziele des Regionalmana-
gements  Waldviertel zuerkannt wird.  
 
Vorrangige Bedeutung wird den beiden Regionalbahnen für die Ziele 
o Mobilitätssicherung der Bevölkerung (Alte, SchülerInnen, StudentInnen, 
PendlerInnen, Lehrlinge) und für den 
o Anschluss an den überregionalen Verkehr auch von und nach Tschechien 
beigemessen. 
 
Hohe Bedeutung haben die beiden Bahnen für die Ziele 
o Sicherung von Arbeitsplätzen,  
o Eindämmung der Abwanderung, 
o Erhaltung und Schaffung von Betriebsstandorten, und zur Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit sowie für den  
o verantwortungsvollen Umgang mit Energieressourcen und Natur. 
 
Allerdings steht diese 2008 abgegebene Einschätzung der Bedeutung der beiden 
Nebenbahnen im Widerspruch zur vorgesehenen Entscheidung des Landes, die 
Nebenbahn Waidhofen/Thaya – Fratres ab 2011 einstellen zu wollen [vgl. S. 
108]. 
 
Die Realisierung dieser  regionalpolitischen Zielsetzungen für das Waldviertel 
und damit auch für die Untersuchungsräume wurde und wird durch das regionale 
Förderprogramm der Europäischen Union unterstützt. Während in der Struktur-
förderungsperiode der EU 1995 bis 1999 das Waldviertel unter sechs Arten von 
Zielgebieten als Ziel 2 - Gebiet (Umstellung von Regionen mit rückläufiger Ent-
wicklung) eingestuft wurde, war es in der Folgeperiode 2000 – 2006 unter nur 
mehr drei Arten von Zielgebieten wiederum Zielgebiet 2 als ein Gebiet mit 
Strukturproblemen   (vgl. ÖROK, Abgrenzung für EU-Strukturfond, 1999) erklärt. 
In dieser Periode wurden im Waldviertel regionale Projekte mit Kosten im 
Umfang von 4 Mio. Euro genehmigt und mit 2,47 Mio.  Euro  aus öffentlichen 
Mitteln gefördert (vgl. www. waldviertlergrenzland.at). Die Förderung des 
ländlichen Raums  „Waldviertel“ erfolgte im  Rahmen  der „Ziel 2 - Förderungen“ 
der  EU zur Unterstützung der wirtschaftlichen und sozialen Umstellung der 
Gebiete mit Strukturproblemen sowie der INTERREG-Programme zur Förderung 
von Grenzgebieten. Für die laufende Periode 2007 - 2013 erfolgt die Förderung 
des Waldviertels durch Mittel der EU mit dem Ziel, die regionale Wettbewerbs-
fähigkeit und Beschäftigung zu steigern. Das Land Niederösterreich hat hier in 
Verhandlungen mit der EU-Kommission die Programmrichtung festgelegt. Dabei 
sollen allgemein für periphere Regionen wie es das Waldviertel ist, endogene 
Potenziale zur Regional- und Stadtentwicklung sowie zur Entwicklung innova-
tiven und nachhaltigen Tourismus genutzt werden, wobei auch Umweltschutz, 
Energieeffizienz und erneuerbare Energien Programmthemen sind (vgl. Amt der 
NÖ. Landesregierung, Operationales Programm zur Stärkung der regionalen 
Wettbewerbsfähigkeit Niederösterreich 2007 -  2013,  St.Pölten 2007).  
 
Im Zuge dieses Programms soll auch die territoriale Zusammenarbeit mit 
Tschechien forciert werden. Für die Erreichung dieses Ziels hat die Existenz der 
Regionalbahn Schwarzenau - Waidhofen an der Thaya derzeit aber nur eine 
geringe Bedeutung, weil sie mit einer Länge von zehn Kilometern nur einen 
kleinen Teil der Verkehrsinfrastruktur dieser Region bildet.  Anders läge die 
Situation, wenn es zu einer Sanierung der Strecke zwischen Waidhofen an der 
Thaya und Fratres sowie zu einer Neuaufnahme des grenzüberschreitenden 
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Verkehrs mit Tschechien über diesen Grenzübergang käme. Aufgrund der 
Einsicht in zur Verfügung gestellte Unterlagen der Niederösterreichischen 
Verkehrsorganisationsgesellschaft (NÖVOG) stand die NÖ-Landesregierung der 
Streckenwiederinbetriebnahme   anfangs positiv   gegenüber. Aufgrund mehrerer 
österreichischer Studien1)  wurde aber keine Wiederinbetriebnahme der Strecke 
ins Auge gefasst. Eine tschechische Studie2), die zum gleichen Thema 
durchgeführt wurde, änderte nichts an der Ablehnung der Finanzierung bzw. 
einer Finanzierungsbeteiligung für die Wiederinbetriebnahme der Strecke durch 
den Bund. Eine solche wird jetzt auch vom neuen Eigentümer, dem Land 
Niederösterreich abgelehnt [vgl. S. 108]. Obwohl es von wissenschaftlichem 
Interesse wäre, die regionalwirtschaftliche Bedeutung der gesamten Regional-
bahnstrecke bis zur österreichischen Grenze zu bewerten, beschränkt sich die 
vorliegende Arbeit auf den Streckenabschnitt zwischen Schwarzenau und 
Waidhofen an der Thaya.  
 
8.  Regionalwirtschaftliche Bewertung der Nebenbahn Schwarzenau -     
     Waidhofen an der Thaya im Status-quo 
 
In diesem Abschnitt geht es so wie im später folgenden Abschnitt 9 (Bewertung 
der Nebenbahn  Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn) primär darum, jeweils 
an einem konkreten  Beispiel eine theoretisch und methodisch fundierte Bewer-
tung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung von Nebenbahnen in Österreich 
vorzunehmen. Eine solche Bewertung des Status-quo ist auch für den Vergleich 
mit verkehrswirtschaftlichen Maßnahmen wie den Zugersatz durch Busse 
erforderlich.      Für diese Bewertung müssen auch Daten  verwendet werden, die 
aus inoffiziellen Quellen stammen, auf  die  zwar  im  wissenschaftlichen  Sinn  
verwiesen  wird, deren  Richtigkeit im Rahmen dieser Arbeit  jedoch  nicht  be-
stätigt ist. Dies  gilt  sowohl für  die von  den  ÖBB- Gesellschaften offiziell und 
inoffiziell mitgeteilten als auch für die aus anderen Quellen stammenden Daten. 
Die hier vorgenommene Bewertung soll und kann daher nur aufzeigen, dass eine 
derartige Vorgangsweise praktisch möglich und durchführbar ist. Für den Fall 
einer entscheidungsrelevanten Bewertung  verkehrswirtschaftlicher  bzw. ver-
kehrspolitischer  Maßnahmen wären erforderlichenfalls spezielle, ergänzende 
oder  aktualisierte Daten  erforderlich und seitens des Entscheidungsträgers zu 
erheben.  
 
Die folgende praktische Bewertung der regionalwirtschaftlichen  Bedeutung der 
gegenständlichen Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya ergibt sich daher 
auf der Grundlage der  vorhandenen Daten und auf methodischer Basis der 
Kosten-Nutzen-Analyse. Dabei resultiert der Wert dieser Nebenbahn aus der 
Summe der monetär ausgedrückten und erforderlichenfalls diskontierten Kosten- 
und Nutzendifferenzen aller von dieser Bahn Betroffenen, anders ausgedrückt 
aus der Summe der Nettonutzen der Bahnbetreiber, der Bahnbenutzer und der 
betroffenen  Allgemeinheit in Bezug auf die ökonomische, soziale und ökolo-
gische Situation. Als Kosten werden dabei die in Geldgrößen bewerteten 
Verbräuche an Ressourcen (Produktions- und Umweltfaktoren) verstanden sowie  
   
1a) Bundesministeriums für Wirtschaft und Verkehr 1995: An den Verkehrsclub Östereich 
      (VCÖ) und  an  ÖAR  (Regionalmarketing GmbH) in Auftrag gegebene Studie über       
      ein integriertes regionales Verkehrsmodell für einen bedarfsorientierten Verkehr im  
      ländlichen Raum   
  b) Bundesministerium für Wissenschaft, Verkehr und Kunst, 1996: An Austria Rail  
      Engeneering in Auftrag gegebene  Feasibility Studie  zur Wiedereröffnung des  
      Grenzübergang Fratres  1996,  
2)  Überprüfung der Erneuerung des Schienenverkehrs über den tschechisch- 
     österreichischen Grenzübergang Slavonice - Fratres, SUDOP Praha, 2003    
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als Nutzen die monetären Vorteile aus der Raumüberwindung gesehen, wie sie 
durch Verkehrsleistungen und die Inanspruchnahme der Infrastruktur entstehen 
(vgl. Baum/Esser/Höhnscheid, 1998, S. 10). 
 
8.1 Kosten und Nutzen der Betreiber im Status-quo 
 
Wie bereits erwähnt, wurden beide beispielhaft ausgewählten Nebenbahnen im 
Bewertungsjahr 2008 (noch) von den zu 100% im öffentlichen Eigentum 
befindlichen ÖBB-Gesellschaften betrieben. Bei ungeteilten Unternehmen wie es 
etwa die österreichischen Privatbahnen sind, bei denen keine Trennung in 
eigenständige Verkehrs- und Infrastrukturunternehmen existiert,  ergibt sich der 
Wert einer Regionalbahn für das Verkehrsunternehmen aus der Differenz aller 
monetären Nutzen und Kosten des Gesamtunternehmens.  
 
Im Fall der als eigenständige Aktiengesellschaften organisierten und getrennt 
bilanzierenden  ÖBB-Betreibergesellschaften haben wir es  bei  jeder Nebenbahn 
mit verschiedenen eigenwirtschaftlichen,  aus dem Rechnungswesen   der  
betreibenden  Gesellschaften abgeleiteten Ergebnissen zu tun, die sich jeweils 
als eigener Streckenerfolg darstellen.  Entgegen den Definitionsgrundsätzen des 
betriebswirtschaftlichen Rechnungswesen werden dabei seitens der ÖBB-
Gesellschaften die Begriffe Aufwand und Ausgaben einerseits sowie die Begriffe, 
Erträge, Erlöse und Einnahmen anderseits oft synonym verwendet. Auf die damit 
verbundenen Zurechnungsprobleme von Kosten (Aufwändungen, Ausgaben) und 
Nutzen (Erlöse, Erträge, Einnahmen)  wurde bereits früher hingewiesen [vgl. S. 
84 f]. In diesem Abschnitt soll nun konkret auf die von den ÖBB-Gesellschaften 
offiziell für wissenschaftliche Zwecke oder inoffiziell zur Verfügung gestellten 
bahninternen Daten und deren Ermittlung eingegangen werden. 
 
Der betriebswirtschaftliche Streckenerfolg der gegenständlichen Nebenbahn 
Schwarzenau - Waidhofen  an  der  Thaya,  die  früher  noch  bis  Fratres an der 
tschechoslowakischen Grenze ging, wurde bis zum Jahre 1980 aufgrund des 
sogenannten Zubringerwerts festgestellt. Darunter wurde jener Wert verstanden, 
den eine Nebenbahn für das übrige Bahnnetz hatte. Er resultierte aus den Ver-
kehren, die  zwischen  der  Nebenbahn  und  dem Hauptnetz stattfanden. Der Zu- 
bringerwert  wurde vor allem als Leistungs- und Ertragsanteil ermittelt, weil 
damals mangels Existenz einer entsprechenden Kosten- und Leistungsrechnung 
keine andere Möglichkeit bestand. Ergebnisse aus dieser Zeit liegen heute  nicht  
mehr  vor. Erst  1980  erfolgte für das Rechnungsjahr 1974 erstmals - wie  bereits  
beschrieben (vgl. ÖROK, 1980, Bd. 22) -  eine den damaligen Gegebenheiten 
Rechnung tragende Bewertung von 44 Nebenbahnen aus der Sicht der damals 
nicht in Verkehrs- und Infrastrukturbereich getrennten  ÖBB als Wirtschaftskörper 
des Bundes und unter Berücksichtigung weiterer Kriterien [vgl. S. 80 f]. Der 
Erlösanteil des Personen- und Güterverkehrs der 34,3 km langen Strecke 
Schwarzenau - Fratres (Staatsgrenze) an den Erlösen aller untersuchten 44 
Nebenbahnen wurde damals mit 3,035% ermittelt und betrug 8,927.083 öS (vgl. 
ÖROK, 1980, Bd. 22, S. 14). Die Kosten der  Nebenbahnen für das Gesamt-
unternehmen ÖBB wurden aufgrund der Anteile einzelner Kostenstellen (vgl. 
ÖROK,1980, Bd. 22, S. 15) an den Gesamtkosten aus den nur für 5 Neben-
bahnen vorliegenden Ergebnissen auf alle 44 Nebenbahnen hochgerechnet und 
dann auf die einzelnen Nebenbahnen verteilt. Für die damalige Strecke Schwar-
zenau - Fratres (Staatsgrenze) wurde ein Betriebsabgang von 18,531.917 öS 
errechnet (vgl. ÖROK, 1980, Bd.22, S.16). Das hätte für die heutige 10 km lange 




8.1.1  ÖBB-Personenverkehr AG 
 
In  der  genannten  ÖROK-Untersuchung  (vgl. ÖROK, 1980, Bd. 22)  wurden  für  
die damalige Nebenbahn Schwarzenau – Fratres (Staatsgrenze)  im Personen-
verkehr Erlöse für 1974 von 4,247.834 öS ermittelt. Bei den Kosten erfolgte keine 
Trennung nach Personen-  und Güterverkehr bzw. Infrastruktur, so dass hierfür 
kein getrennter Streckenerfolg ausgewiesen wurde. 
 
1999 wurde bahnintern auf Basis des damaligen Rechnungswesens der Erfolg 
der gegenständlichen Strecke getrennt nach den Geschäftsbereichen Personen- 
und Güterverkehr sowie Infrastruktur ermittelt. Im Geschäftsbereich Personen-
verkehr betrugen  1999 die als Umsätze ausgewiesenen Erlöse 3,59 Mio. öS und 
die als Aufwändungen bezeichneten Kosten 5,59  Mio. öS.  Für die Nebenbahn 
Schwarzenau - Waldkirchen/Thaya mit einer Länge von 29 km hätte sich 
demnach für den damaligen Geschäftsbereich Personenverkehr ein negativer 
Streckenerfolg von 2 Mio OS ergeben (68.966 öS/km). Bezogen auf die heutige 
Streckenlänge von 10 km hätte dies für das Jahr 1999 einem  Betriebsabgang 
von 689.655 öS (50.119,18 €) entsprochen.   
 
Nach Umwandlung des Geschäftsbereichs Personenverkehr in eine Aktienge-
sellschaft (vgl. BGBl. 138/2003) wurde erstmalig im Jahr 2007 auf Basis der 
festgelegten Kostenstellen des entsprechend angepassten ÖBB-Rechnungs-
wesens eine betriebswirtschaftliche Streckenerfolgsrechnung der gegenständ-
lichen nur mehr 10 km langen Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen an der 
Thaya für die ÖBB-Personenverkehr AG vorgenommen und dem Verfasser zur 
Verfügung gestellt. Es wurden dieser Regionalbahn 
• Tariferträge,  
• Erträge aus gemeinwirtschaftlichen Leistungen  
• Erträge aufgrund von Verkehrsdiensteverträgen und  
• Erlöse aus innerbetrieblicher Leistungsverrechnung  
sowie eine Fülle von Kostenpositionen auf Vollkostenbasis ohne Unterscheidung 
nach direkten, fixen und variablen Kosten zugeschieden, darunter auch 
zahlreiche als Overhead bezeichnete Kosten. Auf der Grundlage dieser Zuschei-
dungen von Erlösen und Vollkosten erwirtschaftete die gegenständliche Strecke 
für die Personenverkehr AG im Berichtszeitraum 1-16.2007 (Erstellungdatum 
12.1.2009) einen Verlust (Linienerfolg  LER) von -232.825,51 €  (-3,203.748,87 
öS).  Der Verlust hätte sich demnach gegenüber dem errechneten Wert für 1999 
um über das Vierfache erhöht.  
 
Für das Jahr 2008 wurde dem Verfasser auch von der ÖBB-Holding AG eine 
neue Berechnung des betriebswirtschaftlichen Streckenerfolgs im Personen-
verkehr zur Verfügung gestellt, wobei allerdings die Ergebnisse für das gesamte, 
so genannte Schwarzenauer Kreuz (Nebenbahnstrecken von Waidhofen an der 
Thaya über Schwarzenau und Zwettl bis Martinsberg Gutenbrunn) zusammen-
gefasst wurden (vgl. Anhang 1). Für beide Nebenbahnen zusammen wurden 
dabei 173.874 beförderte Personen (Schwarzenau - Waidhofen/Thaya: 100.291 
und Schwarzenau - Zwettl: 73.583 Fahrgäste)  angegeben und bezogen auf die 
gesamte Strecke ein negativer Betriebserfolg pro Fahrgast von 4,6 € ausge-
wiesen. Das entspräche für die Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya  
einem Verlust von 461.339 €, was aber gegenüber dem in der Linien- 
erfolgsrechnung 1-16.2007 (Erstellungsdatum 12.11.2009)  direkt ausgewiese-




In einer weiteren Datenaufstellung der ÖBB-Personenverkehr AG, Verkehrs-
planung Nahverkehr, wird für beide Nebenbahnen zusammen eine Beför-
derungsleistung von 5.700 Personenkilometer pro Werktag ausgewiesen und für 
die Gesamtstrecke ein negatives Ergebnis von - 561.193 € (Gesamtkosten: 
1.345.485 €, Gesamterträge: 784.292 €) berechnet [vgl. Anhang 2]. Im Verhältnis 
der Personenkilometer auf der Nebenbahn (2.700 Pkm, vgl. S. 132) zu den 
Personenkilometern auf der Gesamtstrecke (5.700 Pkm) ergeben sich für diese 
Nebenbahn Erträge von 371.507 € sowie Kosten von 637.335 € und damit ein 
glaubwürdigerer Verlust von -265.828 €, der für diese Arbeit herangezogen wird. 
 
Die Entwicklung   seit 1999 zeigt daher folgendes Bild (vgl. S.127, Tabelle 24): 
 
Nebenbahn Schwarzenau – Waidhofen/T  1999 2007 2008 




(-3,2 Mio öS) 
-265.828 € 
(-3,66 Mio öS) 
 
 
Tabelle 24: Betriebswirtschaftlicher Erfolg der Nebenbahn Schwarzenau – Waidhofen/T 
 
Dieser Vergleich zeigt auch besonders die Problematik, die sich aus den  unter-
schiedlichen Zuständen und Erstellungen  der internen Kosten- und Leistungs-
rechnung der ÖBB in diesen Jahren ergibt. Die Unterschiede könnten sich 
aufgrund der verschiedenen statistischen Erfassung, aus den differierenden 
Hochrechnungen sowie aus den methodisch wechselnden Zuschlüsselungen von 
Erträgen und Kosten ergeben. Auch die unterschiedlich gegebene Streckenlänge 
könnte in Bezug auf den Vergleich mit dem Jahr 1999 eine der Ursachen für die 
ausgewiesene Ergebnisentwicklung sein. Den stark unterschiedlichen  Resul-
taten ist nur gemeinsam, dass der betriebswirtschaftliche Erfolg der gegen-
ständlichen Strecke in den Jahren, für die Berechnungen vorliegen, ansteigend 
negativ war. Dementsprechend muss auch der betriebswirtschaftliche Status-quo  
aus Sicht des Betreibers ÖBB-Personenverkehr AG negativ beurteilt werden und 
soll im berechneten Ausmaß von -265.828 € in die regionalwirtschaftliche 
Kosten-Nutzen-Analyse einfließen. Sollten bei der ÖBB-Personenverkehr AG 
aktuellere und spezifischere Daten vorhanden sein, wären diese für das 
Bewertungsjahr  2008 zu berücksichtigen. 
 
Ob sich bei einer etwaigen Einstellung des Personenverkehrs auf dieser Neben-
bahn das Geschäftsergebnis der ÖBB-Personenverkehr AG verbessern würde, 
bleibt dabei zunächst unberücksichtigt. Auf die Problematik einer solchen 
Entscheidung auf der Grundlage von zugeschlüsselten Erträgen und Vollkosten, 
vor allem overhead-Kosten, von denen letztere in unbekanntem Umfang 
remanent,  das heißt kurz- und längerfristig nicht abbaubar sein können, sei hier 
nochmals verwiesen. Eine solche Entscheidung könnte besser auf der Basis 
einer stufenweisen Deckungsbeitragsrechnung erfolgen, die aber derzeit nicht 
vorliegt. [Bei einer vom Verfasser durchgeführten groben Beurteilung der zur 
Verfügung gestellten Kostenarten und Kostendaten nach dem Kriterium des 
Kostenwegfalls bei einer etwaigen Leistungseinstellung hat  sich jedoch  auch 
kein positiver Deckungsbeitrag ergeben]. 
  
Vor der Einstellung des Personenverkehrs auf dieser Nebenbahn - und dies gilt 
generell auch für alle anderen Nebenbahnen -  sollte daher geprüft werden, 
wieweit und zu welchem Zeitpunkt Erträge und Kosten durch die Einstellung 
tatsächlich wegfallen würden. Diese Frage  wird unter anderen auch Gegenstand 
der Überlegungen sein, der sich mit der Frage der Sinnhaftigkeit einer Umstel-
lung des Personenverkehrs von Schienen- auf Busbetrieb beschäftigen wird.    
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8.1.2  ÖBB-Rail-Cargo-Austria AG 
 
Auch für die Beurteilung des wirtschaftlichen Status quo dieser ÖBB-Gesellschaft 
als Betreiber des Güterverkehrs auf der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen 
an der Thaya gilt ähnliches wie vorher für den  Personenverkehr festgestellt. 
Auch hier gibt es Berechnungen aus den Jahren 1980 (Datenbasis 1974), 1999, 
2007 und 2008. Für das Jahr 1974 liegt dabei so wie auch für den Personen-
verkehr, keine Erfolgsrechnung der Strecke für den Güterverkehr vor, sondern 
nur ein Gesamtergebnis dieser Nebenbahn. Es wurden nur die im Jahr 1980 auf 
dieser Nebenbahn erzielten Erlöse im Güterverkehr mit 4,247.834 öS gesondert 
ausgewiesen (vgl. ÖROK, 1980, Bd. 22, S. 14). 
 
Die erste Streckenerfolgsrechnung für den Güterverkehr erfolgte aus der Sicht 
des damaligen Geschäftsbereichs Güterverkehr (ebenso wie für den Geschäfts-
bereich Personenverkehr) bahnintern im Jahr 1999. Dabei wurde für die 
damalige Strecke (Länge 29 km) Schwarzenau - Waldkirchen/Thaya  ein 
betriebswirtschaftlicher Abgang von -1,2 Mio. öS errechnet. Bezogen auf die 
heutige Streckenlänge von 10 km entspräche dies einem Abgang von  -413.793 
öS (-30.071,51 €). 
 
Ebenso wie für den Personenverkehr wurde dem Verfasser für das Jahr 2007 
eine Berechnung des Streckenerfolgs der Nebenbahn Schwarzenau - Waidho-
fen an der Thaya aus der Sicht der nunmehrigen ÖBB-Rail Cargo Austria AG zur 
Verfügung gestellt. Bei dieser Berechnung sind für den Bahnhof Waid-
hofen/Thaya Frachteinnahmen im Versand von 306.275 € und im Güterempfang 
Frachteinnahmen von 5.768 € ausgewiesen. Für die  zwischen Schwarzenau und 
Waidhofen/Thaya liegende Haltestelle Windigsteig, wo sich eine Filiale der 
Lagerhaus-Genossenschaft Waidhofen/Thaya mit einem Gleisanschluss befin-
det, wurde im Jahr 2007 kein eigenes Aufkommen verzeichnet und keine 
Frachteinnahmen ausgewiesen, weil beide beim Bahnhof Schwarzenau ver-
rechnet werden. Die  Frachteinnahmen des Bahnhofs Waidhofen/Thaya, in 
Summe 312.043 €, resultieren alle aus Transporten, die von Waidhofen/Thaya 
nach außerhalb der Strecke liegenden Bahnhöfen oder von solchen Bahnhöfen 
nach Waidhofen/Thaya erfolgten. Dabei wurden im Versand und Empfang 
25.561 Tonnen befördert und 7,619.418 Tonnenkilometer geleistet. Die 
durchschnittliche Fracht pro Tonne betrug 12,21 € und die Transportweite im 
Durchschnitt 298 km, was beweist, dass die Transporte weit über die 
gegenständliche Nebenbahn hinausgehen bzw. von weit außerhalb kommen.  
 
Eine Zuscheidung der Gesamtkosten auf die gegenständliche Nebenbahn 
erfolgte 2007 nicht bzw. wurde nicht bekannt gegeben. Wenn hierfür der für 2008 
von der ÖBB-Holding für diese Nebenbahn ausgewiesene Verlust pro beförderter 
Tonne von rund 5,07 € [vgl. Anhang 1] herangezogen wird, hätte das für 2007 
einen Abgang von -127.053 € bedeutet.  
 
Wie auch für den Personenverkehr wurde nur für das Jahr 2008 von der ÖBB-
Holding AG eine Erfolgsberechnung für die Nebenbahnen des Schwarzenauer 
Kreuzes [Schwarzenau - Waidhofen/T u. Schwarzenau - Martinsberg G.] für den 
Güterverkehr der Rail Cargo Austria AG vorgenommen. Dabei wurde für beide 
Nebenbahnen zusammen ein Verlust von 5,07 € pro Tonne [vgl. Anhang 1] 
festgestellt. Es erfolgte keine einzelne Bewertung der beiden Nebenbahnen.  
 
Wenn hier für 2008 ein Gleichbleiben des Anteils des Bahnhofs Waidho-
fen/Thaya am Gesamtaufkommen der beiden Nebenbahnen (2007: 25.561 to zu  
786.128  to) von 3,25%   unterstellt  wird,  ergäbe das bei einem Gesamtauf-
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kommen von 742.600 to (ÖBB-Angabe, 2008) der Nebenbahn Schwarzenau - 
Waidhofen/Thaya ein Aufkommen von 24.135 to. Bei gleich hoher  Durch-
schnittseinnahme pro Tonne (12,21 €) ergibt das Erträge von 294.688 € (24.135 
x 12,21) und somit für 2008 (5,07 x 24.135) einen Abgang von -122.364 € [vgl. 
Tabelle 25]. Demnach lagen die Kosten im Bewertungsjahr 2008 bei 417.052 € 
(294.688 € + 122.364 €).  
 
 
Tabelle 25:  Streckenerfolg der ÖBB- Rail Cargo Austria AG 
 
Für 2007  wurden statt den Gesamtkosten Herstellkosten angegeben. Sie enthal- 
ten  nur die Materal- und Fertigungskosten und entsprechen daher etwa den vari- 
blen  Kosten, weil  sie  nur bei Leistungserstellung anfallen. Aufgrund der erhalte- 
tenen Angaben über diese durchschnittlichen Herstellkosten in der Höhe von 
191.426 €. (7,489 €/to) ergibt sich aus dem Güteraufkommen  der  Nebenbahn 
Schwarzenau - Waidhofen an der Thaya im Jahr 2007 ein Überschuss von 
120.617 €. Dieser Betrag kann als  positiver Deckungsbeitrag auf die Fixkosten 
der Rail Cargo Austria AG angesehen werden und ginge bei einer allfälligen 
Einstellung der Nebenbahn zur Gänze verloren. 
 
Bei  der  Bewertung  des  Status-quo  der  gegenständlichen Nebenbahn aus der 
Sicht des Betreibers Rail Cargo Austria AG kann also zwar ein negativer 
Kosten/Nutzensaldo in Höhe des Betriebsabgangs 2008 (-122.364 €) in die 
Kosten-Nutzen-Analyse aufgenommen werden, allerdings muss hier angemerkt 
werden, dass bei einer etwaigen Einstellung des Güterverkehrs nicht nur der 
rechnerische Deckungsbeitrag in der Höhe von 120.617 € verloren ginge, son-
dern sich auch das Gesamtergebnis des Unternehmens um diesen Betrag ver-
schlechtern würde.  
 
Auch für die Rail Cargo Austria AG muss darauf hingewiesen werden, dass der 
ausgewiesene, auf allgemeinen Vollkosten basierende  Abgang bei einer  etwai-
gen Verkehrseinstellung aufgrund der zugeschlüsselten fixen und teilweise 
remanenten Kosten nicht sofort zu einer Einsparung in gleicher Höhe führen wird. 
 
8.1.3 ÖBB-Infrastruktur AG  
 
In der beschriebenen Nebenbahnuntersuchung der ÖROK (vgl. ÖROK, 1980, Bd. 
22) wurde  für die Nebenbahn Schwarzenau - Fratres kein spezieller Strecken-
erfolg für den Personen- und Güterverkehr aus der Sicht der Infrastruktur  
ermittelt. Allerdings wurde die gegenständliche Regionalbahn in ihrer damaligen 
Länge von 34 km  aus Sicht des damaligen Gesamtunternehmens ÖBB bewertet 
und für 1974 ein Betriebsabgang von -18,531.917 öS festgestellt (vgl. ÖROK, 
Bd.22, 1980, S. 16). Auf die heutige Streckenlänge bezogen ergäbe dies einen 
Abgang von -5,450.056 öS (-396.071,02 €). Dieser negative Kosten/Nutzensaldo 
kann für einen späteren Vergleich der zusammengefassten Salden von Per-
sonenverkehr, Güterverkehr und Infrastruktur herangezogen werden. 
 
Die im Jahre 1999 bahnintern vorgenommene Bewertung der gegenständlichen 
Regionalbahn  weist für die damalige Streckenlänge von 29 km einen  negativen 
Erfolg von -7,6 öS pro Zugkilometer aus. Bei geleisteten 84.504 Zugkilometern 
ergibt dies einen Verlust von -642.230 öS, was auf die heutige Streckenlänge 
bezogen einen Abgang von -221.459 öS bedeutet hätte. 
 1999 2007 2008 
Streckenerfolg - 413.739 öS 
(-30.068 €] 
-127.053 € - 122.364 € 
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Im Zuge der Umwandlung des Gesamtunternehmens ÖBB in einzelne Kapital-
gesellschaften (vgl. BGBl 138/2003) erfolgte zunächst eine Trennung der Infra-
struktur in die Infrastruktur Betrieb AG und in die Infrastruktur Bau AG, die 
zwischenzeitig wieder aufgehoben wurde (vgl. BGBl.95/2009). Von der damali-
gen Infrastruktur Betrieb AG wurde auf der Grundlage des zu dieser Zeit gültigen  
Rechnungswesens für alle Bahnstrecken methodisch eine betriebswirtschaft-
liche Streckenerfolgsrechnung entwickelt. Sie sollte eine streckenbezogene 
Aufwands (Kosten)- und Ertrags(Erlös)planung der Strecken ermöglichen. Dabei 
wurden die Strecken- und Nebenanlagenkosten den einzelnen Strecken direkt 
zugerechnet sowie die übrigen Kosten leistungsabhängig verrechnet. Die öster-
reichweit in rund 750 Kostenstellen erfassten Kosten wurden auf 203 Strecken-
bereiche und 78 Verschubsysteme aufgeteilt (Quelle: ÖBB-Infrastruktur-Betrieb) 
und auch das von Personen- und Güterverkehr bezahlte Infrastruktur-
benützungsentgelt (vgl. Catharin/ Gürtlich, 2007, S.132 ff) entsprechend 
leistungsgerecht gegengerechnet. Allerdings stellt dieses einen Teil der 
Pachtaufwendungen dar, der von der 2008 noch existenten ÖBB-Infrastruktur 
Bau AG der ÖBB-Infrastruktur Betrieb AG  in Rechnung gestellt wurde.  
 
Auf diese Weise ergab sich im Jahr 2007 aus dem Rechnungswesen der 
Infrastruktur Betrieb AG für die 29 km lange Strecke Schwarzenau - Wald-
kirchen/Thaya ein negativer Saldo von -789.041 €. Das entspricht bezogen auf 
die heutige Streckenlänge (10 km) einem rechnerischen  Abgang von -272.083 €.  
Für 2008 wurde durch die Infrastruktur Betrieb AG in gleicher Weise ein Verlust 
von -794.332 € für die Strecke bis Waldkirchen (29 km) errechnet, was für die nur 
mehr 10 km lange Regionalbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya einem 
negativen Ergebnis von -273.908 € entspricht.  
 
Vermutlich im Hinblick auf die zwischenzeitig (2009) erfolgte Vereinigung  von 
Infrastruktur Betrieb- und Infrastruktur Bau AG zur ÖBB-Infrastruktur AG wurde 
durch die  ÖBB-Holding AG eine weitere  Berechnung des Streckenerfolgs der 
beiden Nebenbahnen Schwarzenau - Waidhofen/T und Schwarzenau – Martins-
berg Gutenbrunn in Summe veranlasst [vgl. Anhang 1]. Dabei wurde von auf bei-
den als Schwarzenauer Kreuz bezeichneten  Nebenbahnen zusammen ge-
leisteten 248.313 Zugkilometern (Zugkm Personen- und Güterverkehr) ausge-
gangen und ein negativer Betriebserfolg von - 16,71 pro Zug-km [vgl. Anhang 1] 
für beide Regionalbahnen ausgewiesen. Somit lässt sich für beide Strecken ein 
Abgang von -4,149.310 € errechnen. Bei der dabei von der ÖBB-Holding AG 
angegebenen Aufwandsdeckung von 7% [vgl. Anhang 1, ohne Zuschuss § 42 
BB-Ges.] lassen sich auf diese Weise für beide Nebenbahnen zusammen 
Aufwändungen von 4,461.623 € und Erträge von 312.313 € ermitteln.  
 
Um aus diesen Zahlen den Verlust nur für die Nebenbahn Schwarzenau - Waid-
hofen/Thaya zu errechnen, wurde von folgenden für das Jahr 2008 für den 
Güterverkehr von der Infrastruktur Betrieb AG bekanntgegebenen bzw. gemäß 
Fahrplan recherchierten Zugfahrten ausgegangen:  
- 26 Personenzüge pro Werktag, das sind bei 304 Werktagen 7904 Züge im Jahr,  
- 20 Personenzüge je Sonn- oder Feiertag, das sind bei 61 Sonn- und    
   Feiertagen im Jahr 2008  weitere 1.220 Personenzüge  
- 452 Güterzüge. 
   
Zusammen sind das 9.576 Züge im Jahr, was bei einer Streckenlänge von 10 km 
in Summe 95.760 Zugkm ergibt. Multipliziert mit dem von der ÖBB-Holding für 
beide Strecken erhobenen negativen Betriebserfolg von -16,71 pro Zugkm [vgl. 
Anhang 1, ohne Zuschuss § 42 Bundesbahngesetz] beträgt somit der durch die 
Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya im Jahr 2008 erzielte  Verlust der 
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ÖBB Infrastruktur AG  -1,600.150.- € (95.760 x 16,71). Bei einer Aufwands-
deckung von 7% ergeben sich für diese Nebenbahn Aufwändungen von 
1,720.591 € und Erlöse (Anm.: aus der Infrastrukturbenützung) von 120.441 € 
[(1,600.150/93)x7]. Unter anteilsmäßiger Berücksichtigung des Zuschusses des 
Bundes gemäß § 42 Bundesbahngesetz (1,6 Mio. € für beide Strecken), d.h. für 
10 von 68 km) reduziert sich der Verlust der ÖBB-Infrastruktur AG um 235.294 € 
auf 1,364.856 € [vgl. S.131, Tabelle 26].   
 
 





struktur AG ohne § 
42 BB-Gesetz 
Erfolg mit § 42 BB-













Tabelle 26: Streckenerfolg Schwarzenau – Waidhofen/Thaya der ÖBB-Infrastruktur  




Aus den Tabellen 24 [vgl.S.127], 25 [vgl. S.129] und 26 [vgl.S.131] ergibt sich für 
die ÖBB - Gesellschaften auf Basis der zu jedem Zeitpunkt zur Verfügung 
gestellten bzw. errechneten Daten folgende Zusammenstellung des Strecken-
erfolgs dieser Nebenbahn zum Status 2008. 
 
Streckenerfolg Schwarzenau - Waidhofen/Thaya in Euro 
 1999 2007 2008 
Personenverkehr  -50.120 -182.416 -265.828 
Rail Cargo Aust ria -30.068 -127.053 -123.364 
Infrastruktur AG        -1.729.591  -637.378 -1,600.150/1,364.856 
davon Betrieb -16.280 -272.083          -273.908   
         
Tabelle 27: Streckenerfolg der ÖBB-Gesellschaften Schwarzenau – Waidhofen/Thaya  
                   
Demnach betrug der Verlust der ÖBB im Bewertungsjahr 2008 aus Personen-
und Güterverkehr sowie Infrastruktur (ohne §42 BB-Ges.) -2,131.806 € und mit 
Zuschuss gem. § 42 BB-Gesetz -1,754.048 €. Zusammenfassend ist daher 
festzustellen, dass die monetären Verluste bei rein betriebswirtschaftlicher 
Betrachtung aus der Sicht der einzelnen ÖBB-Betreibergesellschaften keine 
Aufrechterhaltung dieser Nebenbahn rechtfertigen. Allerdings werden diese 
Verluste erst durch deren Ausgleich über das Budget des Bundes wirksam. 
Daher werden die errechneten Verluste in der Kosten-Nutzen-Analyse nur beim 
Bund berücksichtigt, der diese Ergebnisse der Nettonutzensumme der übrigen 
Betroffenen gegenüber zu stellen hat. 
 
8.2 Kosten und Nutzen der Benutzer im Status-quo 
 
8.2.1  Kosten und Nutzen für Bahnreisende 
 
Wie bereits früher ausgeführt sind für die diese Regionalbahn benützenden 
Bahnreisenden primär die Ausgaben für den Kauf von Tickets sowie allfällige 
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Transferausgaben zur und von der Bahn als Kosten anzusehen.  Sekundär kann  
gegebenenfalls aber auch entgangener Nutzen als Kostengröße berücksichtigt 
werden. Derartige Opportunitätskosten können zum Beispiel dadurch entstehen, 
dass wegen der im Zug verbrachten Reisezeit Nutzen entgangen ist, der aus 
anderen möglichen Tätigkeiten oder aus konsumierter Freizeit erzielt hätte 
werden können (vgl. Winkelbauer, 1996). Zum Beispiel könnten für einen 
Handwerker, der von Schwarzenau nach Waidhofen/Thaya mit dem Zug fährt, 
um eine Arbeit zu verrichten, Opportunitätskosten dadurch entstehen, dass er mit 
dem privaten Pkw schneller wäre und im Vergleich zur für die Bahnfahrt längeren 
Warte- und Reisezeit produktive Leistungen erbringen und Einkommen erzielen 
könnte.  
 
Als Nutzen der Bahnreisenden sind vorhandene  Kostenvorteile im Vergleich zu 
anderen Verkehrsmitteln zum Ansatz zu bringen, aber auch Vorteile einzu-
beziehen, die es ihnen durch die Existenz der Bahn ermöglicht, außerhalb ihres 
Wohnorts zu arbeiten und Einkommen zu erzielen. Auch die Ersparnis der Eltern 
aufgrund der Schülerfreifahrt ist als Nutzen genauso zu berücksichtigen wie 
gegebenenfalls der Vorteil der Bahn in Bezug auf  höhere Sicherheit vor 
Verkehrsunfällen gegenüber der Benützung individueller Verkehrsmittel. 
 
Bei den in der Folge ermittelten Kosten- und Nutzengrößen bleibt in diesem 
Abschnitt außer Betracht, dass einige dieser Kosten- und Nutzenwerte in nahezu 
gleicher Höhe bei einer alternativen Busbenützung als Verkehrsmittel anfallen 
würden  
 
8.2.1.1 Kosten für Bahnreisende 
 
Ticketkosten: 
Vom Bereich Verkehrsplanung der ÖBB-Personenverkehr AG wurde für das 
Regionalbahnkonzept der ÖBB-Holding AG eine Streckenanalyse der Linie 
Schwarzenau - Waidhofen/Thaya (Kursbuchstrecke 830/831) vorgenommen.  
 
Anzahl der Reisenden: 100.291 (2008) bzw. im Durchschnitt 306 Reisende pro 
Tag.  
Marktanteil:  13% gegenüber 87% Anteil des motorisierten Individualverkehrs. 
(Die Busreisenden waren hierbei nicht zu berücksichtigen, weil es auf dieser 
Strecke kein bahnparalleles Busangebot gab). 
Verkehrsleistung: 2.700 Personenkilometer (Pkm) pro Werktag, davon 1.400 
Pkm Ausbildungsverkehr (49%), 700 Pkm Berufsverkehr (26%), 700 Pkm 
Gelegenheitsverkehr (25%). Die Jahresverkehrsleistung betrug 1,002,910  Pkm 
(100.291 Reisende x 10 km), wobei die Werktagsfrequenz  höher liegt als die 
Frequenz an Sonn - und Feiertagen. 
 
Für diese Leistungen wurden lt. Linienerfolgsrechnung  (Stand 18.07.2008 für 1-
13.2007) der ÖBB Personenverkehr AG von den Bahnreisenden für Tickets 
6.567 €  bezahlt und als Tariferträge ausgewiesen. Dazu können noch Neben-
erträge in der Höhe von 2.081 € gezählt werden, die z.B. Verkaufsanteile für die 
verschiedenen Vorteilscards darstellen, die zu Tarifermäßigungen berechtigen, 
also  auch  zu den Tariferträgen zu zählen sind.  Alle anderen streckenbezo-
genen Erlöse (wie schon erwähnt werden die Begriffe Erträge und Erlöse von 
den ÖBB oft synonym verwendet) aus gemeinwirtschaftlichen Leistungen bzw. 
Verbunderlöse sind dabei nicht relevant, weil sie nicht vom Bahnreisenden 
bezahlt werden, sondern aus Ausgleichszahlungen Dritter (Bund, Land, 
Verkehrsverbund) stammen.  Daher  wird als Kostengröße für die Regionalbahn-
benutzer die Summe aus Tariferträgen (6.567 €) und Nebenerträgen (2.081 €) in 
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der Höhe von 8.648 €  in die Kosten-Nutzen-Analyse der  Nebenbahn Schwar-
zenau - Waidhofen/Thaya eingestellt. 
 
Transferkosten 
Aufgrund einer vom Autor vorgenommenen Befragung von 104 Bahnreisenden 
[vgl. Tabelle 28, S. 134] zwischen Schwarzenau und Waidhofen an der Thaya 
fallen bei den Bahnreisenden in dieser Verbindung so gut wie keine Transfer-
kosten an. 61,2 % der Befragten erreichten bzw. verließen den Zug zu Fuß.  
23,5 % benützten das Fahrrad, 3,5 % das Auto als Mitfahrer und 11,8 % 
öffentliche Verkehrsmittel, letztere alle in Wien. 
 
Opportunitätskosten: 
Gemäß der bahninternen Frequenzanalyse der Personenverkehrs AG [vgl. S. 
132] für die Regionalbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya entfallen  49% der 
Bahnreisenden  auf den Ausbildungsverkehr (Schüler- u. Studenten), 26% auf 
den Gelegenheitsverkehr (Freizeitreisende) und 25% auf den Berufsverkehr. Die 
Durchschnittsfrequenz  der Züge  betrug  2008 bei  einem  Platzangebot  von  62 
Plätzen pro 5047-Triebwagen 10,47 Reisende. Das entspricht einer Auslastung 
von knapp 17%. Durch diese geringe Inanspruchnahme, die noch dazu nur durch 
die überproportionale  Auslastung zweier werktäglicher Schülerzüge gegeben ist, 
kann davon ausgegangen werden, dass bis auf vielleicht sporadische Fälle keine 
Opportunitätskosten wie etwa Zeitkosten für entgangene Freizeit anfallen.  
 
8.2.1.2 Nutzen für Bahnreisende 
 
Vorteile gegenüber anderen Verkehrsmitteln 
Etwaige Vorteile für die Benutzer der Regionalbahn können sich hier in erster 
Linie nur gegenüber dem Pkw ergeben, da die Benützung öffentlicher Busse 
aufgrund des geltenden Verkehrsverbunds zum gleichen Preis erfolgen kann.  
Außerdem gab es  im Bewertungsjahr 2008 zwischen Schwarzenau und 
Waidhofen/Thaya - wie bereits erwähnt -  keine bahnparallen Busse, so dass die-
se Alternative ausscheidet. Für den  Preisvergleich zwischen Bahn- und Pkw-
Benützung  können einerseits das offizielle Pkw-Kilometergeld und anderseits die  
durchschnittlichen Ticketkosten pro Reisekilometer auf dieser Nebenbahn  heran-
gezogen werden. Dabei wird zunächst  unterstellt, dass die Reisenden jeweils ein 
eigenes Auto besitzen und der Pkw für jede Fahrt nur von einer Person benützt 
wird. 
 
Für  die  Ermittlung  der durchschnittlichen Ticketpreise pro Reisenden und in der 
Folge pro Reisekilometer kann jedoch nur von den zahlenden Fahrgästen 
ausgegangen werden. Das heißt, dass die Zahl der Reisenden von 100.291 (vgl. 
S.132) um den Anteil der gratis fahrenden  Schüler (49%) reduziert werden 
muss, was 51.148 zahlende Reisende und durchschnittliche Ticketkosten pro 
Person  von 0,169 € (8.648 € : 51.148) ergibt. Berücksichtigt man dabei auch die 
Streckenlänge auf dieser Nebenbahn von 10 km, so ergeben sich pro Person- 
und Reisekilometer  1,7 Cent an Kosten (16,9 Cent: 10 km), die mit dem 
offiziellen Kilometergeld von 42 Cent/km (vgl.www.bmf.gv.at) zu vergleichen sind. 
Dabei ergibt sich durch die Bahnbenützung ein Vorteil von 40,3 Cent/km. 
Bezogen  auf  die 51.148 zahlenden Bahnreisenden und die Durchschnitts-
entfernung von 10 km  lässt sich zunächst ein Kostenvorteil (Nutzen) von 
206.126 € errechnen. Das heißt, dass die derzeit die Regionalbahn gegen 
Entgelt benützenden Bahnreisenden auf dieser Strecke bei Benützung des Pkw 
um 206.126 €  höhere Kosten hätten.  Allerdings ist hierbei zu berücksichtigen, 
dass nicht alle Reisenden über ein eigenes Auto verfügen. Die emprische 
Reisendenbefragung  [vgl. Tabelle 28, S. 134]  durch  den  Verfasser  hat hier 
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ergeben, dass nur 12,9 % der Befragten ein Auto besitzen. Daher können als 
Nutzen für die auf der Regionalbahn reisenden Personen rechnerisch nur 26.590 





zwischen Schwarzenau und Waidhofen/Thaya (n= 104) 
 
Geschlecht:       
männlich 48,2% (davon 25,9% Schüler) 
weiblich 51,8% (davon 17,6 % Schülerinnen) 
Alter:       
bis 19 Jahre 20-30 Jahre 31-65 Jahre üb. 65 Jahre 
62,8% 10,3% 15.4% 
 
11,5% 
Verkehrsmittelbenützung  zur und von der Bahn 
Keines (zu 
Fuß) Fahrrad Automitfahrt öffentlich Vm. 
61,20% 23,50% 3,50% 11,80% 
Autobesitz       
Ja Nein    
12,9% 87,1%     
Fahrtzweck       
 zur u. von der   
       Arbeit Erledigungen z.u.v.d.Schule Besuch 
30% 21% 42% 7% 
Statt Bahn  gleichschneller Bus zum gleichen Preis  
Vorteil Nachteil Ist egal keine  Antwort 
 
2,4% 70.6% 25,9%   1,1%  
    
 
Tabelle 28: Reisendenbefragung in Zügen Schwarzenau – Waidhofen/Thaya 
 
Vorteil der Arbeitsmöglichkeit 
Von den 100.291 Reisenden im Jahr 2008 benützten laut ÖBB-Personenverkehr 
25 %  der Reisenden, das sind 25.073 Personen,  die Regionalbahn zur und von 
der Arbeit. Davon verfügten laut empirischer Reisendenbefragung durch den 
Verfasser 87,1 % oder 21.838 Personen  über kein Auto (vgl. Tabelle 28, S.134) 
und konnten somit ihren Arbeitsplatz außerhalb ihres Wohnorts nur mit der Bahn 
als einzig vorhandenes  öffentliches Verkehrsmittel erreichen. Daraus könnte 
man im Maximalfall schließen, dass diese Personen ohne die Existenz der Bahn 
und ohne die ausschließlich durch sie gebotene Mobilitätsmöglichkeit kein 
Einkommen erzielt und über keine Kaufkraft verfügt hätten. Tatsächlich muss 
man aber davon ausgehen, dass die Bahnpendler nur bis zu einem gewissen 
Grad, also zu einem bestimmten Prozentsatz, existenziell auf die Bahn ange-
wiesen waren, weil ein Teil von ihnen auch ohne ein öffentliches Verkehrs-
angebot vermutlich im Wohnort oder woanders (ohne Abhängigkeit von der 
Nebenbahn)  relativ rasch wieder Arbeit gefunden hätte bzw. in Form von 
Fahrgemeinschaften mit dem Auto zur Arbeit  gependelt wäre. Manche hätten 
vielleicht auch ein Kraftfahrzeug erworben, um zum Arbeitsplatz zu pendeln. Die 
Nebenbahn stellte daher im Bewertungsjahr 2008 und stellt generell nur für einen 
Teil der autolosen Pendler tatsächlich eine unbedingte Notwendigkeit und einen 
existenziellen Nutzen dar,  Die Höhe dieses  Anteils hätte aber nur empirisch im 
Wege einer ausreichend großen Befragung von Bahnreisenden festgestellt 
werden können, was im Rahmen dieser Arbeit nicht möglich war. Daher wurde 
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für die Arbeit eine realistisch erscheinende  Schätzung vorgenommen. Nach 
Meinung der Leitung des  Arbeitsmarktservice Waidhofen/Thaya kann dieser 
Anteil mit 5 - 10 % der autolosen Bahnpendler, also im Schnitt mit 7,5%  
geschätzt werden. Das be-deutet, dass von den 21.838 Arbeitspendlern etwa 
1.638 Personen ohne die Bahnmobilitätsmöglichkeit tatsächlich keine Arbeit und 
kein Einkommen hätten (abgesehen vom Zeitraum der  AMS-Zahlungen).  
 
Es stellt sich nun die Frage, wie dieser existenzielle Nutzen, den die Bahn für 
diesen Personenkreis darstellt, monetär bewertet wären kann. Eine Möglichkeit 
wäre, hierfür  das durchschnittliche Regionalprodukt pro Kopf heranzuziehen. 
Allerdings gibt es hierfür nur Daten bezogen auf die NUTS 3-Region des 
gesamten Waldviertels [vgl. S. 110 f], die für den Untersuchungsraum eher nicht 
repräsentativ sein dürften und vermutlich zu hoch wären, was zu einer 
Überbewertung der Nebenbahn führen könnte.  Eine auf die Untersuchungs-
räume spezifischer bezogene und damit besser geeignete Messgröße ist die 
regionale Kaufkraft pro Person und Jahr, für die statistische Daten bis auf 
Gemeindeebene vorliegen. Die Kaufkraft stellt dabei das disponible Einkommen 
dar, das einer Person für Sparen oder Konsum zur Verfügung steht [vgl. S.114].  
Die Kaufkraft der an der  gegenständlichen Nebenbahn liegenden  Gemeinden 
Waidhofen/Thaya, Windigsteig und Schwarzenau liegt dabei - wie bereits 
erwähnt -  deutlich unter dem österreichischen Durchschnitt [vgl. S. 115).  
 
Wenn nun angenommen wird, dass die auf die Bahn tatsächlich angewiesenen  
1.638 Personen ihre Arbeitsplätze wegen des höheren Lohnniveaus im 
regionalen Zentrum Waidhofen/Thaya oder in einem Gebiet ähnlichen Lohn-
niveaus hatten, kann für die Nutzenberechnung die in dieser Gemeinde im 
Bewertungsjahr 2008 gegebene durchschnittliche Kaufkraft von 16.604 €/Person 
herangezogen werden (94,5% der österr. Durchschnittskaufkraft von 17.570 € 
[vgl. S 114]). Von einer weiteren Reduzierung der lokalen Kaufkraft bedingt durch 
ein angenommen niedrigeres Lohnniveau von Nichtautobesitzern wird hier 
abgesehen, weil der Nichtautobesitz neben ökonomischen Gründen auch andere 
haben könnte, die wiederum auf empirische Weise regionsspezifisch ermittelt 
werden müssten.  Für die vorliegende Arbeit wurde daher die Kaufkraft der 
Gemeinde Waidhofen/Thaya als Messgröße herangezogen. Auf diese Weise ließ 
sich der Nutzen der Nebenbahn für  den oben definierten und quantifizierten 
Personenkreis für das Bewertungsjahr 2008 mit 27.197.352 € [1.628 x 16.604] 
errechnen und wird in dieser Höhe in der Kosten-Nutzen-Analyse verwendet.  
 
Vorteile für die Eltern von Schülern und Lehrlingen 
Da der Bund aus bildungspolitischen Gründen die Fahrtkosten für die Schüler 
übernimmt und den ÖBB die Kosten der Schülerbeförderung aus dem Famlien-
lastenausgleichsfond (FLAF) ersetzt, ersparen sich die Eltern der die Nebenbahn 
Schwarzenau - Waidhofen/Thaya gratis benützenden Schülerpendler  Ausgaben 
in Höhe der bei der  ÖBB-Personenverkehr AG verbuchten Ersätze für die 
Schüler- und Lehrlingsfreifahrt. Diese betrugen 2008 laut bahninterner Liniener-
folgsrechnung der ÖBB-Personenverkehr AG auf dieser Nebenbahn  2.604 €. 
Diese Fahrtkostenersparnis stellt daher den monetären Nutzen dar, wie er in der 
Kosten-Nutzen-Analyse des Status-quo für diese Regionalbahn berücksichtigt 
werden kann.  
 
8.2.2. Kosten und Nutzen für Wirtschaftsunternehmen 
 
Hier geht es um die Bewertung von Kosten und Nutzen, die den Benützern der 
Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya im Güterverkehr erwachsen. 
Hauptbenützer der Nebenbahn ist das Raiffeisenlagerhaus Waidhofen/Thaya mit 
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eigenem Bahnanschlussgleis in Waidhofen und in Windigsteig.  Daneben gibt es 
noch  einzelne, vor allem Holz verladende   Güterverkehrskunden ohne Gleisan-
schluss (z.B. Stefan Demmer GmbH, Holzhandel, Karlstein/Thaya) die Güterwa-
gen auf dem öffentlichen Ladegleis beladen und anschließend zum Versand auf 
die Regionalbahn und ins übrige ÖBB-Netz bringen.  Aus internen Bahn-
statistiken geht hervor, dass das Güteraufkommen dieser Strecke 1985 bei 
68.073 Tonnen lag und bis zum Jahr 1999 auf 21.379 Tonnen zurückging. Nach 
Angabe der Rail Cargo Austria AG lag das Güterversandaufkommen im Bahnhof 
Waidhofen/Thaya 2008 allerdings wieder bei 25.071 to und das Empfangs-
aufkommen bei 490 to, in Summe also bei 25.561 Tonnen. Die daraus resultie-
renden Frachteinnahmen betrugen 312.043 €.  
 
Das Aufkommen des stärksten Bahnbenützers, des Raiffeisen Lagerhauses in 
Waidhofen/Thaya, betrug 2008 nach Firmenangabe im Güterversand auf der 
Regionalbahn 3.050 to (auf der Straße 3.400 to). Im Güterempfang wurden nur 
120 to auf der Regionalbahn nach Waidhofen/Thaya transportiert (auf der Straße: 
160 to). Die Transportweite im Bahngüterversand lag bei 300 km und im 
Empfang bei 170 km. Das bestätigt - wie bereits schon früher erwähnt -, dass die  
Bahntransporte weit über die Nebenbahnstrecke  hinausgehen bzw. von weit 
außerhalb der Regionalbahn liegenden Bahnhöfen stammen.  
 
8.2.2.1   Kosten für Wirtschaftsunternehmen  
 
Hier wird davon ausgegangen, dass Unternehmen die Transportmittelwahl nach 
ökonomischen Grundsätzen treffen und die Kosten für die Bahnbenützung dann 
akzeptieren, wenn sie entweder gegenüber anderen Verkehrs-mitteln mit einem 
Kostenvorteil verbunden sind oder zumindest keinen Kosten-nachteil bedeuten. 
Während ein Kostenvorteil als Nutzen zu bewerten ist,  sind die akzeptierten 
Kosten für Wirtschaftsunternehmen als Benutzer der Nebenbahn Schwarzenau - 
Waidhofen/Thaya  mit den Frachtkosten identisch.  
 
Im Jahr 2007 wurden von den die Bahn benützenden Wirtschaftsunternehmen 
für den Versand von Gütern 306.275 € und im Empfang  5.768 € an die Rail 
Cargo Austria AG bezahlt. Somit sind für die Kosten-Nutzen-Analyse diese 
Frachtzahlungen von 312.043 € als  Kosten der die Regionalbahn benützenden 
Wirtschaftsunternehmen anzusetzen. 
 
Zu  diesen Kosten kommen noch etwaige anteilige Logistikkosten; zum Beispiel 
für die  Anschlussgleise  des  Lagerhauses  in  Waidhofen/Thaya und in Windig-
steig. Diese Kosten entstehen auf der Basis eines streckenbezogenen Infra-
strukturverknüpfungsvertrags zwischen der ÖBB-Infrastruktur AG und dem 
Lagerhaus. Dabei  wird z.B.  für die Instandhaltung pro Gleisanschluss mit einer 
Weiche eine Jahresgebühr von 1.200 € (Quelle: Rail Cargo Austria) verrechnet, 
wobei bei entsprechend hohem Transportaufkommen Preisermäßigungen zum 
Tragen kommen können.  Im Zuge der Befragung der Logistikleitung des Lager-
hauses Waidhofen/Thaya wurde zwar festgestellt, dass derartige Logistikkosten 
nicht zum Ansatz kommen. Trotzdem werden sie in der folgenden Kosten-
Nutzen-Analyse  als zusätzliche Kosten für die Lagerhausstandorte Waidho-
fen/Thaya und Windigsteig berücksichtigt. Die Logistikkosten für die Zufahrt und 
für die Verladung (Entladung) der  am öffentlichen Gleis des Bahnhofs Waid-
hofen ver- und entladenden Betriebe konnten nicht speziell eruiert werden, weil 
sie je nach Entfernung  von der Bahn und Höhe des Transportaufkommens 
unterschiedlich sein können. Nach Angabe von Rail Cargo Austria können diese 
Kosten bei Holztransporten mit durchschnittlich 3,5 €/Tonne bzw. m3 beziffert 
werden. Das sind bei rd. 60% Holzanteil am Gesamtgüteraufkommen 53.678 €. 
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Die Logistik- und  Anschlußbahnkosten betragen demnach zusammen 54.848 €. 
Im Versand von Holz sind auch noch rund 1 €/Tonne an Kosten für die 
Ladungssicherung zu veranschlagen, demnach 15.337 €. Von der Berück-
sichtigung transportdauerbedingter, aber nur geringfügiger Kapitalbindungs-
kosten wird hier Abstand genommen.   
 
8.2.2.2  Nutzen für Wirtschaftsunternehmen 
 
Für die Nutzenbewertung der  Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya im 
Status-quo ist - so wie bei jeder anderen Regionalbahn - davon auszugehen, 
dass die Wirtschaftsunternehmen, die derzeit die Bahn für Gütertransporte in An-
spruch nehmen, dies aus rationalen Gründen tun. Erstens, um ihre Produkte 
außerhalb ihres Standortes absetzen und Verkaufserlöse erzielen zu können. 
Zweitens, weil der Bahntransport gegenüber dem Transport auf der Straße einen  
Vorteil oder zumindest keinen Nachteil darstellt.  Bei der Status-quo Bewertung 
ist es auf der Grundlage des ökonomischen Prinzips irrerelevant, warum die 
Unternehmen  mit der Bahn und nicht auf der Straße transportieren. Relevant ist, 
dass sie sich rational für die Bahn als eine der beiden  Transportmöglichkeiten  
entschieden haben. Die Logistikleitung des Raiffeisenlagerhauses Waidhofen/-
Thaya hält zwar die Bahntransporte  zu 100 % durch Transporte per LKW 
ersetzbar. Trotzdem wird die Regionalbahn benützt. Der durch diese bewußt 
gewählte Transportmöglichkeit erzielte Verkaufsumsatz kann daher für die  
Status-quo Bewertung der Nebenbahn, bei der es ja nicht um einen 
Alternativenvergleich Bahn/Straße geht, als monetärer Nutzen der Nebenbahn 
für diese Wirtschaftsunternehmen angesehen werden. Er wäre natürlich bei 
allfälligen Transporten auf der Staße in analoger Höhe als Nutzen der Straße für 
die Unternehmen anzusetzen. Ebenso würde dieser Verkaufsumsatz (mit oder 
ohne Transportkosten) bei einer etwaigen Auflassung der Strecke und einer 
dadurch bedingten Verlagerung der Transporte auf die Straße, In gleicher Weise 
den monetären Nutzen der Straßeninfrastruktur für diese Wirtschaftsunter-
nehmen darstellen. Daher erscheint es berechtigt, den Verkaufsumsatz, der mit 
den auf der Bahn transportierten Gütern erzielt wird, als monetären Nutzen für 
die Kosten-Nutzen-Analyse zu verwenden. 
 
Wenn wie im vorliegenden Fall nicht nur eine, sondern mehrere Gutarten zum 
Transport kommen,  ist allerdings im Hinblick auf eine objektive Bewertung eine 
güterspezifisch getrennte Betrachtung und Nutzenbewertung erforderlich, was 
jedoch in der Praxis aus verschiedenen Gründen schwierig ist. Vor allem stellt 
sich das Problem, dass für die meisten Transportgüter auf den Absatzmärkten 
ständig Preisänderungen zu verzeichnen sind, die daher güterspezifisch  zu 
wechselnden Nutzenwerten führen. So schwanken beispielsweise die Preise für 
land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse nach Produktkategorien monatlich und 
regional. Beispielweise werden in der österreichischen land- und forstwirt-
schaftlichen Statistik allein bei Getreide die Preise  nach 13 Produktkategorien 
unterschieden, bei Kartoffeln nach 5 Kategorien und sie werden bei Holz nach 
Holzarten sowie Lang-, Bloch- Schnitt- und Brennholz differenziert. Darüber 
hinaus gibt es monatliche Preisunterschiede generell und zwischen den Bundes-
ländern (vgl. www.statistik.at). Trotzdem  soll in der gegenständlichen Arbeit 
beispielhaft versucht werden, eine Nutzenbewertung des Status-quo für das Jahr 
2008 vorzunehmen. Dabei wird von der erfragten und daher realistischen 
Annahme ausgegangen, dass  die   im Bewertungsjahr  ab  Waidhofen/Thaya 
versendete Gütermenge von 25.561 Tonnen aus 60% Rund(Bloch)holz (15.336 
t), 20% Weizen (5.112 t) und 20% (5.112 t) Kartoffeln bestand. Die Marktpreise 
für den Verkauf dieser Produkte lagen 2008 für Rundholz Fichte in Nieder-
sterreich bei durchschnittlich 75 € /to, für Weizen bei rd.  130 €/to und für 
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Kartoffel bei etwa 72 €/to.  Der auf diese Weise errechnete Verkaufsumsatz von 
2,182.824 € (vgl. Tab. 29)  stellt somit für die betreffeden Wirtschaftsunter-
nehmen den  durch die Existenz der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/-
Thaya bewirkten Nutzen dar. 
 
Menge Preis/Tonne in € Verkaufsumsatz in € 
15.336 t Rundholz 75.- 1,150.200.-
  5.112 t Getreide (Weizen) 130.- 664.560.-
  5.112 t Kartoffel 72.- 368.064.-
Summe  2,182.824.-
 




Die monetarisierten Kosten und Nutzen der Benutzer der Nebenbahn Schwarze-
nau - Waidhofen/Thaya lassen sich im folgenden Tableau zusamenfassen: Unter 
den beschriebenen Prämissen ergibt sich aus der Sicht der Benutzer der 
Nebenbahn  Schwarzenau - Waidhofen/Thaya ein positiver Nettonutzen von  
395,246.433 € (vgl. Tabelle 30, S. 138), der  in  hohem  Ausmaß  von der durch 
die  Bahn  gebotenen Möglichkeit der regionalen autolosen Bevölkerung, Arbeits- 
einkommen zu erzielen und über Kaufkraft zu verfügen, bestimmt wird. 
 
 Kosten in Euro Nutzen in Euro Nutzensaldo in 
Euro 
Bahnreisende          -8.648  
          (S.133) 
    27.197.352 
        (S.135) 
    27.188.704 
Wirtschaftsunternehmen      -382.228  
            (S.136) 
      2,182.824 
        (S.137) 
      1,800.596 
Summe      -390.876     29.380.176     28.989.300 
      
Tabelle 30: Zusammenstellung Kosten und Nutzen der Nebenbahnbenutzer 
 
8.2 Kosten und Nutzen der Allgemeinheit im Status-quo 
 
Die Allgemeinheit, für die die Nebenbahn Schwarzenau -  Waidhofen/Thaya eine 
gewisse  Bedeutung  hat  oder  haben  könnte, besteht wie bereits früher erwähnt  
[vgl. S. 93 f] aus 
• der betroffenen regionalen Bevölkerung, die ihren Wohnsitz im Einzugs-
bereich dieser Nebenbahn hat, 
• der generell betroffenen Bevölkerung,  
• den betroffenen Gemeinden,  
• dem Land Niederösterreich (ab 2011 als Eigentümer der Infrastruktur 
dieser Nebenbahn) und  
• dem Bund  
 
Dabei ergibt sich die Bedeutung dieser Nebenbahn für die Allgemeinheit  im 
Sinne  der kosten- und nutzenanalytischen Betrachtung aus der Differenz der 
monetarisierten Kosten und Nutzen der Betroffenen. Allerdings treten nicht bei 
allen Betroffenen, wie beispielsweise bei den regionalen Institutionen, durch die 
Nebenbahn verursachte   monetäre Kosten oder Nutzen auf. Daher wurde in der 
vorliegenden Arbeit weitgehend auf die Befragung von Interessens-





Kosten und Nutzen der Bevölkerung 
 
In diesem Abschnitt werden alle jene Kosten- und Nutzenarten erfasst, beschrie- 
ben und bewertet, die nicht nur die Bevölkerung im Einzugsbereich der Regional-
bahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya,  sondern auch die österreichische Bevöl-
kerung generell betreffen, insofern sie von Kosten- und Nutzenwirkungen dieser 
Bahn berührt werden. 
 
Wie bereits früher festgestellt wurde [vgl. S. 132], beträgt der Marktanteil auf 
dieser Regionalbahn nach Angabe der ÖBB mit 100.291 Reisenden im Jahr 
(2008) nur 13 %, während 87% des Reisendenpotenzials den Pkw benützen. 
Dieser Frequenzanteil der Bahn erscheint im Vergleich zum  Ergebnis einer vom 
Verfasser durchgeführten Befragung von 120 Passantenin der Stadt Waidho-
fen/Thaya relativ hoch. 85% der Befragten gaben nämlich an, monatlich nur 
selten (86,3%) bzw. so gut wie nie (56,7%) nach Schwarzenau oder darüber 
hinaus zu fahren. Die geringe Mobilität in dieser Richtung erklärt sich dadurch, 
dass sowohl Richtung Wien, wie auch Richtung Gmünd und Zwettl kaum über 
Schwarzenau gefahren, sondern Richtung Wien der kürzere Weg über Göpfritz 
bzw. Richtung Zwettl und Gmünd NÖ der Weg über Vitis genommen wird [vgl. S. 
103] . Da 78,3% der befragten Einwohner der Stadt Waidhofen/Thaya entweder 
als Eigentümer oder als Mitfahrer über ein Auto verfügen, erfolgen diese  
Wegentscheidungen auch entsprechend dem Straßenverlauf. 
 
Im Gegensatz zur vom Verfasser empirisch erhobenen Einstellung der 
Bevölkerung kommt eine im Jahre 2007 im Auftrag des Landes Niederösterreich 
und der lokalen Agenda 21 in der Gemeinde Schwarzenau durchgeführte Befra-
gung zum Ergebnis, dass die Erhaltung der Nebenbahnen - obwohl die 
Nebenbahn nur sehr wenig benützt wird - von 63,5 % der Bevölkerung,  als sehr 
wichtig und von 23,8% als wichtig angesehen wird. Dabei handelt es sich aber 
um monetär nicht messbare individuelle Meinungen. Die Schlussfolgerung ist 
daher naheliegend, dass zwar die Regionalbahn Schwarzenau – Waidho-
fen/Thaya für die regionale Bevölkerung eine emotionale Bedeutung besitzt, aber 
nur für einen relativ geringen Teil direkte Vorteile (Nutzen) oder Nachteile 
(Kosten) bietet. Indirekte Nutzen und Kosten ergeben sich für die regionale 
Bevölkerung vor allem als Bestandteil der österreichischen Gesamtbevölkerung, 
wie in der Folge gezeigt wird. 
 
8.3.1.1  Kosten für die Bevölkerung 
 
Für die vorzunehmende Kosten-Nutzen-Analyse sind aus der Sicht der Bevölke-
rung  alle jene monetären Belastungen als Kosten zu berücksichtigen, die sich 
durch die Existenz und den Betrieb der Regionalbahn Schwarzenau - Waid-
hofen/Thaya (z.B. als Ressourcenverbrauch von Kapital oder Umwelt) unabhän-
gig davon ergeben, ob die Nebenbahn benützt wird oder nicht und die im 
Benützungsfall zusätzlich zu den für die Benützung der Bahn zu zahlenden 
Ticketpreisen und Frachtsätzen als Kosten anfallen.   
 
Auf der Grundlage der von  Baum, Esser Höhnscheid (vgl.1998, S.14) vorge-
nommenen Gliederung der volkswirtschaftlicher Kosten und Nutzen des Verkehrs 
werden für die Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya folgende Kosten-
arten unterschieden: 
- Kosten des Nebenbahnbetriebs  
- Kosten der Eisenbahninfrastruktur 
- Kosten von Verkehrsunfällen  
- Kosten der Umweltbelastung 
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- Kosten des Flächenverbrauchs 
 
Die Kosten von Verkehrsunfällen und die Umweltkosten  werden zusammen 
auch als externe Kosten (des Verkehrs) bezeichnet und auch hier unter diesem 
Begriff zusammengefasst. Bei der Bewertung aller dieser Kosten muss darauf 
geachtet werden, von wem sie zu tragen sind; von der Bevölkerung generell oder 
nur von der regionalen Bevölkerung bzw. Teilen davon. 
 
8.3.1.1.1 Kosten aus dem Nebenbahnbetrieb  
 
Sie ergeben sich für die Bevölkerung indirekt dann, wenn die erzielten Erlöse aus 
kaufmännisch und gemeinwirtschaftlich erbrachten Verkehrsleistungen die 
Betriebskosten nicht decken; wenn daher die im öffentlichen Eigentum befind-
liche Nebenbahn mit Verlust betrieben wird und der Verlustausgleich durch die 
öffentliche Hand aus allgemeinen Steuermitteln erfolgt.  Für die Nebenbahn 
Schwarzenau - Waidhofen/Thaya entsprechen diese Kosten   den betriebswirt-
schaftlichen Abgängen im Personen- und Güterverkehr der ÖBB. Diese Abgänge 
der ÖBB-Personenverkehr AG (-265.828 €), der Rail Cargo Austria AG (-123.364 
€) sowie der ÖBB-Infrastruktur AG (-1,600.150 €/1.364.856 €), davon Verlust aus 
dem Betrieb -273.908 €)   [vgl. Tabelle 27, S. 131]. Diese Beträge stellen jene 
Kostenpositionen dar, die vom  Bund als alleiniger Aktienbesitzer mit öffentlichen 
Mitteln aus dem Budget gedeckt und daher indirekt von der  Bevölkerung 
getragen werden. Als direkte Kosten sind diese Beträge beim Bund als Teil der 
Allgemeinheit zu berücksichtigen. 
 
8.3.1.1.2 Kosten der Eisenbahninfrastruktur 
 
Im Zusammenhang mit der Infrastruktur der gegenständlichen Nebenbahn stellt 
sich auch die Frage, welchen ökonomischen Wert die Infrastruktur dieser Neben-
bahn an sich über den Streckenerfolg der Betreiber hinaus besitzt und welcher 
Wertverzehr hier als Kosten zu berücksichtigen ist. 
  
Zunächst ist davon auszugehen, dass die reinen Kosten einer bestehenden 
Eisenbahninfrastruktur aus Sicht der Allgemeinheit durch den Verbrauch von 
Ressourcen entstehen, die für deren Erhaltung bzw. Erneuerung benötigt 
werden.  Baum/Esser/Höhnscheid (1998, S. 43) verweisen hier allgemein in 
Bezug auf die Verkehrsinfrastruktur von Straße und Schiene auf zwei funda-
mental unterschiedliche  Bewertungsmöglichkeiten, nämlich den Kostenansatz 
oder die Ausgabenrechnung. Während in der Ausgabenrechnung nur die laufen-
den Erhaltungs- und Erneuerungsausgaben berücksichtigt werden, enthält der 
Kostenansatz auch die Abschreibungen und die kalkulatorischen Zinsen auf das 
Anlagevermögen. Dabei wird davon ausgegangen, dass die Straßenverkehrs-
infrastruktur als ein „kollektives Gut anzusehen ist und damit eine privat-
wirtschaftlich-kommerzielle Kostenrechnung (d.h. einschließlich kalkulatorischer 
Zinsen) angemessen ist“ (vgl. Ewers, H.-J., Rodi, 1995, 56 ff). Auch die aktuellste 
Wegekostenrechnung des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (vgl. 
DIW, Berlin 2007) für den Straßen- und Eisenbahnverkehr in Deutschland 
verwendet den Kostenrechnungsansatz. Da auch die rechtliche Organisations-
form der ÖBB-Infrastruktur als Kapitalgesellschaft die Verpflichtung enthält, 
kostendeckend zu arbeiten,  würde für eine Wegekostenrechnung  auch hier der 
Kostenrechnungsansatz zu wählen sein und ließe damit die Berücksichtigung 
von Kapitalkosten als gerechtfertigt erscheinen.  Allerdings liegen in Österreich 
für die Eisenbahn keine Ergebnisse  einer derartigen Wegekostenrechnung vor.  
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Da die Wegekostenberechnung des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW), ausgehend vom Anlagevermögen, Abschreibungen und Zinsen als Ka-
pitalkosten berücksichtigt, könnten für die Kosten-Nutzen-Analyse der 
Nebenbahnen ebenfalls Kapitalkosten  berücksichtigt werden. Im Bewertungsjahr 
2008 scheinen allerdings in der Zusammenstellung der ÖBB-Holding AG [vgl. 
Anhang 1] weder Abschreibungen noch Zinsen, sondern nur die Zahlung von 
Pachtentgelt auf. Wieweit dieses den Abschreibungskosten entspricht, konnte 
nicht festgestellt werden. Jedenfalls entspricht der Wertverlust der Schienen-
infrastruktur  aus der Sicht des Eigentümers Bund  einem Ressourcenverbrauch 
an Kapital. Daher werden im Rahmen dieser Arbeit in der Kosten-Nutzen-
Analyse Abschreibungskosten beim Eigentümer berücksichtigt.  
 
Für die Ermittlung der Abschreibungskosten kann der Buchwert der Infrastruktur 
bzw. deren Verkehrswert auf dem Markt herangezogen werden.  Zur Ermittlung 
des  Buchwerts der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen an der Thaya wird 
erneut die  Zusammenstellung der ÖBB-Holding AG [vgl. Anhang 1] heran-
gezogen, in der der infrastrukturelle Buchwert der Gesamtstrecke Waidho-
fen/Thaya - Martinsberg Gutenbrunn (68 km) mit 13,3 Mio. € angegeben ist. 
Daraus lässt sich mangels genauerer zur Verfügung stehender Angaben für die 
10 km lange Nebenbahn Schwarzenau  - Waidhofen/Thaya ein Buchwert von 
1,955.882 Mio. € errechnen, der seitens der ÖBB-Holding AG als Eigentümer-
vertreter als Wert des Anlagevermögens im Status-quo angesehen werden kann 
bzw. exakt aus dem Rechnungswesen ermittelt werden müsste. Von diesem 
Buchwert - gegebenenfalls auf Basis des Wiederbeschaffungswerts -  und der 
Restlebensdauer wäre die zu berücksichtigende Jahresabschreibung zu 
berechnen.  Wenn allerdings der Verkehrswert der Verkehrsinfrastruktur kleiner 
als der Buchwert ist, dann kann nur dieser kleinere Wert  für die Kosten-
berechnung verwendet werden.  
 
Im Fall der gegenständlichen Nebenbahn wurde weder vom Land noch von den 
ÖBB der  Kaufpreis des Landes Niederösterreich für die durch den Bund an das 
Land verkaufte Regionalbahninfrastruktur Schwarzenau - Fratres gesondert 
bekanntgegeben, wobei der vom Hochwasser 2005 stark beschädigte Abschnitt 
Waidhofen/Thaya - Fratres nur mehr einen geringen oder keinen  Restwert 
besitzen dürfte, Wenn hier für eine Ermittlung des Verkehrswerts der 
Verkaufspreis von 15 Mio € für rund 625 km Nebenbahnen (vgl. www.noel.gv.at 
und APA vom 15.01.2010) herangezogen wird, so kommt man auf einen Preis 
von 24.000 Euro pro Streckenkilometer, also für die 10 km lange Strecke 
Waidhofen/Thaya -  Schwarzenau auf einen Marktpreis von rund 240.000 €, der 
als realer Wert der Strecke anzusehen ist und deutlich unter dem oben 
errechneten Buchwert liegt. Daher kann nur dieser niedrigere  Verkehrswert für 
die Ermittlung von Abschreibungskosten  beim Eigentümervertreter Bund 
herangezogen werden. Hierfür wird eine Restlebensdauer von 20 Jahren 
unterstellt, was jährliche Abschreibungskosten von 12.000 € ergibt. Eine exakte 
Berücksichtigung der Infrastrukturkosten in der Bewertungsrechnung der gegen-
ständlichen Nebenbahn könnte allerdings nur auf Basis genauer diesbezüglicher  
Daten der ÖBB-Infrastruktur AG vorgenommen werden. Die hier verwendeten 
Beträge erheben daher keinen  Anspruch auf Richtigkeit und zeigen nur die 
Möglichkeit auf, den Wert der Eisenbahninfrastruktur festzustellen und in der 
Kosten-Nutzen-Analyse zu berücksichtigen. 
 
Analog dazu können Erhaltungskosten für die Anlagen der Eisenbahninfra-
struktur der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya ebenfalls als indirekte 
Belastung der  Bevölkerung angesehen werden, weil sie vom Eigentümer Bund 
aus öffentlichen Geldern finanziert werden.   Derartige Kosten für Investitionen 
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wurden allerdings  seitens der ÖBB-Holding AG für die gegenständliche Neben-
bahn im Jahr 2008 nicht gesondert ausgewiesen.  
 
8.3.1.1.3   Externe Kosten 
 
Den externen Kosten des Verkehrs werden folgende (Schadens)Kategorien (vgl. 
Schneider, 2004) zugeordnet: 
• Unfälle 
• Lärm 
• Luftverschmutzung und 
• Klimaveränderungen 
Die vor allem von INFRAS (1995), aber auch von anderen (vgl. Schneider, 2004) 
veröffentlichen Berechnungen der externen Kosten des Verkehrs betreffen diese 
Kostenarten und vergleichen die diesbezüglichen Kosten von  Pkw, Bahn, Bus 
und Flugzeug pro Personenkilometer. Eine Unterscheidung des Bahnverkehrs 
nach elektrischem oder Dieselbetrieb erfolgte dabei nicht. In der Folge wird nun 
zu beurteilen versucht, wieweit diese externen Kosten für die Beurteilung der 
gegenständlichen Nebenbahn von Relevanz und zu verwenden sind. 
 
• Kosten von Verkehrsunfällen  
Bei diesen Kosten geht es konkret um Sachschadenkosten und Folgekosten 
von Unfällen. Baum/Esser/Höhnscheid (vgl.1998, S. 60) unterscheiden hier 
folgende externe Kostenarten:  
-  Ressourcenausfallkosten (Kosten von Produktionsausfällen durch  unfallbe-  
   dingte Beeinträchtigung oder Ausfall von Arbeitsleistung) 
-  Reproduktionskosten ( Wiederherstellungskosten des Zustands vor dem   
   Unfall) 
-  Unfallvermeidungskosten (Kosten der Verkehrsteilnehmer zur Prohibition    
   von Unfällen) 
-  Humanitäre Unfallkosten  (Kosten für psychische Unfallbeeinträchtigungen  
 
Diese Kosten von Verkehrsunfällen beziehen sich vor allem auf den Staßen-
verkehr, während bisher Unfallkosten nach Bahnunfällen wissenschaftlich nur 
wenig  untersucht wurden. Für Deutschland existieren Untersuchungen der 
externen Kosten des Verkehrs in deren Rahmen vergleichweise auch die 
Unfallkosten für verschiedene Straßenverkehrsmittel (Pkw, Busse, Motorrad, 
LKW) sowie auch der Personen- und der Güterverkehr der Deutschen Bahn 
untersucht wurden. Dabei entfielen 99,5% der Unfallkosten auf den 
Straßenverkehr (vgl. INFRAS, 1995, S. 365).  Die genannten Autoren verwei-
sen außerdem auf erhebliche substanzielle und methodische Unterschiede, 
die bei den durchgeführten Kostenberechnungen vor allem bei der 
Beurteilung von Personenschäden im Straßenverkehr festzustellen sind (vgl. 
Baum/Esse/Höhnscheid, 1998, S. 61 ff). So differieren die Ergebnisse auf-
grund unterschiedlicher Schadenskomponenten, Schadenskategorien und 
Datenquellen. Durch Verkehrsunfälle bedingte Umweltkosten wurden dabei 
überhaupt nicht berücksichtigt. 
 
Für die ÖBB-Unternehmensgruppe liegen dem Verfasser alerdings 
Kenndaten aus einem Bericht des Rechnungshofes zur Sicherheit auf 
Nebenbahnen für die Jahre 2005 und 2006 vor [vgl. 
www.rechnungshof.gv.at/fileadmin/downloads/2008/berichte/teilberichte/bund
/bund_2008_01]. Rechtsgrundlagen für diese Erhebung waren das Eisen-
bahngesetz in der Fassung BGBl 125/2006 und das Unfallunter-
suchungsgesetz BGBl 123/2005. Dabei wurde für alle ÖBB-Nebenbahnen 
(2.132 km) eine unfallsbedingte Schadenssumme von 1,28 Mio. € (2005) und 
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0,63 Mio.€ (2006), ausgewiesen. Das wären im Durchschnitt der beiden 
Jahre 0,955 Mio. € und pro km 448 € an Unfallkosten. Bezogen auf die  
gegenständliche Nebenbahn mit 10 km Streckenlänge käme man auf diese 
rein theoretische Weise auf 4.480 € Unfallkosten. Für die gegenständliche 
Nebenbahn wären Unfallkosten unter Umständen auch dann relevant, wenn 
festgestellt  werden könnte, welche auf der Straße erfolgten Unfallfolgekosten 
sich die Bevölkerung erspart hätte, wäre von den Unfallopfern statt dem Auto 
die Bahn benützt worden. Diese Werte könnten dann der Nebenbahn als 
Nutzen gutgeschrieben werden. Hierfür liegen aber keinerlei Informationen 
vor und es bedürfte spezieller Erhebungen, um derartige Kosten/Nutzen zum 
Ansatz bringen zu können.  
 
Nachdem im Bewertungsjahr auf der untersuchten Nebenbahn keine 
bahnseits verschuldeten Unfälle erfolgten, soll hier auch wegen der kurzen 
Streckenlänge und des geringen Verkehrsaufkommens nur auf die mögliche 
Existenz derartiger externer   Kosten hingewiesen, aber nicht näher darauf 
eingegangen werden. Es wird daher  auf die theoretische Zurechnung von 
durchschnittlichen Unfallkosten verzichtet.  
 
? Kosten des Verkehrslärms  
Was die externen Lärmkosten betrifft, so beziehen sie sich auf Beeinträchti-
gungen des Wohlbefindens oder der Gesundheit von Menschen wie sie vom 
Straßen- und vom Eisenbahnverkehr verursacht werden. Dabei wird davon 
ausgegangen, dass Lärmkosten vor allem in bebauten Gebieten auftreten. 
Baum/Esser/Höhnscheid (1998, S. 68 ff) verweisen auch hier auf verschie-
denste Untersuchungen und differierende methodischen Ansätze, die fast 
ausschließlich den Straßenverkehr betreffen. Für eine Kostenermittlung ist 
dabei immer zunächst die Bevölkerung zu bestimmen, die vom Verkehrslärm 
betroffen ist. Vom deutschen Umweltbundesamt in Berlin wurde zum Beispiel 
die Betroffenheit der Bevölkerung nach Lärmklassen gegliedert, wobei in 
verschiedene Lärmklassen  unterschieden wurde (Umweltbundesamt, Daten 
zur Umwelt 1988/89, Berlin 1989, S. 475) und festgestellt wurde, dass die 
Zahl der tagsüber durch den Schienenverkehr vom Lärm Betroffenen deutlich  
geringer ist als die Zahl der durch den Straßenverkehr Beeinträchtigten.  
 
Für die Bewertung der gegenständlichen Nebenbahn gibt es keine Lärm-
kategorisierung und auch keine Lärmmessungen. Durch die geringe 
Zugdichte sowie durch die Streckenführung fast ausschließlich durch unver-
bautes Gebiet kann aber davon ausgegangen werden, dass sowohl der 
Verkehrslärm als auch die Lärmkosten eine vernachlässigbare Größe 
darstellen. Laut der bei den Unfallkosten bereits zitierten INFRAS-Studie für 
Deutschland [vgl. S.142] betrugen die Lärmkosten der Bahn nur 7% der 
ermittelten Gesamtkosten  des Verkehrslärms. 
 
? Kosten der Luftverschmutzung 
Auch diese externen Kosten werden in hohem Ausmaß durch den Verkehr 
und hier insbesondere durch den Straßenverkehr mit Dieselfahrzeugen 
verursacht. Dabei ist vor allem der Ausstoß von Partikeln an Stickoxyd und 
Kohlenmonoxyd schadens- und damit kostenrelevant.  Die durch Luftver-
schmutzung bedingten Kosten werden vor allem  
? durch emissionsbedingte Erkrankungen als Behandlungskosten und 
Ressourcenausfallkosten,  
? durch Einnahmenverluste in der Landwirtschaft aufgrund von Pflan-
zenschäden sowie 
? durch den Erhaltungsaufwand für Schäden an Gebäuden verursacht. 
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Nach per email erteilter Auskunft des österreichischen Umweltbundesamtes 
„…gehört die Bahn allgemein zu den saubersten Verkehrsmitteln“. Allerdings 
wird dabei nicht nach elektrischem und nach Dieselbetrieb unterschieden. Die 
Luftverschmutzung durch Dieseltriebfahrzeuge, wie sie auf Nebenbahnen 
erfolgt, kann daher sehr wohl von Bedeutung sein und ist bei der Bewertung 
als externe Kosten für die Bevölkerung zu  berücksichtigen.  
 
Für die Bewertung der Kosten der Luftverschmutzung, kann nach Baum/-
Esser/ Höhnscheid (1998, S.76 ff) der Schadenskostenansatz, der Vermei-
dungskostenansatz oder die Zahlungsbereitschaft der Bevölkerung für 
saubere Luft herangezogen werden. Hierfür kann zwar auf diesbezügliche 
Studien zugegriffen werden, allerdings betreffen sie nur den Straßenverkehr 
in Deutschland. Für die gegenständliche Bewertung der Nebenbahn Schwar-
zenau - Waidhofen/Thaya müssten entweder spezielle österreichische Daten 
vorliegen oder es bedürfte einer gezielten empirischen Untersuchung der 
Zahlungsbereitschaft [vgl. S.70] bei der untersuchungsrelevanten Bevölker-
ung. Es müsste durch eine Befragung einer repräsentativen Stichprobe aus 
der untersuchungsrelevanten Bevölkerung erhoben werden, welchen Betrag 
die Menschen bereit wären, für den Wegfall der Schadstoffemissionen zu 
bezahlen. Dieser Betrag könnte dann als Kostengröße angesetzt werden. 
Eine derartige Erhebung der Zahlungsbereitschaft war aber im Rahmen der 
vorliegenden Arbeit allein schon aus Zeit- und Kostengründen nicht möglich.  
 
Für die vorliegende Arbeit wurde nun beispielhaft auf Untersuchungs-
ergebnisse von Schulz aus 1985 (vgl. Winkelbauer, 1996,S. 96 ff) zuge-
griffen, die später auch von PLANCO (1993) und UPI (1991) für deutsche 
Studien zur Festellung der Kosten des Straßenverkehrs durch Schad-
stoffemissionen von PKW, BUS und LKW verwendet wurden (vgl. Baum/-
Esser/Höhnscheid, 1998, S. 77 f). Da für die Emissionskosten des Bahn-
verkehrs mit Dieselbetrieb keine speziellen Untersuchungen vorliegen, 
konnte für den Personenverkehr nur versucht werden, aus dem Treib--
stoffverbrauch und dem dadurch bedingten Schadstoffausstoß auf der Straße 
auch auf die Luftverschmutzung durch Dieseltriebfahrzeuge auf der zu 
bewertenden Nebenbahn zu schließen. 
  
In der 1993 von PLANCO (vgl. Baum/Esser/Höhnscheid, 1998, S. 78) 
durchgeführten Untersuchung in Deutschland (alte Bundesländer) wurden  
die externen Kosten der Luftverschmutzung durch den Bus in einer 
Bandbreite von 0,0041 DM/ Pkm (Schadenkostenansatz) bis  0,0074 DM/-
Pkm (Zahlungsbereitschaftsansatz) angegeben. Dies entspräche beim 
Umrechnungkurs (1 € = 1,95583 DM) einer Bandbreite von 0,0021 € bis 
0,0038 €/Pkm, im Durchschnitt also 0,003 €/Pkm. Da der Durch-
schnittsverbrauch eines EU-4 Busses bei 28 Liter Diesel/100 km liegt  und 
der Dieselverbrauch eines 5047-Triebwagens  100 Liter/100 km, also 3,57-
mal mehr beträgt, kann daraus geschlossen werden, dass die 
Luftverschmutzungskosten des Dieseltriebwagens um den gleichen Faktor 
höher liegen, also 0,0107 €/Pkm (Basis:1993) betragen.  Diese Kosten 
müssen nun noch für das Bewertungsjahr 2008 valorisiert werden. Bei einer 
angenommenen Inflationsrate von durchschnittlich 2% p.a.  liegen demnach 
die Luftverschmutzungskosten eines 5047-Triebwagen im Bewertungsjahr im 
Durchschnitt bei 0,0144 €/Pkm. Durch die 2008 erbrachte Beförderungs-
leistung von 1,002.910 Pkm [lt. ÖBB-PV: 100.291 beförderte Personen x 10 
km] werden somit im Durchschnitt 14.442 € [vgl. Tabelle 31) an Luftver-
schmutzungskosten verursacht.   
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Eine analoge Rechnung für den Güterverkehr mit Diesellokomotiven ergibt 
auf Basis der PLANCO Studie aus 1993 (vgl. Baum/Esser/Höhnscheid, 1998, 
S. 78) für den LKW Emissionskosten zwischen 1,37 DPf/Tkm (Schaden-
kostenansatz) und 2,36 DPf/Tkm (Zahlungsbereitschaftsansatz) durchschnitt-
liche Emissionkosten von 1,865 DPf/Tkm (0,01865 DM/Tkm). Wiederum mit 
2% per anno für das Jahr 2008 valorisiert sind das für den LKW Luft-
verschmutzungskosten 0,025 DM/Tkm bzw. 0,0128 €/Tkm (1€= 1,95583 DM).     
 
Wenn nun bei der im Güterverkehr dieser Nebenbahn verwendeten Diesellok 
2143 mit einem Verbrauch von 265 Liter/100 km  [ÖBB-Technische Services 
GmbH] um einen gegenüber dem LKW-Verbrauch von 39 Liter/100 km 
siebenmal so hohen Schadstoffausstoß ausgegangen wird, so liegen die 
Emissionskosten für den Güterverkehr auf der Schiene bei 0,0896 €/Tkm. Auf 
Basis dieser errechneten Durchschnittskosten für die Luftverschmutzung 
lassen sich bei einer Jahresleistung von 241.350 Tonnenkilometer  [lt. 
Angabe ÖBB-RCA:  24.135 Tonnen x 10 km]   für das Jahr 2008 auf die 
gleiche  Weise  wie  oben  Luftverschmutzungskosten  des Güterverkehrs auf 
der  Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya von 21.625 € errechnen 
[vgl. Tabelle 31, S.144],  
 
 Dieseltriebwagen  Diesellok 2143  
Verbrauch bei voller Leistung: Liter/100km 100 265 
Kosten der Luftverschmutzung/Pkm/Tkm in EUR (2008) 0,0144/Pkm 0,0896/Tkm 
Verkehrsleistung 1,002.910 Pkm 241.350 tkm 
Kosten der Luftverschmutzung in EUR 14.442 EUR 21.625 EUR 
 
      Tabelle 31: Luftverschmutzungskosten von Dieselfahrzeugen pro 100 km (eigene  
                        Berechnung) 
 
      Klimakosten 
Eine  spezielle  und  gesondert  zu betrachtende Schadstoffemission im 
Rahmen der Luftverschmutzung ist der Ausstoß von Kohlendioxyd, der vor 
allem für die Klimaentwicklung von Bedeutung ist. Für die Belastung durch 
CO2 liegen seitens der  ÖBB-Gesellschaften  Produktions  GmbH  und  
Technische  Services  GmbH sowie seitens der Busgesellschaft Blaguss 
konkrete Angaben vor. Der Gesamtausstoß hängt vom eingesetzten 
Triebfahrzeug und dessen durchschnittlichem Dieselverbrauch ab. Dieser 
Verbrauch ist mit dem Faktor 26,5 (Quelle: Blaguss) zu multiplizieren und 
ergibt den CO2-Ausstoß in Gramm pro km. Der Verbrauch von 100  Liter  
Diesel auf 100 km verursacht also  einen CO2 - Ausstoß von 2650 Gramm/km 
[vgl. S.121]. In Tabelle 32  wurden  diese Emissionen der einzelnen auf der 
zu bewertenden Nebenbahn eingesetzten Triebfahrzeuge aufgrund des 






























































     Tabelle 32: Kohlendioxyd (CO2) Emissionen von Triebfahrzeugen. Eigene  
                        Berechnungen auf Basis ÖBB-Angaben 
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Für die Bahn und die anderen Bereiche, die nicht dem Emissionshandel 
unterliegen, sehen die nationalen Ziele im Rahmen des EU-Klima- und 
Energiepakets  für Österreich nur vor, die Treibhausemissionen bis zum Jahr 
2020 gegenüber 2005 um 16 % zu reduzieren (vgl.Umweltbundesamt, Klima-
schutzbericht 2010, S.16). Der CO2 - Ausstoß der Dieseltriebfahrzeuge auf 
der gegenständlichen Nebenbahn schlägt sich daher nicht direkt als mone-
täre Belastung der Bevölkerung nieder, sondern nur indirekt über die Be-
lastungen, die sich aus emissionsbedingten Kosten ergeben. Eine Bewertung 
des CO2 - Ausstoßes kann daher nicht nach dem Schadenskostenansatz 
erfolgen (vgl. Baum/ Esser/Höhnscheid, 1998, S.84 ff). Unter Umständen 
könnte zur Bewertung der Vermeidungskostenansatz verwendet werden, 
wenn es gelänge, so wie bei den Unfallkosten bereits erwähnt, zu ermitteln, 
welche Emissionskosten vermieden werden könnten, würde statt Pkw und 
LKW die Bahn benützt.  Mangels Feststellbarkeit derartiger Wirkungen  wird 
daher in der Kosten-Nutzen-Analyse des Status-quo keine CO2 - bedingte 
Schadenswirkung berücksichtigt. Allerdings kann für den später zu 
diskutierenden Planfall fest-gestellt werden, dass der erwogene Ersatz der  
Personenzüge durch Busse zu einer Ersparnis an CO2 - Ausstoß von 38% 










Tabelle 33: Vergleich CO2-Ausstoß Nebenbahntriebwagen, EU-4 Bus 
 
Weitere externe Kosten des Verkehrs für die Allgemeinheit, die für eine 
Bewertung des Status-quo der gegenständlichen Nebenbahn in Frage 
kämen, sind Kosten  von  Trennwirkungen  und Flächenverbrauch (vgl. 
Baum/Esser/Höhnscheid, 1998,  S.  89 ff).  Diese  Autoren  verweisen  auf  
einzelne in Deutschland für den Straßenverkehr durchgeführte Unter-
suchungen. In Bezug auf den Eisenbahnverkehr sind hier keine speziellen 
Untersuchungen bekannt. Die den Straßenverkehr  mit  Pkw,  Bus  oder LKW 
betreffenden Kosten von Trennwirkungen und Flächenverbrauch unter-
scheiden sich allerdings nicht nur in den verschiedenen Kostenkategorien 
(Zeitverluste für Fußgänger, Zeitverlust anderer Verkehrsteilnehmer, 
ökologische Beeinträchtigung durch Verbrauch an natürlichem Lebensraum, 
Landschaftszerstörung), sondern auch in Art und Herkunft des Daten-
materials. Für die Bewertung wird dabei der Kostenvermeidungsansatz 
herangezogen. Für die kostenmäßige Bewertung des Flächenverbrauchs 
wird davon ausgegangen, dass die Flächen ein knappes Gut darstellen, 
welches einer ökonomisch oder ökologisch vorteilhafteren Nutzung zugeführt 
werden könnte. Erst unter dieser Prämisse hätte das Faktum Bedeutung, 
dass die Eisenbahn nur ein Drittel des Flächenbedarfs der Straße verzeichnet 
(vgl.www.allianz-pro-schiene.de). Für die gegenständliche Nebenbahn ergibt 
sich aber im Status-quo keine  alternative und vorteilhaftere Verwendungs-
möglichkeit, sodass auf  eine Bewertung verzeichtet werden kann.  Wieweit 
der von Niederösterreich angedachte grenzüberschreitende Radweg auf dem 
Verkehrsband der Nebenbahn nach eventuell erfolgter Einstellung der Bahn 
eine regionalwirtschaftlich vorteilhaftere Alternative darstellt, bedürfte einer 
gesonderten Untersuchung, die allerdings nicht Gegenstand dieser Arbeit ist. 
   Triebwagen EU-4 Bus Ersparnis an 
    5047   CO2-Ausstoß 
CO2-Ausstoß für 100 km 2650 g 742 g   
Anzahl der Sitzplätze 68 50   
CO2-Ausstoß pro Sitzplatz 39 g 14,8 g 38% 
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8.3.1.2   Nutzen für die Bevölkerung 
Hier stellt sich die Frage, ob und welchen Wert der Bestand der Nebenbahn 
Schwarzenau - Waidhofen/Thaya  an sich für die Bevölkerung besitzt und bei der  
 
regionalwirtschaftlichen Bewertung heranzuziehen ist.  Dabei ist  
• zwischen dem Wert der Eisenbahninfrastruktur an sich und  
• dem Wert der Verkehrsleistungen im Personen- und Güterverkehr 
zu unterscheiden.  
 
Die Ermittlung eines derartigen monetarisierten Wertes weist allerdings zahl-
reiche theoretische und methodische Probleme auf und kann kaum auf entsp-
rechende Studien Bezug nehmen. Auch die früher erwähnte Wegekosten-
rechnung des DIW für Deutschland [vgl. S. 140] berechnete nur die Wegekosten 
des deutschen Schienennetzes und stellte diesen die Wegeeinnahmen 
(Trassennutzung, Diesel- und Stromsteuer) gegenüber. Dies kann allerdings 
nicht als der volkswirtschaftliche Wert des Eisenbahnnetzes  angesehen werden. 
Bei den übrigen recherchierten Untersuchungen wurden mittels Kosten-Nutzen-
Analysen  lediglich Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur und 
in keinem Fall die Existenz einer bestehenden Bahnstrecke oder einer Straße 
bewertet. Baum/Esser/Höhnscheid (1998, S.102 ff) verweisen auf wissen-
schaftlich nachgewiesene Wachstumseffekte bei der  Produktivität von Kapital 
und Arbeit, die durch Verkehrsinfrastruktur bewirkt werden und die für die 
Bewertung von Infrastrukturinvestitionen herangezogen werden können, doch 
sind diese Studien nicht unumstritten. So wird beispielsweise die Kausalität 
bezweifelt, wonach Verkehrsinfrastrukturinvestionen Wirtschaftswachstum 
voraussetzt und die gegenteilige Ansicht vertreten, dass umgekehrt Wirt-
schaftswachstum durch Verkehrsinvestiionen induziert wird. 
 
Allgemein liegt der Nutzen der bestehenden Eisenbahninfrastruktur wie bei jeder 
Verkehrsinfrastruktur darin, dass durch deren seinerzeitige Errichtung die Ver-
kehrsbedingungen im Vergleich zu anderen Verkehrsträgern verbessert wurden 
und durch die gebotene Möglichkeit zur Raumüberwindung Wirtschafts-
wachstum ermöglicht wird. Dies unterstellt, dass vor der Investition in die 
Errichtung von Verkehrsinfrastruktur entsprechende Nutzenanalysen vorgenom-
men wurden, mittels derer positive ökonomische, soziale oder ökologische 
Effekte festgestellt und den Kosten gegenübergestellt wurden. Die Vornahme 
derartiger  Investitionsrechnungen vor der seinerzeitigen Errichtung der 
gegenständlichen Nebenbahninfrastruktur ist allerdings mit Sicherheit 
auszuschließen. 
Im gegenständlichen Bewertungsfall stellt sich auch nicht die Frage einer 
Investition in die Verkehrsinfrastruktur, sondern es handelt sich um eine seit 
knapp 120 Jahren bestehende Bahnlinie. Deren Wert für die Bevölkerung wurde 
daher bereits erörtert (vgl.S. 140 f) und festgestellt, dass er mit dem Ver-
kehrswert von 240.000 € angesetzt werden kann, zu dem die Infrastruktur der 
gegenständlichen Nebenbahn vom Bund an das Land Niederösterreich verkauft 
wurde.   Gegenüber dem ermittelten Buchwert von 1,96 Mio Euro [vgl. S.140] 
bedeutet dies einen realen Verlust von Volksvermögen.  
 
Historisch gesehen kann davon ausgegangen werden, dass die Schienenver-
kehrsinfrastruktur dieser Nebenbahn nur im Zuge ihrer Errichtung ein Wirt-
schaftswachstum für die Bevölkerung bewirkt hat und seither nur mehr im Wege 
der Erbringung von Verkehrsleistungen einen Nutzen für die allgemeine Bevöl-
kerung induziert bzw. bei Inanspruchnahme dieser Leistungen bewirken kann. 
Die Frage, ob die gegebene Schieneninfrastruktur an sich einen Wert für die 
Bevölkerung darstellt, stellt sich daher nicht im Status-quo, sondern erst im Falle 
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einer Einstellung der Bahnlinie. Denn dann wäre zu prüfen, ob durch die 
Einstellung, also durch eine Desinvestition, ein 
• wirtschaftlicher (z.B. durch Kaufkraftverlust),  
• sozialer (z.B. durch Mobilitätsverlust) oder  
• ökologischer (z.B. durch höhere Luftverschmutzung) 
Nachteil für die Bevölkerung entstünde. Die Kosten der Vermeidung eines 
solchen potenziellen Schadens könnten als Wert, das heißt als Nutzen der 
Schieneninfrastruktur für die Bevölkerung angesehen werden. Diese Überlegun-
gen stellen sich aber erst bei einer Konkretisierung der Forschungsfrage (vgl. S. 
17), wenn sie nicht nur die Umstellung des Personenzug- auf Busverkehr, 
sondern auch die Einstellung des Gesamtverkehrs umfasst. Eine solche  
Einstellung der Strecke Schwarzenau - Waidhofen/Thaya wird allerdings nach 
Aussagen der niederösterreichischen Verkehrsorganisationsgesellschaft (NÖ 
VOG) als ihr neuer Eigentümer nicht konkret erwogen. Es soll nur der nicht mehr 
benützbare Streckenabschnitt Waidhofen/Thaya - Waldkirchen/Fratres eingestellt 
werden. Im Abschnitt 8.6 [vgl. S.162 ff] wird trotzdem versucht, eine derartige 
Bewertung für Schwarzenau - Waidhofen/Thaya vorzunehmen. 
 
In diesem Zusammenhang ist auch die Einstellung der allgemeinen Bevölkerung 
zur betreffenden Nebenbahn von Interesse. Im Hinblick darauf wurden vom 
Verfasser im Ortszentrum von Waidhofen/Thaya Passantenbefragungen vorge-
nommen [vgl. S. 138]. Dabei wurde in Analogie zum geringen Marktanteil der 
Bahn festgestellt, dass es 80,4 % der Befragten egal ist, ob zwischen Schwar-
zenau und Waidhofen/Thaya die Bahn oder Busse fahren. Die Einstellung der 
Bevölkerung über die potenzielle Verlagerung des Güterverkehrs auf die Straße 
wurde mangels Aktualität zum Zeitpunkt der Befragung nicht empirisch erhoben. 
Es ist jedoch aufgrund der Umfrage davon auszugehen, dass der Ersatz der 
Personenzüge durch  Busse nach Meinung des Großteils der regionalen Bevöl-
kerung für sie keinen monetären Nachteil  erbrächte. Dies, obwohl die Mehrheit 
der Bevölkerung von Schwarzenau dem Erhalt der Nebenbahn hohe Bedeutung 
beimisst [vgl. S.138]. 
 
8.3.1.3   Kosten und Nutzen für die Gemeinden 
 
Für die an einer im Einzugsbereich einer  Nebenbahn liegenden  Gemeinde kön- 
nen  durch  den  Bestand  und den Betrieb einer Nebenbahn im Grunde nur dann 
monetäre Kosten und Nutzen entstehen, wenn sie zu Ausgaben (z.B. Ressour-
cenverbrauch an Kapital) oder Einnahmen (z.B. wachstumsfördernde Steuer-
einnahmen) im Budget der Gemeinden führen. Ausgaben können zum Beispiel  
• für die Errichtung und die Erhaltung von Gemeindestraßen, Rad- oder 
Fußwegen, die zu Bahnhöfen oder Haltestellen führen 
• für die Errichtung und Erhaltung von Parkplätzen bzw. Parkgaragen an 
Bahnhöfen oder Haltestellen (park and ride-Anlagen) 
• für die Beleuchtung, Reinigung, Schneeräumung dieser Anlagen  
• für Schutzmaßnahmen für die  Bevölkerung vor Lärm (z.B. für  Lärm-
schutzwände) und vor Schadstoffen und 
• für bestimmte von einer Gemeinde bestellte Zugleistungen  (z.B.spezielle 
Nachtzüge für Jugendliche an Wochenenden oder für zusätzlich Aufent-
halte) 
in dem Ausmaß entstehen, in dem eine Gemeinde hierfür Zahlungen leistet, die 
ganz oder teilweise durch die Existenz der Nebenbahn und der darauf erbrachten 
Verkehrsleistungen begründet sind. 
 
Beim  Nutzen  für  Gemeinden kann zwischen direkten und indirekten Nutzen un- 
150 
terschieden werden. Direkter Nutzen aus der Existenz und dem Betrieb einer  
Nebenbahn  kann für eine Gemeinde dann entstehen, wenn etwa für gemeinde-
eigene Parkplätze an der Bahn Einnahmen aus Parkscheinen erzielt werden 
oder zum Beispiel im Wege von Betrieben am Bahnhof Kommunalsteuerein-
nahmen (vgl. BGBl. 819/19931))  verzeichnet werden. Indirekter Nutzen könnte 
für Gemeinden  an einer Nebenbahn dadurch gegeben sein, wenn die Bahn die 
Existenz von Unternehmen gewährleistet und damit Arbeitsplätze und Kaufkraft 
für Gemeinden gesichert werden. Dies könnte beispielsweise bei den direkt an 
der Bahn liegenden über Gleisanschluss verfügenden Lagerhausbetriebsstätten 
in Waidhofen/Thaya und Windigsteig dann der Fall sein, würden die Betriebe bei  
einer  Einstellung  der  Nebenbahn  weniger  Dienstnehmer beschäftigen und die 
Gemeinde dann weniger Einnahmen aus der Kommunalsteuer verzeichnen und 
dadurch Bruttoregionalprodukt sowie Kaufkraft sinken  würden.  Im  gegenständ-
lichen  Fall ist dies aber nicht gegeben, weil eine allfällige Bahneinstellung keine 
Auswirkungen auf die Anzahl der Dienstnehmer dieser  Betriebe  hätte. Nach  
Befragung  der  Geschäftsleitung des Lagerhauses Waidhofen/Thaya durch den 
Verfasser würden dann die Transporte zu 100% auf der  Straße  erfolgen  und  
es gabe dadurch keine Personalreduzierung. Dadurch käme es für die 
betroffenen Gemeinden weder zu einem Rückgang der Einnahmen aus der 
Kommunalsteuer, noch zu einem Kaufkraftverlust. 
 
Als indirekter Nutzen könnten theoretisch auch Ersparnisse  angesehen werden, 
die sich aus der Vermeidung von sonst anfallenden Ausgaben der Gemeinden 
ergeben, so etwa aus der Vermeidung von Luftverschmutzungskosten bei 
umweltfreundlicherem Bahnbetrieb. Auch dies ist im gegenständlichen Fall nicht 
gegeben und bleibt daher bei der Bewertung der Nebenbahn im Status-quo un-
berücksichtigt. Vom Verfasser wurde auch versucht, derartige direkte und indi-
rekte Kosten und Nutzen der Gemeinden Schwarzenau, Windigsteig und Waid-
hofen/Thaya  auf  empirische Weise festzustellen. So wurden neben der 
erwähnten Befragung der Leitung des Lagerhauses mit den Bürgermeistern der 
drei betroffenen Gemeinden qualitative Interviews im Hinblick auf die erwogene  
Umstellung  der  Personenzüge auf   Busse  durchgeführt (vgl. Tabelle 34, 
S.149). Dabei  wurde auch getrachtet, angeführte Vor- oder Nachteile der Bahn  
bewerten  zu  lassen. Aus  den Antworten der Bürgermeister der drei Gemeinden  
Schwarzenau, Windigsteig und Waidhofen/Thaya waren zwar gewisse Vorteile 
und Nachteile der Nebenbahn feststellbar, die Bürgermeister sahen sich jedoch 
außerstande  diese  Vorteile  bzw. Nachteile  der Bahn monetär für die Gemeinde 
zu  bewerten. Dies vor allem deshalb, weil  durch die Existenz der Bahn und ihrer 
Leistungen keine direkten Einnahmen  und  Ausgaben  für  die  Gemeinden  
gegeben sind. Es  gibt  bei  diesen     Gemeinden weder „Park and ride“ Anlagen, 
noch  Lärmschutzmaßnahmen oder  besondere zusätzlich bestellte Zugleistun-
gen.  Wie bereits oben erwähnt, werden auch die Kaufkraft und Steuerein-
nahmen der Gemeinde nicht davon berührt. Nur für die Gemeinde Windigsteig 
konnte eine bei Einstellung der Bahn eintretende Ersparnis an Schnee-
räumungskosten für zwei Haltestellen (Windigsteig, Kottschallings) festgestellt 
werden. Diese Kosten in der Höhe von 1000 €/Jahr können daher in die 
Bewertung der Nebenbahn im Status-quo  einfließen.  Andere  durch  die  
Nebenbahn  bedingte,  aber  nicht-monetäre Kosten und Nutzen müssen für die 
Gemeinden als gegestandslos angesehen werden. Die von den Bürgermeistern 
genannten Vorteile und Nachteile stellen lediglich subjektive, nicht auf objektive 
Weise monetär bewertbare Meinungen und können daher für die Kosten-Nutzen-
Analyse nicht verwendet werden. 
 
1) Von den  im Gemeindegebiet liegenden Betriebsstätten sind 3% der Summe der  




Tabelle 34: Nebenbahn Schwarzenau – Waidhofen/Thaya: Ergebnisse der Bürgermeisterbefragung  
 
8.3.1.4   Kosten und Nutzen für das Land NÖ 
 
Auch für das Bundesland Niederösterreich, in dem sich die gegenständlich zu 
bewertende Nebenbahn befindet, können im Hinblick auf die  Methodik der 
Kosten-Nutzen-Analyse nur solche Kosten und Nutzen herangezogen werden, 
die im Landesbudget auch zu direkten oder indirekten Einnahmen (mit Wachs-
tumseffekt) und Ausgaben (für Ressourcenverbrauch) führen.  
 
Als Nebenbahnkosten für das Land sind Zahlungen anzusehen, die entweder 
• aufgrund eines Verkehrsdienstevertrags für bei den ÖBB bestellte 
Verkehrsleistungen und/oder 
• für gemeinwirtschaftliche Tarifangebote im Wege des Verkehrsverbundes 
Niederösterreich/Burgenland   
getätigt werden.  
 
Allerdings werden die Zahlungen des Landes aus dem Verkehrsdienstevertrag 
nicht direkt für die zu bewertende Nebenbahn getätigt, sondern en-bloc für alle 
Frage Gemeinde Stellungnahme 
 
1. Es wird überlegt, auf der Regionalbahn 
Schwarzenau –Waidhofen/T den Personen-
verkehr einzustellen und auf den Bus zu 







2. Welche besonderen Vorteile und   
    Nachteile hat der Personenverkehr auf  











3. Können sie diese Vorteile und Nach-  
    teile  für die Gemeinde beziffern 
4. Können Sie die Nachteile, die die Ein- 
    stellung des Personenzugverkehr für    
    die Gemeinde hätte beziffern?  
5. Gibt es auch Vorteile, die die  
    Einstellung des Personenzugverkehrs  




6. Welche Bedeutung hat diese Bahn für  


























Alle drei Gemeinden 
 




















Der Schülerzug nach Waidhofen 
müsste durch einen Schülerbus 
ersetzt werden, sonst wird die 
Bahn kaum benützt 
Es müsste dann mehr Busver-
bindungen geben. Besonders für 
Schüler 
Die Schüler müssten auf den Bus 
ausweichen 
Vorteil: Sicherheit im Winter, für 
Wohnstandorte u. Ansiedlung  
Nachteil: Keine 
Vorteil: Höhere Sicherheit 
Nachteil: Bahn führt nicht ins 
Zentrum 
Vorteil: höhere Sicherheit, genauer 
Fahrplan, wetterunabhängiger 
Nachteil: Zu weit von Zentrum und 
von Sozialeinrichtungen entfernt 
Nein 
Nein, aber es ist immer schlecht, 
wenn etwas eingestellt wird 
Keine 
Ersparnis Schneeräumungs-
kosten für die  Haltestellen 
Windigsteig und Kottschallings à 
1000 €/Jahr 
Keine 
Hohe Bedeutung für die Er-
reichbarkeit von Bildungsein-
richtungen und für die Sicherung 
von Arbeitsplätzen 
Hohe Bedeutung für die Er-
reichbarkeit von Hauptschule und 
AHS 
Hohe Bedeutung für die Er-
reichbarkeit von Bildungsein- 
Richtungen, für Betriebsan-
siedlungen, land-u.forstwirt- 
Schaftliche Nutzung und für den 
Fremdenverkehr 
Hohe Bedeutung für das Erreichen 




vereinbarten Leistungen aus dem Verkehrsdienstevertrag zwischen dem Land 
NÖ und der ÖBB-Personenverkehr AG. Bahnintern werden dann diese Zah-
lungen anteilsmäßig nach Personenkilometerschlüsseln auf  die Nebenbahn  um-
gelegt. Bei den Zahlungen, die vom Land im Wege des  Verkehrsverbunds 
getätigt werden, handelt es sich um Abgeltungen an die ÖBB für Tarifangebote. 
Dabei werden diese Abgeltungen in Summe vom Verkehrsverbund Nieder-
östereich Burgenland (VVNB) und dem Verkehrsverbund Ostregion (VOR) 
geleistet.  Im gegenständlichen Fall sind dies für die Nebenbahn Schwarzenau - 
Waidhofen/Thaya gemäß der für 2007 (1-13.2007 vom 18.07.2008) zur Verfü-
gung gestellten Unterlagen zur Erfolgsrechnung der ÖBB-Personenverkehr  AG  
•   93.720  €, die im Rahmen eines Verkehrsdienstevertrags und 
•   17.575  € für im Wege des Verkehrsverbundes erfolgte Ausgleichs-   
     zahlungen. 
 
Für 2008 wurden seitens der ÖBB-Personenverkehr AG wegen Inplausibilitäten 
keine Angaben zur Verfügung gestellt.  Unter der realistisch erscheinenden An-
nahme, dass die Ausgaben des Landes im Bewertungsjahr 2008 etwa in gleicher 
Höhe wie 2007 erfolgten (für 2009 etwa wurden aus Verkehrsdiensteverträgen 
97.154 € und Verbunderlöse von 19.536,84 € ausgewiesen), werden die für 2007 
bekanntgegebenen Werte  als Kosten in die Kosten-Nutzen-Analyse einfließen. 
Kosten der Umwelt, wie zum Beispiel Luftverschmutzungskosten, die unter 
Umständen zu Ausgaben des Landes führen, wurden bereits als Kosten der 
Bevölkerung berechnet und können daher in der gesamthaften Kosten-Nutzen-
Analyse nicht nochmals als Kosten des  Landes  berücksichtigt werden.  
 
Aufgrund der in allen betroffenen drei Gemeinden von den Bürgermeistern als 
hoch eingeschätzten Bedeutung dieser Nebenbahn für die Erreichbarkeit von 
Bildungseinrichtungen wurden vom Verfasser in Bezug auf die Inanspruchnahme 
der gegenständlichen Bahnlinie und den Ersatz der Züge durch Busse die 
Stellungnahmen von Schulleitungen in der Schulstadt Waidhofen/Thaya einge-
holt. Kontaktiert wurden dabei die Hauptschule, die Bundeshandelsakademie/-
Bundeshandelsschule sowie das Bundesgymnasium/Bundesrealgymnasium. Von 
der Leitung der Hauptschule gab es keine Antwort. Die Direktionen der beiden 
höheren Schulen teilten hingegen mit, dass die beiden Schülerzüge im Schuljahr 
2008/2009 von zusammen ca. 35 Schülern werktäglich benützt  werden. Weitere  
15  Schüler  dieser beiden Schulen benützen den Bus, weil ihre Wohnorte zu weit 
abseits der Bahn liegen. Nach Meinung der Schüler brächte die Umstellung auf 
den Bus keinen Vorteil. Der Zugverkehr sollte daher  nach  Schülermeinung  
erhalten  bleiben  und am Nachmittag pro Stunde ein Zug verkehren. 
 
Ein analoges Ergebnis brachte auch die vom Verfasser durchgeführte Reisen-
denbefragung in den beiden Schülerzügen, bei der jeweils 37 im Zug anwesende 
Schüler befragt wurden. Knapp 92% sprachen sich im Vergleich zum Bus für den 
Zug aus und begründeten dies vor allem mit mehr Platz und Bewegungs-
möglichkeit im Zug. Allerdings muss dabei erwähnt werden, dass es zum Zeit-
punkt der Befragung keine Busalternative gab 
 
8.3.1.5 Kosten und Nutzen für den Bund 
 
Als Kosten des Bundes im Status-quo sind jene Kapitalressourcen verbrauchen-
de Budgetausgaben anzusehen, die für den Betrieb und den Erhalt der Neben-
bahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya getätigt werden und den Bundeshaus-
halt belasten. Sie bestehen dabei  
153 
• einerseits aus den Beträgen, die bei den ÖBB-Gesellschaften im Bewer-
tungsjahr 2008 als Verluste oder Zuschüsse aufscheinen und letztlich 
vom Staat über das Budget ausgeglichen werden,  
• anderseits aus den vom Staat bezahlten Abgeltungen für Sozialtarife (z.B. 
Pendler, Senioren, Studenten etc.) und  
• aus den Fahrpreisersätzen  für die Schüler- und Lehrlingsfreiheit,  
die bei der ÖBB-Personenverkehr AG  in Form von Erträgen (Erlösen) verrechnet 
werden sowie aus den Zuschüssen des Bundes zur Instandhaltung der 
Infrastruktur gemäß § 42 Bundesbahngesetz. Letztere wurden seitens der ÖBB-
Holding AG für beide Nebenbahnen des Schwarzenauer Kreuzes und eine 
Streckenlänge von 68 km mit 1,6 Mio. Euro ausgewiesen. Das ergibt für die 10 
km lange Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya anteilige Kosten von 
235.294 € für den Bund. 
  
Auf dieser Grundlage ergeben sich für das Bewertungsjahr 2008 für den Bund 
bei Verlustausgleich folgende direkte Kosten (vgl.Tabelle 27, S. 131 und S.135) 
 
Verlust Personenverkehr AG………………………………………….265.828 €    
Verlust Rail Cargo Austria AG………………………………………….12.364 € 
Verlust Infrastruktur AG (mit Zuschuß § 42 BB-Gesetz)……….. 1.3,64.856 € 
und gemäß der internen Linienerfolgsrechnung  
der Personenverkehr AG 2007  
Ausgaben für gemeinwirtschaftliche Leistungen…………………….164.861 €  
Ausgaben für die Schüler- und Lehrlingsfreifahrt….............................2.604 €   




In Bezug auf den durch die Nebenbahn bewirkten Nutzen für den Bund ist 
festzustellen, dass es im Sinne der Wohlfahrtstheorie (vgl. S 32 ff) dem Bund als 
staatlichen Eigentümer der Nebenbahn obliegt, deren Existenz bzw. die Wirkung 
von Maßnahmen, die sie betreffen im Hinblick daraufhin zu beurteilen, ob 
dadurch die allgemeine Wohlfahrt  positiv oder negativ beeinflusst wird. Das 
heißt, dass der Bund als oberste gesamtwirtschaftlich agierende Gebiets-
körperschaft des Staates zu bewerten hat [vgl. S. 38 ff], welchen Effekt die 
gegenständliche Nebenbahn auf die allgemeine Wohlfahrt besitzt. Er hätte also, 
wie es mit dieser Arbeit geschieht, einerseits zu untersuchen, welchen Beitrag 
die Nebenbahn im Status-quo zum ökonomischen, sozialen und ökologischen 
Wohlfahrtszustand der Region und darüber hinaus liefert und er hätte anderseits 
zu untersuchen, ob durch die beabsichtigte bw. erfolgte Verlagerung des 
Zugverkehrs auf die Straße eine Verbesserung oder Verschlechterung des 
Wohlfahrtszustandes zu erwarten ist.  
 
8.4 Regionalwirtschaftliche Gesamtbewertung der Nebenbahn im Status- 
quo (2008) 
 
Die in Tabelle 35 [vgl. S.153] dargestellte regionalwirtschaftliche Kosten-Nutzen-
Analyse der Nebenbahn Schwarzenau -  Waidhofen/Thaya umfasst zusammen-
fassend alle im Abschnitt 8 beschriebenen Kosten und Nutzenermittlungen des 
Status-quo dieser Bahnstrecke wie sie sich für die Benutzer und die 
Allgemeinheit für das Bewertungsjahr 2008 ergeben. Der negative Nettonutzen 
aus Kosten und Nutzen der ÖBB-Betreibergesellschaften wurde nur beim Bund 
als 100% Eigentümer der ÖBB-Betreibergesellschften berücksichtigt, weil dieser 
für diese Verluste aus Steuermitteln über das Bundesbudget aufkommen muss.   
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Regionalwirtschaftliche Bewertung der Nebenbahn 
Schwarzenau – Waidhofen an der Thaya im Status-quo (2008) 
 
Tabelle 35: Regionalökonomische Gesamtbewertung der Nebenbahn Schwarzenau –   
                   Waidhofen/Thaya im Status-quo 2008 
 
Lediglich beim Wert der Nebenbahninfrastruktur als Abschreibungsbasis wurde 
nicht der aus dem von der ÖBB-Holding AG ausgewiesenen gesamten Buchwert 
der  Nebenbahnen  von  Waidhofen/Thaya  bis  Martinsberg  Gutenbrunn (68 km: 
13,3 Mio. €) für  die  gegenständliche Nebenbahn zu errechnende Wert für 10 km 
 (1,996 Mio. €) herangezogen, sondern nur der Verkehrswert, wie er sich aus 
dem Verkaufspreis von 15 Mio. € für 625 Nebenbahnkilometern (24.000/km) an 
das Land Niederösterreich für die zu bewertende Nebenbahn mit 240.000 € 
Betroffene Kosten Nutzen  Nettonutzen Seiten-
    in Euro in Euro in Euro verweis
1.Betreiber           
Kosten und Nutzen der ÖBB-
Betreibergesellschaften werden beim         
Eigentümer Bund wirksam und sind unter         
Pkt 3.4 berücksichtigt         
ÖBB-Personenverkehr AG   637.335 371.507 -265.828  S.126 f
ÖBB-Rail Cargo Austria AG   417.052 294.688 -122.364 S.128 f
ÖBB-Infrastruktur AG inkl. § 42 BB-
Gesetz   1.720.591 355.735 -1.364.856 S.128 f
2. Benutzer            
2.1 Bahnreisende          S.131 ff
Ticketkosten    8.648   -8.648 
Vorteil Bahnbenützung statt Auto   26.590 26.590 
Durch Arbeitsmobilität erzielte Kaufkraft   27.197.352 27.197.352 
Vorteil für Eltern von Schülern u.Lehrlingen   2.604 2.604 
2.2 Wirtschaftsunternehmen         S.135 ff
Transportkosten  312.043   -312.043 
Logistik u. Anschlußbahnkosten 54.878   -54.878 
Ladungssicherung  15.337   -15.337 
Nutzen durch externe Absatzmöglichkeiten   2.182.824 2.182.824 
3. Allgemeinheit          
3.1 Bevölkerung         S.138 ff
Schadenskosten aus Luftverschmutzung 36.067   -36.067 S. 144 
3.2 Gemeinden        S147 ff 
Schneeräumung  1.000   -1.000 
3.3. Land Niederösterreich        S.150 f 
Zahlungen gemäß Verkehrsdienstevertrag 93.720   -93.720 
Zahlunge für Verkehrsverbund  17.575   -17.575 
3.4 Bund         S.151 ff
Zahlungen f. gemeinwirtsch.Leistungen 164.861   -164.861 
Zuschuss § 42 BB-Gesetz  235.294   -235.294 
Fahrpreisersätze Schüler, Lehrlinge 2.604   -2.604 
Verlust ÖBB-Infrastruktur AG  1.364.856   -1.364.856 S.128 f 
Verlust ÖBB-Personenverkehr AG 265.828   -265.828 S.126 f 
Verlust ÖBB-Rail Cargo Austria AG 122.364   -122.364 S.128 f 
Abschreibungen vom Verkehrswert 12.000   -12.000 S.141 
Nettonutzen Status 2008   2.707.075 29.409.370 26.702.295   
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(24.000x10 km)  errechnen lässt. Für die Abschreibungen wurde eine Rest-
lebensdauer von 20 Jahren unterstellt Die Verwendung des Buchwerts von 1,996 
Mio € hätte einen nicht dem Marktwert entsprechenden, deutlich überhöhten 
Vermögenswert und zu hohe Abschreibungskosten zur Folge. 
 
Aufgrund aller, statistischen Unterlagen und Studien entnommenen bzw. daraus 
abgeleiteten Informationen sowie auf Basis der zur Verfügung stehenden 
offiziellen und inoffiziellen Daten für die Nebenbahn Schwarzenau – Waidho-
fen/Thya im Bewertungsjahr 2008 ergibt sich somit ein positiver Nettonutzen [vgl. 




Hauptverantwortlich für dieses positive Ergebnis ist in erster Linie der Effekt, der 
sich für einen Teil der  im Einzugsgebiet der Bahn wohnenden Menschen durch 
die Möglichkeit ergibt, ohne über ein Auto zu verfügen, außerhalb ihres  
Wohnorts erwerbstätig zu sein und Kaufkraft erzielen zu können [vgl. S. 134]. 
Aber auch die Möglichkeit für Wirtschaftsunternehmen der Region aufgrund der 
Raumüberwindungsmöglichkeit durch die Bahn entferntere   Absatzmöglich-
keiten zu erschließen und Verkaufsumsätze zu tätigen, hat einen relativ großen 
Effekt auf den positiven Nettonutzen der Nebenbahn im Status-quo [vgl. S. 137].  
 
In diesem Zusammenhang sei nochmals an die Stellungnahme des Regional-
managements Waldviertel zur Bedeutung der Bahn für die Regionalentwicklung 
erinnert [vgl. S. 122 f]. Dort heißt  es  unter anderem, dass der gegenständlichen 
Nebenbahn in Bezug auf die Mobilitätssicherung der Bevölkerung und auch im 
Hinblick auf die Sicherung von Arbeitsplätzen hohe regionalwirtschaftliche Be-
deutung eingeräumt wird. Diese allgemein verbale Feststellung wird durch die 
Status-quo Bewertung dieser Arbeit bestätigt.  
 
8.5   Regionalwirtschaftliche Bewertung der Nebenbahn Schwarzenau –    
Waidhofen/Thaya nach Ersatz der Züge durch Busse  
  
Hier wird davon ausgegangen, dass statt der Personenverkehr AG die ÖBB-
Postbus GmbH als Betreiber auftritt. Sollte es später zu einer Ausschreibung 
kommen und private Betreiber mit anderer Kalkulation die Busdienste 
übernehmen, wären die folgenden Ansätze entsprechend zu überarbeiten.  
 
8.5.1     Auswirkungen auf Kosten- und Nutzen der Betreiber 
 
Die in der Folge beschriebenen Veränderungen der Kosten und Nutzen bei den 
ÖBB-Gesellschaften betreffen zwar diese Kapitalgesellschaften, da sie sich 
jedoch im hunderprozentigen Eigentum des Staates befinden, werden sie beim 
Bund wirksam, weil es im Falle von Verlusten, sei es durch monetären 
Verlustausgleich oder durch Wertminderungen zu einer Verringerung des 
Vermögens der Allgemeinheit kommt. Umgekehrt gilt dies auch für Ein-
sparungen, die beim Bund einnahmenwirksam werden. Die in Geldeinheiten 
ausgedrückten Kosten und Nutzen der verkehrswirtschaftlichen Verlagerung vom 
Zug- auf den Busverkehr werden zwar bei den Gesellschaften beschrieben, der 
Nettonutzen wird aber in der Kosten-Nutzen-Analyse beim Bund zum Ansatz 
gebracht. 
 
8.5.1.1  ÖBB- Personenverkehr AG und Postbus GmbH  
 
Für den Betreiber  ÖBB-Personenverkehr AG sind hier zunächst alle jene Verän- 
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derungen der Kosten und Nutzen zu ermitteln, die sich aus der Einstellung des 
Personenzugverkehrs ergeben. Ebenso sind aber auch die durch die Verlage-
rung auf den Busverkehr entstehenden Kosten und Nutzen bei der ÖBB-Tochter-
gesellschaft Postbus GmbH zu berücksichtigen und in die Kosten-Nutzen-Ana-
lyse miteinzubeziehen. Hierfür wurden  dem Verfasser von der ÖBB-Personen-
verkehr AG im Wege der ÖBB-Holding AG für die Gesamtstrecke der beiden 
Nebenbahnen von Waidhofen/Thaya über Schwarzenau bis Zwettl betriebs-
wirtschaftliche Ertrags- und Kostendaten im Hinblick auf eine Einstellung des 
Personenverkehrs auf der Schiene und den Ersatz durch Busse zur Verfügung 
gestellt [vgl. Anhang 2]. Die Kosten und die Tariferträge basieren dabei auf der 
Preisbasis 2009, die Erträge aus gemeinwirtschaftlichen Leistungen auf der 
Preisbasis 2008.  Die ÖBB-Berechnungen gehen davon aus, dass bei der Um-
stellung auf Busbetrieb die Erträge aus dem Verkehrsdienstevertrag mit Nieder-
österreich  wegfallen, dass aber bei den Tariferträgen und bei den Erträgen für 
gemeinwirtschaftliche Leistungen gewisse Anteile für die Bahn erhalten bleiben, 
die aus dem über die Nebenbahnstrecke hinausgehenden Fahrten resultieren. 
Dabei wird unterstellt, dass in Schwarzenau vom Bus auf  die Hauptbahnstrecke 
und umgekehrt umgestiegen wird. Bei den Kosten wird davon ausgegangen, 
dass das in den Kosten für beide Nebenbahnen des Schwarzenauer Kreuzes 
enthaltene Infrastrukturbenützungsentgelt (vgl. Anhang 2) wegfällt. Weiters wird 
angenommen, dass Vertriebs- und Verwaltungskosten in der Höhe von 136.399 
€ [vgl. Anhang 2] bei Bahn- oder Postbetrieb in gleicher Höhe erhalten bleiben. 
Die nachstehende  Tabelle 36 [vgl. S.155] zeigt für die Gesamtstrecke Waidho-
fen/-Thaya bis Zwettl in den einzelnen Spalten die Kosten und Erlöse der ÖBB-
Personenverkehr AG im Status-quo sowie bei Einstellung der Personenzüge und 
sie zeigt die Ergebnisse der Postbus GmbH bei ersatzweisem Busbetrieb. 
Grundlage der Berechnungen der ÖBB-Personenverkehr AG war eine  
durchschnittliche Verkehrsleistung von 5.700 Personenkilometer pro  Werktag  
auf  der  Gesamtstrecke Waidhofen/Thaya  bis Zwettl.  
 
Im Hinblick auf die Verlagerung des Personenverkehrs von der Schiene auf die 
Straße wurde davon ausgegangen, dass im bestehenden Verkehrsverbund 
Tarifgleichheit besteht, es also keine Preisunterschiede gibt. Darüber hinaus 
wurde unterstellt, dass durch den Busverkehr in gleicher Weise Mobilität 
ermöglicht wird und keine Verschlechterung der Bedienungshäufigkeit eintritt. 
Weiters wird davon ausgegangen, dass trotz Einstellung der Züge, Tariferträge 
ins und aus dem ÖBB-Netz erhalten bleiben. Ebenso, dass anteils-mäßige 
Erträge, die der Bund für gemeinwirtschaftliche Leistungen bezahlt, bestehen 
bleiben. Anderseits werden die Vertriebs- und Verwaltungsgemein-kosten als fix 
angesehen und sind weiter kostenwirksam. Wie aus den nachstehenden Daten  
ersichtlich ist, wäre durch die  Einstellung der Personen-züge bei der ÖBB-
Personenverkehr AG auf der Gesamtstrecke Waidhofen/Thaya über 
Schwarzenau bis Zwettl ein positives  Geschäftsergebnis von 51.072 € erzielbar,  
 
 
Tabelle 36: ÖBB-Holding AG: Betriebserfolg der Strecke Waidhofen/Thaya –  
                  Schwarzenau – Zwettl 2008/2009 
 Gesamtstrecke 














Erträge in Euro 
(Erträge/Pkm/Werktag) 
Kosten in Euro 
(Kosten/Pkm/Werktag) 
         784.292 
         (137,6 €) 
      1,345.485 







Erfolg        - 561.193               51.072           -209.255 
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Bei der Postbus GmbH käme es aber zu einem Verlust von -209.255 € [vgl. 
Tabelle 36 und Anhang 2]. Allerdings könnte durch diese Maßnahme für beide 
ÖBB-Gesellschaften in Summe der Abgang von -561.193 € auf -158.183 € (Spal- 
te 3 minus Spalte 2] verringert werden. 
 
Für die in diesem Abschnitt  zu bewertende Teilstrecke Schwarzenau - Waid-
hofen/Thaya und dort geleistete 2.700 Personenkilometer/Werktag ergeben sich 
bei Verwendung der selben Kosten und Erträge pro Personenkilometer und 
Werktag  wie auf der  Gesamtstrecke die in Tabelle 37 dargestellten Werte. Für 
die Nebenbahn  Schwarzenau - Waidhofen/Thaya ist auf diese Weise 
festzustellen, dass aufgrund des Ersatzes der Personenzüge durch Busse  bei 
der Personenverkehr AG statt einem negativen Jahresergebnis (-265.850 €) eine 
Verbesserung des Geschäftsergebnisses  auf 24.192 € eintreten wird, während 
der Busbetrieb  weiter  einen  Verlust verzeichnet. Allerdings verringert sich durch  
 












Erträge in Euro 
Kosten in Euro 
371.520 
          -637.470 
88.802 
          - 64.610 
 292.142 
           -391.263 
Erfolg           -265.950              24.192             - 99.121 
 
Tabelle 37:  Nebenbahn  Schwarzenau – Waidhofen/Thaya: Kosten- und Ertragsände-     
                    rungen bei Umstellung des Personenzugverkehrs auf Busbetrieb 
 
die Umstellung auf Busbetrieb  der  gemeinsame Verlust der Personenverkehr 
AG   und der Postbus GmbH auf   - 74.929 € (Spalte 3 minus Spalte 2). Die Maß-
nahme, die Personenzüge durch Busse zu ersetzen, verbessert daher betriebs-
wirtschaftlich das Konzernergebnis der ÖBB.  
 
8.5.1.2   ÖBB-Rail Cargo Austria AG 
 
Einstellung der Personenzüge 
Wenn nur der Ersatz der Personenzüge durch Busse und keine Einstellung der 
Strecke erfolgt, dann ergibt sich für den Betreiber des Güterverkehrs, die Rail 
Cargo Austria AG, gegenüber dem Status-quo (2008) keine Änderung der 
Kosten und Erträge (Nutzen). Die Erträge  lägen weiter bei 294.635 €, die Kosten 
bei 417.999 € und der Verlust betrüge  -122.364 € [vgl. Tabelle 25, S.129].  
 
8.5.1.3   ÖBB-Infrastruktur AG 
 
Bei  dieser  Gesellschaft  der  ÖBB-Holding AG  würde die Einstellung der Perso- 
nenverkehrszüge den Wegfall des Infrastrukturbenützungsentgelts bedeuten, das 
von  der ÖBB-Personenverkehr AG für die Inanspruchnahme der Streckeninfra-
struktur zu entrichten ist. Dieses Benützungsentgelt ist in der Linienerfolgs-
rechnung der Personenverkehr AG für 2007 mit 65.853 € (Ergebnisse 1-13. 2007 
vom 12.11.2009) ausgewiesen. Für 2008 wurde die Linienerfolgsrechnung 
wegen interner Inplausibilitäten nicht zur Verfügung gestellt. Für die Kosten-
Nutzen-Analyse des Ersatzes der Personenzüge durch Busse auf der Neben-
bahn Schwarzenau -  Waidhofen/-Thaya wird daher angenommen, dass bei der 
Infrastruktur AG das Benützungsentgelt der Personenverkehr AG in der Höhe 
von 65.852 € wegfällt, was einen Einnahmenverlust bedeutet. Das Infrastruktur-
benützungsentgelt der ÖBB-Rail Cargo Austria AG bliebe erhalten.  
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Durch den wegfallenden Betriebsaufwand ergeben sich folgende wie folgt 
errechneten Einsparungen. Laut Angabe der ÖBB-Holding AG betrug der 
Betriebsaufwand der Infrastruktur für auf der Gesamtstrecke Waidhofen/Thaya - 
Martinsberg Gutenbrunn im Personen- und Güterverkehr geleistete 248.313 
Zugkilometer 1,8 Mio. Euro [vgl. Anhang 1], das heißt pro Zugkilometer 7,25 €. 
Das ergibt aufgrund der auf der gegenständlichen Nebenbahn Schwarzenau - 
Waidhofen/Thaya wegfallenden Betriebsleistung von 95.760 Zugkilometer 
[vgl.S.130] eine Kostenersparnis von 694.260 €. Die im Status-quo ausgewie-
senen Infrastrukturkosten in der Höhe von 1,720.591 € [vgl. S. 131] würden sich 
auf 1,026.331 € verringern. Bei den Erträgen käme es zu einer Reduktion um das 
Infrastrukturbenützungsentgelt auf 289.883. 
 











             Tabelle 38: Auswirkungen der Streckeneinstellung auf den Streckenerfolg 
 
für den Güterverkehr angenommen, dass der Zuschuss des Bundes gemäß § 42 
Bundesbahngesetz (235.294 €) erhalten bleibt und nur das Infrastruktur-
benützungsentgelt seitens der Personenverkehr AG (vgl. oben; 65.853 €) 
wegfällt.  Das negative  Streckenergebnis  der Infrastruktur AG würde sich damit 
durch die Einstellung der Züge von -1,600.150 € [vgl. Tabelle 27, S.131] auf -
736.448 € [vgl. S.156, Tabelle 38] verringern.  
     
8.5.2  Auswirkungen auf Kosten und Nutzen der Benutzer 
 
Wie bereits festgestellt, handelt es sich bei den Benutzern der Nebenbahn um 
die Bahnreisenden, die als Privatreisende, als Pendler oder als Lehrlinge und 
Schüler die Bahn benützen  und es handelt sich um  Wirtschaftsunternehmen, 
die ihre Rohstoffe, Halb- und Fertigprodukte mit der Bahn befördern. 
 
8.5.2.1  Auswirkungen für Bahnreisende  
 
Wenn unterstellt wird, dass der Ersatz der Personenzüge auf der gegenständ-
lichen Nebenbahn durch Busse als dauerhafter Schienenersatzverkehr erfolgt, 
bei dem zu den gleichen Fahrzeiten statt den Zügen Busse mit gleichbleibenden 
Haltepunkten in den zugehörigen Orten der ehemaligen Bahnhaltestellen verkeh-
ren, ergibt sich für die Bahnreisenden aufgrund der Tarifgleichheit im Verkehrs-
verbund keinerlei monetärer Nachteil. Das heißt, ihre Fahrtkosten bleiben gleich. 
Sie werden nur zu Busreisenden. Auch bei den Nutzenwirkungen ergeben sich 
im Vergleich zum Status-quo  keine Änderungen. Die Führung der Busse durch 
die Ortszentren könnte sogar im Vergleich zu den zumeist außerhalb der Orte 
liegenden Bahnhaltestellen eine Attraktivitätssteigerung und eine höhere 
Nachfrage bewirken. Die Kapazität der Busse ist im Hinblick auf die derzeitige 
Inanspruchnahme der Züge (13,64 % Auslastung oder durchschnittlich 8,8 Rei-
sende; Quelle: ÖBB-Holding) mehr als ausreichend. Lediglich bei den Schüler-











von durchschnitlich 35 Schülern in Anspruch genommen werden. Aber auch hier 
ist die Kapazität der Busse mit durchschnittlich 50 Plätzen pro Bus ausreichend. 
Gegebene individuelle Präferenzen der Schüler für die Bahnfahrt haben keine 
monetär messbare Nutzenbeeinträchtigung zur Folge. Sämtliche Kosten und 
Nutzen, die bei der Status-quo Bewertung ausgewiesen wurden [vgl. S. 132 ff] 
bleiben daher unverändert erhalten.  
 
8.5.2.2   Auswirkungen für Wirtschaftsunternehmen 
 
Wenn nur eine Umstellung des Personenzugverkehrs auf Busbetrieb erfolgt und 
der Güterverkehr auf der Nebenbahn erhalten bleibt, ergibt sich für die Wirt-
schaftsunternehmen gegenüber dem Status quo keine Veränderung. Kosten und 
Nutzen bleiben ceteris paribus gleich [vgl. S.135 ff].  
 
8.5.3.   Auswirkungen auf Kosten und Nutzen der Allgemeinheit 
 
8.5.3.1 Kosten- und Nutzen für die Bevölkerung 
 
8.5.3.1.1 Auswirkungen des Nebenbahnbetriebs 
 
Wie bei der Status-quo-Analyse festgestellt wurde, ergeben sich für die 
österreichische Bevölkerung aus dem Betrieb der Nebenbahn dann indirekt 
Kosten, wenn die Betriebskosten der ÖBB-Betreibergesellschaften nicht gedeckt 
werden und der Verlustausgleich im Wege des Bundes durch die öffentliche 
Hand aus allgemeinen Steuermitteln erfolgt. Die Kosten- und Nutzenänderungen, 
die sich durch den Ersatz der Personenzüge durch Busse ergeben, wurden 
bereits im Detail beschrieben [vgl. S.154 f]. Da diese Kosten - und Nutzen-
änderungen beim öffentlichen Haushalt des Bundes wirksam werden, werden sie 
dort berücksichtigt.  
 
8.5.3.1.2 Auswirkungen auf die externen Kosten  
 
Auf die externen Kosten, unter denen die Kosten von Verkehrsunfällen und die 
Kosten der Umwetlbelastung (Lärm, Luftverschmutzung, Flächenverbrauch) zu 
zählen sind [vgl.S. 141 ff] könnten sowohl der Ersatz der Personenzüge durch 
Busse als auch die vom Land Niederösterreich erwogene Streckeneinstellung 
gewisse Auswirkungen haben. Allerdings liegen hier keine aktuellen und für den 
Bewertungsfall heranziehbaren österreichischen Untersuchungen vor. Es wird 
daher hierfür beispielhaft auf vorhandene Studien aus Deutschland zugegriffen.  
 
• Unfallkosten 
Während  volkswirtschaftlich wirksame Unfallfolgekosten der Bahn im 
Rahmen von  Untersuchungen der externen Kosten des Verkehrs auf 
Nebenbahnen nur eine unbedeutende Rolle spielen [vgl. S.142] und auf der 
gegenständlichen Nebenbahn mangels verursachter Unfälle bei der 
Bewertung des Status-quo auch keine Unfallfolgekosten angesetzt wurden, 
erfordert die Umstellung auf Busbetrieb eine andere Betrachtung.  Von 
Baum/Esser/Höhnscheid (1998, S. 63) werden für den Busbetrieb unter 
Bezugnahme auf Studien über externe Kosten des Verkehrs  in Deutschland 
(alte Bundesländer, PLANCO, 1990) relative Verkehrsunfallkosten von 0,56 
DPf/Pkm angegeben. Valorisiert man diese Kosten für das Jahr  2008 mit 2% 
p.a so ergibt dies in Euro 0,00401 €/Pkm (1 €=1,95583 DM). Bezogen auf die 
gegenständliche Nebenbahn und eine Beförderungsleistung von 1,002.910 
Pkm, die sich aus der Reisendenzahl von 100.291 [vgl. Anhang 1] über eine 
Weglänge von 10 km ergibt, betragen die dem Bus zuzurechnenden 
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Unfallkosten  4.121 €. Obwohl die Verwendung der für Deutschland berech-
neten Kosten aus 1990 problematisch ist, wird hier doch beispielhaft darauf 
zugegriffen, um die grundsätzliche Machbarkeit der Bewertung derartiger 
externer Kosten zu zeigen.  Wie auch bei den anderen externen Kosten 
bedürfte es aber konkreter regionalspezifischer Untersuchungen, um zu 
veursachungsgerecht zuscheidbaren  Ergebnissen zu gelangen. 
 
• Lärmkosten 
Bei der Status-quo Bewertung des Bahnverkehrs auf der gegenständlichen 
Nebenbahn wurden die gegebenen Lärmkosten wegen des Fehlens einer 
regional anwendbaren Lärmkategorisierung und der Streckenführung groß-
teils durch unverbautes Gebiet  sowie wegen des geringen Anteils des 
Bahnverkehrs von 7% an den gesamten Verkehrslärmkosten [vgl. S.143] als 
eine vernachlässigbare Größe angesehen. Auch für die Ermittlung der 
Lärmkostenveränderungen durch die Umstellung vom Zug- auf Busbetrieb 
liegen nur wenige einschlägige Untersuchungen vor. Baum/Esser/Höhn-
scheid (vgl. 1998, S.67 ff) verweisen hier auf Studien von Planco (1990), 
UPI(1991), INFRAS (1995)) über Lärmkosten des Straßenverkehrs in 
Deutschland, in denen die Lärmbelastung nach PKW, Bus und LKW in DPf 
getrennt pro Personen- bzw. Tonnenkilometer in einer großen Bandbreite 
ausgewiesen wurden. Diese Untersuchungen differieren stark in ihren 
Ansätzen, bauen auf weit zurückliegende Arbeiten (UPI aus 1979 oder 
INFRAS aus Schweden) auf, ohne die Übertragbarkeit zu prüfen und ohne 
den technischen Fortschritt zu berücksichtigen. Die von INFRAS ermittelten 
relativen Lärmkosten lagen dabei für den Bus bei 1,05 DPf/Pkm und beim 
LKW bei 2,23 DPf/Tkm und bedürfen einer Valorisierung auf heutige 
Preisbasis. Bei Annahme einer durchschnittlichen Inflationsrate von 2% 
liegen diese Werte somit für das Bewertungsjahr bei 1,5 DPf/Pkm und 3,3 
DPf/Tkm. Wenn diese Kostenansätze in € umgerechnet (1 € = 1,95583 DM) 
werden, kommt man zu Kosten von 0,00767 €/Pkm. So würde der Ersatz der 
Personenzüge durch Busse bei 1,002.910 Pkm im Jahr  Lärmkosten von rund 
7.692 € verursachen.   
 
• Luftverschmutzungskosten 
Auch für diese externen Kosten wird beispielhaft auf die bereits genannten 
Untersuchungen für Deutschland zugegriffen. Im Zuge der Status-quo Bewer-
tung der gegenständlichen Nebenbahn wurden auf Basis dieser Studien und 
der im Bewertungsjahr gegebenen Beförderungsleistung Luftverschmut-
zungskosten für den Betrieb von Dieseltriebwagen und von Dieselloko-
motiven ermittelt [vgl. S.143]. Sie betrugen im Personenverkehr 14.442 € und 
im Güterverkehr 21.625 € [vgl. S.143]. Im Personenverkehr auf der Schiene 
mit Dieselfahrzeugen liegen sie gegenüber dem Bus um den Faktor 3,57 
höher. Daher würde die Umstellung des Zugbetriebs auf Busse zu einer 
ebensolchen Reduzierung der Luftverschmutzungskosten führen. Sie würden 
demnach nur 4.045 € betragen. Bei Weiterführung des Betriebs von 
Güterzügen auf der gegenständlichen Nebenbahn Schwarzenau - 
Waidhofen/Thaya blieben die Kosten der Luftverschmutzung mit 21.625 € 
gegenüber dem Status quo unverändert. In Summe liegen sie bei 25.670 €. 
 
• Klimabeeinträchtigungen 
In Bezug auf die Klimabeeinträchtigungen durch den CO2-Ausstoß wurde in 
der Kosten-Nutzen-Analyse des Status-quo keine derartige CO2 - bedingte 
monetäre Schadenswirkung berücksichtigt. Allerdings führt der erwogene 
Ersatz der  Personenzüge durch Busse zu einer Ersparnis an CO2 – Ausstoß 
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von 38% [vgl. Tabelle 33, S. 145] und dient somit klar dem Erreichen des 
nationalen  Klimaziels. 
 
8.5.3.2 Auswirkungen für die Gemeinden 
Durch den Ersatz der Personenzüge durch Busse mit den gleichen Fahrzeiten 
und Halten ergeben sich für die betroffenen Gemeinden keinerlei objektive 
Nachteile. Die Anbindung an den öffentlichen Verkehr bleibt bestehen und die 
Linienführung  durch die Ortszentren oder näher an diese heran wird in vielen 
Fällen  sogar Erreichbarkeitsvorteile bewirken. Die Mobilitätsmöglichkeit für Ein- 
und Auspendler sowie für die Erreichbarkeit von Bildungs- und Sozialein-
richtungen ändert sich nicht. Aufgrund der Befragung der Bürgermeister der 
betroffenen Gemeinden wird sich nur ein ideeller Statusverlust ergeben, nämlich 
nicht mehr an der Bahn zu liegen und nicht mehr über einen eigenen Bahnhof 
bzw, eine eigene Bahnhaltestelle zu verfügen. Diese traditionelle Wert-
vorstellung, die allerdings in der Realität vom tatsächlichen rationalen Benüt-
zungsverhalten sehr stark abgewichen ist,  müsste im Realisierungsfall aufge-
geben werden. Für die Gemeinde Windigsteig wäre es nicht mehr erforderlich, 
wie bisher die Schneeräumung der Bahnhaltestellen Windigsteig und Kott-
schallings vorzunehmen. Eine Kostenersparnis von rund 1.000 € per anno   wäre 
die Folge. Kosten einer allfälligen Räumung der neuen Bushaltestellen in ver-
mutlich geringerer Höhe wären allenfalls gegenzurechnen. 
 
8.5.3.3 Auswirkungen für das Land NÖ 
 
Bei leistungsgleichem Ersatz der Personenzüge durch Busse wird der mit der 
ÖBB-Personenverkehr AG bestehende Verkehrsdienstevertrag für die gegen-
ständliche Nebenbahn Schwarzenau -  Waidhofen/Thaya gegenstandslos. Zah-
lungen des Landes an die ÖBB, die dort einen Nutzen in der Höhe von 97.700 € 
[vgl. S.149] darstellten, fallen weg und schlagen sich als Ersparnis für das Land 
zu Buch. Im Hinblick auf die wegfallenden Zahlungen aus dem Verkehrsverbund, 
wie sie bei der ÖBB-Personenverkehr AG in Höhe von 17.575 € aufschienen, 
wird davon ausgegangen, dass diese Ersparnis durch zusätzliche Zahlungen an 
den ÖBB-Postbus oder allenfalls eine andere Busgesellschaft im gleichen 
Umfang ausgeglichen wird. 
 
8.5.3.4 Auswirkungen für den Bund 
 
Ob und wieweit im Falle des Zugersatzes durch Busse der Wegfall der 
Zahlungen des Bundes an die ÖBB-Personenverkehr AG für gemeinwirtschaft-
liche Leistungen, das heißt für subventionierte Tarifangebote erfolgt, kann derzeit 
nur aus dem von der ÖBB-Holding AG zur Verfügung gestellten  Variantenver-
gleich abgeleitet werden [vgl. Anhang 2]. Danach werden vom Bund im Status-
quo für die im Personenverkehr bediente Gesamtstrecke von Waidhofen/Thaya 
über Schwarzenau bis Zwettl 460.405 € für die Erbringung gemeinwirtschaftlicher 
Leistungen bezahlt. Aufgrund der Linienerfolgsrechnung der ÖBB-Personen-
verkehr AG (1-13 2007) wurden in der Status-quo Berechnung   Zahlungen in der 
Höhe von 164.861 € eingestellt. Durch die Umstellung auf Busbetrieb, fallen 
diese Zahlungen für die Personenverkehr AG weg, werden allerdings seitens des 
Bundes in gleicher Höhe für den Busverkehr anfallen. Darüber hinaus geht die 
ÖBB-Personenverkehr AG davon aus, dass für den Anschlussverkehr der Bahn 
zu und von den Bussen weiterhin gemeinwirtschaftliche Leistungen anfallen. 
Diese werden für die Gesamtstrecke beider Nebenbahnen mit 123.511 € 
angegeben. Das heißt im Verhältnis der Personenkilometer ergibt das für die 
Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya Zahlungen des Bundes im 
Ausmaß von 58.505 €, in Summe also 223.366 €. Bei den Fahrpreisersätzen für 
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die Schüler- und Lehrlingsfreifahrt, die aus dem Familienlastenausgleichsfond 
erfolgen, ergibt sich für den Bund keine Kosten- und Nutzenänderung, da diese 
Ersätze auch bei der Benützung der Busse zu leisten sind. 
 
Wenn  der  Ersatz  der  Personenzüge durch Busse erfolgt, könnte aus der Sicht 
des Bundes nach dem von der ÖBB-Holding AG zur Verfügung gestellten 
Variantenvergleich [vgl. Tabelle 36 und Anhang 2] der Verlust der ÖBB-
Personenverkehr AG für die Gesamtstrecke Waidhofen/Thaya - Zwettl (-561.193 
€) beseitigt und ein  Erfolg von 51.073 € erzielt werden. Das bedeutet für die 
Nebenbahn Waidhofen/Thaya - Schwarzenau im Verhältnis der Personenkilo-
meterleistung auf beiden Nebenbahnen [vgl. S. 126] die volle Beseitigung des  
Verlusts von 265.828 € und darüber hinaus einen Erfolg von 24.192 €. Beides 
stellt für den Bund als Eigentümer der Personenverkehr AG einen Nutzengewinn 
dar. Dafür müsste der kalkulierte Verlust aus dem Busbetrieb in der Höhe von 
209.265 € als Kosten berücksichtigt werden [vgl. Anhang 2]. 
 
Von der ÖBB-Holding AG wurden im Bewertungsjahr 2008 unter Bezug auf   § 42 
Bundesbahngesetz   für die Gesamtstrecke Waidhofen/Thaya  bis Martinsberg 
Gutenbrunn (68 km) Investitionszuschüsse des Bundes für die Erhaltung der 
Gesamtstrecke in der Höhe von 1,600.000 € als Einnahme der Infrastruktur 
verbucht (vgl. Anhang 1). Bezogen auf die Streckenlänge  von 10 km ergibt dies 
für die Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya eine ausgabenseitige 
Belastung des Bundes mit 235.294 €, die bei Weiterführung des Betriebs für den 
Güterverkehr in dieser Höhe angesetzt werden kann, solange keine andere Zahl 
aus dem ÖBB-Rechnungswesen vorliegt. Auch die Kapitalkosten werden durch 
den Weiterbetrieb für den Güterverkehr als unverändert zum Ansatz gebracht. 
 
8.5.4 Zusammenfassung   
 
Aus der Zusammenfassung der unter Punkt 8.5 ermittelten und erörterten Kosten  
und Nutzen [vgl. Tabelle 39, S. 162] ist zu erkennen, dass sich bei Ersatz der 
Personenzüge durch Busse der regionalwirtschaftliche Nettonutzen in Summe. 
aller Betroffenen gegenüber dem Status-quo verbessert. Der monetarisierte 




Aufgrund der regionalwirtschaftlichen Gesambewertung unter Berücksichtigung 
aller ökonomischen, sozialen  und  ökologischen Auswirkungen  kann daher 
diese verkehrswirtschaftliche Verlagerung vom Zug- auf den Busverkehr als 
vorteilhaft  für  die  allgemeine  Wohlfahrt angesehen werden. Diese Vorteilhaf-
tigkeit resultiert vor allem  aus der Verbesserung des Konzernergebnisses der 
ÖBB. Voraussetzung hierfür ist jedoch die tatsächliche Einsparung des Betriebs-
aufwands bei der ÖBB-Infrastruktur bei Wegfall der Personenzüge  und  ein  
unveränderter  Investitionszuschuss des Bundes gemäß § 42 Bundesbahngesetz 
wegen der Aufrechterhaltung des Güterverkehrs. Die Verbesserung des 
Nettonutzens wird auch durch Vorteile beim Land Niederösterreich und für die 
Bevölkerung durch die beim Busverkehr gegenüber den Dieseltriebwagen 
geringeren Luftverschmutzungskosten unterstützt. Alle anderen Nutzenwerte 
bleiben unverändert. Individuelle idelle Präferenzen für den Zug bleiben, weil 
ohne monetäre Auswirkungen,  unberücksichtigt Die durch den  ersatzweisen 
Busverkehr auf die gleiche Weise gegebenen externen Arbeitsmöglichkeiten 
bleiben in gleichem Umfang und  mit  gleicher Wirkung  erhalten. Das Gleiche gilt 
für die Absatzmöglichkeiten, die bei Aufrechterhaltung des Güterverkehrs in 
unverändeter Weise weiter bestehen bleiben. 
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Kosten-Nutzen-Analyse des Ersatzes der Personenzüge durch Busse 
 
 
Tabelle 39: Kosten-Nutzen-Analyse Ersatz der Personenzüge durch Busse auf der  
                   Nebenbahn Schwarzenau – Waidhofen/Thaya 
 
Betroffene Nettonutzen Zugersatz durch Busse 
    Status 2008
Kosten 
in Nutzen in Nettonutzen
    in Euro Euro Euro in Euro 
1.Betreiber           
Kosten und Nutzen der ÖBB-Betreibergesell-         
schaften werden beim Eigentümer Bund          
wirksam und sind unter Pkt 3.4 berücksichtigt         
ÖBB-Personenverkehr AG  (vgl. S.154 f) -265.828 64.610 88.802 24.192
ÖBB-Postbus GmbH (vgl.S. 154 f)   0 391.263 292.142 -99.121
ÖBB-Rail Cargo Austria AG (vgl. S. 155 f) -122.364 417.052 294.688 -122.364
ÖBB-Infrastruktur AG (vgl. S.156)  -1.364.856 1.026.331 289.883 -736.448
2. Benutzer           
2.1 Bahnreisende (vgl.S. 157)          
Ticketkosten   -8.648 8.648   -8.648
Vorteil Bahnbenützung statt Auto 26.590   26.590 26.590
Durch Arbeitsmobilität erzielte Kaufkraft 27.197.352   27.197.352 27.197.352
Vorteil für Eltern von Schülern u.Lehrlingen 2.604   2.604 2.604
2.2 Wirtschaftsunternehmen (vgl.S.157 f)          
Transportkosten  -312.043 312.043   -312.043
Logistik u. Anschlußbahnkosten -54.878 54.878   -54.878
Ladungssicherung  -15.337 15.337   -15.337
Externe Absatzmöglichkeiten (vgl.S.159) 2.182.824   2.182.824 2.182.824
3. Allgemeinheit          
3.1 Bevölkerung (vgl. 157 f)          
Unfallkosten (vgl. S. 158)  0 4.021   -4.021
Lärmkosten (vgl. S. 158)  0 7.692   -7.692
Schadenskosten aus Luftverschmutzung (vgl. 
S. 158 f) -36.067 25.670   -25.670
3.2 Gemeinden  (vgl. S. 159)          
Schneeräumung  -1.000 0   0
3.3. Land Niederösterreich (vgl. S.159)         
Zahlungen gemäß Verkehrsdienstevertrag -93.720 0   0
Zahlunge für Verkehrsverbund  -17.575 17.575   -17.575
3.4 Bund (vgl. S. 159 f)          
Zahlungen f. gemeinwirtsch.Leistungen -164.861 223.366   -223.366
Zuschuss § 42 BB-Gesetz  -235.294 235.294   -235.294
Fahrpreisersätze Schüler, Lehrlinge -2.604 2.604   -2.604
ÖBB-Infrastruktur AG  (vgl. S. 156)  -1.364.856 1.026.331 289.883 -736.448
ÖBB-Personenverkehr AG (vgl. S.154 f)   -265.828 64.610 88.802 24.192
ÖBB-Rail Cargo Austria AG (vgl. S. 155)  -122.364 417.052 294.688 -122.364
ÖBB-Postbus GmbH (vgl. S. 154 f)    391.263 292.142 -99.121
Abschreibungen vom Verkehrswert (vgl. S. 
141) -12.000 12.000   -12.000
Nettonutzen   26.702.295 2.814.384 30.374.885 27.560.501
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Die für die Verlagerung der Personenverkehr angesetzten Werte für den 
Zuwachs  an   externen  Unfall-  und  Lärmkosten des Busverkehrs werden 
durchgeringere Kosten der Luftverschmutzung überkompensiert. Das  Erreichen 
der Klimaziele wird durch den geringeren CO2 - Ausstoß der Busse begünstigt. 
 
8.6 Bewertung der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya   nach 
Eigentumsübergang und nach Streckeneinstellung 
 
8.6.1 Auswirkungen  auf die Betreiber  
 
8.6.1.1 ÖBB-Personenverkehr AG und Postbus GmbH 
 
Eigentumsübergang 
Durch den Übergang des Eigentums an der Infrastruktur der Nebenbahn Schwar-
zenau - Waidhofen/Thaya vom Bund auf das Land Niederösterreich und durch 
die gleichzeitige Verlagerung der Personenbeförderung auf den Bus ändert sich 
nichts an der wirtschaftlichen Vorteilhaftigkeit der Maßnahme. Bei der ÖBB-
Personenverkehr AG kann das Geschäftsergebnis von - 265.828 € auf  24.192 €, 
also um 290.020 €  verbessert werden. Trotz des entstehenden Abgangs bei der 
ÖBB-Postbus GmbH (-99.192 €) verbessert sich auch das Konzernergebnis der 
ÖBB um 190.899 € von -265.828 € auf -74.929 € [vgl. Tabelle 37, S. 155]. Die 




Sollte es nach dem Eigentumsübergang zu einer Streckeneinstellung durch das 
Land Niederösterreich kommen, dann würde auch das bei der Personenverkehr 
AG und bei der Postbus GmbH keine Änderung der oben angeführten monetären 
Auswirkungen bedeuten. Darüber hinaus ergeben sich allerdings durch eine 
etwaige Streckeneinstellung Kosten- und Nutzenwirkungen  für die übrigen 
Konzernbereiche der ÖBB, die  über Steuern indirekt für die Bevölkerung im 
Wege des Bundes wirksam werden. 
 
8.6.1.2 ÖBB-Rail Cargo Austria AG 
 
Eigentumsübergang. 
Sollte die Güterbeförderung durch den neuen Eigentümer unverändert bestehen 
bleiben, so ändert sich für die Rail Cargo Austria AG nichts an den Kosten- und 
Nutzenergebnissen, vorausgesetzt das Infrastrukturbenützungsentgelt ist in  
gleicher Höhe an den neuen Eigentümer zu entrichten. Dies steht nch nicht fest, 
wird aber unterstellt. Ebenso bedürfte die Aufrechterhaltung des Güterverkehr in 
anderer Form, z,B durch einen anschlussbahnmäßigen Betrieb einer 
Neukalkulation von Nutzen- und Kosten. 
 
Streckeneinstellung 
Sollte es jedoch durch das  Land Niederösterreich als neuem Eigentümer der 
Streckeninfrastruktur zu einer Einstellung des Gesamtbetriebs zwischen Schwar-
zenau und Waidhofen/Thaya kommen, so würden die Gütertransporte zur Gänze 
durch Frächter auf der Straße erfolgen [vgl. S. 136] und gingen für die Rail Cargo 
Austria AG verloren. Wie bereits hingewiesen wurde [vgl. S. 129], würden durch 
die Streckeneinstellung  und die Verlagerung der Transporte auf die Straße bei 
der Rail Cargo Austria AG nicht nur  die Erträge (2008), sondern auch der  
positive Deckungsbeitrag auf die Fixkosten in der Höhe von 120.617 € verloren 
gehen. Ein Teil der Kosten, nämlich 296.435 € [vgl. S.128, Kosten 417.052 € 
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minus Deckungsbeitrag] bliebe als Gemeinkosten erhalten. Dadurch würde sich  
aber  der  im Status-quo  ausgewiesene  Verlust  von -122.364 € [vgl. S. 129]  auf  
-296.435 € erhöhen. 
 
8.6.1.3   ÖBB-Infrastruktur AG 
 
Eigentumsübergang  
Durch  den  mit 12.12.2010 erfolgten Eigentumsübergang der Streckeninfrastruk- 
tur vom Bund auf das Land Niederösterreich wird die ÖBB Infrastruktur AG auch 
das Infrastruktubenützungsetngelt der Rail Cargo Austria AG (54.589 €) ver-
lieren. Da Rail Cargo Austria m Falle des Weiterbetriebs des Güterverkehrs ein 
allfälliges Benützungsentgelt  an das Land NÖ als Eigentümer entrichten müsste, 
falls NÖ ein solches  vorsieht. Die ÖBB-Infrastruktur AG, die im Status-quo für 
die Benützung der Infrastruktur dieser Nebenbahn noch Erträge von 120.441 € 
[vgl. S.131] erzielte,  verliert nach dem Wegfall der Benützungsgebühr des Per-
sonenverkehrs [65.853 €, vgl. S.156, Tabelle 38) durch den Eigentumsübergang 
auf das Land Niederösterreich auch die Erträge vom Infrastrukturbenützer Rail 
Cargo Austria AG, das sind 54.589 € (120.441 € – 65.852 €).  
 
Durch den Übergang des Eigentums an der Infrastruktur der Nebenbahn Schwar-
zenau - Waidhofen/Thaya vom Bund auf das Land Niederösterreich sollte zwar 
bei der ÖBB-Infrastruktur AG der Verlust in der Höhe von -1,600.150 € [vgl. 
S.131], gleichwertige Einsparungen vorausgesetzt,  beseitigt werden können, 
dafür wird die ÖBB-Infrastruktur AG auch die Einnahmen nach § 42 BB-Gesetz 
aus Finanzzuschüssen des Bundes (235.294 €) für die Erhaltung der Infrastruktur 
verlieren [vgl. S.151]. Darüber hinaus muss der bestehende Buchwert, über den 
dem Verfasser seitens der ÖBB-Holding AG keine gesonderte Angabe vorliegt, 
gegenüber dem Verkaufspreis, der in dieser Arbeit mit 240.000 € [vgl. S.140 f] 
errechnet wurde,  wertberichtigt werden.  
 
8.6.2 Auswirkungen auf Kosten und Nutzen der Benutzer  
 
8.6.2.1  Kosten und Nutzen für Bahnreisende 
 
Eigentumsübergang 
Der Übergang des Eigentums an der Bahninfrastruktur der gegenständlichen 
Nebenbahn vom Bund auf das Land hat für die Bahnbenutzer keine Änderung 
der monetären Kosten- und Nutzensituation gegenüber dem Status-quo (2008) 
zur Folge (Ticketkosten: 8.648 €), vorausgesetzt die Beförderungsmöglichkeit im 
öffentlichen Verkehr wird entweder auf der Schiene oder auf der Straße weiterhin 
gewährleistet. Ebenso bleiben die Vorteile der Bahn gegenüber dem Auto 
erhalten [26.590 €, vgl. S.133). 
 
Streckeneinstellung 
Dass die im Status-quo monetär ausgewiesenen Kosten und Nutzen für die 
Reisenden unverändert erhalten bleiben [vgl. S.133 f, S.163],  gilt auch für die 
erwogene Streckeneinstellung der Nebenbahn. Das bedeutet, dass bei Ersatz 
der Züge durch Busse auch die mit hoher Nutzenwirkung verbundene Mobiitäts-
möglichkeit, Arbeitsplätze außerhalb des Wohnorts erreichen zu können, 
weiterhin in gleichem Ausmaß gegeben ist und gleiche regionalwirtschafliche 
Bedeutung besitzt (393,384.272 €). Ebenso bleiben die Vorteile der Eltern aus 





8.6.2.2 Kosten und Nutzen für Wirtschaftsunternehmen 
 
Eigentumsübergang  
Vorausgesetzt dass die Güterbeförderung auf der gegenständlichen Nebenbahn 
weiter  betrieben  wird, ändert  sich  für die regionalen, die Nebenbahn benützen-
den  Wirtschaftsunternehmen durch den Übergang des Eigentums nichts an den 
damit verbunden Kosten und Nutzen [vgl. S. 135 f]. 
 
Streckeneinstellung 
Kommt es hingegen zu einer Streckeneinstellung, dann würden die Bahntrans-
porte zur Gänze durch Transporte auf der Straße ersetzt werden, was laut 
erhobener Firmenmeinung zu 100%  möglich wäre [vgl. S. 135 ff]. Bei gleichen 
Transportpreisen auf der Straße ergibt sich für die Wirtschaftsunternehmen auch 
keine Änderung der Frachtkosten und damit auch keine Änderung der regional-
wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit. Kostenersparnisse ergeben sich durch 
Wegfall der Logistikkosten (beim Lagerhaus Waidhofen/Thaya durch den Wegfall 
der Anschlussbahnbenützungsgebühr von 1.200 €/Jahr und für die Holz verla-
denden Unternehmen, die in Waidhofen/Thaya vom LKW auf Bahngüterwagen 
verladen, eine Kostenersparnis der  Umladekosten in der Höhe von 3,5 €/ m3, 
zusammen 54.878 € [vgl. S. 135 ff]. Kosten der Ladungssicherung bleiben für die 
LKW-Transporte in gleicher Höhe wie vorher für die Bahntransporte (15.337 €)  
erhalten [vgl. S.136]. 
 
Auch bei Streckeneinstellung bleiben durch die Transporte auf der Straße die 
Absatzmöglichkeiten außerhalb der Unternehmensstandorte  erhalten. Der hier-
für im Status quo errechnete Nutzen (2,182.824 €) für die Wirtschaftsunterneh-
men bleibt unverändert  [vgl. S. 137, Tabelle 29]. 
 
8.6.3  Auswirkungen für die Allgemeinheit 
 
8.6.3.1  Kosten und Nutzen für die Bevölkerung 
 
Eigentumsübergang 
Grundsätzlich hat der Übergang des Eigentums an der Nebenbahninfrastruktur 
für die Bevölkerung keine direkten Auswirkungen auf ihre Kosten- und Nutzen-
situation. Indirekt können sich dadurch jedoch bei einer durch den Eigentums-
übergang bewirkten Verbesserung des ÖBB-Geschäftsergebnisses im Wege des 
für bisherige Verluste aufkommenden Bundes Vorteile ergeben. Sollten allerdings 
vom  neuen Eigentümer Streckendefizite aus dem Landesbudget ausgeglichen 
werden, verlagern sich die Kosten und Nutzen in gleicher Weise auf das Land 
und können hier wiederum indirekt Auswirkungen auf die Bevölkerung haben. 
 
Streckeneinstellung 
Bei einer Streckeneinstellung kann es durch die Verlagerung der Gütertransporte 
von der Schiene auf die Straße für die Bevölkerung zu einer Änderung der 
externen Kosten des Verkehrs (Unfallkosten, Lärmkosten, Kosten der 
Luftverschmutzung, Klimakosten) kommen. 
 
• Unfallkosten  
Auch für den Fall der Streckeneinstellung und des ersatzweisen Gütertrans- 
ports durch LKW liegen keine Angaben über  Unfallkosten vor, die auf die 
gegenständlichen Gütertransporte verursachungsgerecht umgelegt werden 
könnten. Die von Baum/Esser/Höhnscheid (vgl. 1998, Tabelle 10, S. 63) 
angegebenen relativen Unfallkosten durch LKW stammen aus einer allge-
meinen Studie  von PLANCO aus 1990 über externe Kosten des Verkehrs 
167 
in Deutschland. Dort wurden die von LKW verursachten Unfallkosten mit 
1,78 DPf/Tkm angegeben.  Auf Preisbasis 2008 (Inflationsannahme: 2% 
p.a) entspräche dies Kosten von 0,013 €/Tkm (1 € = 1,95583 DM). Unter 
den Annahmen, dass diese Kosten in Österreich eine ähnliche Größenord-
nung aufweisen und dass die im Jahr 2008 auf der Schiene erbrachte 
Güterverkehrsleistung von und nach der  gegenständlichen Nebenbahn 
auch auf der Straße 7,619.418 Tonnenkilometer [vgl. S.128] beträgt, wer-
den hier die durch die Streckeneinstellung bedingten Unfallfolgekosten  auf 
der Straße beispielhaft mit 99.029 € errechnet und berücksichtigt. Eine 
exaktere  Bewertung bedürfte allerdings wie vorher bei den Bussen und bei 




Die Lärmkosten der Busse bleiben bei Streckeneinstellung unverändert 
(7.692 €). Die von INFRAS für Deutschland 1990 ermittelten Lärmkosten für 
LKW/Tkm liegen mit 2% p.a valorisiert 2008 bei 3,3 DPf/Tkm (vgl. S, 158). 
Das entspricht 0,0169 € (1 € = 1,95583 DM). Da bei Wegfall der Güterbe-
förderung auf der Bahn, die Transporte zur Gänze und auf der vollen 
Strecke mit LKW erfolgen, sind die Lärmkosten aufgrund der Güterver-
kehrsleistung von 7,619.418 Tkm [vgl. S. 128] zu ermitteln. Die Strecken-
einstellung und die Verlagerung der Gütertransporte auf den LKW würde 
daher aufgrund der oben angeführten Berechnungsgrundlagen rund 
128.560 € an Lärmkosten verursachen. Obwohl es sich dabei nicht um 
verursachungsgerechte regionale Kosten handelt, werden sie der Vollstän-
digkeit halber in die Bewertung der für die gegenständliche Nebenbahn  
erwogenen Maßnahmen herangezogen. Der Nachweis ihrer Richtigkeit 
bedürfte allerdings ebenfalls einer speziellen österreich- oder regions-
spezifischen Untersuchung.  
 
• Luftverschmutzung 
Bei einer  Einstellung des Gesamtverkehrs auf der gegenständlichen 
Nebenbahn und einer Verlagerung der Transporte auf die Straße, muss 
geprüft  werden, welche Luftverschmutzungskosten der LKW verursacht. 
Auch hierfür wird auf  Baum/Esser/Höhnscheid (vgl. 1998, S.778) 
zugegriffen, wo auf Basis verschiedener Studien Verschmutzungskosten 
durch LKW angegebenen werden [vgl. S.144]. Für den Güterverkehr wurde 
auf Basis der PLANCO Studie aus 1993 (vgl. Baum/Esser/Höhnscheid, 
1998, S. 78) von LKW-Emissionskosten zwischen 1,37 DPf/Tkm (Schadf-
unktionenansatz) und 2,36 DPf/Tkm (Zahlungsbereitschaftsansatz)  ausge-
gangen  (vgl. Tabelle  40, S .165)  und  durchschnittliche  LKW-Kosten von 
 
Kosten/Tkm,    
Planco,  
UPI, INFRAS,  
1993  
Kosten/Tkm, Planco, 




UPI, INFRAS, 1993 
1 €= 1,95583 DM 
Kosten/Tkm, Planco, 
UPI, INFRAS, 2008 
(Inflation: 2% p.a) 
DPf : 1,37 - 
2,36 
DM: 0,0137  -  
0,0236 
€: 0,007  - 0,0121 €: 0,00942- 0,0163 
 
         Tabelle 40: Luftverschmutzungskosten durch Lastkraftwagen lt.deutscher Studien 
 
0,128 €/Tkm errechnet. Da der Treibstoffverbrauch der auf dieser Neben-bahn 
eingesetzten Diesellok (275 Liter/100 km) siebenmal so hoch ist als der eines 
LKW (39 Liter/100 km) kann von einem siebenmal so hohen Schadstoffausstoß 
ausgegangen werden. Damit liegen liegen die Emissionskosten bei Einsatz 
dieser Lok im  Güterverkehr auf der Schiene bei 0,0896/Tkm (vgl. S. 144).  Wenn 
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nun bei Streckeneinstellung   statt auf der Schiene bis Schwarzenau und dann 
ohne Emissionen elektrisch weiter transportiert wird und 31.100 Tonnen über die 
Gesamtstrecke von durchschnittlich 245 km  (7,619.418 Tkm) [vgl. S. 128] auf 
der Straße befördert werden, so werden dadurch statt wie bisher nur 21.625  € 
[vgl. Tabelle 31, S.144], sondern 682.700 € (7,619.418 x 0,0896) an 
Luftverschmutzungskosten erzeugt und fließen in die Kosten-Nutzen-Analyse ein. 
 
• Klimaauswirkungen 
Welche Auswirkungen die  Streckeneinstellung und die Verlagerung der 
Güter-transporte von der Schiene auf die Straße auf den CO2 - Ausstoß 
haben, hängt vom bisherigen Ladegewicht der Züge ab, die durch LKW-
Transporte ersetzt werden. Je höher das bisherige Ladegewicht, desto 
nachteiliger wirken sich die LKW - Transporte auf den CO2 - Ausstoß aus. 
Im Fall der Nebenbahn Schwarzenau -  Waidhofen/Thaya wurden im 
Bewertungsjahr mit 452 Güterzügen 25.561 Tonnen befördert. Das 
entspricht einem Ladegewicht von 56 Tonnen pro Zug. Jeder mit einer 
2143-Lok betriebene Zug mit einem Dieselverbrauch von 265 Liter/100 km 
verursachte daher auf der 10 km langen Strecke einen CO2 - Ausstoß von 
70,23 kg  vgl. S. 144]. Beim Ersatz jedes Zuges durch 2 LKW mit je einem 
Verbrauch von 39 Liter auf 100 km, das heißt zusammen 7,8 Liter für 10 
km, würde der Ausstoß (vgl. S. 121 u. 144) nur 20,7 kg betragen. Um aber 
die Klimawirkung der gesamten sich verlagernden Gütertransporte über die 
durchschnittliche Gesamttransportweite von 245 km festzustellen, ist 
allerdings zu berück-sichtigen, dass die Beförderung ab Schwarzenau mit 
elektrischem Antrieb und damit umweltfreundlicher als auf der Straße 
erfolgt.  
 
8.6.3.2 Kosten und Nutzen für die Gemeinden 
 
Eigentumsübergang 
Für Gemeinden ist es grundsätzlich ohne monetäre Bedeutung, ob sich eine 
Regionalbahn im Eigentum des Bundes oder des Landes befindet. Für die 
gegenständliche Nebenbahn wird daher davon ausgegangen, dass es zu keinen 
Kosten- oder Nutzenänderungen kommt. Die durch die Umstellung auf Busbe-




Neben den bereits erwähnten ideellen Nachteilen, können sich für die betrof-
fenen Gemeinden durch die Streckeneinstellung und die ersatzweise Beför-
derung der Güter auf der Straße gewisse Nachteile durch die bereits besch-
riebenen Auswirkungen auf die externen Kosten des Verkehrs [vgl. S. 140 ff] 
ergeben. Diese werden jedoch in der Bewertung als Kosten der Bevölkerung und 
nicht als Kosten der Gemeinde berücksichtigt.  
 
8.6.3.3  Kosten und Nutzen für das Land NÖ 
 
Eigentumsübergang  
Nach dem Eigentumsübergang der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Tha-
ya vom Bund auf das Land Niederösterreich hat  es die erforderlichen Budget-
mittel für die laufende Erhaltung der Strecke sowie den Winterdienst aufzu-
bringen. Unter der Annahme, dass diese gleich hoch wie die bisher von der ÖBB 
Infrastruktur  getätigten Instandhaltungsausgaben und Aufwendungen für den 
Winterdienst wären, muss das Land mit gleich hohen Mehrkosten rechnen. Nach 
früherer Angabe der ÖBB-Infrastruktur Betrieb AG für die 29 km lange Strecke 
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Schwarzenau - Waldkirchen  betrugen die Instandsetzungskosten im Bewer-
tungsjahr  206.651 € und die Ausgaben für den Winterdienst 78.681 €, in Summe 
also 285.332 €. Bezogen auf die heutige Streckenlänge von 10 km wären hierfür 
98.390 € anzusetzen. Diese müssten vom Land Niederösterreich übernommen 
werden. Für die Bewertung wird angenommen, dass für einen im gleichen 
Umfang verbleibenden Güterverkehr von der ÖBB-Rail Austria AG ein Infra-
strukturbenützungsentgelt in gleichbleibender Höhe an das Land als neuen 
Eigentümer zu bezahlen wäre. Auf dieser Basis sind seitens des Landes  




Im Falle der Streckeneinstellung ginge das von der Rail Cargo Austria AG an das 
Land als neuen Eigentümer zu bezahlende  Infrastrakturbenützungsentgelt verlo-
ren. Allerdings würden auch die Instandhaltungskosten entfallen und es müsste 
der Restwert der Strecke vom Land Niederösterreich als weitgehend oder 
gänzlich wertlos abgeschrieben werden. Sollte die Streckeninfrastruktur für 
touristische Zwecke, z.B als Fundament für einen Radweg  erhalten bleiben, so 
müsste dies bei der Wertberichtigung entsprechend berücksichtigt werden.  
 
8.6.3.4 Kosten und Nutzen für den Bund 
 
Eigentumsübergang 
Bei Weiterführung des Betriebs als Privatbahn wird davon ausgegangen, dass für 
die analog zu erbringenden gemeinwirtschaftlichen Leistungen des Busses gleich 
hohe Beiträge des Bundes bezahlt werden. Ob Finanzierungszuschusse in 
gleicher Höhe (235.294 €) oder in geringerem Ausmaß gewährt werden, steht 
noch nicht fest. Sie werden daher zunächst nicht zum Ansatz gebracht. Durch die 
vertragliche Übertragung der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya ab 
2011 ins Eigentum des Landes Niederösterreich entfallen für die ÖBB-
Infrastruktur AG als Gesellschaft des Bundes die Ausgaben für die Infrastruktur-
erhaltung und den Winterdienst, wie sie für das Bewertungsjahr 2008 mit 98.390  




Bei Einstellung  der Strecke durch Niederösterreich würden alle Finanzierungs-
zuschüsse des Bundes zur Infrastrukturerhaltung  gemäß § 42 Bundesbahn-
gesetz wegfallen (235.294 €).  
 
8.6.4 Zusammenfassung  
 
In Tabelle 41 [vgl. S.169] ist die Kosten- und Nutzensituation nach Übertragung 
des  Eigentums  an  der  Infrastruktur  vom  Bund  auf  das Land Niederösterreich 
dargestellt. Dabei sind alle im Abschnitt 8.6 beschriebenen Auswirkungen des 
Eigentumsübergangs auf Kosten und Nutzen erfasst und den einzelnen 
Betroffenen zugeordnet. Durch die Umstellung auf Busbetrieb und den 
Eigentumsübergang  erhöht sich der Nettonutzen gegenüber dem Status-quo um 
1,805.360 € auf  
28.507.655 Euro 
Voraussetzung ist, dass der Güterverkehr unverändert weiter betrieben wird und 
bei der ÖBB-Infrastruktur AG die Einsparungen in vollem Umfang realisiert 
werden. Das heißt, dass durch den Eigentumsübergang auch gegenüber der 
Umstellung auf Busbetrieb eine Nettonutzensteigerung von 27.56 Mio. € auf 
28,51 € eintritt.  
170 
 
Tabelle 41: Kosten-Nutzen-Analyse nach Zugersatz durch Busse und  






Kosten-Nutzen-Analyse nach Zugersatz und Eigentumsübergang 
    Kosten  Nutzen  Nettonutzen Seiten- 
    in Euro in Euro in Euro verweis 
1. Betreiber (unter Pkt 3.4   
                      berücksichtigt)           
Personenverkehr AG   64.610 88.802 24.192 S.162  
Postbus GmbH  391.263 292.142 -99.121 S.162  
Rail Cargo Austria AG   417.052 294.688 -122.364 S.162  
Infrastruktur Betrieb AG   0 0 0 S.162 
2. Benutzer           
2.1 Bahnreisende         S.164 
Ticketkosten   8.648   -8.648  
Vorteil Bahn statt Auto    26.540 26.540  
Durch  Arbeitsmobilität         
bedingte Kaufkraft    27.197.352 27.197.352  
Nutzen f.Schüler,Lehrlinge    2.604 2.604  
2.2 Wirtschaftsunternehmen         S.164 f 
Transportpreise  312.043   -312.043   
Logistik   54.878   -54.878   
Ladungssicherung  15.337   -15.337   
Nutzen durch Verkaufsmöglichkeit   2.182.824 2.182.824   
3. Allgemeinheit          
3.1 Bevölkerung        S.165 ff  
Unfallkosten   4.021   -4.021  
Lärmkosten   7.692   -7.692  
Schadenskosten aus         
Luftverschmutzung  25.670   -25.670  
3.2 Gemeinden        S.167 
Schneeräumung  0   0   
3.3 Land NÖ         S.167  
Zahlung f. Verkehrsdienste  0   0   
Verbundzahlungen  17.575   -17.575   
Infrastrukturbenützung durch RCA   65.852 65.852   
Streckeninstandhaltung, Winterdienst 98.390   -98.390   
3.4 Bund         S.168  
Zahlungen gemeinwirtsch.          
Leistungen   223.366   -223.366   
Fahrpreisersätze Schüler  2.604   -2.604   
Abdeckung Verlust Postbus GmbH 99.121   -99.121   
Verlust Infrastruktur  0 0 0   
Gewinn ÖBB PV   24.192 24.192   
Aktionärsverlust ÖBB RCA  122.364   -122.364 S. 162  
Nettonutzen 991.709 29.499.364 28.507.655   
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Tabelle 42: Kosten-Nutzen-Analyse Schwarzenau – Waidhofen/Thaya nach  
                  Zugersatz,Eigentumsübergang und Streckenstilllegung 
 
Im Falle der Streckeneinstellung verschlechtert sich also der regionalwirt-
schaftliche Gesamtnettonutzen wieder und beträgt nun  
 
27.510.711 Euro  
Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen an der Thaya 
Kosten-Nutzen-Analyse nach Zugersatz, Eigentumsübergang und 
Streckeneinstellung 
    Kosten  Nutzen  Nettonutzen Seiten- 
    in Euro in Euro in Euro verweis 
1. Betreiber (unter Pkt.3.4   
                     berücksichtigt)            
Personenverkehr AG   64.610 88.802 24.192 S,162  
Postbus GmbH  391.263 292.142 -99.121 S.162  
Rail Cargo Austria AG   297.382 0 -297.382  S.162   
Infrastruktur Betrieb AG   0 0 0 S.162 
2. Benutzer           
2.1 Bahnreisende         S.164 
Ticketkosten    8.648   -8.648  
Vorteil Bahn statt Auto    26.540 26.540   
Durch  Arbeitsmobilität          
bedingte Kaufkraft    27.197.352 27.197.352   
Nutzen f.Schüler,Lehrlinge    2.604 2.604   
2.2 Unternehmen         S.164 f 
Transportpreise Straße wie Bahn  312.043   -312.043   
Logistik Zu-und Abfuhr Bahnhof   0   0   
Ladungssicherung LKW  15.337   -15.337   
Nutzen durch Verkauf    2.182.824 2.182.824   
3. Allgemeinheit          
3.1 Bevölkerung        S.165 ff  
Unfallkosten Bus  4.021   -4.021  
Unfallkosten LKW  99.029   -99.029  
Lärmkosten Bus  7.692   -7.692  
Lärmkosten LKW  128.560   -128.560  
Kosten Luftverschmutzung Bus 25.670   -25.670  
Kosten Luftverschmutzung LKW  682.700   -682.700  
3.2 Gemeinden    0   0 S.167 
3.3 Land NÖ          S.167 
Zahlung f. Verkehrsdienste  0   0  
Verbundzahlungen  17.575   -17.575  
Infrastrukturbenützung RCA   0 0  
Streckeninstandhaltung, Winterdienst 0   0  
3.4 Bund          S.168 
Kosten gemeinwirtschaftl. Leistungen 223.366   -223.366   
Fahrpreisersätze Schüler  2.604   -2.604   
Abdeckung ÖBB-Verlust Postbus 99.121   -99.121   
Gewinn ÖBB PV   24.192 24.192   
Aktionärsverlust ÖBB RCA  296.435   -296.435 S. 162  
Nettonutzen  1.922.801 29.433.512 27.510.711   
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[vgl. S.170, Tabelle 42]. Er liegt trotzdem noch über dem Wert des Jahres 2008, 
obwohl durch die  Transportverlagerungen im Güterverkehr von der Bahn  auf die 
Straße für das Land Niederösterreich  Einnahmen aus dem Infrastrukturbe-
nützungsentgelt verloren  gehen und darüber hinaus deutlich höhere Unfall- 
Lärm- und vor allem Luftverschmutzungskosten anfallen. Die Auswirkungen der 
Streckeneinstellung und der Verlagerung des Güterverkehrs von der Schiene auf 
die Straße auf den CO2-Ausstoß werden nicht berücksichtigt, weil zwar die gering 
ausgelasteten mit Diesel betriebenen Züge auf der kurzen Strecke Waid-
hofen/Thaya - Schwarzenau gegenüber dem LKW einen höheren Ausstoß 
bewirken, von dort aber elektrisch so gut wie ohne CO2-Ausstoß  weiter fahren.  
 
Aus  den  einzelnen  Kosten-Nutzen-Analysen  der  Nebenbahn  Schwarzenau -  
Waidhofen/Thaya  
• des Status-quo 2008 [vgl. S.153 ],  
• des Ersatzes der Personenzüge  durch Busse [vgl. S.162] ohne Eigen-
tumsübergang an der Infrastruktur 
• nach Übertragung des Eigentums auf das Land [vgl. S. 169] sowie 
• nach etwaiger Stillegung der Strecke durch das Land [vgl. S.170] 
ergibt sich nun folgender Vergleich der ermittelten und über alle Betroffenen auf- 














Ersatz der Züge 








26.702.295 27.560.501 28.507.695 27.510.711 
 
Tabelle 43: Nettonutzenvergleich der Maßnahmen mit dem Status-quo 
 
Aus Tabelle 43 ist also zu erkennen, dass sich durch die Verlagerung der 
Personenzüge auf den Bus der summierte jährliche Nettonutzen aller Betroffenen 
verbessert und durch den erfolgten  Eigentumsübergang vom Bund auf das Land 
Niederösterreich weiter steigert. Bei einer allfälligen Einstellung  der Strecke 
verschlechtert sich allerdings der über alle Betroffenen summierte Nettonutzen 
wieder. Die Ursache hierfür sind die durch die LKW-Transporte gegenüber den 
Bahntransporten zuwachsenden externen Kosten aus Verkehrsunfällen, 
Lärmschäden und insbesondere aus der Luftverschmutzung.  Allerdings basieren 
diese Kostengrundlagen auf nicht mehr aktuellen sowie nicht für die Verhältnisse 
des Untersuchungsraums repräsentativen Studien und wurden hier nur 
beispielhaft verwendet. Wie schon mehrmals erwähnt, wären hier zur 
Überprüfung der Richtigkeit aktuelle und regions- bzw. zumindest österreich-
spezifische  Untersuchungen der externen Kosten des Verkehrs erforderlich, die 
jedoch nicht Gegenstand der vorliegenden Arbeit sind. 
 
Zusätzlich soll noch darauf hingewiesen werden, dass der Ersatz der Diesel-
triebwagen der Bahn durch Busse zu einem deutlich geringeren CO2 - Ausstoß 
führt und dadurch dem besseren Erreichen der österreichischen Klimaziele dient. 
Die ganzliche Verlagerung des Güterverkehrs auf dieselbetriebene LKW 
verschlechtert anderseits die österreichische Klimabilanz, weil der zusätzliche 
CO2-Ausstoß auf der gesamten Transportstrecke den Wegfall des CO2 -




Resumierend kann  festgestellt werden, dass aufgrund der verfügbaren und 
verwendeten inoffiziellen Daten und Informationen der Ersatz der Personenzüge 
auf der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya durch Busse zu einer 
deutlichen  Verbesserung des Konzernergebnisses der ÖBB führt, und aufgrund 
der verwendeten Quellen für  die externen Kosten des Verkehrs darüber hinaus  
eine gewisse Steigerung der allgemeinen  Wohlfahrt bewirkt und dadurch 
regional- bzw. volkswirtschaftlich vorteilhaft ist. Ausschlaggebend hierfür ist in 
hohem Maß die sowohl durch die Bahn  als auch durch den Bus gegebene 
Mobilitätsmöglichkeit, die für einen Teil der  regonalen Einwohner ohne eigenes 
oder verfügbares Auto die Erzielung von Einkommen und Kaufkraft ohne andere 
soziale Nachteile gewährleistet. Sie Umstellung auf Busbetrieb  bietet aber auch 
ökologische Vorteile. Der Eigentumsübergang auf das Land erhöht den 
Gesamtnettonutzen weiter, allerdings nur unter der Voraussetzung, dass keine 
Bundeszuschüsse (bzw. Landeszuschüsse) zur Erhaltung der Infrastruktur 
anfallen. Die Streckeneinstellung ist allerdings unter den gegebenen Daten-
voraussetzungen gegenüber dem Status quo eher nicht vorteilhaft. 
 
 
9. Regionalwirtschaftliche Bewertung der Nebenbahn Schwarzenau –     
         Martinsberg Gutenbrunn im Status-quo 
 
Wie bereits zu Beginn des vorhergehenden Abschnitts  festgestellt wurde, erfolgt 
die Ermittlung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung auch dieser Nebenbahn 
nach den gleichen theoretischen Grundlagen und der gleichen Methodik wie die 
im Vorabschnitt bereits bewertete Bahnlinie Schwarzenau - Waidhofen/Thaya. 
Das heißt, dass auch hier die regionalwirtschaftliche Bedeutung im Sinne des 
wohlfahrtstheoretischen Ansatzes als Wirkungssumme ökonomischer, sozialer 
und ökologischer Determinanten gesehen wird, die kosten- und nutzenanaly-
thisch beschrieben und berechnet wird. Dabei werden zunächst auch hier die 
Kosten- und Nutzenwirkungen, die bei den Betreibern und Benutzern der 
Nebenbahn sowie bei der betroffenen Allgemeinheit auftreten, monetär im Status 
des Jahres 2008 erfasst.  Die Bedeutung der Nebenbahn Schwarzenau - 
Martinsberg Gutenbrunn basiert dabei ebenfalls auf den bereits an früherer Stelle  
beschriebenen verkehrsgeographischen (vgl. S. 100 ff) und verkehrshistorischen 
Determinanten (vgl. S. 106 ff) sowie auf den beschriebenen ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Bestimmungsfaktoren (vgl. S. 109 ff).  
 
Auch bei dieser Nebenbahn kann die Bewertung nur aufgrund der vorhandenen, 
entweder offiziell oder inoffiziell durch die ÖBB-Gesellschaften und die 
Gebietskörperschaften zur Verfügung gestellten bzw. auf Basis wissenschaftlich 
recherchierter Daten und Informationen erfolgen. Dadurch ist es zwar möglich, 
die Machbarkeit einer derartigen Bewertung beispielhaft zu zeigen, es kann 
jedoch kein Anspruch auf objektive Richtigkeit des Ergebnisses erhoben werden. 
Dazu bedürfte es wie bei der bereits nach den gleichen Prämissen bewerteten 
Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya offizieller Daten im Rahmen einer 
wissenschaftlichen Auftragsarbeit und es bedürfte teilweise aktuellerer 
regionsspezifischer Untersuchungen, die aber nicht Gegenstand der 
vorliegenden Arbeit sind und gesondert  zu erarbeiten wären. 
 
Als Besonderheit muss bei dieser Nebenbahn berücksichtigt werden, dass  seit  
1986 nur mehr im  Abschnitt Schwarzenau - Zwettl Personenzüge verkehren und 
auf der Gesamtstrecke Zwettl - Martinsberg Gutenbrunn nur mehr  Güterverkehr 




9.1 Kosten und Nutzen der Betreiber im Status-quo 
 
Auch für die Nebenbahn Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn erfolgte in 
Österreich 1980 die erste betriebswirtschaftliche Streckenbewertung im Rahmen 
der Untersuchung von 44 Nebenbahnen zur Ermittlung deren verkehrs- und 
raumwirtschaftlicher Bedeutung (vgl. ÖROK 1980, Band 22). Dabei wurden im 
Wege des Betreibers Österreichische Bundesbahnen für diese 57,6 km lange 
Strecke und den Gesamtverkehr Erlöse: von 5,91 Mio.öS und Kosten von 46,7 
Mio.öS, somit ein Betriebsabgang von 40,79 Mio.öS (2,964.325 €) ausgewiesen. 
Eine Trennung in Personen- und Güterverkehr erfolgte auf der Grundlage des 
damals gegebenen Rechnungswesens nur für die Erlöse nicht aber für die 
Kosten.  Trotz des relativ hohen Betriebsabgangs  wurde in dieser Studie aus 
raumordnungspolitischer Sicht und wegen des gegebenen Güterverkehrs-
aufkommens die Aufrechterhaltung des Personen- und Güterverkehrs auf der 
gesamten Strecke empfohlen. Allerdings wurde dieser Empfehlung nicht gefolgt 
und  der Personenverkehr im Jahr 1986 zwischen Zwettl und Martinsberg 
Gutenbrunn aus betriebswirtschaftlichen Gründen eingestellt. 
 
Auf der Basis der neuen Organisation der österreichischen Bundesbahnen und 
deren rechnerischer Trennung in Geschäftsbereiche wurden 1999/2000, 2007 
und 2008  durch bahninterne  Arbeitsgruppen betriebswirtschaftliche Bewertun-
gen  dieser Nebenbahn getrennt nach Personenverkehr, Güterverkehr- und 
Infrastruktur vorgenommen und dem Verfasser inoffiziell zur Verfügung gestellt..  
 
9.1.1 ÖBB-Personenverkehr AG  
 
Diese bahninterne Neubewertung ergab im Personenverkehr für das Jahr 1999 
einen Verlust von -3,322.084  öS (241.425 €). Dabei wurden für den Personen-
verkehrsabschnitt Schwarzenau - Zwettl von 107.164 Reisenden ausgegangen 
und dem Personenverkehrsbereich Erträge (Summe aus Tariferträgen, sonstigen 
Erträgen  und Erträgen für gemeinwirtschaftliche Leistungen, vgl. S. 126) von 
5,31 Mio öS (0,386 Mio €) sowie an Aufwändungen 8,64 Mio. öS (0,628 Mio. €) 
zugeschieden. 
 
In Folge der Umorganisation der Österreichischen Bundesbahnen zu Kapitalge-
sellschaften (vgl. BGBl. 138/2003) wurde von der Personenverkehr AG begon-
nen, eine betriebswirtschaftliche Linienerfolgsrechnung zu entwickeln. Eine 
solche wurde für den von der Personenverkehr AG betriebenen Abschnitt 
Schwarzenau - Zwettl Stadt erstmals für 2007 [Berichtszeitraum 1-16 2007 vom 
12.11.2009, vgl. Tabelle 44/2007, S.174] vorgenommen. Dabei wurde ein 
Abgang von -258.231 € ausgewiesen. In gleicher Weise erfolgte die Berechnung 
des Linienerfolgs für das Jahr 2008, wobei für dieses Jahr  ein Verlust von -
207.941 € [vgl. Tabelle 44, 2008/1, S. 174] errechnet wurde. Die Verbesserung 
gegenüber 2007 könnte auf den Ersatz eines Zugpaares durch Busse 
zurückzuführen sein. Nähere Angaben liegen allerdings nicht vor. 
 
Für 2008 wurde von der ÖBB-Holding AG auch eine Bewertung des gesamten 
Schwarzenauer Kreuzes (Nebenbahnen Schwarzenau - Waidhofen/Thaya und 
Schwarzenau - Zwettl) vorgenommen, aber die Streckenergebnisse nicht geson-
dert sondern nur in Summe ausgewiesen. Wenn hier vom angegebenen 
Betriebsverlust der Gesamtstrecke von - 4,6 € pro Fahrgast und von 73.583 
Reisenden  zwischen Schwarzenau und Zwettl (vgl. Anhang 1) ausgegangen 
wird, ergäbe dies einen Verlust von -338.482 € (vgl. Tabelle 44, 2008/2), der 
allerdings so wie der analog berechnete Wert der Nebenbahn Schwarzenau - 
Waidhofen/Thaya [vgl. S.126] zu hoch  erscheint. 
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Wird hingegen bei der Bewertung für das Jahr 2008 von den Ergebnissen der 
ebenfalls im Wege der Holding AG zur Verfügung gestellten Vergleichsrechnung 
Bahn/Bus-Betrieb von einem Gesamtverlust des Personenverkehrs auf dem 
Schwarzenauer Kreuz von  -561.193 € (Kosten: 1,345.485 €, Erträge: 784.292 €) 
und von insgesamt 5.700 Pkm/Werktag ausgegangen, ergibt dies für den 
Abschnitt Schwarzenau - Zwettl und einer Beförderungsleistung von 3.000 
Pkm/Werktag bei Kosten  von  708.150 €  und  412.785 € an  Erträgen  einen 
Verlust von 295.365 € (2008/3), der für die Kosten-Nutzen-Analyse der 
gegenständlichen Nebenbahn als plausibler erscheinend herangezogen wird, 
obwohl eine andere Linienerfolgsrechnung des Personenverkehrs  auf dieser 
Strecke nur einen Verlust von 207.941 € (vgl. Tabelle 44, 2008/1) ausweist. 
 
 1999/2000 2007 2008/1 2008/2 2008/3 
Streckenerfolg 
Schwarzenau 

















Tabelle 44: Jahresvergleich des Streckenerfolgs der Nebenbahn  Schwarzenau - Zwettl        
im Personenverkehr 
 
Aus dem Vorstehenden ist auch ersichtlich, welch unterschiedliche Ergebnisse 
die inoffiziell zur Verfügung gestellten Berechnungen einzelner ÖBB-Stellen auf-
weisen, was im Rahmen einer Auftragsarbeit bei offiziell zur Verfügung gestellten 
Daten nicht der Fall sein sollte.  
 
9.1.2 ÖBB-Rail Cargo Austria AG 
 
Bei  der  bereits  erwähnten  bahninternen  Untersuchung  dieser Nebenbahn aus  
dem  Jahr  1999/2000 durch  eine  Controlling-Arbeitsgruppe  der  ÖBB wurde für  
den Güterverkehr (Datenbasis 1998) von einem Aufkommen von 442.146 
Tonnen ausgegangen und auf dieser Basis 9,06 Mio öS (659.869 €) an Erlösen 
sowie 14,79 Mio  öS (1,074.831 €) an  Aufwändungen  und damit ein Verlust von 
-5,73 Mio öS (416.415 €) ausgewiesen.  
 
Über Ersuchen des Verfassers wurden von Controllern der Rail Cargo Austria AG 
für das Jahr 2007 folgende Streckendaten bekanntgegeben [vgl. S.174, Tabelle 
45]. Darüber hinaus wurden für das Jahr 2007 pro Tonne variable Herstellkosten  
in  der Höhe  von  6,48 € pro Tonne  angegeben. Wenn nun davon ausgegangen 
 
 
Tabelle 45: Aufkommens- und Einnahmendaten 2007 des Güterverkehr auf der  
                  Nebenbahn Schwarzenau – Martinsberg Gutenbrunn 
 
wird, dass  der  variable Teil der  Herstellkosten einen Ressourcenverbrauch dar-  
Bahnhof Versand  Empfang 
Aufkommen in 
Summe Erträge in € Erträge 
  Tonnen Tonnenkm Tonnen Tonnenkm Tonnen Tonnenkm Versand Empfang total in € 
Bernschlag 1.704 583.499 80 2.624 1.784 585.283 20.432 1.258 21.690
Zwettl 37.739 9.348.506 46.157 4.176.540 83.896 13.525.046 333.395 335.910 669.305
Klein 
Schönau 61.196 19.993.083 15.611 1.961.013 76.807 21.954.096 793.193 46.133 839.326
Waldhausen 409.526 184.323.542 149.421 41.386.359 558.947 225.709.901 3.293.476 540.086 3.833.562
Grafenschlag 11.021 3.629.263 80 4.160 11.101 3.633.423 128.411 0 128.411
Ottenschlag 4.194 1.868.175 842 192.966 5.036 2.061.141 55.880 7.030 62.910
Martinsberg 
Gutenbrunn 21.717 5.988.409 1.279 187.441 22.996 6.175.850 221.793 13.570 235.363
Summe 547.097 225.734.477 213470 47.911.103 760.567 273.645.580 4.826.148 942.729 5.768.877
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stellt,  der  bei  Nichterbringung  der Leistung  wegfallen würde, kann errechnet 
werden, dass der gesamte Güterverkehr auf dieser Nebenbahnstrecke einen 
Deckungsbeitrag von 840.403 € (vgl. Tabelle 46) auf die übrigen fixen 
(Gemein)Kosten des Güterverkehrs erwirtschaftet. Diese Deckungsbeitragsrech-
nung wäre für den Fall von Bedeutung, dass die Nebenbahn zur Gänze oder 
teilweise eingestellt würde und dadurch Deckungsbeiträge verloren gingen. 
 
Gesamteinnahmen in € 5.768.877
Variable Herstellkosten in € (6,48 x 760.567)  4,928.474
Deckungsbeitrag  in € 840.403
 
Tabelle 46: Deckungsbeitragsrechnung für den Güterverkehrauf der Nebenbahn  
                  Schwarzenau – Martinsberg Gutenbrunn 
 
Die gesamte auf dem Schwarzenauer Kreuz, das heißt 2008 auf beiden 
Nebenbahnen beförderte Tonnage betrug laut Angabe der ÖBB-Holding [vgl. 
Anhang 1] 742.600 t. Das heißt abzüglich des Aufkommens auf der Nordstrecke  
Schwarzenau - Waidhofen/Thaya (24.135 t, vgl. S.129] lag die Beförderungs-
menge im Bewertungsjahr 2008 bei 718.465 t. Wenn hier der für beide Bahnen in 
Summe ausgewiesene Verlust von 5,07 € pro Tonne herangezogen wird [vgl. 
Anhang 1], so erhält man für die Nebenbahn Schwarzenau - Martinsberg 
Gutenbrunn einen Verlust von 3,642.618 €. Das bedeutet aufgrund dieser 
Rechnung gegenüber 1999/2000 bei zwar höherem Transportaufkommen eine 
Steigerung des Verlusts um ein Vielfaches [vgl. Tabelle 47, S. 175], was nicht 
sehr plausibel erscheint und einer speziellen Überprüfung  seitens der Rail Cargo 
Austria AG bedürfte. In Verbindung mit den für 2007 bekanntgegebenen 
Einnahmendaten (5,768.877 €) und dem angenommenen gleichen Aufwands-
deckungsgrad von 60% wie 2008 [vgl. Anhang 1] hätte sich für 2007 ein Verlust 
von  -3,845.918 € ergeben, was im Vergleich zu 2008 nicht unplausibel erscheint. 
Es ist daher zu vermuten, dass die Erlös- und Kostendatenerfassung für das Jahr 
1999/2000 nach anderen Kriterien oder methodisch anders erfolgte und damals 
ein zu niedriger Abgang ermittelt wurde. In der Kosten-Nutzen-Analyse für die 
Bewertung der gegenständlichen Nebenbahn wird daher der für 2008 errechnete 
Verlust verwendet.  
 
 1999/2000 2007 2008 
Schwarzenau – 






- 3,642.618 € 
 
Tabelle 47: Streckenerfolg im Güterverkehr  Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn  
 
Erträge und Kosten des Güterverkehrs auf dem Schwarzenauer Kreuz wurden 
nicht getrennt ausgewiesen, können aber aus dem bekanntgegebenen 
Aufwandsdeckungsgrad von 60%  errechnet werden.  Er  bedeutet, dass  der 
oben ausgewiesene  Verlust von 3,642.618 € 40% der Gesamtkosten beträgt. 
Somit liegen die Kosten der Nebenbahn im Güterverkehr bei 9,106.545 € und die 
Erträge  bei 5,463.927 €.  
 
Auch hier muss darauf hingewiesen werden, dass die ÖBB-Rechnungsdaten nur 
inoffiziell zur Verfügung gestellt wurden und die offizielle Bestätigung der 
Richtigkeit für die Daten laut Anhang 1 nicht gegeben ist. 
 
9.1.3 ÖBB-Infrastruktur AG 
 
Auch für den Bereich der Infrastruktur wurde für die gegenständliche Nebenbahn 
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eine bahninterne Erfolgsrechnung für das Jahr 1999/2000 erstellt. Dabei wurde 
auf der Basis der Kosten für im Personen- und Güterverkehr geleistete 230.270 
Zugkilometer ein Verlust von -16,809.710 öS (-1,221.609 €) errechnet. Das Infra-  
strukturbenützungsentgelt wurde dabei als Erlös entsprechend berücksichtigt und 
den Aufwändungen gegengerechnet. Die Aufwandsdeckung wurde mit 21,86% 
angegeben. Dieses Ergebnis kann aber mit den für 2007 und 2008 errechneten 
Ergebnissen nur beschränkt verglichen werden, weil vermutlich nur der Betriebs-
aufwand und keine Aufwändungen für  Investitionen in die Berechnungen ein-
geflossen sind. 
 
Für 2007 liegt dem Verfasser nur eine Berechnung der damaligen ÖBB-Infra-
struktur Betrieb AG vor, die für die Nebenbahnstrecke Schwarzenau - Martins-
berg Gutenbrunn einen Verlust von - 2,022.437 € ausweist. Dieses Ergebnis 
enthält allerdings auch keinen Aufwand  für Investitionen der damaligen ÖBB- 
Instrastruktur Bau AG. So ist z.B kein Abschreibungsaufwand aus der 
Neuerrichtung der Zwettler Eisenbahnbrücke berücksichtigt. Durch das Fehlen 
dieser Aufwandspositionen müsste der tatsächliche Verlust des Infrastruktur-
bereichs für 2007 höher angesetzt werden.  
 
Für 2008, wo wiederum auf die im Wege der ÖBB-Holding AG zur Verfügung 
gestellte Erfolgsrechnung des gesamten Schwarzenauer Kreuzes zurückgegrif-
fen werden kann, sind aber die gesamten Infrastrukturkosten für beide 
Nebenbahnen (Schwarzenau - Waidhofen/Thaya und Schwarzenau - Martins-
berg Gutenbrunn) aus den gelieferten Angaben [vgl. Anhang 1] ableitbar. So 
wurde auf der Basis von 248.313 geleisteten Zugkilometern (Personenverkehr: 
156.212 Zugkm, Güterverkehr: 92.101 Zugkm) ein negativer Betriebserfolg pro 
Zugkm von -16,71 € [vgl. Anhang 1, ohne Zuschuss § 42 BB-Gesetz] ausge-
wiesen. Daraus ergibt  sich für die gesamte Streckenlänge von Waidhofen/Thaya 
bis Martinsberg Gutenbrunn  (68 km) ein Abgang von - 4,149.310 €. Bezogen auf 
die 58 km lange Nebenbahn Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn  entspricht 
dies einem Jahresverlust von -3,539.118 €. Bei einem Aufwandsdeckungsgrad 
von 7% bedeutet dieser Verlust 93% des Aufwands (Kosten). Die Aufwändungen  
  
 1999/2000 2007 2008 
Schwarzenau – 
Martinsberg G. 
(mit Zuschusss $ 42) 
 
- 1,221.609 € 
 




Tabelle 48: Streckenerfolg der Nebenbahn Schwarzenau – Martinsberg Gutenbrunn  für  
                    den Bereich  Infrastruktur 
 
(100%) können daher  mit 3,805.503 € errechnet werden. Dem stehen 266.385 
(7%) an Erträgen gegenüber, die noch um den Bundeszuschuss gem. § 42 BB-
Gesetz von 1,364,706 € (1,6 Mio. € für 58 von 68 km) zu erhöhen sind, also in 
Summe 1,631.091 € betragen. Dadurch verringert sich der Streckenverlust der 
ÖBB-Infrastruktur AG auf 2,174.412 € [vgl. S.175, Tabelle 48]. 
 
Wieweit der Aufbau der Berechnung mit dem des Jahres 1999/2000 ident ist, 
kann leider nicht festgestellt werden, sodass der Vergleich der Ergebnisse nur 
mit Vorbehalt vorzunehmen ist. Für die Bewertung der Nebenbahn Schwarzenau 
- Martinsberg Gutenbrunn mittels Kosten-Nutzen-Analyse wird jedenfalls das für 
2008 errechnete Ergebnis verwendet. In Bezug auf die Richtigkeit des Ergeb-
nisses gilt auch hier das bereits bei den Ergebnissen der Personenverkehr AG 
und der Rail Cargo Austria AG wiederholt Gesagte. Die Richtigkeit des 
Ergebnisses  könnte nur mit offiziell und für jede Nebenbahn  gesondert zur 




Obwohl der Vergleich mit früheren Berechnungen nur unter Vorbehalt angestellt 
werden kann, zeigt sich insbesondere im folgenden Vergleich zur Berechnung 
aus dem Jahre 1980 eine deutliche Steigerung des Gesamtverlusts auf dieser 
Nebenbahn, die aus rein betriebswirtschaftlicher Sicht keine Aufrechterhaltung 
der Strecke bzw. des Personen- und/oder Güterverkehrs zu rechtfertigen scheint.  
 
Aus den historisch und aktuell vorliegenden bzw. errechneten Streckenerfolgen 
ergibt sich die folgende  Übersicht:  
 
 1980 1999/2000 2007 2008 
Personenverkehr - -241.425 €     -258.231 €  -295.365 € 




- 1.221.609 € 
  
Infrastruktur total 
(mit Zuschuss § 42) 
- nicht verfügbar - 2.022.437 €  - 2,174.411 € 
Summe 
(mit Zuschuss $ 42) 
-2,964.325 € n.n - 6.126.586 € -6,112.394 € 
 
 
Tabelle 49: Zusammenfassung der ÖBB-Streckenerfolge der Nebenbahn Schwarzenau –  
                   Martinsberg Gutenbrun 
 
9.2 Kosten und Nutzen der Benutzer im Status-quo 
 
9.2.1 Kosten und Nutzen für Bahnreisende  
 
Wie bereits ausgeführt [vgl. S.132 f] sind für Bahnreisende primär die Ausgaben 
für den Kauf von Tickets sowie allfällige Transferausgaben zur und von der Bahn 
als Kosten anzusehen.  Gegebenenfalls kann aber auch entgangener Nutzen als 
Kostengröße berücksichtigt werden. Derartige Opportunitätskosten (vgl. 
Winkelbauer, 1996) können aus anderen möglichen Tätigkeiten oder aus konsu-
mierter Freizeit erzielt werden, wenn dadurch Nutzen (z.B. Einkommen) erzielt 
werden kann.  
Als direkter Nutzen der Bahnreisenden sind  vorhandene  Kostenvorteile im Ver-
gleich zu anderen Verkehrsmitteln zu berücksichtigen, aber auch Vorteile 
einzubeziehen, die durch die Existenz der Bahn ermöglicht werden. Die 
Ersparnis der Eltern aufgrund der Schülerfreifahrt als Nutzen wurde bereits im 
Abschnitt 8 [vgl. S. 135] erwähnt.  
 
9.2.1.1 Kosten für Bahnreisende 
 
Ticketkosten: 
Von der ÖBB-Personenverkehr AG wurde für das Regionalbahnkonzept der 
ÖBB-Holding AG neben der Nebenbahn  Schwarzenau - Waidhofen/Thaya auch 
eine Streckenanalyse der Linie Schwarzenau - Zwettl vorgenommen:  
 
Anzahl der Reisenden: 73.583 (2008) bzw. im Durchschnitt 169 Reisende pro 
Tag.  
Marktanteil:  2 % gegenüber 6% Busanteil (Schülerbusse) und 92 % Anteil des 
motorisierten Individualverkehrs.  
Verkehrsleistung: 3.000 Personenkilometer (Pkm) pro Werktag, davon 900 Pkm 
Ausbildungsverkehr (30%), 840 Pkm Berufsverkehr (28%), 1.300 Pkm Gelegen-
heitsverkehr (42%). Die Jahresverkehrsleistung betrug 1,487.952  Pkm (73.583 x 
20,5)  
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Für diese Leistungen wurden lt. Linienerfolgsrechnung 2008 der ÖBB Personen-
verkehr AG von den Bahnreisenden für Tickets 5.319 €  bezahlt und als Tarif-
erträge ausgewiesen. Dazu können noch Nebenerträge in der Höhe von 1.605 € 
gezählt werden, die z.B. Verkaufsanteile für die verschiedenen Vorteilscards 
darstellen, wie sie  zu Tarifermäßigungen berechtigen, also  auch  zu den Tarif-
erträgen.zu zählen sind.  Alle anderen streckenbezogenen Erlöse (wie bereits 
erwähnt werden die Begriffe Erträge, Erlöse und Einnahmen von den ÖBB oft 
synonym und nicht betriebswirtschaftlich korrekt verwendet) aus 
gemeinwirtschaftlichen Leistungen bzw. Verbunderträgen sind dabei nicht 
relevant, weil sie nicht vom Bahnreisenden bezahlt werden, sondern aus 
Ausgleichszahlungen Dritter (Bund, Land, Verkehrsverbund) stammen.  Daher  
wird als Kostengröße für die Regionalbahnbenutzer die Summe aus Tariferträgen 
(5.319 €) und Nebenerträgen (1.605 €) in der Höhe von 6.924 €  in die Kosten-




Aufgrund einer vom Autor vorgenommenen Befragung von 120 Bahnreisenden 
[vgl. Tabelle 50, S. 179] zwischen Schwarzenau und Zwettl erreichten bzw. 
verließen 43,8% der Bahnreisenden den Bahnhof per Auto, zumeist als Mitfahrer, 
27,1% gingen zu Fuß, 22,9% fuhren mit dem Stadtbus und 6,2% benützten das 
Fahrrad. Somit fallen im Wesentlichen nur bei den Stadtbusbenützern, das sind 
22,9% von 73.583 Reisenden, demnach bei 16.850 Personen Transferkosten an. 
Die Buspreise bewegen sich dabei zwischen 1,4 € für die Einzelfahrt und 0,75 € 
für die ermäßigte 10 Fahrten-Streifenkarte [vgl. www.zwettl.gv.at]. Daneben gibt 
es auch ermäßigte Wochen- und Monatskarten. Wenn nun von einem 
Durchschnittspreis von 0,9 € pro Fahrt ausgegangen wird, so können 15.165 € 
als Benutzerkosten für den Transfer von und zur Bahn in die Kosten-Nutzen-
Analyse eingestellt werden   
 
Opportunitätskosten: 
Gemäß der bahninternen Frequenzanalyse der Personenverkehrs AG [vgl. S. 
177] für die Regionalbahn Schwarzenau - Zwettl entfallen  30% der Bahnrei-
senden  auf den Ausbildungsverkehr (Schüler- u. Studenten), 42% auf den Gele-
genheitsverkehr (Freizeitreisende) und 28% auf den Berufsverkehr. Die Durch-
schnittsfrequenz der 15 täglichen Züge betrug 2008 bei einem Platzangebot von 
62 Plätzen pro 5047-Triebwagen 13,4 Reisende. Das entspricht einer Auslastung 
von knapp 22%. Die durchschnittliche Inanspruchnahme der Bahn liegt im Ver-
gleich zur Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya [vgl. S. 132 f] trotz 
niedriger Reisendenzahl durch die geringere Anzahl an Zugfahrten etwas höher. 
Allerdings ist der Anteil des Berufsverkehrs deutlich geringer, sodass auch hier 
davon ausgegangen werden kann, dass keine oder höchsten marginale 
Opportunitätskosten anfallen, das heißt, dass  kein entgangener Nutzen ange-
nommen werden kann. 
 
9.2.1.2 Nutzen für Bahnreisende 
 
Vorteile gegenüber anderen Verkehrsmitteln 
Auch hier können sich allfällige  Vorteile für die Benutzer der Regionalbahn nur 
gegenüber dem Pkw ergeben, weil auch in dieser Verkehrsrelation  die 
Benützung öffentlicher Busse aufgrund des geltenden Verkehrsverbunds zum 
gleichen Preis erfolgen kann. Dies gilt besonders auch für die Busse, die im 
Bewertungjahr 2008 planmäßig als so genannter Schienenersatzverkehr geführt 
wurden. Außer diesen Bussen gab es kein bahnparalleles Busangebot. Für den  
Preisvergleich zwischen Bahn- und Pkw-Benützung  werden auch hier einerseits 
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das offizielle Pkw-Kilometergeld und anderseits die  durchschnittlichen Ticket-
kosten pro Reisekilometer auf dieser Nebenbahn  herangezogen.  
 
Für diesen Vergleich müssen  zunächst die zahlenden Reisenden ermittelt wer-
den. Das heißt, dass  die Gesamtzahl der Fahrgäste um den gratis reisenden 
Schüleranteil (Ausbildungverkehr) zu vermindern ist.  
 
Anzahl der Reisenden:       73.583  
minus 30% Schüleranteil    22.075 
Zahlende Reisende:          51.508 für 900.000 Pkm (3.000 Pkm/Werktag x rd. 
300 Werktage) 
 
Die durchschnittlichen Ticketkosten pro Person liegen daher bei 0,134 € (6.924: 
51.508) und pro km bei 0,64 Cent. Im Vergleich zum offiziellen Kilometergeld von 
42 Cent/km ergibt sich pro km für den zahlenden Reisenden ein Kostenvorteil 
von 41,36 Cent/km und für die Entfernung Schwarzenau - Zwettl  (21 km)  ein 
Vorteil von 8,69 €. Bezogen  auf  die 51.508 zahlenden Bahnreisenden ergibt das 
einen Kostenvorteil (Nutzen) von 447.605 €. Das heißt, dass die derzeit die 
Regionalbahn gegen Entgelt benützenden Bahnreisenden auf dieser Strecke bei 
Benützung des Pkw um 447.605 €  höhere Kosten hätten.   
 
Allerdings muss auch hier berücksichtigt werden, dass gemäß der vom Verfasser 
durchgeführten Befragung in den Zügen nur rund 15 % über ein eigenes Auto 
verfügen [vgl. Tabelle 50]. Daher können als Nutzen für die auf der Regionalbahn 
reisenden Personen rechnerisch nur 67.141 € berücksichtigt werden. Dabei wird 
angenommen, dass der Pkw für jede Fahrt jeweils nur von einer Person benützt 
wird [vgl. S.133].  
 
Reisendenbefragung  
zwischen Schwarzenau und Zwettl (n= 120) 
 
Geschlecht:       
männlich 45,8% keine Pflicht-u.AHS-Schüler 
weiblich 54,2% keine Pflicht-u.AHS-Schüler 
Alter:       
bis 19 Jahre 20-30 Jahre 31-65 Jahre üb. 65 Jahre 
26,9% 42,3% 19,2% 
 
11,6% 
Verkehrsmittelbenützung  zur und von der Bahn 
Keines (zu 
Fuß) Fahrrad Automitfahrt öffentlich Vm. 
27,1% 6,2% 43,8% 22,9% 
Autobesitz       
Ja Nein    
15% 85%     
Fahrtzweck       
zur u. von der   
       Arbeit Erledigungen z.u.v.d.Schule Privates 
25% 20% 10% 45% 
Statt Bahn  gleichschneller Bus zum gleichen Preis  
Vorteil Nachteil Ist egal keine  Antwort 
 
2,1% 35,4% 62,5%   0%  
    
    
 
Tabelle 50: Reisendenbefragung in Zügen Schwarzenau – Waidhofen/Thaya 
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Da zwischen Schwarzenau und Zwettl die beiden Schülerzüge von den ÖBB 
bereits 2007 durch Busse ersetzt wurden, weichen die diesbezüglichen 
Ergebnisse der vom Verfasser durchgeführten Reisendenbefragung gegenüber 
den Ergebnissen auf der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya [vgl. 
S.134, Tabelle 28] etwas  ab. 
 
Vorteil der Arbeitsmöglichkeit 
Von den im Bewertungsjahr 2008 registrierten 73.583 Reisenden benützten laut 
ÖBB-Personenverkehr 28 %  die Bahn zur und von der Arbeit. Das sind also 
20.603 Personen, die durch die Existenz der Regionalbahn einen Arbeitsplatz 
außerhalb ihres Wohnortes erreichen konnten. Da es zwischen Schwarzenau 
und Zwettl im Statusjahr 2008 kein alternatives gleich schnelles  öffentliches 
Verkehrsangebot  gab  und nur 15% [vgl. Tabelle 50, S.178] der Bahnpendler 
über ein Auto verfügten, waren maximal 85 % der Bahnpendler, das sind  17.513 
Personen, auf die Bahn als Mobilitätsanbieter angewiesen, um Einkommen und 
Kaufkraft erzielen zu können. 
 
So wie bei der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya ist es jedoch auch 
hier anzunehmen, dass nur ein bestimmter Teil dieser die Bahn benützenden 
autolosen Arbeitspendler tatsächlich existenziell von der Bahn abhängt. Auch 
hier wäre eine entsprechend umfangreiche empirische Untersuchung erforderlich 
gewesen, um repräsentativ gültige Aussagen treffen zu können. Da dies im Zuge 
der Arbeit nicht möglich war, wurde auch hier eine Schätzung des Arbeits-
marktservice Zwettl verwendet. Dort wurde der Anteil der existenziell vom 
öffentlichen Verkehr abhängigen Arbeitspendler mit etwa 5 % beziffert.  Das 
entspricht  876 Personen, deren Einkommen und Kaufkraft tatsächlich durch die 
Nebenbahn ermöglicht wurde. 
 
Wenn auch hier als Bewertungsmaßstab die 2008 in der Gemeinde Zwettl 
gegebene Kaufkraft von 16.234 € pro Person und Jahr (17.570 € x 0,924) 
herangezogen wird [vgl. S. 114 f], so lässt sich für diesen Teil der Arbeitspendler  
der existenzielle Nutzen der Nebenbahn Schwarzenau – Zwettl  im 
Bewertungsjahr 2008 mit 14.220.984 € errechnen  (876 x 16.234). Für die Kosten 
- Nutzen - Analyse der Regionalbahn Schwarzenau - Zwettl  stellt dieser Wert die 
monetäre Nutzengröße für die Bewertung des bahnbedingt gegebenen Vorteils 
der Arbeitsmöglichkeit dar. 
 
 
Vorteile für die Eltern von Schülern und Lehrlingen 
An Stelle der Eltern übernimmt der Bund aus dem Famlienlastenausgleichsfond 
(FLAF) die Kosten für die Schüler- und Lehrlingsbeförderung durch die öffent-
lichen Verkehrsmittel. Die Eltern ersparen sich dadurch bei Bahn- und Busbe-
nützung die Beförderungskosten.  Diese Ersparnis entspricht den bei der ÖBB-
Personenverkehr AG verbuchten Ersätzen aus dem FLAF. Diese betrugen 2007 
laut bahninterner Linienerfolgsrechnung der ÖBB-Personenverkehr AG auf dieser 
Nebenbahn  2.075 €. Für 2008 gab es keine ÖBB-Werte. Für 2009 wurden hier 
4.707 € für die Schüler- und Lehrlingsfreifahrt ausgewiesen, also im Durchschnitt 
der beiden Jahre 3.391 €. Diese Fahrtkostenersparnis wird in der Kosten-Nutzen-
Analyse des Status-quo für diese Regionalbahn als monetäre Nutzengröße für 
den Vorteil der Eltern im Jahr 2008 berücksichtigt.  
 
9.2.2  Kosten und Nutzen für Wirtschaftsunternehmen 
 
Hier geht es um die Bewertung der Vorteile (Nutzen) und Nachteile (Kosten) von 
Wirtschaftsunternehmen, die Güterverkehrsleistungen auf der Nebenbahn 
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Schwarzenau -  Martinsberg Gutenbrunn in Anspruch nehmen. Dabei wird davon 
ausgegangen, dass die Bahntransporte entweder aus ökonomisch vorteilhaften 
Gründen [vgl. S.135] freiwillig erfolgen (Produktions- und Handelsbetriebe) oder 
dass die Bahnbenützung aus ökonomischen und/oder ökologischen Gründen 
(Abfallwirtschaftsbetriebe) vorgeschrieben ist. 
   
Kosten für Wirtschaftsunternehmen  
Für Wirtschaftsunternehmen, die die  Nebenbahn Schwarzenau – Martinsberg 
Gutenbrunn aus ökonomischen Gründen freiwillig gewählt haben oder denen die 
Bahnbenützung vorgeschrieben wurde, entsprechen die akzeptierten Transport-
kosten auf der Bahn den Frachttarifen der ÖBB-Rail Cargo Austria AG.  
 
Im Jahr 2007 wurden von den ihren Standort an der Bahn habenden und die 
Bahn benützenden Wirtschaftsunternehmen für den Versand und den Empfang  
von Gütern 5,768.877 € Frachtkosten an die Rail Cargo Austria AG bezahlt [vgl. 
S. 174,Tabelle 45]. Für 2008 lassen sich aus den von der ÖBB-Holding erstellten 
Daten für das Schwarzenauer Kreuz [vgl. Anhang 1] Ertragsdaten von 5,658.000 
€ (60% von 9.43 Mio €) errechnen, die als Frachtzahlungen der Unternehmen 
anzusehen sind. Dazu kommen noch Frachtzahlungen durch Unternehmen, die 
nicht an dieser Nebenbahn liegen, jedoch für die Transportkosten aufkommen. 
Dies ist für Abfalltransporte zur thermischen Ver-wertung der Fall, wo der 
Bahntransport vertraglich vereinbart wurde und  die Frachtkosten vom 
Müllverbrennungsunternehmen (Kraftwerk Dürnrohr NÖ) getragen werden. Auf 
diese Weise wurden 2008 lt. Abfallwirtschaftsverband 18.723 Tonnen zum Preis 
von 13,34 €/Tonne vom Bahnhof Klein Schönau bei Zwettl abbefördert. Es sind 
demnach für diese Transporte Frachtkosten von 249.765 € angefallen. Alle diese 
Frachtzahlungen werden für die Kosten-Nutzen-Analyse als  Kosten der die 
Regionalbahn benützenden Wirtschaftsunternehmen  verwendet.  
 
Zu  diesen Kosten kommen noch etwaige anteilige Logistikkosten; zum Beispiel 
für die Erhaltung  einer Gleis-Anschlussstelle durch die ÖBB-Infrastruktur oder 
Mietekosten. Diese Kosten werden vertraglich vereinbart, wobei der Anschluss-
gleisbesitzer mindestens 30% der Instandhaltungskosten der Anschlussstelle zu 
tragen hat. Dabei  wird z.B.  für die Instandhaltung pro Gleisanschlussstelle eines 
Nebengleises ohne Oberleitung mit einer ortsbedienten Weiche eine 
Jahresgebühr von rund 1.200 € (Quelle: Infrastruktur AG, Anlage 3 zum IAV) 
verrechnet, wobei bei entsprechend hohem Transportaufkommen Preisermäßi-
gungen zum Tragen kommen können.  Bei der Firma Stora Enso, die über kein 
Anschlussgleis verfügt und die Transportgüter im Bahnhof Waldhausen vom 
LKW auf den öffentlichen Ladegleises des Bahnhofes auf die Bahn und 
umgekehrt umschlägt, sind für den Vor- bzw. Nachlauf solwie für die Ver- und 
Entladung sowie für die Ladungssicherung noch Logistikkosten von 3,5 - 5 € pro 
Tonne zu berücksichtigen. Trotz dieser Kosten wird der Bahntransport als 
vorteilhafter angesehen.  
 
Auf der gegenständlichen Nebenbahn Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn 
verfügen nur das Lagerhaus in Zwettl und dessen Filiale in Ottenschlag über ein 
eigenes Anschlussgleis. Hier wird jeweils eine Jahresgebühr von 1.200 € (in 
Summe 2.400 €) in die Bewertung übernommen. Beim holzver- und entladenden 
Unternehmen Stora Enso kann aufgrund einer Firmeninformation bei einem 
Gesamtversandaufkommen von 409.526 Tonnen [vgl. S.173] von durchschnittlich 
4,5 € pro m3 (~Tonne) für Zuführung, Verladung, Ladungsicherung und damit von  
1,842.867 € an Logistikkosten ausgegangen werden. Beim übrigen Versand-
aufkommen dieser Nebenbahn mit 137.571 Tonnen [vgl. S.173] fallen nur Verla-
dungskosten von etwa 1 € pro Tonne, das heißt 137.571 € an. In Summe ergibt 
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das für diese Nebenbahn Logistikkosten  in der Höhe von 1,980.438 €, die in die 
Kosten-Nutzen-Analyse eingestellt werden. 
 
Nutzen für Wirtschaftsunternehmen 
Auch hier ist  davon auszugehen, dass die Bahn aus kaufmännisch rationalen  
Überlegungen deshalb benützt wird,  weil der Bahntransport gegenüber dem 
Transport auf der Straße vorteilhafter ist oder keinen Nachteil darstellt, um 
Produkte außerhalb des Standortes absetzen und Verkaufserlöse erzielen zu 
können. Bei der Bewertung dieses Nutzens der Nebenbahn Martinsberg 
Gutenbrunn für die die Bahn nützenden Wirtschaftsunternehmen stellt sich - so 
wie bei der Strecke Schwarzenau – Waidhofen/Thaya [ vgl. S.137] - auch nicht 
die Frage eines Alternativenvergleichs Bahn gegen Straße. Daher kann für diese 
die Nebenbahn benützenden Unternehmen der durch diese rational gewählte 
Transportmöglichkeit erzielte Verkaufsumsatz als monetärer Nutzen angesehen 
werden.   
 
Da  auch  auf dieser  Nebenbahn  mehrere  Gutarten  zum Transport kommen, ist  
 
 
Tabelle 51:  *) Verkaufspreise für Transportgüter laut Wiener Warenbörse 2008 
      **) Schätzung  
               ***) Laut  Angabe Abfallwirtschaftsverband an Dürnrohr zu entrichtender           
           Müllverbrennungspreis  
    ****) laut ÖAMTC ohne Mineralöl- und Mehrwertsteuer 
 
im Hinblick auf eine objektive Bewertung eine güterspezifisch getrennte 
Betrachtung und Nutzenbewertung erforderlich, was jedoch - wie bereits erwähnt 
- in der Praxis wegen  laufender  Preisänderungen  auf  den einzelnen Absatz-
märkten schwierig ist. So schwanken beispielsweise die Preise für land- und 
forstwirtschaftliche Erzeugnisse nach Produktkategorien monatlich und  regional 
[vgl. S.137 f].  Trotzdem  wird  hier  versucht,  eine Nutzenbewertung des Status-
quo für das Jahr 2008 vorzunehmen. Dabei wird von einem ÖBB-Gesamt-
güteraufkommen von 760.567 Tonnen [vgl. S. 174] ausgegangen. Gemäß Befra-
gung der größten Bahnkunden ergibt sich auf der gegenständlichen Nebenbahn 
im Bewertungsjahr 2008 für 717.030 Tonnen [vgl. S.181, Tabelle 51] vorstehen-
de  Mengenstruktur der Bahntransportgüter und deren Verkaufserlöse.  Von den 
befragten Firmen wird die Nebenbahn - bis auf die Lagerhäuser - als sehr wichtig  
Gutart Tonnen Anteil 
% 
Verkaufspreis 





Rundholz 77.321 10,8 75.- 5.799.075.- Stora Enso, Brunner, 
Forstver-waltung 
Schnittholz 182.397 25,4 135.- *) 24.623.595.- Stora Enso, Brunner, 
Wiesinger 
Hackgut 266.166 37,1 13.-   *) 3.460.158.- Stora Enso 
Leimbinder 71.424 10,0 120.- *) 8.570.880.- Stora enso 











Diverse Güter und 
Firmen 
Sa.Versand    47.525.708.-  
    Verwertung/Einkauf  
Abfall 18.723 2,6 148.- ***) 2.771.004.- 
Verwertungskosten 
Abfallwirtschaft 
Mineralölprod. 50.000 6.9 0,65.-****) 32.500.-
Einkaufswert 
Eigl AVIA 
Summe 717.030 100    
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bewertet. Nur die Lagerhäuser meinen, dass die Bahn zur Gänze durch LKW-
Transporte ersetzbar wäre. 
 
Bei den auf der gegenständlichen Nebenbahn zum Versand gebrachten Gutarten  
(Holz, Kartoffeln und sonstige Güter) kann davon ausgegangen werden, dass die 
alternativ zum Transport auf der Straße rational gewählten Bahntransporte den 
Absatz und die Erzielung von Verkaufsumsätzen ermöglichen und daher für die 
betroffenen Wirtschaftsunternehmen einen dem Verkaufserlös entsprechenden 
Nutzen darstellen. Das sind in Summe 47,525.708 € für 717.030 Tonnen. 
Bezogen auf das von Rail Cargo Austria bekanntgegebene Gesamtaufkommen 
von 760.567 Tonnen entspricht dies einem bahnseits ermöglichten Verkaufs-
nutzen von 50,411.399 €.  
 
Bei  dem von Klein Schönau bei Zwettl nach Dürnrohr transportierten Abfall 
(Rest- und Sperrmüll) liegt der Vorteil des Bahntransports laut Angabe des Abfall-
wirtschaftsverbands im gegenüber dem LKW niedrigeren Beförderungspreis von 
rund 1 €/Tonne. Das wären demnach 18.723 €, die aber durch die Erfassung der 
Bahnfrachtkosten bereits berücksichtigt wurden.  Ein weiterer Vorteil des Bahn-
transports dürfte in einer geringeren Belastung der Bevölkerung durch externe 
Verkehrskosten liegen und wird bei der Bevölkerung als Teil der Allgemeinheit 
berücksichtigt. Das Gleiche gilt für 50.000 Tonnen Mineralölprodukte, die trotz 
leicht höherem Frachtsatz (lt. Firmenangabe Eigl/AVIA 13,5 €/to gegen 12 €/to) 
auf der Bahn in Zwettl empfangen werden und per lokaler Pipeline ins regionale 
Tanklager befördert und von dort per LKW für den lokalen und regionalen 
Vertrieb verteilt werden.  
      
9.3 Kosten und Nutzen der Allgemeinheit im Status-quo 
 
Hier sei nochmals festgehalten, dass die Allgemeinheit, für die die Nebenbahn 
Schwarzenau -  Martinsberg Gutenbrunn eine Bedeutung  hat  [vgl. S. 94 f] aus 
• der betroffenen regionalen Bevölkerung, die ihren Wohnsitz im Einzugs-
bereich dieser Nebenbahn hat, 
• der generell betroffenen Bevölkerung,  
• den betroffenen Gemeinden,  
• dem Land Niederösterreich und  
• dem Bund 
besteht. Dabei ergibt sich die Bedeutung dieser Nebenbahn für die Allgemeinheit  
im Wege der Kosten-Nutzen-Analyse aus dem monetarisierten Nettonutzen der 
Betroffenen.  
 
9.3.1 Kosten und Nutzen für die Bevölkerung 
 
Hier werden alle jene Kosten- und Nutzenarten erfasst und bewertet, die nicht 
nur die Bevölkerung im Einzugsbereich der Regionalbahn Schwarzenau - 
Martinsberg Gutenbrunn,  sondern auch die österreichische Bevölkerung generell 
betreffen, insofern sie von Kosten- und Nutzenwirkungen dieser Bahn tangiert 
werden. 
 
Aus der von der ÖBB-Personenverkehr AG durchgeführten Reisendenanalyse 
geht hervor, dass der Marktanteil der Bahn zwischen Schwarzenau und Zwettl 
nur 2 % beträgt, während  6 % den (Schüler)Bus und 92 % den Pkw benützen 
[vgl. S.177]. Dieser sehr niedere Frequenzanteil der Bahn entspricht auch dem  
Ergebnis einer vom Verfasser durchgeführten Befragung von 100 Bewohnern der 
Stadt Zwettl. 94 % der Befragten gaben nämlich an, monatlich nur selten bzw. so 
gut wie nie nach Schwarzenau oder darüber hinaus zu fahren. Die geringe 
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Mobilität in dieser Richtung erklärt sich dadurch, dass sowohl Richtung Wien, wie 
auch Richtung Gmünd, Waidhofen/Thaya oder Krems  kaum über Schwarzenau 
gefahren wird. Richtung Wien wird der kürzere Weg über Krems  und nach 
Gmünd NÖ der Weg über Vitis genommen. Da 78,3% der Befragten entweder als 
Eigentümer oder als Mitfahrer über ein Auto verfügen, erfolgt diese  Wegewahl 
jeweils entsprechend dem vorhandenen Verlauf der Bundes- und Landesstraßen. 
 
Analog dazu hat die vom Verfasser durchgeführte Befragung von 100  
Bewohnern in Zwettl  ergeben, dass es 80,4 % der Stadtbewohner egal ist, ob 
zwischen Schwarzenau und Zwettl der Zug oder stattdessen ein Bus fährt. Dies 
steht allerdings etwas im Widerspruch zur Antwort des vom Verfasser 
interviewten Bürgermeisters von Zwettl, nach dessen persönlicher Einschätzung 
sich die Bevölkerung bei einer etwaigen Bürgerbefragung mehrheitlich gegen die 
Einstellung des Personenverkehrs auf der Schiene aussprechen würde.   
 
9.3.1.1  Kosten für die Bevölkerung 
 
So wie bei der Status-quo Bewertung der Nebenbahn Schwarzenau – Waidho-
fen/Thaya  [vgl. S. 139 f] handelt es sich auch hier bei den Kosten der Bevölke-
rung um monetäre Nachteile, die sich  unabhängig davon ergeben, ob die 
Nebenbahn benützt wird oder nicht, und die im Benützungsfall zusätzlich zu den 
für die Benützung der Bahn zu zahlenden Ticketpreisen und Frachtsätzen als 
Kosten anfallen.  Dabei werden auch hier wieder folgende Kostenarten 
unterschieden [vgl. S.139 f]: 
 
- Kosten des Nebenbahnbetriebs  
- Kosten der Eisenbahninfrastruktur 
- Externe Kosten des Verkehrs (Verkehrsunfall-und Umweltkosten)  
- Kosten des Flächenverbrauchs 
 
9.3.1.1.1 Kosten des Nebenbahnbetriebs  
 
Diese Kosten entsprechen wieder - wie bei der Bewertung der Nebenbahn 
Schwarzenau - Waidhofen/Thaya -   den betriebswirtschaftlichen Verlusten der 
im öffentlichen Eigentum stehenden ÖBB-Gesellschaften, die aus Steuermitteln 
über das Bundesbudget ausgeglichen werden. Für die Nebenbahn Schwarzenau 
- Martinsberg Gutenbrunn entsprechen diese Kosten   im Bewertungsjahr 2008 
[vgl. S.176] den betriebswirtschaftlichen Abgängen der 
  
ÖBB-Personenverkehr AG (-295.365 €), 
ÖBB-Rail Cargo Austria AG (-3,642.618 €) und der 
ÖBB-Infrastruktur AG  (mit Zuschuss § 42 BBG. -2,174.412 €). 
 
Diese Kosten werden beim Bund als Teil der Kosten der Allgemeinheit berück-
sichtigt. 
 
9.3.1.1.2 Kosten der Eisenbahninfrastruktur 
 
In Bezug auf den wirtschaftlichen Wert einer Nebenbahn über den Geschäfts-
erfolg der Betreibergesellschaften hinaus für die Allgemeinheit, sei hier auf die 
entsprechenden Überlegungen im Abschnitt 8.3.1.1.2 [vgl.S.139 f], verwiesen. Im 
Sinne dieser Überlegungen und der dort begründeten Berechtigung zur 
Verwendung des Anlagevermögens, der Abschreibungen und der Zinsen als 
Kapitalkosten stellt sich auch bei der gegenständlichen Nebenbahn die Frage, 
welche Kosten hier herangezogen werden können.  
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Wie bereits  bezüglich der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya festge-
stellt, enthält die Kostenaufstellung der ÖBB-Holding AG für den Bereich Infra-
struktur  des Schwarzenauer Kreuzes (Gesamtstrecke Waidhofen/Thaya bis 
Martinsberg Gutenbrunn) nur eine Angabe über den Buchwert in der Höhe von 
13,3 Mio. Euro. Das entspricht bei der gesamten  Streckenlänge von 68 km 
einem Wert von 195.588 €/km und  für die gegenständliche Nebenbahn zwischen 
Schwarzenau und Martinsberg Gutenbrunn (58 km) einem Wert von 11,34 Mio. 
€. Die Frage, ob dieser Buchwert auch dem Verkehrswert entspricht stellt sich 
hier nicht, weil sich die Strecke weiterhin im öffentlichen Eigentum des Bundes 
befindet und kein Verkauf zur Diskussion steht. Da zwischen 1998 und 1999 die 
Eisenbahnbrücke in Zwettl generalsaniert wurde und neue Brückenelemente 
erhielt, muss für diese Nebenbahn anders als für Schwarzenau - Waidho-
fen/Thaya eine höhere Restlebensdauer als 20 Jahre angesetzt werden. Ohne 
diesebezüglich konkrete Informationen seitens der ÖBB erhalten zu haben, wird 
in dieser beispielhaften Bewertung von einer Restnutzungsdauer von 40 Jahren 
ausgegangen. Unter dieser Annahme werden in die Kosten-Nutzen-Analyse  des 
Status-quo (2008) beim Bund als Eigentümer Abschreibungskosten in der Höhe 
von 283.500 € eingestellt. Von einer zusätzlichen Berücksichtigung von 
Kapitalkosten in Form von Zinsen wird hier mangels Angaben Abstand ge-
nommen. Eine exakte Berücksichtigung der Infrastrukturkosten (Abschreibungen 
und Zinsen)  in der Bewertungsrechnung der gegenständlichen Nebenbahn 
könnte nur auf Basis genauer diesbezüglicher  Daten der ÖBB-Infrastruktur AG 
vorgenommen werden. Die hier verwendeten Beträge erheben daher keinen  
Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit und zeigen nur die Möglichkeit auf, 
den Wert der Eisenbahninfrastruktur festzustellen und in der Kosten-Nutzen-
Analyse für die Ermittlung der Regionalbahnbedeutung zu berücksichtigen. 
 
9.3.1.1.3 Externe Kosten 
 
In diesem Abschnitt werden wie bei der erfolgten Bewertung der Nebenbahn 
Schwarzenau - Waidhofen/Thaya [vgl. S. 141] unter den externen Kosten des 
Verkehrs die Kosten für Unfälle, Lärm, Luftverschmutzung und Klimaver-
änderungen verstanden und zu deren Bewertung die gleichen verfügbaren 
Grundlagen verwendet. Dabei sei nochmals darauf verwiesen, dass diese 
Grundlagen fast ausschließlich Berechnungen der externen Kosten des Straßen-
verkehrs betreffen und daraus nur auf analoge Wirkungen im Bahnverkehr 
geschlossen wird. Wo auch bahnspezifische Grundlagen herangezogen werden 
können, muss auch hier festgestellt werden, dass bei diesen Untersuchungen 
nicht zwischen elektrischem und Dieselbetrieb unterschieden wird.  
 
• Kosten von Verkehrsunfällen  
Bei diesen Kosten geht es konkret um Sachschadenkosten und soziale 
Kosten als Folge von Unfällen (vgl. Baum/Esser/Höhnscheid 1998, S. 60). 
Diese Kosten von Verkehrsunfällen betreffen vor allem den Staßenverkehr, 
von dem auch 99,5% der Unfallkosten verursacht werden (vgl. INFRAS, 
1995, S. 365). Für Deutschland wurden auch die Unfallkosten für 
verschiedene Straßenverkehrsmittel (Pkw, Busse, Motorrad, LKW) sowie 
auch der Personen- und der Güterverkehr der Deutschen Bahn ohne 
Berücksichtigung der Verschuldensfrage untersucht. Eine Umlegung auf 
Österreich war nicht möglich. Für Österreich sind zwar im  Bericht „Kenn-
daten zur Sicherheit auf Nebenbahnen“ des Rechnungshofs (vgl. RH/BMVIT, 
Bund 2008/1, S. 54)  für 2005 und 2006 Unfallkosten auf Nebenbahnen mit 
1,28 Mio € (2005) und 0,63 Mio € (2006)  ausgewiesen, es liegt aber keine 
Erfassung nach einzelnen Nebenbahnen vor. Der Großteil der Unfälle betrifft 
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außerdem Ereignisse auf Eisenbahnkreuzungen für die die Bahn kein 
Verschulden trifft.  Da für die gegenständliche Nebenbahn so wie für die 
bereits bewertete Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya im Bewer-
tungsjahr keine bahnseits verschuldeten Verkehrsunfälle  statistisch erfasst 
sind, werden auch für die gegenständliche Nebenbahn Schwarzenau - 
Martinsberg Gutenbrunn keine Unfallkosten zum Ansatz gebracht.  
 
• Kosten des Verkehrslärms 
Zwar gibt es auch für die Bewertung der gegenständlichen Nebenbahn, die 
ebenfalls  in hohem Maße durch unverbautes Gebiet führt, keine Lärmkate-
gorisierung und auch keine Lärmmessungen,  es kann aber davon ausge-
gangen werden, dass durch das relativ hohe Güterverkehraufkommen und 
einer Zugführung teilweise mit 2 Dieseltriebfahrzeugen externe Kosten des 
Verkehrslärms auftreten und zu berücksichtigen sind. Baum/Esser/ 
Höhnscheid (vgl.1998, Tabelle 11, S. 70 f) verweisen hier auf Untersuchun-
gen von Planco (vgl.1990, S. 5-37) und INFRAS (1995, S.118), die allerdings 
nur Lärmkosten des Straßenverkehrs erfassen und ausweisen.  Die dort 
vorgenommene Verteilung der Lärmkosten auf PKW, Bus und LKW durch 
eine entsprechend Gewichtung entbehrt jedoch wissenschaftlicher Begrün-
dungen, sodass von Planco selbst  deren Wiederverwendung nicht 
empfohlen wird. In einer gemeinsamen Arbeit des Schweizer Bundesamts für 
Raumentwicklung und für Umwelt mit Ecoplan Bern und INFRAS Zürich über 
externe Kosten des Verkehrs (2005) werden 1.174 Mio. CHF als vom Verkehr 
in der Schweiz verursachte Lärmkosten/Jahr angegeben. Sie betreffen zu 
93,7 % den Straßen- und zu 6,3 % den Schienenverkehr und werden durch 
negative Auswirkungen auf Immobilienpreise und Mietzinsniveau sowie durch 
Gesundheitsschäden bewirkt. So entfallen laut dieser Studie 21,24 Mio. CHF 
auf durch Bahnlärm verursachte Gesundheitsschäden und hier wieder 5,87 
Mio. CHF auf den Güterverkehr (vgl. Bundesamt der Schweiz, externe 
Kosten des Verkehrs, 2005, S. 137). Bezogen auf die laut SBB-Jahresbericht 
2008 von der Schweizerischen Bundesbahn erbrachte Güterverkehrsleistung 
von 11,48 Mrd. Tonnenkilometer (Tkm) ergibt das Kosten von 0,0005 CHF 
oder 0,0003 €/Tkm (1 € = 1,6196 CHF, 2008). Unter Verwendung dieses 
Kostenansatzes für die gegenständliche Nebenbahn bedeutet dies bei einem 
Aufkommen von 718.465 Tonnen [vgl. S. 174] und einer durchschnittlichen 
Transportweite von 30 km (Schwarzenau - Zwettl: 21,5 km, Waldhausen: 
34,7 km) auf der Nebenbahn eine Verkehrsleistung von 21,554  Mio Tkm und 
Lärmkosten von 6.466 €. Dabei wird  angenommen, dass auf der gegen-
ständlichen Nebenbahn nur durch den Güterverkehr, vor allem bei der 
Durchfahrt durch die Stadt Zwettl  Lärmkosten verursacht werden.  
 
• Kosten der Luftverschmutzung 
Obwohl Luftverschmutzungskosten als soziale, landwirtschaftliche oder 
bauliche  Schadenskosten in erster Linie durch den Straßenverkehr mit 
Dieselfahrzeugen hervorgerufen werden [vgl. S. 143 ff], sollten die von 
Dieselfahrzeugen der Bahn versuchten Emissionen nicht außer Acht 
gelassen werden. Dies trotz der Tatsache, dass zwar die Bahn vom 
österreichischen Umweltbundesamt zu den saubersten Verkehrsmitteln 
gezählt wird, die Emissionen von Dieselfahrzeugen der Bahn aber negiert 
werden. 
 
Auch für die gegenständliche Nebenbahn Schwarzenau - Martinsberg Guten-
brunn liegen keine speziellen Untersuchungen über Kosten der Luftver-
schmutzung vor. So muss wie bei der erfolgten Bewertung der Nebenbahn 
Schwarzenau - Waidhofen/Thaya auch hier beispielhaft auf deutsche Studien 
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zugegriffen werden. So wurde zu diesem Zweck auf Untersuchungs-
ergebnisse von Schulz aus 1985 (vgl. Winkelbauer, 1996,S. 96 ff) zuge-
griffen, die später auch von PLANCO (1993) und UPI (1991) für deutsche 
Studien zur Festellung der Kosten des Straßenverkehrs durch Schadstoff-
emissionen von PKW, BUS und LKW verwendet wurden (vgl. 
Baum/Esser/Höhnscheid, 1998, S. 77). Auf dieser Grundlage und aufgrund 
des Treibstoffverbrauchs wurde auch auf die Luftverschmutzung durch 
Dieseltriebfahrzeuge auf der zu bewertenden Nebenbahn geschlossen. Aus 
der von PLANCO (1993) durchgeführten Untersuchung wurden für die 
eingesetzten Dieseltriebwagen auf der Nebenbahn Schwarzenau - Zwettl 
externe Kosten der Luftverschmutzung von 0,0144 €/Pkm errechnet [vgl. S. 
144]. Durch die 2008 erbrachte Beförderungsleistung von 1,545.243 Pkm [lt. 
ÖBB-PV: 73.583 beförderte Personen x 21 km] werden somit im Durchschnitt 
22.251 € an Luftverschmutzungskosten verursacht.   
 
Eine analoge Rechnung für den Güterverkehr mit Diesellokomotiven ergibt für 
die auf der gegenständlichen Nebenbahn Schwarzenau - Martinsberg Guten-
brunn eingesetzte stärkere Loktype  2016 mit einem Verbrauch von 395 
Liter/100 km [Quelle: ÖBB-Technische Services GmbH] 1,4-mal höhere 
Luftverschmutzungskosten  als bei der Lok 2143 [0,0896/Tkm, vgl. S.144], 
das heißt Durchschnittskosten von 0,12544 €/Tkm. Auf Basis dieser 
errechneten Durchschnittskosten lassen sich bei einer Jahresleistung (2008) 
von 21,554 Mio.   Tonnenkilometer  [718.465 Tonnen x 30 km, vgl. S.184], 
die vor allem mit der Lok 2016 erbracht werden,   Luftverschmutzungskosten  
des Güterverkehrs auf der  Nebenbahn Schwarzenau - Martinsberg 
Gutenbrunn von 2,703.734 € errechnen [vgl. Tabelle 53]. Sie fließen in die 
Kosten-Nutzen-Analyse ein. Die Tatsache, dass die Gütertransporte über die 
Nebenbahn hinaus auf einer weit längeren Strecke erfolgen, spielt dabei 
keine Rolle, weil im Bahnhof Schwarzenau der Übergang auf elektrischen 






Verbrauch bei voller Leistung: Liter/-100km 275 395 
Kosten der Luftverschmutzung/Tkm in EUR (2008) 0,0896 0,12544 
Verkehrsleistung in Tonnenkilometern 241.350  21,554 Mio  
Kosten der Luftverschmutzung in EUR 21.625  2.703.734  
 
     Tabelle 53: Luftverschmutzungskosten von Diesellokomotiven  (eigene Berechnung) 
 
Auch der Ausstoß von Kohlendioxyd, der vor allem für die Klimaentwicklung 
von Bedeutung ist, hängt vom eingesetzten Triebfahrzeug und dessen 
durchschnittlichem Dieselverbrauch ab. In Tabelle 54 [vgl. S.187] wurden  
diese Emissionen der einzelnen auf der zu bewertenden Nebenbahn 
eingesetzten Triebfahrzeuge aufgrund des Ausstosses und der Kilometer-
leistung errechnet [vgl. S.144 f]. Kosten wurden keine berechnet, da die 
Eisenbahn nicht dem Emissionshandel mit CO2-Zertifikaten unterliegt. Aus 
der folgenden Zusammenstellung ist jedoch zu erkennen, dass der auf der 
gegenständlichen Nebenbahn Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn durch 
den Verkehr mit Dieselfahrzeugen hervorgerufene jährliche Ausstoß von C02 
von 1.081 Tonnen nicht unbeträchtlich erscheint und die generelle 
Behauptung von der umweltfreundlichen Bahn etwas relativiert. Die bereits 
bei der Bewertung der Regionalbahn Schwarzenau -  Waidhofen/-Thaya 
getroffene Feststellung, dass im Personenverkehr der Einsatz von Bussen 
statt der Dieseltriebwagen durch den um 38 % niedrigeren CO2 -Ausstoß pro 
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Platz dem Erreichen der österreichischen Klimaziele dient, trifft auch für die 
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      Tabelle 54: Nebenbahn Schwarzenau – Martinsberg Gutenbrunn: CO2 –Ausstoß von 
              Dieseltriebfahrzeugen (Quelle: ÖBB) 
 
Weitere externe Kosten des Verkehrs für die Allgemeinheit, die für eine 
Bewertung des Status-quo der gegenständlichen Nebenbahn in Frage 
kämen, wie z.B Kosten des Flächenverbrauchs sind hier irrelevant, weil keine 
alternative Flächenverwendung der von der Bahn benützten Fläche zur 
Diskussion steht. 
 
9.3.1.2   Nutzen für die Bevölkerung 
 
Auch hier stellt sich die Frage, ob und welchen Wert der Bestand der Nebenbahn 
Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn an sich für die Bevölkerung besitzt und 
bei der regionalwirtschaftlichen Bewertung heranzuziehen ist.  In Bezug auf die 
zahlreichen Ermittlungsprobleme von Wegekosten wird auf den Abschnitt 8.3.1.2 
verwiesen [vgl. S.146 f] und soll hier nicht wiederholend eingegangen werden. 
Aber auch hier gilt, dass der Nutzen der bestehenden Eisenbahninfrastruktur wie 
bei jeder Verkehrsinfrastruktur darin liegt, dass durch deren seinerzeitige 
Errichtung die Verkehrsbedingungen im Vergleich zu anderen Verkehrsträgern 
verbessert wurden und durch die gebotene Möglichkeit zur Raumüberwindung 
Wirtschaftswachstum ermöglicht wurde und wird.  
 
Im gegenständlichen Bewertungsfall handelt es sich um eine seit knapp 120 
Jahren bestehende Bahnlinie und um keine Neuinvestition. Historisch gesehen 
kann davon ausgegangen werden, dass die Schienenverkehrsinfrastruktur dieser 
Nebenbahn nur im Zuge ihrer Errichtung ein Wirtschaftswachstum für die 
Bevölkerung bewirkt hat und seither nur mehr im Wege der Erbringung von 
Verkehrsleistungen einen Nutzen für die allgemeine Bevölkerung induziert bzw. 
bei Inanspruchnahme dieser Leistungen bewirken kann. Dabei kann aufgrund 
der vom Verfasser durchgeführten Befragung von - die Bahn für Gütertransporte 
nutzenden - Firmen  davon ausgegangen werden, dass durch die Existenz der 
Bahn Arbeitskräfte gesichert und Kaufkraft erzeugt wird. Das ist allerdings nur im 
Fall der Firma Stora Enso für die Gemeinde Waldhausen in hohem Maß der Fall. 
Von Stora Enso wird die Existenz der Bahn für den Güterversand als extrem 
wichtig, besonders im Winter, eingeschätzt.  Im Werk Brand bei Waldhausen 
werden 350 Mitarbeiter beschäftigt, von denen angenommen wird, dass rund 150 
existentiell im Zusammenhang mit der Bahn stehen. Ein Arbeitsplatz wird laut 
Angabe des Abfallwirtschaftsverbands Zwettl auch durch den als lebens-
notwendig bezeichneten Bahnversand  von Müll ab Klein Schönau nach Dürnrohr 
gesichert. Beim AVIA-Tanklager, das laut Firmenangabe zu 50% auf die 
Bahntransporte angewiesen ist, wird angenommen, dass von den 35 Mitarbeitern 
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rund 15 Arbeitsplätze von der Nebenbahn abhängen.  Somit kann davon 
ausgegangen werden, dass durch die Nebenbahn  insgesamt 166 Arbeitsplätze  
gesichert und Kaufkraft erzeugt wird. Da die Kaufkraft1) im Bezirk Zwettl 2008 bei 
16.234 € lag [vgl. S. 114], ergibt dies einen regionalwirtschaftlichen Nutzen der 
Nebenbahn im Bewertungsjahr von 2.694.844 € Die Frage des weiteren Werts 
der Eisenbahninfrastruktur für die Bevölkerung, stellt sich daher nicht im Status-
quo, sondern erst im Falle einer Einstellung der Bahnlinie. Denn dann wären die 
• wirtschaftlichen  
• sozialen oder  
• ökologischen 
Nachteile für die Bevölkerung zu erheben und zu bewerten. Diese Frage stellt 
sich aber zur Zeit nicht, obwohl aus inoffiziellen Quellen der ÖBB verlautet, dass 
daran gedacht ist, den nur mehr vom Güterverkehr teilweise genützten 
Nebenbahnabschnitt von Waldhausen bis Martinsberg Gutenbrunn einzustellen. 
Seit 2009 werden die Bahnhöfe Grafenschlag, Ottenschlag und Martinsberg 
Gutenbrunn bereits nicht mehr planmäßg bedient und mit Ende 2010 wurde auch 
deren Abfertigungsbefugnis, das heißt die Befugnis zur Aufgabe von 
Wagenladungen  eingestellt (Quelle: Rail Cargo Austria AG). Da aber eine 
Streckeneinstellung nicht aktuell ist, erfolgt hier keine Bewertung der regional-
ökonomischen Bedeutung einer solchen Maßnahme.  
 
In Zusammenhang mit dem Wert der Nebenbahn ist auch die Einstellung der 
Bevölkerung zur betreffenden Nebenbahn von Interesse. Im Hinblick darauf 
wurden vom Verfasser im Ortszentrum von Zwettl Passantenbefragungen vorge-
nommen. Auch hier wurden nach dem Zufallsprinzip 100 Einwohner der Stadt  
Zwettl befragt, wie häufig sie Richtung Schwarzenau unterwegs sind, welches 
Verkehrsmittel sie dabei benützen und ob der Ersatz der Züge durch Busse für 
die Befragten ein Vor- oder Nachteil wäre. Die Befragung wurde an einem 
Wochentag durchgeführt. 44 % der Befragten waren männlichen und 56 % 
weiblichen Geschlechts. 72,5% gehörten der Altersgruppe 18 - 58 an.  
 
94,2% der Befragten Zwettler erklärten bei der Befragung so gut wie nie oder 
selten Richtung Schwarzenau unterwegs zu sein und wenn, dann zu 90% das 
Auto zu benützen. Dieses Ergebnis und die der gegebenen Straßenverkehrs-
infrastruktur folgenden Mobilitätsrichtungen  erklären auch den ÖBB-seits ermit-
telten geringen Marktanteil von nur 2%. Ebenso erklärten 90% der Befragten, 
dass  es  ihnen  egal  sei, ob  zwischen  Zwettl  und  Schwarzenau statt der Bahn  
Busse  verkehren  würden. Dieses  Ergebnis  bedeutet  trotz  des  relativ  kleinen 
Stichprobenumfangs eine ausreichende Repräsentativität. Bei einer gewählten 
Wahrscheinlichkeit  von  95 %, gewährleisten  die erhobenen 90%, dass  die Um- 
stellung auf Busbetrieb 84,1% - 95,9 % der Zwettler Bevölkerung egal wäre (vgl. 
Diekmann, 2005, S 349 ff). 
 
Die Befragung des Direktoriums der Zwettler Hauptschule und des Gymnasiums 
durch den Verfasser ergab unterschiedliche Einstellungen zum Ersatz der Züge 
durch Busse. Während die Hauptschulleitung wegen der außerhalb des Ortes 
verlaufenden Bahnstrecke die Umstellung als Vorteil ansah, hielt der Direktor des 
Gymnasiums den bereits seit 2007 bestehenden Schienenersatzverkehr für 
einen Nachteil, weil im Bus häufig eine zu geringe Anzahl von Sitzplätzen vor-
handen ist, die Straße im Winter nur teilweise mit Salz gestreut wird, der 
Busfahrplan dem Unterrichtsende nur teilweise Rechnung trägt und der Bus 
daher für die Schüler schwieriger zu erreichen ist. 
 
1)   Als Kaufkraft wird das disponible Einkommen pro Person und Jahr vermindert um       
      Steuern und Sozialabgaben bezeichnet (vgl. S.114) 
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9.3.2  Kosten und Nutzen für die Gemeinden 
 
Für alle an der gegenständlichen Nebenbahn Schwarzenau - Martinsberg Guten-
brunn liegenden Gemeinden gilt, dass die Bahn mit Ausnahme des Zentrums der  
Gemeinde Zwettl teilweise weitab des Ortsgebiets vorbei führt. Aber auch in der 
Gemeinde Zwettl liegen einige Ortsteile weit von der Bahn entfernt. Zwar ist 
durch den Stadtbus die Erreichbarkeit des Bahnhofs Zwettl gegeben, zu Fuß ist 
jedoch der Bahnhof nur vom Zentrum in akzeptabler Zeit zu erreichen. 
 
In  Bezug  auf  die  Entstehung  von monetär messbaren Kosten  und Nutzen der 
Gemeinden in Verbindung mit der Nebenbahn wird auf die bei der Bewertung der 
Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya getroffenen Feststellungen verwie- 
sen [vgl. S. 147 ff], wobei als Einnahmen der Gemeinde in erster Linie Einnah-
men aus der  Kommunalsteuer jener Betriebe (vgl. BGBl. 819/19931))  zu nennen 
sind, deren Arbeitskräfte durch die Bahn gesichert werden. Das ist für insgesamt 
für 166 Arbeitskräfte der Fall [vgl. S.188]  für die 3% Kommunalsteuer der Lohn-
summe an die Gemeinden Waldhausen  und  Zwettl  bezahlt  werden.  Bei  einer  
beispielhaft angenommenen Lohnsumme von 24.350 € pro Person und Jahr 
(Kaufkraft im Bezirk Zwettl: 16.234 € + 50% für Steuer und Sozialabgaben) ergibt 
sich für die beiden Gemeinden durch die Existenz der Nebenbahn ein 
steuerlicher Nutzen von 121.263 €. Durch die Inanspruchnahme des Stadtbusses 
als Zubringer zum Bahnhof bzw. als Verteiler ergeben sich für die Gemeinden 
Einnahmen aus dem Ticketverkauf, der mit.15.165 € errechnet wurde [vgl. 
Transferkosten, S.177]. Als Nutzen könnten theoretisch auch Ersparnisse  
angesehen werden, die sich etwa aus der Vermeidung von Luftverschmut-
zungskosten bei umweltfreundlicherem Bahnbetrieb ergeben. Dies ist hier nicht 
der Fall und bleibt daher bei der Bewertung der Nebenbahn im Status-quo 
unberücksichtigt.  
 
Vom  Verfasser  wurde  auch  getrachtet, Kosten und Nutzen bei den Gemeinden  
Schwarzenau und Zwettl auf  empirische Weise festzustellen. So wurden neben 
der erwähnten Befragung der wichtigsten Güterverkehrsfirmen und der 
Schulleitungen auch mit den Bürgermeistern der zwei betroffenen Gemeinden 
Schwarzenau und Zwettl qualitative Interviews durchgeführt. Im Gegensatz zur 
vom Verfasser empirisch erhobenen Meinung der Bürger, wonach ihnen der 
Ersatz  der Züge  durch  Busse  mehrheitlich egal sei,  war der Bürgermeister von 
Zwettl der Ansicht, dass sich die Bevölkerung bei einer etwaigen Bürger-
befragung  gegen  die  Einstellung  des Personenverkehrs auf der Schiene aus-
sprechen würde. Er verwies auf eine am 03.10.2006 beschlossene Resolution 
aller Gemeinden des Bezirks Zwettl an die Bundesregierung, die die Aufrecht-
erhaltung der Nebenbahn forderte. Sollte es dennoch zur Einstellung des 
Personenverkehrs kommen, sah der Bürgermeister von Zwettl jedoch dann keine 
Nachteile, wenn es zu einem qualitativ entsprechenden Busangebot und zu 
keiner dadurch bedingten Zunahme des Individualverkehrs käme. 
  
An Kosten für die Gemeinde sind auch noch Schneeräumungskosten beim 
Bahnhof Zwettl und der Haltestelle Zwettl Stadt in der Höhe von jeweils 1.000 
€/Jahr anzuführen. Sowohl der Bürgermeister von Schwarzenau als auch der von 
Zwettl sahen die Bedeutung der Nebenbahn bis Martinsberg Gutenbrunn vor 
allem im Güterverkehr, wo durch die Bahn  Standortvorteile für Betriebsstandorte 
bzw. neue Betriebsansiedelungen gegeben sind.  
 
 
1)   Von den  im Gemeindegebiet liegenden Betriebsstätten sind 3% der Summe der  
      Arbeitslöhne (Bemessungsgrundlage) monatlich an die Gemeinde abzuführen. 
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9.3.3   Kosten und Nutzen für das Land NÖ 
 
Für das Bundesland Niederösterreich, in dem sich die gegenständlich zu 
bewertende Nebenbahn befindet, können so wie für die betroffenen Gemeinden 
im Hinblick auf die  Kosten-Nutzen-Analyse nur solche Kosten und Nutzen heran-
gezogen werden, die auch zu direkten oder indirekten Einnahmen  und Ausga-
ben beim Budget des Landes führen.  
 
Als Nebenbahnkosten für das Land sind wie bei der bereits bewerteten Neben-
bahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya Zahlungen anzusehen, die entweder 
• aufgrund eines Verkehrsdienstevertrags für bei den ÖBB bestellte 
Verkehrsleistungen und/oder 
• für gemeinwirtschaftliche Tarifangebote im Wege des Verkehrsverbundes 
Niederösterreich/Burgenland   
getätigt werden. Im gegenständlichen Fall sind dies für die Nebenbahn 
Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn gemäß der für 2007 (1-13.2007 vom 
18.07.2008) zur Verfügung gestellten Unterlagen zur Linienerfolgsrechnung der 
ÖBB-Personenverkehr  AG  
•   108.873  € aufgrund des Verkehrsdienstevertrags und 
•   14.027  € im Wege des Verkehrsverbundes erfolgte Ausgleichs-   
     zahlungen. 
Für 2008 wurden allerdings seitens der ÖBB-Personenverkehr AG wegen 
Inplausibilitäten keine Angaben zur Verfügung gestellt. Für 2009 wurden aus 
Verkehrsdiensteverträgen Erlöse von 87.092 € und im Verbund Erlöse von 
32.210 € ausgewiesen, Es wird daher für die vorliegende Bewertung angenom-
men, dass die Ausgaben des Landes im Bewertungsjahr 2008 etwa im Durch-
schnitt der beiden Jahre erfolgten. Das heißt, dass in die Kosten-Nutzen-Analyse 
97.983 € an Zahlungen aus dem Verkehrsdienstevertrag und 23.119 € aus dem 
Verbund als Kosten des Landes Niederösterreich übernommen werden. Kosten 
der Umwelt, wie zum Beispiel Luftverschmutzungskosten, die unter Umständen 
zu Ausgaben des Landes führen, wurden bereits als Kosten der Bevölkerung 
berechnet und werden daher in der gesamthaften Kosten-Nutzen-Analyse nicht 
nochmals als Kosten des  Landes  berücksichtigt.  
 
9.3.4  Kosten und Nutzen für den Bund 
 
Als Kosten des Bundes im Status-quo sind budgetäre Ausgleichszahlungen 
anzusehen, die für den Betrieb und den Erhalt der Nebenbahn Schwarzenau - 
Waidhofen/Thaya getätigt werden und den Bundeshaushalt belasten. Sie 
bestehen dabei  
• einerseits aus den Beträgen, die von  den ÖBB-Gesellschaften im Bewer-
tungsjahr 2008 als Verluste der Nebenbahn  errechnet wurden, wenn sie 
vom Staat über das Budget ausgeglichen werden,  
• anderseits aus den vom Staat bezahlten Abgeltungen für gemeinwirt-
schaftliche Tarife (z.B. Sozialtarife für Pendler, Senioren, Studenten etc.) 
und  
• aus den Fahrpreisersätzen  für die Schüler- und Lehrlingsfreiheit,  
die bei der ÖBB-Personenverkehr AG  in Form von Erträgen (Erlösen) 
verbucht werden.  
• Dazu kommen noch Erträge aus dem Investitionszuschuss des Bundes 
gemäß § 42 BBGes. 
 
Weil bei der Linienerfolgsrechnung der ÖBB-Personenverkehr AG aus internen 
Verrechnungsgründen für das Jahr 2008 keine Werte ausgewiesen  wurden, 
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werden bei den Erlösen aus der Schüler- und Lehrlingsfreifahrt (2007: 2.075 €, 
2009: 4.707 €) und bei den gemeinwirtschaftlichen Tariferträgen (2007:  153.385 
€, 2009: 273,673 €) die Durchschnittswerte beider Jahre, das heißt 3.391 für die 
Schüler- und Lehrlingsfreifahrt und für gemeinwirtschaftliche Tarifabgeltungen 
213.529 € in die Kosten-Nutzen-Analyse übernommen. 
 
Der Investitonszuschuss gemäß § 42 BB-Gesetz, der von der ÖBB-Holding AG 
für die 68 km des Schwarzenauer Kreuzes mit 1,6 Mio, € (vgl. Anhang 1) 
angegeben wurde, wird für die gegenständliche Nebenbahn und 58 km Länge 
mit 1,364.706 € berücksichtigt.  
  
9.4   Regionalwirtschaftliche Bewertung der Nebenbahn im Status-quo 
 
In Bezug auf diesen durch die Nebenbahn bewirkten gesamthaften (ökono-
misch, sozial, ökologisch) Nettonutzen ist zu betonen, dass es im Sinne der 
Wohlfahrtstheorie (vgl. S 32 ff) dem Bund als staatlichen Eigentümer der 
Nebenbahn obliegt, die Wirkung von Maßnahmen, die sie betreffen, im Hinblick 
daraufhin zu beurteilen, ob dadurch die allgemeine Wohlfahrt  positiv oder 
negativ beeinflusst wird. Das heißt, dass der Bund als oberste gesamt-
wirtschaftlich agierende Gebietskörperschaft des Staates zu bewerten hat [vgl. S. 
38 ff], welchen Effekt verkehrswirtschaftliche oder verkehrspolitische Maß-
nahmen, die die gegenständliche Nebenbahn betreffen, auf die allgemeine 
Wohlfahrt besitzen. Um eine Beurteilung derartiger Maßnahmen durchführen zu 
können, ist zunächst eine Bewertung der Nebenbahn im Status-quo 
vorzunehmen. Hierfür wurden in den Abschnitten 9.1 bis 9.3  die Kosten und 
Nutzen der von der Nebenbahn Betroffenen quantitativ und monetär erfasst und 
der daraus resiltierende Nettonutzen ermittelt und in Tabelle 55  [vgl. S.193] 
zusammengefasst.  
 
Der kumulierte Nettonutzen aller von dieser Nebenbahn Betroffenen beträgt also 
im Status quo 2008 
48.788.421 €. 
 
Dieser Nettonutzen ergibt sich auf der positiven Seite vor allem durch den Nutzen 
der Wirtschaftsunternehmen, die die Bahn für Gütertransporte benützen und 
dadurch Verkaufsumsätze erzielen, aber auch durch die für einen Teil der 
autolosen Arbeitspendler bahnseits gebotene Mobilitätsmöglichkeit, außerhalb 
ihres Wohnorts arbeiten und Einkommen bzw. Kaufkraft erzielen zu können. 
Ebenso spielt nach Firmenangabe auf dieser Nebenbahn die durch deren 
Existenz gegebene Sicherung von Arbeitsplätzen eine positive Rolle. Negativ 
schlagen sich die Verluste der ÖBB-Gesellschaften sowie die externen Kosten 
des Verkehrs zu Buche. Dabei wirken sich die Luftverschmutzungskosten der 
Diesellokomotiven für den Güterverkehr besonders aus.  
 
Der auf diese Weise ermittelte Nettonutzen des Status quo stellt nun die 
Basisalternative dar, die mit den Effekten der Umstellung von Zug- auf 
Busbetrieb im Personenverkehr zu vergleichen sind. Etwaige weitere Alternativen 
wie der Übergang des Eigentums  vom Bund auf Dritte oder die Einstellung bzw 
Teileinstellung der Nebenbahn sind hier nicht aktuell und waren auch nicht 






Kosten-Nutzen-Analyse der Nebenbahn Schwarzenau – Martinsberg 
Gutenbrunn zum Status 2008 
 
Betroffene Kosten  Nutzen  Nettonutzen Seiten- 
      in Euro in Euro in Euro verweis 
1.Betreiber             
Kosten und Nutzen der ÖBB-
Betreibergesell-        
schaften werden beim Eigentümer Bund         
wirksam und sind unter Pkt 3.4 
berücksichtigt        
ÖBB-Personenverkehr AG   708.150 412.785 -295.365 S.173 
ÖBB-Rail Cargo Austria AG   9.106.545 5.463.927 -3.642.618 S.174 f 
ÖBB-Infrastruktur AG   3.805.503 1.631.091 -2.174.412 S.175 f 
2. Benutzer           
2.1 Bahnreisende         S.177 f  
Ticketkosten     6.924   -6.924  
Transferkosten   15.165   -15.165  
Vorteil Bahnbenützung statt Auto   67.141 67.141  
Durch Arbeitsmobilität erzielte Kaufkraft   14.220.984 14.220.984  
Vorteil für Eltern von Schülern u.Lehrlingen   3.391 3.391  
2.2 Wirtschaftsunternehmen          
Transportkosten   5.907.765   -5.907.765 S.180 f 
 Anschlußbahnkosten   2.400  -2.400  
Logistik und Ladungssicherung   1.980.438   -1.980.438  
Nutzen durch externe Absatzmöglichkeiten   50.411.399 50.411.399  
3. Allgemeinheit           
3.1 Bevölkerung         S.183 f  
Arbeitsplatz(Kaufkraft)sicherung   2.694.844 2.694.844   
Schäden Verkehrslärm Güterverkehr    6.466   -6.466   
Luftverschmutzung durch Triebwagen 22.251   -22.251  
Luftverschmutzung durch Diesellok 2.703.734   -2.703.734  
3.2 Gemeinden        S. 190 
Schneeräumung   2.000   -2.000   
Kommunalsteuer     121.263 121.263   
Einnahmen aus Trasnferleistungen   15.165 15.165   
3.3. Land Niederösterreich        S. 191  
Zahlungen gemäß Verkehrsdienstevertrag 97.983   -97.983   
Zahlunge für Verkehrsverbund   23.119  -23.119   
3.4 Bund           S.191 f 
Zahlungen f. gemeinwirtsch.Leistungen 213.529  -213.529  
Zuschuss § 42 BB-Gesetz   1.364.706   -1.364.706  
Fahrpreisersätze Schüler, Lehrlinge 3.391  -3.391  
Verlust ÖBB-Infrastruktur AG   2.174.412   -2.174.412  
Verlust ÖBB-Personenverkehr AG 295.365  -295.365  
Verlust ÖBB-Rail Cargo Austria AG 3.642.618   -3.642.618  
Abschreibungen vom Verkehrswert 283.500   -283.500  
Nettonutzen Status 2008   18.745.766 67.534.187 48.788.421  
 
Tabelle 55: Kosten-Nutzen-Analyse der Nebenbahn Schwarzenau – Martinsberg G. 2008 
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9.5      Regionalwirtschaftliche Bewertung der Nebenbahn Schwarzenau –      
           Martinsberg Gutenbrunn  nach Ersatz der Personenzüge zwischen  
           Schwarzenau und Zwettl durch Busse  
  
Hier wird so wie bei der bereits bewerteten Nebenbahn Schwarzenau -  
Waidhofen/Thaya davon ausgegangen, dass der Ersatz der Personenzüge durch 
die ÖBB-Postbus GmbH  erfolgt, obwohl eine Ausschreibung der Leistungen 
möglich ist, aufgrund derer durchaus auch private Bus-Betreiber mit anderer 
Kostenkalkulation zum Einsatz kommen können.  
 
9.5.1     Auswirkungen auf Kosten und Nutzen der Betreiber 
 
Die in der Folge beschriebenen monetären Veränderungen der Kosten und 
Nutzen bei den ÖBB-Gesellschaften werden beim Bund als 100%-Eigentümer 
wirksam und sind dort zu berücksichtigen. 
 
9.5.1.1  ÖBB- Personenverkehr AG und Postbus GmbH  
 
Im Hinblick auf die Veränderungen der Kosten und Nutzen wird auf die detail-
lierten Erläuterungen in Bezug auf die Im Wege  der ÖBB-Holding für die 
Bewertung der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya zur Verfügung 
gestellten Daten [vgl. S 154 f und Anhang 2] verwiesen Die Kosten und die 
Tariferträge basieren dabei auf der Preisbasis 2009, die Erträge aus gemein-
wirtschaftlichen Leistungen auf der Preisbasis 2008.  Es sei nochmals betont, 
dass die ÖBB-Berechnungen davon ausgehen, dass bei der Umstellung auf Bus-
betrieb die Erträge aus dem Verkehrsdienstevertrag mit Niederösterreich  weg-
fallen, dass aber bei den Tariferträgen und bei den Erträgen für gemeinwirt-
schaftliche Leistungen gewisse Anteile für die Bahn und auch Vertriebs- und 
Verwaltungskosten unabhängig vom Bahn- oder Busbetrieb erhalten bleiben. Die 
nachstehende  Tabelle 56 zeigt nochmals [vgl. S. Tabelle 36, S. 155] für die 
Gesamtstrecke Waidhofen/-Thaya bis Zwettl in den einzelnen Spalten die Kosten 
und Erlöse der ÖBB-Personenverkehr AG im Status-quo (2008) sowie bei 
Einstellung der Personenzüge und sie zeigt die Ergebnisse der Postbus GmbH 
bei ersatzweisem Busbetrieb. Grundlage der Berechnungen der ÖBB-Per-
sonenverkehr AG war eine  durchschnittliche Verkehrsleistung von 5.700 
Personenkilometer (Pkm) pro  Werktag  auf  der  Gesamtstrecke Waidhofen/-
Thaya  bis Zwettl, von denen auf der gegenständlichen Strecke zwischen 
Schwarzenau und Zwettl 3.000 Pkm/Werktag erbracht wurden.  
 
Tabelle 56: ÖBB-Holding AG: Betriebserfolg der Strecken des Schwarzenauer Kreuzes  
                   (Waidhofen/Thaya – Schwarzenau – Zwettl 2008/2009) 
 
Wie aus vorstehender Tabelle 56 ersichtlich ist, wäre bei der ÖBB-Perso-
nenverkehr AG durch den Ersatz der ÖBB-Züge durch Busse auf der 
Gesamtstrecke Waidhofen/Thaya über Schwarzenau bis Zwettl ein positives  
Geschäftsergebnis von 51.072 € erzielbar, bei der Postbus GmbH käme es aber 
zu einem Verlust von -209.255 € [vgl. Anhang 2]. Allerdings könnte durch diese 
 Gesamtstrecke 














Erträge in Euro 
(Erträge/Pkm/Werktag) 
Kosten in Euro 
(Kosten/Pkm/Werktag) 
         784.292 
         (137,6 €) 
      1,345.485 







Erfolg        - 561.193               51.072           -209.255 
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Maßnahme für beide ÖBB-Gesellschaften in Summe der Konzernabgang von -
561.193 € auf -158.183 € [Spalte 3 minus Spalte 2] verringert werden.  
 
Nochmals sei hier wiederholt, dass Im Hinblick auf die Verlagerung des Perso-
nenverkehrs von der Schiene auf die Straße davon ausgegangen wurde, dass 
Tarifgleichheit im Verbund zwischen Bahn und Bus besteht und durch den Bus in 
gleicher Weise und Häufigkeit Mobilität für die Bevölkerung ermöglicht wird. 
Weiters wurde davon ausgegangen, dass trotz Einstellung der Züge, gewisse 
Tariferträge ins und aus dem übrigen ÖBB-Netz erhalten bleiben. Ebenso, dass 
anteilsmäßige Erträge, die der Bund für gemeinwirtschaftliche Leistungen 
bezahlt, weiter anfallen. 
 
Für den in diesem Abschnitt der  Arbeit zu bewertenden Ersatz der Personen-
züge durch Busse auf der Teilstrecke Schwarzenau - Zwettl ergeben sich aus der 
Differenz  der  Gesamterträge  und  Kosten  des  Schwarzenauer Kreuzes zu den 
                   








Strecke Schwarzenau – 
Zwettl im Busbetrieb 
 
3 
Erträge in Euro 
Kosten in Euro 
412.785 
          - 708.150 
98.669 
           -71.589 
 324.603 
           -434.737 
Erfolg           - 295.365             27.080            -110.134 
 
Tabelle 57:  Nebenbahn  Schwarzenau – Waidhofen/Thaya: Kosten- und Ertragsände-     
                    rungen bei Umstellung des Personenzugverkehrs auf Busbetrieb 
 
Erträgen und Kosten der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya  die 
Kosten und Nutzen des Nebenabschnitts Schwarzenau - Zwettl. 
 
Für die Nebenbahnteilstrecke   Schwarzenau - Zwettl ist auf diese Weise festzu-
stellen, dass bei Ersatz der Personenzüge durch Busse  statt einem negativen 
Jahresergebnis (-295.365 €) bei der Personenverkehr AG eine Verbesserung des 
Geschäftsergebnisses  auf 27.080 € eintritt, während der Busbetrieb  einen  
Verlust von -110.134 € verzeichnet. Allerdings verringert sich durch die 
Umstellung auf Busbetrieb  der  gemeinsame Verlust der Personenverkehr AG   
und der Postbus GmbH auf   - 83.054 € (Spalte 3 minus Spalte 2). Die Maßnah-
me, die Personenzüge durch Busse zu ersetzen, verbessert daher nicht nur das 
Ergebnis der Personenverkehr AG sondern betriebswirtschaftlich auch das ÖBB-
Konzernergebnis.  
 
9.5.1.2   ÖBB-Rail Cargo Austria AG 
 
Einstellung der Personenzüge 
Wenn nur der Ersatz der Personenzüge durch Busse erfolgt, dann ergibt sich für 
den Betreiber des Güterverkehrs, die Rail Cargo Austria AG, gegenüber dem 
Status-quo (2008) keine Änderung der Kosten und Erträge (Nutzen). Die Erträge  
liegen weiter bei 5,463.927 €, die Kosten bei 9,106.545 € und der Verlust betragt  
-3,642.618 € [vgl. Tabelle 55, S.191].  
 
9.5.1.3   ÖBB-Infrastruktur AG 
 
Bei  dieser  Gesellschaft  der  ÖBB-Holding AG  würde die Einstellung der Perso- 
nenverkehrszüge den Wegfall des Infrastrukturbenützungsentgelts bedeuten, das 
von  der ÖBB-Personenverkehr AG für die Inanspruchnahme der Streckeninfra-
struktur zu entrichten ist. Da das Benützungsentgelt im Jahr 2008  für den 
Abschnitt Schwarzenau - Waidhofen/Thaya mit 65.852 € [vgl. S.156] errechnet 
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wurde und das Infrastrukturbenützungsentgelt des Personenverkehrs für die 
Gesamtstrecke 155.812 € beträgt [vgl. Anhang 2], entspricht die Differenz von 
89.960 € dem Benützungsentgelt des Personenverkehrs für den Abschnitt 
Schwarzenau - Zwettl. Dieser Betrag fällt durch den Ersatz der Züge durch Busse 
bei der ÖBB-Infrastruktur AG weg. Somit sinkt der Nutzen von 1,631.091 € [vgl. 
S.192] auf 1,541.131 €.  
 
Ebenso ist davon auszugehen, dass sich durch den Wegfall der Personenzüge 
der Betriebsaufwand wie folgt reduziert. Auf der gegenständlichen Nebenbahn 
Schwarzenau - Zwettl wurden 2008 täglich 6 Regionalzüge (2.190 Züge), ein Zug 
unter der Woche (Montag bis Freitag, das sind 5 Züge mal 52 Wochen, also 260 
Züge)  sowie weitere 5 Züge jeweils am Samstag und Sonntag (10 Züge x 52 
Wochen, also 520 Züge) geführt (Quelle: ÖBB-Kursbuch). Das sind 2.979 Züge 
über eine Streckenlänge von 21 km und entspricht  62.559 geleisteten Zug-
kilometern. Laut Angabe der ÖBB-Holding AG betrug der Betriebsaufwand der 
Infrastruktur für auf der Gesamtstrecke Waidhofen/Thaya - Martinsberg Guten-
brunn im Personen- und Güterverkehr geleistete 248.313 Zugkilometer 1,8 Mio. 
Euro [vgl. Anhang 1], das heißt pro Zugkilometer 7,25 €. Wenn dieser Wert her-
angezogen wird, ergibt das für die zwischen Schwarzenau und Zwettl  weg-
fallende Betriebsleistung von 62.559 Zugkilometern einen um 453.553 € gerin-
geren Betriebsaufwand. Er sinkt von 3,805.503 € [vgl. S 192] auf 3,351.950 €. 
 
Bei den Erträgen wird angenommen, dass aufgrund des starken Güterverkehrs-
aufkommens der Zuschuss des Bundes gemäß §42 BB-Gesetz in der Höhe von 
1,364.706 € in voller Höhe weiter erhalten bleibt. 
  
9.5.2 Auswirkungen auf Kosten und Nutzen der Benutzer 
 
Wie bereits festgestellt, handelt es sich bei den Benutzern der Nebenbahn um 
die Bahnreisenden, die als Privatreisende, als Pendler oder als Lehrlinge bzw. 
Schüler die Bahn benützen  und es handelt sich um  Wirtschaftsunternehmen, 
die ihre Rohstoffe, Halb- und Fertigprodukte mit der Bahn befördern. 
 
9.5.2.1 Auswirkungen für Bahnreisende  
 
Wenn unterstellt wird, dass der Ersatz der Personenzüge auf der gegenständ-
lichen Nebenbahn durch Busse als dauerhafter Schienenersatzverkehr erfolgt, 
bei dem zu den gleichen Fahrzeiten statt den Zügen Busse mit gleichbleibenden 
Haltepunkten in den zugehörigen Orten der ehemaligen Bahnhaltestellen verkeh-
ren, ergibt sich für die Bahnreisenden aufgrund der Tarifgleichheit im Verkehrs-
verbund keinerlei monetärer Nachteil. Das heißt, ihre Fahrtkosten bleiben gleich. 
Auch bei den Nutzenwirkungen ergeben sich im Vergleich zum Status quo  keine 
Änderungen. Aufgrund der Busführung von und zum Bahnhof durch das 
Ortsgebiet von Zwettl können auch die Transferkosten wegfallen, wenn der 
Schienenersatzbus  die örtlichen Halte übernimmt.  Dies wird hier unterstellt. 
Auch bei der ersatzweisen Busbenützung zum gleichen Verbundpreis bleibt die 
Vorteilhaftigkeit gegenüber dem Auto und die durch die Mobilität erzielbar 
Kaufkraft unverändert erhalten. Ebenso bleibt der Vorteil der Schüler- und 
Lehrlingsfreifahrt für die Eltern bestehen. 
 
8.5.2.2 Auswirkungen für Wirtschaftsunternehmen 
 
Wenn nur eine Umstellung des Personenzugverkehrs auf Busbetrieb erfolgt und 
der Güterverkehr auf der Nebenbahn erhalten bleibt, ergibt sich für die Wirt-
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schaftsunternehmen gegenüber dem Status-quo keine Veränderung. Kosten und 
Nutzen bleiben gleich [vgl. S.179 ff und S. 192].  
 
9.5.3.      Auswirkungen auf die Allgemeinheit 
 
9.5.3.1    Kosten- und Nutzen für die Bevölkerung 
 
9.5.3.1.1 Auswirkungen Nebenbahnbetrieb 
 
Wie bereits bei der schon bewerteten Nebenbahn Schwarzenau - Waidho-
fen/Thaya festgestellt wurde, ergeben sich für die österreichische Bevölkerung 
aus dem Betrieb der Nebenbahn dann indirekt Kosten, wenn die Betriebskosten 
der ÖBB-Betreibergesellschaften nicht gedeckt werden und der Verlustausgleich 
im Wege des Bundes durch die öffentliche Hand aus allgemeinen Steuermitteln 
erfolgt. Die Kosten- und Nutzenänderungen, die sich durch den Ersatz der 
Personenzüge durch Busse ergeben, wurden bereits im Detail beschrieben [vgl. 
S.193 ff]. Da diese Kosten - und Nutzenänderungen beim öffentlichen Haushalt 
des Bundes wirksam werden, werden sie dort berücksichtigt.  
 
9.5.3.1.2 Auswirkungen auf die externen Kosten  
 
Auf die externen Kosten, unter denen die Kosten von Verkehrsunfällen und die 
Kosten der Umwetlbelastung (Lärm, Luftverschmutzung, Flächenverbrauch) zu 
zählen sind [vgl.S. 141 ff] könnte der Ersatz der Personenzüge durch Busse 
gewisse Auswirkungen haben. Allerdings liegen hier keine aktuellen und für den 
Bewertungsfall konkret heranziehbare Untersuchungen vor. Es wird daher hierfür 
wie bei der Bewertung der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya auf 
vorhandene Studien aus Deutschland zugegriffen und diese trotz der damit 
verbundenen Probleme in der Anwendung für diese regionalen Bahnen  beispiel-
haft herangezogen.  
 
• Unfallkosten 
Unfallfolgekosten der Bahn spielen im Rahmen von  Untersuchungen der 
externen Kosten des Verkehrs auf Nebenbahnen kaum eine besondere Rolle 
[vgl. S.142]. Deshalb wurden auf der gegenständlichen Nebenbahn mangels 
verursachter Unfälle bei der Bewertung des Status-quo auch keine 
Unfallfolgekosten angesetzt. Die Umstellung auf Busbetrieb erfordert jedoch 
eine andere Betrachtung.  Nach  Baum/Esser/Höhnscheid (1998, S. 63) 
wurden in diesen Studien aus 1993  für den Busbetrieb Unfallkosten 
errechnet und für diese Arbeit mit 0,00401 €/Pkm valorisiert [vgl. S. 158]. 
Obwohl die Verwendung der für Deutschland berechneten Kosten aus 1993 
problematisch ist, wird hier  mangels österreich- oder regionalspezifischer 
Daten beispielhaft darauf zurückgegriffen, um die grundsätzliche Bewert-
barkeit derartiger verkehrswirtschaftlicher Maßnahmen zu zeigen.   
 
Bezogen auf die gegenständliche Nebenbahn und eine Beförderungsleistung 
von 1,545.243 Pkm, die sich aus der Reisendenzahl von 73.583 [über eine 
Weglänge von 21 km ergibt, betragen daher die dem Bus zuzurechnenden 
Unfallkosten 6.196 €. Diese durch die Umstellung auf Busbetrieb zuwach-
senden Kosten werden bei der Kosten-Nutzen-Analyse berücksichtigt, 
obwohl es konkreter österreich- oder regionalspezfischer Untersuchungen 






Auch für die Ermittlung der Lärmkostenveränderungen durch die Umstellung 
vom Zug- auf Busbetrieb wird auf  die von Baum/Esser/-Höhnscheid (vgl. 
1998, S.67 ff) beschriebenen Studien von Planco (1990), UPI(1991), INFRAS 
(1995)) über Lärmkosten des Straßenverkehrs in Deutschland verwiessen, in 
denen die Lärmbelastung nach PKW, Bus und LKW in DPf getrennt pro 
Personen- bzw. Tonnenkilometer ausgewiesen wurden. Im Personenverkehr 
sind es für den Busbetrieb 0,0077 €/Pkm [vgl. S.159]. Das bedeutet bei einer 
Leistung von  1,545.243 Pkm [vgl. S. 187] Lärmkosten von  11.898 €, die 
durch die Umstellung auf Busbetrieb anfallen.  
 
• Luftverschmutzungskosten 
Auch für diese externen Kosten wurde beispielhaft auf die bereits genannten 
Untersuchungen in Deutschland zugegriffen. Auf dieser Basis  wurden für 
den Personenzugbetrieb auf dem Nebenbahnabschnitt Schwarzenau - Zwettl 
Schadenskosten aus der Luftverschmutzung von 22.251 € errechnet [vgl. 
S.186]. Da der Bus einen um den Faktor 3,57 niedereren Dieselverbrauch 
aufweist [vgl. S.144] sind die Luftverschmutzungskosten der Bahn bei 
Umstellung auf Busbetrieb um diesen Faktor zu korrigieren. Sie kommen 
daher bei der gegenständlichen Bewertung mit 6.233 € zum Ansatz  
 
• Klimabeeinträchtigungen 
In Bezug auf die Klimabeeinträchtigungen durch den CO2-Ausstoß wurde in 
der Kosten-Nutzen-Analyse des Status-quo keine derartige CO2 - bedingte 
monetäre Schadenswirkung berücksichtigt. Allerdings führt der erwogene 
Ersatz der  Personenzüge durch Busse auch hier zu einer Ersparnis an CO2 – 
Ausstoß von 38% [vgl. S.145, Tabelle 33] und unterstützt dadurch das  
Erreichen des nationalen  Klimaziels. 
 
9.5.3.2   Auswirkungen für die Gemeinden 
 
Hier ist die Frage zu beantworten, ob und wieweit für die Gemeinden Schwar-
zenau und Zwettl der Ersatz der Personenzüge durch Busse zu monetär 
wirksamen kommunalen Mehr- oder Mindereinnahmen bzw. zu Ausgabenände-
rungen führt. 
 
Im Hinblick auf die durchgeführte Bewertung des Status-quo und die dort 
eingestellten Werte ist festzustellen, dass der Ersatz der Personenzüge durch 
Busse zunächst keine  Schneeräumung mehr der Bahnhofparkplätze Zwettl und 
Zwettl Stadt erforderlich macht. Es sei denn, die Parkplätze bleiben als 
öffentliche Parkplätze erhalten. Dies steht jedoch noch nicht fest, sodass in die 
Kosten-Nutzen-Analyse des Zugersatzes durch Busse der Wegfall der Schnee-
räumungskosten von 2.000 € berücksichtigt werden kann. Als Einnahmen-
minderung können jene Beiträge eingestellt werden, die bei den mit dem Ortsbus 
zum Bahnhof  fahrenden Reisenden dann nicht  mehr als Transferkosten 
anfallen, wenn die die Züge ersetzenden Busse auch entsprechende Halte im 
Stadtgebiet von Zwettl bedienen.  Das sind bis zu 15.165 €. Sie werden hier voll 
zum Ansatz gebracht. Ob sich dadurch beim Stadtbus von Zwettl auch 
Einsparungen ergeben, bleibt hier außer Betracht und wäre erforderlichenfalls 
gesondert festzustellen. 
 
Der aus der Kommunalsteuer bei den Gemeinden erzielte Nutzen bleibt voll 
erhalten, weil er ausschließlcih im Zusammenhang durch den Güterverkehr 
bewirkt wird und sich aus dem Ersatz der Personenzüge durch Busse keine 
Änderungen ergeben.  
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9.5.3.3  Auswirkungen für das Land NÖ 
 
Aufgrund des  Ersatzes der Personenzüge durch Busse entfallen die gemäß 
Verkehrsdienstevertrag zwischen dem Land und den ÖBB vereinbarten Zug-
leistungen. Dadurch sind aus diesem Titel keine Zahlungen mehr vom Land an 
die ÖBB zu leisten. Die ÖBB verlieren auf diese Weise Einnahmen, was bei der 
Alternativrechnung Bahn/Bus [vgl. Anhang 2] berücksichtigt ist. Anderseits 
erspart sich das Land Niederösterreich aus diesem Titel Budgetausgaben in der 
Höhe von 97.983 € [vgl. S.191], die in der Kosten-Nutzen-Analyse nicht mehr zu 
berücksichtigen sind. Die Zahlungen für den Verkehrsverbund, dem ja die Busse 
auch angehören, bleiben jedoch wie bei der Status-quo-Analyse im Ausmaß von 
23.119 €  [vgl. S.191] erhalten. 
 
9.5.3.4  Auswirkungen für den Bund 
 
Die sich beim Bund aus dem Ersatz der Personenzüge durch Busse ergebenen 
Kosten- und Nutzenänderungen betreffen ausschließlich Zahlungserfordernisse 
in Bezug auf  die im Eigentum des Bundes befindlichen ÖBB-Gesellschaften. 
Diese Änderungen betreffen dabei die Personenverkehr AG und die Postbus 
GmbH, wie sie im Abschnitt 8.5 [vgl. S.154 f] für die Nebenbahn  Schwarzenau -  
Waidhofen/Thaya und im Anhang 2 für das ganze Schwarzenauer Kreuz, also für 
beide Nebenbahnen zusammen beschrieben wurden. Aus der Differenz der 
gesamten Kosten- und Nutzen des Schwarzenauer Kreuzes und den Ergeb-
nissen der Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya ergeben sich die 
Kosten und Nutzen auf dem Nebenbahnabschnitt Schwarzenau - Zwettl  für die 
Personenverkehr AG und die Postbus-GmbH [vgl. Tabelle 58]. 
 
a)         Schwarzenauer Kreuz   


















Tabelle 58; Kosten und Nutzen des Nebenbahnabschnitts Schwarzenau - Zwettl 
 
Aus der vorstehenden Tabelle ist zu ersehen, dass der Ersatz des Personenzug-
verkehrs durch Busse auf dem Nebenbahnabschnitt Schwarzenau - Zwettl für die 
Personenverkehr AG die Umwandlung des Verlusts von -295.365 [vgl. S. 173 ] in 
einen  Gewinn von 26.880 € bedeutet. Zwar entsteht bei der Postbus GmbH ein 
Verlust von -110.134 €, doch verringert  sich dabei der Konzernverlust auf dieser 
Nebenbahn von -295.365 € auf -83.254 € [Nettnonutzen Postbus GmbH minus  








Personenverkehr AG 136.399 187.471 51.072 Anhang 2 








Personenverkehr AG   64.610   88.802 24.192 S 155 








Personenverkehr AG   71.789   98.669 26.880 a - b 
Postbus GmbH 434.737 324.603 -110.134 a - b 
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Kosten-Nutzen-Analyse nach Ersatz der Personenzüge durch Busse 
Betroffene Nettonutzen Zugersatz durch Busse 
    Status 2008 Kosten in Nutzen in Nettonutzen
    in Euro Euro Euro in Euro 
1.Betreiber          
Kosten und Nutzen der Betreibergesellschaften werden unter Punkt 3.4 beim Bund ausgewiesen 
ÖBB-Personenverkehr AG  (vgl. S.153) -295.365 71.589 98.669 27.080
ÖBB-Postbus GmbH (vgl.S. 154)   0 434.737 324.603 -110.134
ÖBB-Rail Cargo Austria AG (vgl. S. 154) -3.642.618 9.106.545 5.463.927 -3.642.618
ÖBB-Infrastruktur AG  -2.174.412 3.351.950 1.541.131 -1.810.819
2. Benutzer: 2.1. Bahnreisende         
Ticketkosten   -6.924 6.924   -6.924
Transferkosten  -15.165 0   0
Vorteil Bahn/Busbenützung statt Auto 67.141   67.141 67.141
Durch Arbeitsmobilität erzielte Kaufkraft 14.220.984   14.220.984 14.220.984
Vorteil für Eltern von Schülern u.Lehrlingen 3.391   3.391 3.391
2.2 Wirtschaftsunternehmen        
Transportkosten  -5.907.765 5.907.765   -5.907.765
Anschlußbahnkosten  -2.400 2.400  -2.400
Logistik und Ladungssicherung -1.980.438 1.980.438   -1.980.438
 Nutzen durch  Absatzmöglichkeiten 50.411.399   50.411.399 50.411.399
3. Allgemeinheit          
3.1 Bevölkerung          
Arbeitsplatz(Kaufkraft)sicherung 2.694.844   2.694.844 2.694.844
Unfallkosten Bus  0 6.196   -6.196
Lärmkosten Busbetrieb    0 11.851   -11.851
Lärm Güterverkehr Bahn  -6.465 6.465   -6.465
Luftverschmutzung durch Bus 0 6.233   -6.233
Luftverschmutzung durch Triebwagen. -22.251 0   0
Luftverschmutzung durch Diesellok -2.703.734 2.703.734   -2.703.734
3.2 Gemeinden          
Schneeräumung  -2.000 0  0
TransferStadtbus  15.165   0 0
Kommunalsteuer  121.263  121.263 121.263
3.3. Land Niederösterreich         
Zahlungen gemäß Verkehrsdienstevertrag -97.983 0   0
Zahlunge für Verkehrsverbund -23.119 23.119   -23.119
3.4 Bund         
Zahlungen f. gemeinwirtsch.Leistungen -213.529 213.529   -213.529
Zuschuss § 42 BB-Gesetz  -1.364.706 1.364.706  -1.364.706
Fahrpreisersätze Schüler, Lehrlinge -3.391 3.391   -3.391
 ÖBB-Infrastruktur AG  -2.174.412 3.351.950 1.541.131 -1.810.819
 ÖBB-Personenverkehr AG  -295.365 71.789 98.669 26.880
 ÖBB-Rail Cargo Austria AG  -3.642.618 9.106.545 5.463.927 -3.642.618
 ÖBB-Postbus GmbH  0 434.737 324.603 -110.134
Abschreibungen vom Anlagewert -283.500 283.500  -283.500
Nettonutzen Status 2008  48.788.421 25.485.272 74.947.352 49.462.080
Tabelle 59; Kosten-Nutzen-Analyse Schwarzenau – Zwettl bei Zugersatz durch Busse  
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Da der starke Güterverkehr auf der Gesamtstrecke Schwarzenau - Martinsberg 
Gutenbrunn erhalten bleibt, wurde davon ausgegangen, dass der Investitions-
zuschuss des Bundes gemäß § 42 BB-Gesetz in Höhe von 1,364.706 weiter 
erhalten bleibt. Ebenso wurde davon ausgegangen, dass die Zahlungen des 
Bundes für gemeinwirtschaftliche Leistungen sowie für den Ersatz der 
Fahrkosten für Schüler und Lehrlinge, an die Postbus GmbH wie bisher weiter 
erfolgen. Da die Strecke für den Güterverkehr erhalten bleibt, kommt es auch zu 
keinen Änderungen bei den in der Status-quo-Bewertung angesetzten Abschrei-
bungen. 
 
9.5.4 Zusammenfassung  
 
 In  der  vorstehenden  Tabelle 59 sind  alle im Abschnitt 9.5 beschriebenen 
Nutzen und Kosten mit den sich daraus ergebenden Nettonutzen zusam-
mengefasst und dem Nettontutzen des Status-quo gegenübergestellt. Aus den 
summierten Nettonutzen der vom Ersatz der Personenzüge durch Busse 
potenziell Betroffenen ergibt sich, dass sich durch diese verkehrswirtschaftliche 
Maßnahme der regionalökonomische Gesamtnettonutzen gegenüber dem 





Die Maßnahme kann daher unter den genannten Vorbehalten in Bezug auf die 
Repräsentativität und Richtigkeit der verwendeten Daten auch aus regional-
ökonomischer Gesamtsicht, das heißt unter Berücksichtigung der ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Wirkungen als vorteilhaft beurteilt werden. Auch hier 
ist vor allem maßgebend, dass der durch das Mobilitätsangebot des Busses 
gegebene Nutzen der Arbeitsmöglichkeit  außerhalb des Wohnorts bei 
unveränderten Kosten und Nutzen des bestehen bleibenden  Güterverkehrs 
weiterhin gegeben ist.   
 
 
10. Beantwortung der Forschungsfrage 
 
In der vorliegenden Forschungsarbeit wurde  die Aufgabe verfolgt, festzustellen, 
 
• wie die regionalwirtschaftliche Bedeutung von Nebenbahnen in Öster-
reich unter Berücksichtigung aller relevanten ökonomischen, sozialen und 
ökologischen Kriterien theoretisch und methodisch fundiert ermittelt 
werden kann,  
• welche gesamt- und regionalwirtschaftlichen Auswirkungen konkret 
erwogene oder gesetzte verkehrswirtschaftliche Maßnahmen wie die 
Umstellung von Zug- auf Busbetrieb auf zwei Nebenbahnen haben und 
• wieweit die verwendete Bewertungsmethodik   auch   für   eine   standar-
disierte  Bewertung  anderer  Nebenbahnen geeignet ist. 
 
Zur Erfüllung dieser Aufgabenstellung wurden in der vorliegenden Arbeit nach 
der erforderlichen Klärung der Begriffe  die in Frage kommenden regionalwirt-
schaftlichen Determinanten und deren theoretische Grundlagen beschrieben und 
hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Themenstellung der Arbeit sowie im Hinblick 
auf deren methodischer Anwendbarkeit analysiert.  In der Folge wurden auf der 
Grundlage von beispielhaften Untersuchungen der regionalwirtschaftlichen 
Bedeutung zweier niederösterreichischer Nebenbahnen die ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Auswirkungen konkreter Maßnahmen erhoben, 
203 
bewertet und beurteilt. Dabei sollten auch Möglichkeiten und Grenzen der 
Machbarkeit einer derartigen  Bewertung aufgezeigt werden.  
 
• Theoretisch und methodisch fundierte Ermittlung der regionalwirt- 
       schaftlichen Bedeutung von Nebenbahnen   
 
Während in Österreich  die Nebenbahnproblematik [vgl. S.12 ff] bis heute immer 
nur aus dem Blickwinkel des staatlichen Betreibers Österreichische Bundesbah-
nen als ein verantwortlicher Teil für deren Defizit gesehen wurde und sich die 
Thematik ausschließlich auf den vom Staat, das heißt von Bund und Ländern  
budgetär aus öffentlichen Geldern auszugleichenden Verlust  dieser Bahnen 
beschränkte, wurde mit der vorliegenden Arbeit versucht zu zeigen, dass die 
Aufgabe des Staates  und seiner Gebietskörperschaften im Hinblick auf die 
bewusste Gestaltung und Verbesserung der regionalen und allgemeinen  
Wohlfahrtsentwicklung  [vgl. S. 32] eine entsprechend erweiterte Betrachtungs-
weise erfordert. Insbesondere ist die Bedeutung von Nebenbahnen aus dem 
Blickwinkel des systemorientierten Ansatzes der regionalen Entwicklung [vgl. S. 
18] in einem Zusammenspiel von Raum/Siedling, Wirtschaft/Umwelt und Verkehr 
zu sehen und hinsichtlich aller Auswirkungen auf die ökonomischen, sozialen, 
und ökologischen Gegebenheiten zu betrachten.  Vor allem deshalb, weil eine 
sich in Richtung Pareto-Optimum [vgl. S.36] bewegende regonalpolitische und 
regionalwirtschaftliche Entwicklung die Gestaltung  der Verkehrsinfrastruktur und 
der verkehrswirtschaftlichen Leistungsfähigkeit als Determinanten der Regional-
entwicklung nicht außer Acht lassen kann. Es geht nämlich  um die Frage,  
welcher Wohlfahrtszustand durch die Nebenbahn besteht, das heißt  welche 
Vorteile und/oder Nachteile durch die Existenz und Leistungen der Nebenbahn 
für die Region und die Betroffenen insgesamt gegeben sind. Als Betroffene 
wurden dabei in der vorliegenden Arbeit die Betreiber (vgl. Boos, 1983, S. 20 f) 
der Nebenbahn, deren Benützer (vgl. Boos, 1983, S.24 f)) sowie die All-
gemeinheit ((vgl. Boos, 1983, S. 28 ff)) in ihren Ausprägungen als regionale bzw. 
nationale Bevölkerung und als beteiligte Gebietskörperschaften definiert. Von 
besonderer Bedeutung ist diese wohlfahrtheoretische und regionalökonomische 
Betrachtungsweise dann, wenn die Existenz von Nebenbahnen in Frage gestellt 
ist, wenn also Streckeneinstellungen erwogen werden oder wenn gravierende 
Veränderungen im Leistungsangebot erfolgen sollen. Hier ist es nach Ansicht 
des Verfassers im Sinne der öffentlichen Wohlfahrtspolitik zwingend erforderlich, 
vor der staatlichen Entscheidung eine gesamthafte regional- bis volkswirt-
schaftliche  Bewertung vorzunehmen, in der die sozialen, ökonomischen und 
ökologischen Auswirkungen einer solchen Maßnahme möglichst objektiv beurteilt 
werden. 
 
Die zentrale Frage ist dabei die anzuwendende Bewertungsmethode. Deshalb 
wurden für diese Aufgabenstellung die Instrumente zur Alternativenbewertung 
hinsichtlich Verwendbarkeit analysiert [vgl. S. 67 ff] und erkannt, dass die Kosten-
Nutzen-Analyse [vgl. S. 69 ff] jene Methode ist, die am ehestens eine objektive, 
das heißt von subjektiven Wertvorstellungen und Meinungen unab-hängige 
Bewertung und Bedeutungsfeststellung erwarten lässt [vgl. S 75 ff]. Die 
Anwendbarkeit dieser Methode ist aber davon abhängig, ob die Vorteile und/oder 
Nachteile der Betroffenen sich als Nutzen (Wohlfahrtsgewinne) und/oder Kosten 
(Wohlfahrtsverluste) quantitativ erheben lassen und auf Basis von kardinalen 
Rechnungsgrößen oder Zahlungsbereitschaften monetär gemessen werden 
können.  
 
Im Rahmen der gegenständlichen Forschungsarbeit  wurde dann festgestellt, 
dass die Anwendbarkeit der Kosten-Nutzen-Analyse auch für die gestellte 
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Aufgabe am besten geeignet ist. Voraussetzung für die Richtigkeit des Bewer-
tungsergebnisses ist allerdings die Existenz und Verwendbarkeit zeitlich und 
qualitativ entsprechend zuscheidbarer Daten über Kosten und Nutzen von 
Nebenbahnen. Solche Daten konnten zwar für die vorliegende Bewertung auf 
verschiedene Weise offiziell und inoffiziell beschafft bzw. recherchiert werden, 
doch entspricht deren zeitliche und qualitative Beschaffenheit nur eingeschränkt 
den Erfordernissen einer sachlich und rechnerisch richtigen Bewertung. Daher 
konnten diese Daten in der vorliegenden Arbeit nur beispielhaft verwendet 
werden. Inbesondere gilt dies für die seitens verschiedener ÖBB-Stellen offiziell 
und inoffiziell zur Verfügung gestellten Daten, die zum Teil unterschiedliche 
Werte enthielten oder für mehrere Bahnen zusammengefasst waren und 
disaggregiert werden mussten. Hier wäre für eine exakte Bewertung ein 
spezieller Auftrag durch den Eigentümer Bund oder mit ihm im Einvernehmen 
durch die ÖBB-Holding erforderlich, sodass die Zurverfügungsstellung 
einheitlicher und kompatibler Daten durch die ÖBB-Gesellschaften gewährleistet 
ist. Das Gleiche gilt auch für zu bewertende, im Eigentum eines Landes 
befindliche  Regionalbahnen.  
 
Auch  hinsichtlich der externen Kosten des Verkehrs, wo auf ausländische   und 
teilweise zeitlich länger zurückliegende Studien zurückgegriffen werden musste, 
wären in künftigen Bewertungsfällen gesonderte österreich- bzw. regional-
spezifische Untersuchungen erforderlich, selbst durchzuführen oder in Auftrag zu 
geben.  Auf Basis der vorhandenen Daten konnte zwar beispielhaft der Nachweis 
erbracht werden, dass die Ermittlung der Bedeutung von Nebenbahnen 
theoretisch und methodisch fundiert möglich ist, dass aber die Richtigkeit der 
Ergebnisse von der zeitlich und qualitativ gegebenen Datenverfügbarkeit 
abhängt. Um die Frage der Nebenbahnen als Teil der regionalen Infrastruktur 
und potenziell wichtige  Determinante der regionalwirtschaftlichen Entwicklung 
einer objektiven und qualitativ entsprechenden Bewertung zuzuführen und 
dadurch außer Streit zu stellen,  wäre es in dieser Hinsicht geboten,  durch den 
oder die öffentlichen oder öffentlich unterstützten Eigentümer einen 
Forschungsauftrag oder mehrere Untersuchungsaufträge an geeignete 
wissenschaftliche Institutionen oder Forschungsgesellschaften zu erteilen. 
 
Die vor verkehrswirtschaftlichen oder verkerhspolitischen Entscheidungen 
wohlfahrttheoretisch zwingend erforderliche Ermittlung der regionalwirt-
schaftlichen Bedeutung von Nebenbahnen in Österreich kann nur dann 
zufriedenstellend vorgenommen werden, wenn die dafür nötigen Bewertungs-
grundlagen entweder offiziell vorhanden sind und für die Verwendung verbindlich 
herangezogen werden können oder wenn die  erforderlichen Kosten- und 
Nutzengrößen mit Hilfe eigener regional- oder österreichspezifischer Forschungs-
projekte erhoben werden. Letzteres gilt besonders für die externen Kosten des 
Verkehrs in ihren verschiedenen Ausprägungen, die in Österreich entweder nicht 
oder zu wenig erforscht sind und wenn überhaupt nur für den Strassenverkehr 
vorliegen. Aber es gilt auch für die Informationen, die aufgrund spezifischer 
empirischer Erhebungen qualitativer und quantitativer Natur beschafft werden 
müssen. Letztere sind unbedingt für die Erhebung des Nutzens erforderlich, der 
sich durch die von der Bahn gebotene Mobilität autoloser Berufspendler zur 
Erzielung von Einkommen  und Kaufkraft außerhalb ihres Wohnorts ergibt. 
Ebenso ist mittels standardisierten Befragungen (Datenerhebung mittels Frage-
bogen oder Leitfadeninterviews) die logistische  und transportkostenmäßige 
Ersetzbarkeit der Bahn im Personenverkehr durch Busse und/oder im 
Güterverkehr durch LKW-Transporte zu erheben. Dabei sollten auch die durch 
die Bahn im Güterverkehr gegebenen monetären Absatzmöglichkeiten nach 
Versandgüterarten getrennt quantifiziert  und in Geldgrößen erhoben werden.  
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Auch die Erhebung von Kosten und Nutzen der Gebietskörperschaften bedarf 
entsprechender statistischer oder empirischer Erhebungen in Form qualitativer 
Interviews, wie sie im Verlaufe der Forschungsarbeit vom Verfasser im Rahmen 
des Möglichen vorgenommen wurden. 
  
• Regionalwirtschaftliche  Auswirkungen von konkreten verkehrswirt-
schaftlichen Maßnahmen wie die Umstellung von Zug- auf Busbetrieb 
 
Diese Forschungsfrage wurde beispielhaft anhand der beiden Nebenbahnen des 
Schwarzenauer Kreuzes (Schwarzenau - Waidhofen/Thaya und Schwarzenau - 
Martinsberg Gutenbrunn,)  untersucht und so richtig beantwortet, als es die 
Aktualität, Qualität und Repräsentativität der gegebenen oder recherchierten 
Daten ermöglichte.  
 
Unter diesen Prämissen konnte festgestellt werden, dass bei beiden Neben-
bahnen der Ersatz der Personenzüge durch in gleicher Häufigkeit und zum 
gleichen Preis benützbare Busse zu einer monetären Verbesserung des regional-
wirtschaftlichen Nettonutzens aus sozialen, ökonomischen und ökologischen 
Komponenten führt. Allerdings erfolgte die mit 12.12.2010 vorgenommene 
Umstellung auf Busbetrieb ohne eine solche umfassende Betrachtung und nur 
aufgrund betriebswirtschaftlicher Überlegungen des Betreibers Österreichische 
Bundesbahnen. 
 
Nebenbahn Schwarzenau - Waidhofen/Thaya [vgl. S.154 ff] 
Die bereits mit 12.12.2010 ohne gesamt- oder regionalwirtschaftliche Bewertung 
vollzogene Betriebsumstellung auf der Nebenbahn Schwarzenau - Waidho-
fen/Thaya führt aufgrund des in dieser Arbeit  gewählten Bewertungsverfahrens 
und der verwendeten Daten zu einer leichten Verbesserung des regional-
wirtschaftlichen Nettonutzens von 26.702.295 € auf 27.560.501 € [vgl. S. 161 f, 
Tabelle 39]. Diese Verbesserung, die hauptsächlich auf den bahnseits aus der 
Umstellung errechneten Einsparungen [vgl. S.155 f, Tabellen 37 u.38] des ÖBB-
Konzerns von 811.377 € basiert und die Realisierung dieser Einsparungen 
voraussetzt, gründet sich vor allem auf das durch das Busangebot unveränderte 
Weiterbestehen der Mobilitätsmöglichkeit zur Ausübung externer Beschäfti-
gungen und zur Erzielung von Einkommen und Kaufkraft [vgl. S.135]. Weitere 
nicht  unwesentliche Faktoren für die Vorteilhaftigkeit der Umstellung auf 
Busbetrieb sind  die im Vergleich zu den mit Diesel betriebenen Triebwagen 
verbrauchsbedingt geringeren Luftverschmutzungskosten der Busse und der 
Entfall der Zahlungen des Landes Niederösterreich aus dem Verkehrsdienste-
vertrag mit den ÖBB.  
 
Nebenbahn Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn [vgl. 172  ff] 
Auch auf der zweiten beispielhaft zu bewertenden Nebenbahn führt der ebenfalls 
ohne gesamt- oder regionalwirtschaftliche Bewertung im Teilabschnitt 
Schwarzenau - Zwettl erfolgte Ersatz der  Personenzüge durch Busse zu einer 
ähnlichen Verbesserung des regionalwirtschaftlichen Nettonutzen von 
48.788.421 € [vgl. S.193, Tabelle 55] auf 49.462.080 € [vgl. S. 200, Tabelle 59]. 
Auch diese Verbesserung basiert vor allem auf den bahnseits errechneten 
Einsparungen [vgl. S.195, Tabelle 57]  im ÖBB-Konzern beim Betriebsaufwand 
und bei der Personenverkehrs AG von 665.664 €, deren Realisierung 
vorausgesetzt wird. Weiters begründet sich die Verbesserung  auf der in gleicher 
Weise bestehenden Möglichkeit, durch  ein  entsprechendes  Busangebot  
unverändert Arbeitsplätze außerhalb des Wohnorts zu erreichen und  Kaufkraft 
erzielen zu können. Die wegfallenden Zahlungen des Landes Niederösterreich 
aus dem Verkehrsdienstevertrag verstärken die Vorteilhaftigkeit der Umstellung 
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auf Busbetrieb genauso wie die geringeren Luftverschmutzungskosten des 
Busses gegenüber dem dieselbetriebenen Triebwagen. Durch das Weiterbe-
stehen des Güterverkehrs sind auch die für die regionalen Wirtschafts-
unternehmen durch die Bahn gegebenen Absatzmöglichkeiten und die Sicherung 
der bahnaffinen Arbeitsplätze weiter gegeben. 
 
Für beide Nebenbahnen gilt, dass die Vorteilhaftigkeit der Umstellung auf 
Busbetrieb nur dann voll zum Tragen kommt, wenn  die bahnseits errechneten 
Einsparungen [vgl. Anhang 2] tatsächlich realisiert werden. Weiters gilt für beide 
Nebenbahnen, dass bedingt durch den verbrauchsbedingt niedrigeren Ausstoß 
an CO2  die Umstellung auf Busbetrieb dem österreichischen Klimaziel mehr 
dient als die Aufrechterhaltung des Zugbetriebs mit den in Verwendung stehen-
den Dieseltriebwagen. 
 
• Eignung der Methodik für eine standardisierte Bewertung anderer 
Nebenbahnen  
 
Die angewendete Methode der Kosten-Nutzen-Analyse zur Ermittlung der regio-
nalwirtschaftlichen Bedeutung der Nebenbahnen in Österreich ist grundsätzlich 
auch für alle anderen Nebenbahnen geeignet. Entscheidend ist dabei - wie 
bereits erwähnt -  die Verfügbarkeit der erforderlichen Daten in ihrer zeitlichen, 
quantitativen  und qualitativen Eignung. Deren Sicherstellung durch spezielle 
österreich- bzw. regionalspezifische Forschungsarbeiten ist hierfür geboten. 
Insbesondere sollte dies für die Ermittlung der externen (ökologischen) Kosten 
des Verkehrs der Fall sein, vor allem des Eisenbahnverkehrs, für den kaum 
entsprechende Untersuchungen in Österreich und keine für regionale 
Nebenbahnen vorliegen. Darüber hinaus sind für jede zu bewertende Nebenbahn 
emprische Erhebungen der Reisendenstruktur, vor allem des Autobesitzes der 
die Nebenbahn für die Fahrt von und zu Arbeitsplätzen außerhalb des Wohnortes 
benützenden Reisenden unbedingt nötig.  
 
Sollte der jeweilige staatliche Eigentümer von Nebenbahnen (Bund oder Land) 
eine derartige gesamthafte regionalwirtschaftliche Bewertung von Nebenbahnen 
in Österreich beabsichtigen, um entsprechend fundierte verkehrswirtschaftliche 
oder verkehrspolitische Entscheidungen (Investitionen, Desinvestitionen, Verla-
gerungen von der Schiene auf die Straße und umgekehrt, Eigentumsüber-
tragungen) im Hinblick auf eine Sicherung oder Verbesserung der gesell-
schaftlichen Wohlfahrt treffen zu können, so wird auf der Grundlage der vor-
liegenden Forschungsarbeit folgendes standardisierte Bewertungsverfahren 
empfohlen. 
 
1. Beschluss eines zentralen, nach Möglichkeit politisch akkordierten Unter-
suchungsauftrags zur gesamthaften kosten- und nutzenanalythisch mone-
tären Bewertung der in Frage kommenden Nebenbahnen nach den in der 
gegenständlichen Forschungsarbeit beschriebenen sozialen, ökonomi-
schen und ökologischen Kriterien 
2. Erarbeitung der entsprechenden Projektstruktur mit den erforderlichen 
Teilprojekten 
• Erhebung der Kosten- und Nutzendaten der Betreiber (Aufwän-
dungen und Erträge) 
• Erhebung der Kosten- und Nutzendaten der Benutzer 
(Fahrtkosten, Transferkosten, Opportunitätskosten, Nutzenvor-
teile gegenüber anderen Verkehrsmitteln, Nutzen durch Arbeits-
mobilität, sonstige Nutzen) 
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• Erhebung der Kosten- und Nutzendaten der Allgemeinheit 
(Nutzen der Arbeitsplatzsicherung, alternative externe Kosten des 
Verkehrs, Kosten und Nutzen der betroffenen Gebietskörper-
schaften) 
3. Verbindliche Verpflichtung der beteiligten Betreibergesellschaften zur 
erforderlichen Lieferung einheitlich erhobener und gegenseitig kompa-
tibler Daten aus dem Rechnungswesen der Betreibergesellschaften 
4. Sicherstellung der Zurvefügungstellung der erforderlichen Daten durch die 
Statistik Austria und betroffenen politische Institutionen sowie im Hinblick 
auf das öffentliche Rechnungswesen durch die beteiligten Gebietskörper-
schaften  
5. Sicherstellung der Finanzierung für 
• erforderliche Markt- und Kaufkraftanalysen  
• empirische Erhebungen der regionalen bzw. überregionalen 
Gegebenheiten, Erfordernisse und Bedürfnisse der direkt betrof-
fenen Bahnreisenden, der transportierenden Wirtschaftsunterneh-
men und der  indirekt betroffenen Bevölkerung  
• erforderliche Ermittlung der mit der (den) Nebenbahn(en) in 
Zusammenhang stehenden externen und zu monetarisierenden  





































11.   ABSTRACT 
 
Diese wissenschaftliche Arbeit stellt eine analytische Betrachtung der  Bedeutung 
von öffentlichen Nebenbahnen für die regionale und nationale Entwicklung in 
Österreich  dar. Mit der Dissertation wurde auf dem Gebiet der Regionalwirtschaft 
untersucht,  
• wie die Bedeutung von Nebenbahnen theoretisch und methodisch fundiert 
ermittelt werden kann  
• welche  gesamthaften Auswirkungen  bestimmte  verkehrswirtschaftliche 
Maßnah-men auf zwei konkrete Nebenbahnen haben und 
• ob die verwendeten Grundlagen und Methoden  generell für die 
Bewertung anderer derartiger Bahnen geeignet sind. 
Hypothetische Grundlage für die Arbeit war die Vermutung, dass die Bedeutung 
von solchen öffentlichen Bahnlinien nicht nur eine unternehmerische Betrachtung 
erfordert, sondern dass darüber hinaus noch soziale und ökologische Kriterien 
auf objektive Weise zu berücksichtigen sind. Die Prüfung dieser Hypothese hat 
ergeben, dass derartige Bahnen als Teil der öffentlichen Infrastruktur 
Voraussetzung für eine positive Regionalentwicklung sind. Dadurch leisten sie 
einen  mehr oder weniger bedeutenden Beitrag zur Entstehung von regionaler 
Wohlfahrt. Es ist daher staatliche Aufgabe, geplante verkehrsspezifische  
Maßnahmen nach den ökonomischen, sozialen und ökologischen 
Wohlfahrtskriterien zu beurteilen und auf dieser Grundlage objektiv zu 
entscheiden. Von den möglichen Bewertungsmethoden wurde die Kosten- 
Nutzen-Analyse als am besten geeignetes Verfahren erkannt. Aufgrund konkreter 
sowohl offiziell und inoffiziell vorhandener als auch persönlich recherchierter und 
empirisch  erhobener wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer  Daten wurden 
zwei ausgewählte Nebenbahnen und im Hinblick auf die gesamthafte 
Vorteilhaftigkeit konkreter verkehrswirtschaftlicher Maßnahmen beispielhaft 
beurteilt. Es konnte die praktische Eignung der verwendeten Grundlagen und 
Methoden bestätigt werden. Die Richtigkeit der Ergebnisse wird dabei von der 




This scientific work shows an analysis of the importance of public minor-railways 
for the regional and national development in Austria. With this dissertation in the 
field of regional-economic the following points were investigated: 
• How the  importance of minor-railways can be measured in a theoretical 
and methodical way 
• Which effects certain measures in traffic-economy have on two concrete 
minor-railways and 
• whether the used basics and methods are generally suitable for valuation 
of other minor-railways 
Hypotetical basis for this treatise has been the guess, that the importance of such 
public railways doesn’t only need an entrepreneurial reflection but also the 
consideration of social and ecological effects in an objective way. The 
examination of this hypothesis has shown  that these kinds of railways are part of 
public infrastructure and therefore  precondition for an affirmative regional 
development. Because of that they contribute to the development of regional 
welfare. The state is responsible for the evaluation of planned measures in the 
field of public transportation on the basis of economical, social and ecological 
welfare-effects for making an objective decision. From all potential methods of 
valuation, the cost-benefit-analysis resulted as the best suitable procedure for an 
objective valuation. On the basis of existing official and unofficial information as 
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well as empirical researched economical, social and ecological data  two minor-
railways  have been selected and investigated. With regards to the total benefit of 
concrete traffic-economical measures those two minor-railways and their costs 
and benefits have been exemplarily assessed. The suitability of used basics und 
methods has been confirmed but the correctness of results is determined by the 
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Flächenpräsenz der Gesellschaften im Schwarzenauer Kreuz  
(Waidhofen a.d.Thaya - Schwarzenau - Martinsberg Gutenbrunn) 
 
VzG-Nr.: 17601,     Land NÖ,      Länge/km: 58,     Betriebszeit : 05:15 – 19:40     







- Zwettl - Schwarzenau 
- Schwarzenau - Waidhofen/Thaya 
BeförderteTonnen(Jahr/Werktag) 
Waidhofen/T - Martinsberg G. 
Züge(Werktag)/Auslastung in % 
- Zwettl - Schwarzenau 
- Schwarzenau - Waidhofen/T. 
- Schwarzenau - Martinsberg G.  
Leistungsbestellung GWL Bund 
Leistungsbestellung VDV Land 
Aufwand Gesamtstrecke 
(Deckung in %) 
 
















742.600 / 2856 
 





9,43 Mio.€  
(60%) 
Betriebserfolg je Fahrgast / Tonne -4,6 € -5,07 € 
Zugfahr-/ Verschubfahrstunden 
(Jahr) 
11.595 (2x VT 5047) 35.300 
 
Gesamtstrecke 
Waidhofen/T - Martinsberg G. 
Infrastruktur 
(2008) 
Zug-km (PV / GV) 
Aufwand Betrieb AG 




156.212 / 92.101 
1,8 Mio.€ 
 1,6 Mio.€ 
 
 0,21 Mio.€ 
 1,02 Mio.€ 
Betriebserfolg je Zug-km 
(ohne § 42) 
Aufwandsdeckung in % (ohne 


























ÖBB-Holding: Strategie der Unternehmensentwicklung, Flächenpräsenz im 
Personenverkehr  
ZWETTL – SCHWARZENAU – WAIDHOFEN A.D. THAYA 
Annahmen für Variante Bus: keine Vertriebs-u.Verwaltungskosten, Tariferträge und gwl. Leistungen 
wie Schiene 












Km-Leistung 163.828 0 0
Zugfahrstunden 4.818 0 0
Personenkilometer /Werktag 
lt.Verkehrsplanung 
5.700 0 etwa gleich 
Durchschnittsgeschwindigkeit 34 0 gleich
Km-Leistung Bus 0 242.616 242.616
2. Fuhrpark  
Fahrzeugbedarf VT 5047 2 0 2
 




Kalk. Fuhrparkfixkosten 285.000 0 0
Infrastrukturbenützungsentgelt 155.812 0 0
Vertriebs-u.Verwaltungskosten 136.399 136.399 0
Gesamtkosten 1,345.485 136.399 0
Tariferträge Schiene 100.580 63.960 0
Tariferträge Bus 0  156.340
Erträge Verkehrsdienstvertrag 223.307 0 0
Gemeinwirtsch. Erträge 460.405 123.511 460.405
Gesamterträge 784.292 187.471 616.745
Erfolg exkl. Bus -561.193 51.073 460.405
Kosten Busverkehr 0  826.000
Erfolg inkl Bus -561.193  -209.255
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
